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I. §§ 651a-y BGB
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, ber. S. 2909 
und 2003 I S. 738)

(FNA 400-2)
zuletzt geändert durch Art. 5 G zur Durchführung der EU-Verordnungen über 

grenzüberschreitende Zustellungen und grenzüberschreitende Beweisaufnahmen in Zivil- 
oder Handelssachen sowie zur Änd. sonstiger Vorschriften vom 24. Juni 2022 (BGBl. I 

S. 959)
– Auszug –

Pauschalreisevertrag, Reisevermittlung und Vermittlung 
verbundener Reiseleistungen

§ 651 a Vertragstypische Pflichten beim Pauschalreisevertrag
(1) 1Durch den Pauschalreisevertrag wird der Unternehmer (Reiseveranstalter) verpflichtet, dem 
Reisenden eine Pauschalreise zu verschaffen. 2Der Reisende ist verpflichtet, dem Reiseveranstalter den 
vereinbarten Reisepreis zu zahlen.
(2) 1Eine Pauschalreise ist eine Gesamtheit von mindestens zwei verschiedenen Arten von Reiseleis­
tungen für den Zweck derselben Reise. 2Eine Pauschalreise liegt auch dann vor, wenn
1. die von dem Vertrag umfassten Reiseleistungen auf Wunsch des Reisenden oder entsprechend 

seiner Auswahl zusammengestellt wurden oder
2. der Reiseveranstalter dem Reisenden in dem Vertrag das Recht einräumt, die Auswahl der 

Reiseleistungen aus seinem Angebot nach Vertragsschluss zu treffen.
(3) 1Reiseleistungen im Sinne dieses Gesetzes sind
1. die Beförderung von Personen,
2. die Beherbergung, außer wenn sie Wohnzwecken dient,
3. die Vermietung

a) von vierrädrigen Kraftfahrzeugen gemäß § 3 Absatz 1 der EG-Fahrzeuggenehmigungsver­
ordnung vom 3. Februar 2011 (BGBl. I S. 126), die zuletzt durch Artikel 7 der Verordnung 
vom 23. März 2017 (BGBl. I S. 522) geändert worden ist, und

b) von Krafträdern der Fahrerlaubnisklasse A gemäß § 6 Absatz 1 der Fahrerlaubnis-Verord­
nung vom 13. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1980), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 18. Mai 2017 (BGBl. I S. 1282) geändert worden ist,

4. jede touristische Leistung, die nicht Reiseleistung im Sinne der Nummern 1 bis 3 ist.
2Nicht als Reiseleistungen nach Satz 1 gelten Reiseleistungen, die wesensmäßig Bestandteil einer 
anderen Reiseleistung sind.
(4) 1Keine Pauschalreise liegt vor, wenn nur eine Art von Reiseleistung im Sinne des Absatzes 3 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 mit einer oder mehreren touristischen Leistungen im Sinne des Absatzes 3 
Satz 1 Nummer 4 zusammengestellt wird und die touristischen Leistungen
1. keinen erheblichen Anteil am Gesamtwert der Zusammenstellung ausmachen und weder ein 

wesentliches Merkmal der Zusammenstellung darstellen noch als solches beworben werden oder
2. erst nach Beginn der Erbringung einer Reiseleistung im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 

bis 3 ausgewählt und vereinbart werden.
2Touristische Leistungen machen im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 keinen erheblichen Anteil am 
Gesamtwert der Zusammenstellung aus, wenn auf sie weniger als 25 Prozent des Gesamtwertes ent­
fallen.
(5) Die Vorschriften über Pauschalreiseverträge gelten nicht für Verträge über Reisen, die
1. nur gelegentlich, nicht zum Zwecke der Gewinnerzielung und nur einem begrenzten Personen­

kreis angeboten werden,
2. weniger als 24 Stunden dauern und keine Übernachtung umfassen (Tagesreisen) und deren 

Reisepreis 500 Euro nicht übersteigt oder
3. auf der Grundlage eines Rahmenvertrags für die Organisation von Geschäftsreisen mit einem 

Reisenden, der Unternehmer ist, für dessen unternehmerische Zwecke geschlossen werden.

Untertitel 4

5

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



Abgrenzung zur Vermittlung
(1) 1Unbeschadet der §§ 651 v und 651 w gelten für die Vermittlung von Reiseleistungen die allge­
meinen Vorschriften. 2Ein Unternehmer kann sich jedoch nicht darauf berufen, nur Verträge mit den 
Personen zu vermitteln, welche alle oder einzelne Reiseleistungen ausführen sollen (Leistungser­
bringer), wenn dem Reisenden mindestens zwei verschiedene Arten von Reiseleistungen für den 
Zweck derselben Reise erbracht werden sollen und
1. der Reisende die Reiseleistungen in einer einzigen Vertriebsstelle des Unternehmers im Rahmen 

desselben Buchungsvorgangs auswählt, bevor er sich zur Zahlung verpflichtet,
2. der Unternehmer die Reiseleistungen zu einem Gesamtpreis anbietet oder zu verschaffen ver­

spricht oder in Rechnung stellt oder
3. der Unternehmer die Reiseleistungen unter der Bezeichnung „Pauschalreise“ oder unter einer 

ähnlichen Bezeichnung bewirbt oder auf diese Weise zu verschaffen verspricht.
3In diesen Fällen ist der Unternehmer Reiseveranstalter. 4Der Buchungsvorgang im Sinne des Satzes 
2 Nummer 1 beginnt noch nicht, wenn der Reisende hinsichtlich seines Reisewunsches befragt wird 
und zu Reiseangeboten lediglich beraten wird.
(2) 1Vertriebsstellen im Sinne dieses Gesetzes sind
1. unbewegliche und bewegliche Gewerberäume,
2. Webseiten für den elektronischen Geschäftsverkehr und ähnliche Online-Verkaufsplattformen,
3. Telefondienste.
2Wird bei mehreren Webseiten und ähnlichen Online-Verkaufsplattformen nach Satz 1 Nummer 2 
der Anschein eines einheitlichen Auftritts begründet, handelt es sich um eine Vertriebsstelle.

Verbundene Online-Buchungsverfahren
(1) Ein Unternehmer, der mittels eines Online-Buchungsverfahrens mit dem Reisenden einen Vertrag 
über eine Reiseleistung geschlossen hat oder ihm auf demselben Weg einen solchen Vertrag vermittelt 
hat, ist als Reiseveranstalter anzusehen, wenn
1. er dem Reisenden für den Zweck derselben Reise mindestens einen Vertrag über eine andere 

Art von Reiseleistung vermittelt, indem er den Zugriff auf das Online-Buchungsverfahren eines 
anderen Unternehmers ermöglicht,

2. er den Namen, die Zahlungsdaten und die E-Mail-Adresse des Reisenden an den anderen 
Unternehmer übermittelt und

3. der weitere Vertrag spätestens 24 Stunden nach der Bestätigung des Vertragsschlusses über die 
erste Reiseleistung geschlossen wird.

(2) Kommen nach Absatz 1 ein Vertrag über eine andere Art von Reiseleistung oder mehrere Verträge 
über mindestens eine andere Art von Reiseleistung zustande, gelten vorbehaltlich des § 651 a Absatz 
4 die vom Reisenden geschlossenen Verträge zusammen als ein Pauschalreisevertrag im Sinne des 
§ 651 a Absatz 1.
(3) § 651 a Absatz 5 Nummer 2 ist unabhängig von der Höhe des Reisepreises anzuwenden.

Informationspflichten; Vertragsinhalt
(1) 1Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, den Reisenden, bevor dieser seine Vertragserklärung abgibt, 
nach Maßgabe des Artikels 250 §§ 1 bis 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
zu informieren. 2Er erfüllt damit zugleich die Verpflichtungen des Reisevermittlers aus § 651 v Absatz 
1 Satz 1.
(2) Dem Reisenden fallen zusätzliche Gebühren, Entgelte und sonstige Kosten nur dann zur Last, 
wenn er über diese vor Abgabe seiner Vertragserklärung gemäß Artikel 250 § 3 Nummer 3 des Ein­
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche informiert worden ist.
(3) 1Die gemäß Artikel 250 § 3 Nummer 1, 3 bis 5 und 7 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche gemachten Angaben werden Inhalt des Vertrags, es sei denn, die Vertragsparteien haben 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 2Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden bei oder unverzüg­
lich nach Vertragsschluss nach Maßgabe des Artikels 250 § 6 des Einführungsgesetzes zum Bürger­
lichen Gesetzbuche eine Abschrift oder Bestätigung des Vertrags zur Verfügung zu stellen. 3Er hat 
dem Reisenden rechtzeitig vor Reisebeginn gemäß Artikel 250 § 7 des Einführungsgesetzes zum Bür­
gerlichen Gesetzbuche die notwendigen Reiseunterlagen zu übermitteln.

§ 651 b

§ 651 c

§ 651 d

§ 651 d  Informationspflichten; Vertragsinhalt
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(4) Der Reiseveranstalter trägt gegenüber dem Reisenden die Beweislast für die Erfüllung seiner Infor­
mationspflichten.
(5) 1Bei Pauschalreiseverträgen nach § 651 c gelten für den als Reiseveranstalter anzusehenden Unter­
nehmer sowie für jeden anderen Unternehmer, dem nach § 651 c Absatz 1 Nummer 2 Daten über­
mittelt werden, die besonderen Vorschriften des Artikels 250 §§ 4 und 8 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche. 2Im Übrigen bleiben die vorstehenden Absätze unberührt.

Vertragsübertragung
(1) 1Der Reisende kann innerhalb einer angemessenen Frist vor Reisebeginn auf einem dauerhaften 
Datenträger erklären, dass statt seiner ein Dritter in die Rechte und Pflichten aus dem Pauschalreise­
vertrag eintritt. 2Die Erklärung ist in jedem Fall rechtzeitig, wenn sie dem Reiseveranstalter nicht 
später als sieben Tage vor Reisebeginn zugeht.
(2) Der Reiseveranstalter kann dem Eintritt des Dritten widersprechen, wenn dieser die vertraglichen 
Reiseerfordernisse nicht erfüllt.
(3) 1Tritt ein Dritter in den Vertrag ein, haften er und der Reisende dem Reiseveranstalter als 
Gesamtschuldner für den Reisepreis und die durch den Eintritt des Dritten entstehenden Mehrkosten. 
2Der Reiseveranstalter darf eine Erstattung von Mehrkosten nur fordern, wenn und soweit diese 
angemessen und ihm tatsächlich entstanden sind.
(4) Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden einen Nachweis darüber zu erteilen, in welcher Höhe 
durch den Eintritt des Dritten Mehrkosten entstanden sind.

Änderungsvorbehalte; Preissenkung
(1) 1Der Reiseveranstalter kann den Reisepreis einseitig nur erhöhen, wenn
1. der Vertrag diese Möglichkeit vorsieht und zudem einen Hinweis auf die Verpflichtung des Rei­

severanstalters zur Senkung des Reisepreises nach Absatz 4 Satz 1 sowie die Angabe enthält, wie 
Änderungen des Reisepreises zu berechnen sind, und

2. die Erhöhung des Reisepreises sich unmittelbar ergibt aus einer nach Vertragsschluss erfolgten
a) Erhöhung des Preises für die Beförderung von Personen aufgrund höherer Kosten für 

Treibstoff oder andere Energieträger,
b) Erhöhung der Steuern und sonstigen Abgaben für vereinbarte Reiseleistungen, wie Touristen­

abgaben, Hafen- oder Flughafengebühren, oder
c) Änderung der für die betreffende Pauschalreise geltenden Wechselkurse.

2Der Reiseveranstalter hat den Reisenden auf einem dauerhaften Datenträger klar und verständlich 
über die Preiserhöhung und deren Gründe zu unterrichten und hierbei die Berechnung der Preiserhö­
hung mitzuteilen. 3Eine Preiserhöhung ist nur wirksam, wenn sie diesen Anforderungen entspricht 
und die Unterrichtung des Reisenden nicht später als 20 Tage vor Reisebeginn erfolgt.
(2) 1Andere Vertragsbedingungen als den Reisepreis kann der Reiseveranstalter einseitig nur ändern, 
wenn dies im Vertrag vorgesehen und die Änderung unerheblich ist. 2Der Reiseveranstalter hat den 
Reisenden auf einem dauerhaften Datenträger klar, verständlich und in hervorgehobener Weise über 
die Änderung zu unterrichten. 3Eine Änderung ist nur wirksam, wenn sie diesen Anforderungen 
entspricht und vor Reisebeginn erklärt wird.
(3) § 308 Nummer 4 und § 309 Nummer 1 sind auf Änderungsvorbehalte nach den Absätzen 1 und 2, 
die durch vorformulierte Vertragsbedingungen vereinbart werden, nicht anzuwenden.
(4) 1Sieht der Vertrag die Möglichkeit einer Erhöhung des Reisepreises vor, kann der Reisende eine 
Senkung des Reisepreises verlangen, wenn und soweit sich die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten 
Preise, Abgaben oder Wechselkurse nach Vertragsschluss und vor Reisebeginn geändert haben und 
dies zu niedrigeren Kosten für den Reiseveranstalter führt. 2Hat der Reisende mehr als den hiernach 
geschuldeten Betrag gezahlt, ist der Mehrbetrag vom Reiseveranstalter zu erstatten. 3Der Reisever­
anstalter darf von dem zu erstattenden Mehrbetrag die ihm tatsächlich entstandenen Verwaltungs­
ausgaben abziehen. 4Er hat dem Reisenden auf dessen Verlangen nachzuweisen, in welcher Höhe 
Verwaltungsausgaben entstanden sind.

§ 651 e

§ 651 f

§ 651 f  Änderungsvorbehalte; Preissenkung
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Erhebliche Vertragsänderungen
(1) 1Übersteigt die im Vertrag nach § 651 f Absatz 1 vorbehaltene Preiserhöhung 8 Prozent des Rei­
sepreises, kann der Reiseveranstalter sie nicht einseitig vornehmen. 2Er kann dem Reisenden jedoch 
eine entsprechende Preiserhöhung anbieten und verlangen, dass der Reisende innerhalb einer vom 
Reiseveranstalter bestimmten Frist, die angemessen sein muss,
1. das Angebot zur Preiserhöhung annimmt oder
2. seinen Rücktritt vom Vertrag erklärt.
3Satz 2 gilt für andere Vertragsänderungen als Preiserhöhungen entsprechend, wenn der Reiseveran­
stalter die Pauschalreise aus einem nach Vertragsschluss eingetretenen Umstand nur unter erheblicher 
Änderung einer der wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen (Artikel 250 § 3 Nummer 1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche) oder nur unter Abweichung von besonderen 
Vorgaben des Reisenden, die Inhalt des Vertrags geworden sind, verschaffen kann. 4Das Angebot zu 
einer Preiserhöhung kann nicht später als 20 Tage vor Reisebeginn, das Angebot zu sonstigen Ver­
tragsänderungen nicht nach Reisebeginn unterbreitet werden.
(2) 1Der Reiseveranstalter kann dem Reisenden in einem Angebot zu einer Preiserhöhung oder sons­
tigen Vertragsänderung nach Absatz 1 wahlweise auch die Teilnahme an einer anderen Pauschalreise 
(Ersatzreise) anbieten. 2Der Reiseveranstalter hat den Reisenden nach Maßgabe des Artikels 250 
§ 10 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu informieren. 3Nach dem Ablauf der 
vom Reiseveranstalter bestimmten Frist gilt das Angebot zur Preiserhöhung oder sonstigen Vertrags­
änderung als angenommen.
(3) 1Tritt der Reisende vom Vertrag zurück, findet § 651 h Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 entsprechende 
Anwendung; Ansprüche des Reisenden nach § 651 i Absatz 3 Nummer 7 bleiben unberührt. 2Nimmt 
er das Angebot zur Vertragsänderung oder zur Teilnahme an einer Ersatzreise an und ist die Pau­
schalreise im Vergleich zur ursprünglich geschuldeten nicht von mindestens gleichwertiger Beschaf­
fenheit, gilt § 651 m entsprechend; ist sie von gleichwertiger Beschaffenheit, aber für den Reisever­
anstalter mit geringeren Kosten verbunden, ist im Hinblick auf den Unterschiedsbetrag § 651 m 
Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

Rücktritt vor Reisebeginn
(1) 1Vor Reisebeginn kann der Reisende jederzeit vom Vertrag zurücktreten. 2Tritt der Reisende vom 
Vertrag zurück, verliert der Reiseveranstalter den Anspruch auf den vereinbarten Reisepreis. 3Der 
Reiseveranstalter kann jedoch eine angemessene Entschädigung verlangen.
(2) 1Im Vertrag können, auch durch vorformulierte Vertragsbedingungen, angemessene Entschädi­
gungspauschalen festgelegt werden, die sich nach Folgendem bemessen:
1. Zeitraum zwischen der Rücktrittserklärung und dem Reisebeginn,
2. zu erwartende Ersparnis von Aufwendungen des Reiseveranstalters und
3. zu erwartender Erwerb durch anderweitige Verwendung der Reiseleistungen.
2Werden im Vertrag keine Entschädigungspauschalen festgelegt, bestimmt sich die Höhe der Entschä­
digung nach dem Reisepreis abzüglich des Werts der vom Reiseveranstalter ersparten Aufwendungen 
sowie abzüglich dessen, was er durch anderweitige Verwendung der Reiseleistungen erwirbt. 3Der Rei­
severanstalter ist auf Verlangen des Reisenden verpflichtet, die Höhe der Entschädigung zu begründen.
(3) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 3 kann der Reiseveranstalter keine Entschädigung verlangen, wenn 
am Bestimmungsort oder in dessen unmittelbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände 
auftreten, die die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den Bestim­
mungsort erheblich beeinträchtigen. 2Umstände sind unvermeidbar und außergewöhnlich im Sinne 
dieses Untertitels, wenn sie nicht der Kontrolle der Partei unterliegen, die sich hierauf beruft, und sich 
ihre Folgen auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen 
worden wären.
(4) 1Der Reiseveranstalter kann vor Reisebeginn in den folgenden Fällen vom Vertrag zurücktreten:
1. für die Pauschalreise haben sich weniger Personen als die im Vertrag angegebene Mindestteilneh­

merzahl angemeldet; in diesem Fall hat der Reiseveranstalter den Rücktritt innerhalb der im 
Vertrag bestimmten Frist zu erklären, jedoch spätestens

§ 651 g

§ 651 h

§ 651 h  Rücktritt vor Reisebeginn
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a) 20 Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mehr als sechs Tagen,
b) sieben Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mindestens zwei und höchstens 

sechs Tagen,
c) 48 Stunden vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von weniger als zwei Tagen,

2. der Reiseveranstalter ist aufgrund unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände an der Erfül­
lung des Vertrags gehindert; in diesem Fall hat er den Rücktritt unverzüglich nach Kenntnis von 
dem Rücktrittsgrund zu erklären.

2Tritt der Reiseveranstalter vom Vertrag zurück, verliert er den Anspruch auf den vereinbarten Reise­
preis.
(5) Wenn der Reiseveranstalter infolge eines Rücktritts zur Rückerstattung des Reisepreises ver­
pflichtet ist, hat er unverzüglich, auf jeden Fall aber innerhalb von 14 Tagen nach dem Rücktritt 
zu leisten.

Rechte des Reisenden bei Reisemängeln
(1) Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden die Pauschalreise frei von Reisemängeln zu verschaffen.
(2) 1Die Pauschalreise ist frei von Reisemängeln, wenn sie die vereinbarte Beschaffenheit hat. 2Soweit 
die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist die Pauschalreise frei von Reisemängeln,
1. wenn sie sich für den nach dem Vertrag vorausgesetzten Nutzen eignet, ansonsten
2. wenn sie sich für den gewöhnlichen Nutzen eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei 

Pauschalreisen der gleichen Art üblich ist und die der Reisende nach der Art der Pauschalreise 
erwarten kann.

3Ein Reisemangel liegt auch vor, wenn der Reiseveranstalter Reiseleistungen nicht oder mit unange­
messener Verspätung verschafft.
(3) Ist die Pauschalreise mangelhaft, kann der Reisende, wenn die Voraussetzungen der folgenden 
Vorschriften vorliegen und soweit nichts anderes bestimmt ist,
1. nach § 651 k Absatz 1 Abhilfe verlangen,
2. nach § 651 k Absatz 2 selbst Abhilfe schaffen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen ver­

langen,
3. nach § 651 k Absatz 3 Abhilfe durch andere Reiseleistungen (Ersatzleistungen) verlangen,
4. nach § 651 k Absatz 4 und 5 Kostentragung für eine notwendige Beherbergung verlangen,
5. den Vertrag nach § 651 l kündigen,
6. die sich aus einer Minderung des Reisepreises (§ 651 m) ergebenden Rechte geltend machen und
7. nach § 651 n Schadensersatz oder nach § 284 Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen.

Verjährung
1Die in § 651 i Absatz 3 bezeichneten Ansprüche des Reisenden verjähren in zwei Jahren. 2Die Ver­
jährungsfrist beginnt mit dem Tag, an dem die Pauschalreise dem Vertrag nach enden sollte.

Abhilfe
(1) 1Verlangt der Reisende Abhilfe, hat der Reiseveranstalter den Reisemangel zu beseitigen. 2Er kann 
die Abhilfe nur verweigern, wenn sie
1. unmöglich ist oder
2. unter Berücksichtigung des Ausmaßes des Reisemangels und des Werts der betroffenen Reiseleis­

tung mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden ist.
(2) 1Leistet der Reiseveranstalter vorbehaltlich der Ausnahmen des Absatzes 1 Satz 2 nicht innerhalb 
einer vom Reisenden bestimmten angemessenen Frist Abhilfe, kann der Reisende selbst Abhilfe 
schaffen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 2Der Bestimmung einer Frist bedarf 
es nicht, wenn die Abhilfe vom Reiseveranstalter verweigert wird oder wenn sofortige Abhilfe not­
wendig ist.
(3) 1Kann der Reiseveranstalter die Beseitigung des Reisemangels nach Absatz 1 Satz 2 verweigern 
und betrifft der Reisemangel einen erheblichen Teil der Reiseleistungen, hat der Reiseveranstalter 
Abhilfe durch angemessene Ersatzleistungen anzubieten. 2Haben die Ersatzleistungen zur Folge, dass 
die Pauschalreise im Vergleich zur ursprünglich geschuldeten nicht von mindestens gleichwertiger 
Beschaffenheit ist, hat der Reiseveranstalter dem Reisenden eine angemessene Herabsetzung des Rei­

§ 651 i

§ 651 j

§ 651 k

§ 651 k  Abhilfe
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sepreises zu gewähren; die Angemessenheit richtet sich nach § 651 m Absatz 1 Satz 2. 3Sind die 
Ersatzleistungen nicht mit den im Vertrag vereinbarten Leistungen vergleichbar oder ist die vom Rei­
severanstalter angebotene Herabsetzung des Reisepreises nicht angemessen, kann der Reisende die 
Ersatzleistungen ablehnen. 4In diesem Fall oder wenn der Reiseveranstalter außerstande ist, Ersatz­
leistungen anzubieten, ist § 651 l Absatz 2 und 3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass es auf eine 
Kündigung des Reisenden nicht ankommt.
(4) Ist die Beförderung des Reisenden an den Ort der Abreise oder an einen anderen Ort, auf den sich 
die Parteien geeinigt haben (Rückbeförderung), vom Vertrag umfasst und aufgrund unvermeidbarer, 
außergewöhnlicher Umstände nicht möglich, hat der Reiseveranstalter die Kosten für eine notwendige 
Beherbergung des Reisenden für einen höchstens drei Nächte umfassenden Zeitraum zu tragen, und 
zwar möglichst in einer Unterkunft, die der im Vertrag vereinbarten gleichwertig ist.
(5) Der Reiseveranstalter kann sich auf die Begrenzung des Zeitraums auf höchstens drei Nächte 
gemäß Absatz 4 in folgenden Fällen nicht berufen:
1. der Leistungserbringer hat nach unmittelbar anwendbaren Regelungen der Europäischen Union 

dem Reisenden die Beherbergung für einen längeren Zeitraum anzubieten oder die Kosten hierfür 
zu tragen,

2. der Reisende gehört zu einem der folgenden Personenkreise und der Reiseveranstalter wurde 
mindestens 48 Stunden vor Reisebeginn von den besonderen Bedürfnissen des Reisenden in 
Kenntnis gesetzt:
a) Personen mit eingeschränkter Mobilität im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a der Verordnung 

(EG) Nr. 1107/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über die 
Rechte von behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter Mobilität 
(ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 1; L 26 vom 26.1.2013, S. 34) und deren Begleitpersonen,

b) Schwangere,
c) unbegleitete Minderjährige,
d) Personen, die besondere medizinische Betreuung benötigen.

Kündigung
(1) 1Wird die Pauschalreise durch den Reisemangel erheblich beeinträchtigt, kann der Reisende den 
Vertrag kündigen. 2Die Kündigung ist erst zulässig, wenn der Reiseveranstalter eine ihm vom Rei­
senden bestimmte angemessene Frist hat verstreichen lassen, ohne Abhilfe zu leisten; § 651 k Absatz 
2 Satz 2 gilt entsprechend.
(2) 1Wird der Vertrag gekündigt, so behält der Reiseveranstalter hinsichtlich der erbrachten und nach 
Absatz 3 zur Beendigung der Pauschalreise noch zu erbringenden Reiseleistungen den Anspruch auf 
den vereinbarten Reisepreis; Ansprüche des Reisenden nach § 651 i Absatz 3 Nummer 6 und 7 bleiben 
unberührt. 2Hinsichtlich der nicht mehr zu erbringenden Reiseleistungen entfällt der Anspruch des 
Reiseveranstalters auf den vereinbarten Reisepreis; insoweit bereits geleistete Zahlungen sind dem 
Reisenden vom Reiseveranstalter zu erstatten.
(3) 1Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die infolge der Aufhebung des Vertrags notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, insbesondere, falls der Vertrag die Beförderung des Reisenden umfasste, 
unverzüglich für dessen Rückbeförderung zu sorgen; das hierfür eingesetzte Beförderungsmittel muss 
dem im Vertrag vereinbarten gleichwertig sein. 2Die Mehrkosten für die Rückbeförderung fallen dem 
Reiseveranstalter zur Last.

Minderung
(1) 1Für die Dauer des Reisemangels mindert sich der Reisepreis. 2Bei der Minderung ist der Reisepreis 
in dem Verhältnis herabzusetzen, in welchem zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert der Pauschalreise 
in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden haben würde. 3Die Minderung ist, soweit 
erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln.
(2) 1Hat der Reisende mehr als den geminderten Reisepreis gezahlt, so ist der Mehrbetrag vom Rei­
severanstalter zu erstatten. 2§ 346 Absatz 1 und § 347 Absatz 1 finden entsprechende Anwendung.

Schadensersatz
(1) Der Reisende kann unbeschadet der Minderung oder der Kündigung Schadensersatz verlangen, es 
sei denn, der Reisemangel

§ 651 l

§ 651 m

§ 651 n

§ 651 n  Schadensersatz
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1. ist vom Reisenden verschuldet,
2. ist von einem Dritten verschuldet, der weder Leistungserbringer ist noch in anderer Weise an der 

Erbringung der von dem Pauschalreisevertrag umfassten Reiseleistungen beteiligt ist, und war für 
den Reiseveranstalter nicht vorhersehbar oder nicht vermeidbar oder

3. wurde durch unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände verursacht.
(2) Wird die Pauschalreise vereitelt oder erheblich beeinträchtigt, kann der Reisende auch wegen 
nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen.
(3) Wenn der Reiseveranstalter zum Schadensersatz verpflichtet ist, hat er unverzüglich zu leisten.

Mängelanzeige durch den Reisenden
(1) Der Reisende hat dem Reiseveranstalter einen Reisemangel unverzüglich anzuzeigen.
(2) Soweit der Reiseveranstalter infolge einer schuldhaften Unterlassung der Anzeige nach Absatz 1 
nicht Abhilfe schaffen konnte, ist der Reisende nicht berechtigt,
1. die in § 651 m bestimmten Rechte geltend zu machen oder
2. nach § 651 n Schadensersatz zu verlangen.

Zulässige Haftungsbeschränkung; Anrechnung
(1) Der Reiseveranstalter kann durch Vereinbarung mit dem Reisenden seine Haftung für solche 
Schäden auf den dreifachen Reisepreis beschränken, die
1. keine Körperschäden sind und
2. nicht schuldhaft herbeigeführt werden.
(2) Gelten für eine Reiseleistung internationale Übereinkünfte oder auf solchen beruhende gesetzliche 
Vorschriften, nach denen ein Anspruch auf Schadensersatz gegen den Leistungserbringer nur unter 
bestimmten Voraussetzungen oder Beschränkungen entsteht oder geltend gemacht werden kann 
oder unter bestimmten Voraussetzungen ausgeschlossen ist, so kann sich auch der Reiseveranstalter 
gegenüber dem Reisenden hierauf berufen.
(3) 1Hat der Reisende gegen den Reiseveranstalter Anspruch auf Schadensersatz oder auf Erstattung 
eines infolge einer Minderung zu viel gezahlten Betrages, so muss sich der Reisende den Betrag 
anrechnen lassen, den er aufgrund desselben Ereignisses als Entschädigung oder als Erstattung infolge 
einer Minderung nach Maßgabe internationaler Übereinkünfte oder von auf solchen beruhenden 
gesetzlichen Vorschriften erhalten hat oder nach Maßgabe
1. der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 

2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste 
im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen und zur 
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABl. L 46 vom 17.2.2004, S. 1),

2. der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 315 
vom 3.12.2007, S. 14),

3. der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 
2009 über die Unfallhaftung von Beförderern von Reisenden auf See (ABl. L 131 vom 28.5.2009, 
S. 24),

4. der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1) oder

5. der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 
2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 1).

2Hat der Reisende vom Reiseveranstalter bereits Schadensersatz erhalten oder ist ihm infolge einer 
Minderung vom Reiseveranstalter bereits ein Betrag erstattet worden, so muss er sich den erhaltenen 
Betrag auf dasjenige anrechnen lassen, was ihm aufgrund desselben Ereignisses als Entschädigung 
oder als Erstattung infolge einer Minderung nach Maßgabe internationaler Übereinkünfte oder von 
auf solchen beruhenden gesetzlichen Vorschriften oder nach Maßgabe der in Satz 1 genannten Ver­
ordnungen geschuldet ist.

§ 651 o
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Beistandspflicht des Reiseveranstalters
(1) Befindet sich der Reisende im Fall des § 651 k Absatz 4 oder aus anderen Gründen in Schwierig­
keiten, hat der Reiseveranstalter ihm unverzüglich in angemessener Weise Beistand zu gewähren, ins­
besondere durch
1. Bereitstellung geeigneter Informationen über Gesundheitsdienste, Behörden vor Ort und konsu­

larische Unterstützung,
2. Unterstützung bei der Herstellung von Fernkommunikationsverbindungen und
3. Unterstützung bei der Suche nach anderen Reisemöglichkeiten; § 651 k Absatz 3 bleibt unbe­

rührt.
(2) Hat der Reisende die den Beistand erfordernden Umstände schuldhaft selbst herbeigeführt, kann 
der Reiseveranstalter Ersatz seiner Aufwendungen verlangen, wenn und soweit diese angemessen und 
ihm tatsächlich entstanden sind.

Insolvenzsicherung; Sicherungsschein
(1) 1Der Reiseveranstalter hat sicherzustellen, dass dem Reisenden der gezahlte Reisepreis erstattet 
wird, soweit im Fall der Zahlungsunfähigkeit des Reiseveranstalters
1. Reiseleistungen ausfallen oder
2. der Reisende im Hinblick auf erbrachte Reiseleistungen Zahlungsaufforderungen von Leistungs­

erbringern nachkommt, deren Entgeltforderungen der Reiseveranstalter nicht erfüllt hat.
2Umfasst der Vertrag auch die Beförderung des Reisenden, hat der Reiseveranstalter zudem die 
vereinbarte Rückbeförderung und die Beherbergung des Reisenden bis zum Zeitpunkt der Rückbe­
förderung sicherzustellen. 3Der Zahlungsunfähigkeit des Reiseveranstalters stehen die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über sein Vermögen und die Abweisung eines Eröffnungsantrags mangels 
Masse gleich.
(2) 1Die Verpflichtungen nach Absatz 1 kann der Reiseveranstalter vorbehaltlich des Satzes 2 ab dem 
1. November 2021 nur durch einen Absicherungsvertrag mit einem nach dem Reisesicherungsfonds­
gesetz zum Geschäftsbetrieb befugten Reisesicherungsfonds erfüllen. 2Reiseveranstalter, die im letzten 
abgeschlossenen Geschäftsjahr einen Umsatz im Sinne des § 1 Nummer 2 Buchstabe a des Reisesi­
cherungsfondsgesetzes von weniger als 10 Millionen Euro erzielt haben, können im jeweils darauf­
folgenden Geschäftsjahr die Verpflichtungen nach Absatz 1 auch erfüllen
1. durch eine Versicherung bei einem im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb 

befugten Versicherungsunternehmen oder
2. durch ein Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb 

befugten Kreditinstituts.
3Der Reiseveranstalter muss die Verpflichtungen nach Absatz 1 ohne Rücksicht auf den Wohnsitz des 
Reisenden, den Ort der Abreise und den Ort des Vertragsschlusses erfüllen.
(3) 1Der Reisesicherungsfonds, der Versicherer oder das Kreditinstitut (Absicherer) kann dem Rei­
senden die Fortsetzung der Pauschalreise anbieten. 2Verlangt der Reisende eine Erstattung nach 
Absatz 1, hat der Absicherer diesen Anspruch unverzüglich zu erfüllen. 3Versicherer und Kreditinsti­
tute können ihre aus Verträgen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 2 folgende Einstandspflicht für 
jede Insolvenz eines Reiseveranstalters, der im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr einen Umsatz 
im Sinne des § 1 Nummer 2 Buchstabe a des Reisesicherungsfondsgesetzes von weniger als 3 Mil­
lionen Euro erzielt hat, auf 1 Million Euro begrenzen. 4Übersteigen in diesem Fall die zu erbringenden 
Leistungen den vereinbarten Höchstbetrag, so verringern sich die einzelnen Leistungsansprüche der 
Reisenden in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag zum Höchstbetrag steht.
(4) 1Zur Erfüllung seiner Verpflichtungen nach Absatz 1 hat der Reiseveranstalter dem Reisenden 
einen unmittelbaren Anspruch gegen den Absicherer zu verschaffen und durch eine von diesem oder 
auf dessen Veranlassung gemäß Artikel 252 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
ausgestellte Bestätigung (Sicherungsschein) nachzuweisen. 2Der im Vertrag gemäß Artikel 250 § 6 
Absatz 2 Nummer 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche genannte Absicherer 
kann sich gegenüber dem Reisenden weder auf Einwendungen aus dem Absicherungsvertrag berufen 
noch auf dessen Beendigung, wenn die Beendigung nach Abschluss des Pauschalreisevertrags erfolgt 
ist. 3In den Fällen des Satzes 2 geht der Anspruch des Reisenden gegen den Reiseveranstalter auf den 
Absicherer über, soweit dieser den Reisenden befriedigt.

§ 651 q
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Insolvenzsicherung der im Europäischen Wirtschaftsraum 
niedergelassenen Reiseveranstalter

Hat der Reiseveranstalter im Zeitpunkt des Vertragsschlusses seine Niederlassung im Sinne des § 4 
Absatz 3 der Gewerbeordnung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
sonstigen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, so genügt er seiner 
Verpflichtung zur Insolvenzsicherung auch dann, wenn er dem Reisenden Sicherheit in Übereinstim­
mung mit den Vorschriften dieses anderen Staates zur Umsetzung des Artikels 17 der Richtlinie (EU) 
2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Pauschalreisen 
und verbundene Reiseleistungen, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richt­
linie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
90/314/EWG des Rates (ABl. L 326 vom 11.12.2015, S. 1) leistet.

Rückbeförderung; Vorauszahlungen
Der Reiseveranstalter darf eine Rückbeförderung des Reisenden nur vereinbaren und Zahlungen des 
Reisenden auf den Reisepreis vor Beendigung der Pauschalreise nur fordern oder annehmen, wenn
1. ein wirksamer Absicherungsvertrag besteht oder, in den Fällen des § 651 s, der Reiseveranstalter 

nach § 651 s Sicherheit leistet und
2. dem Reisenden klar, verständlich und in hervorgehobener Weise Name und Kontaktdaten des 

Absicherers oder, in den Fällen des § 651 s, Name und Kontaktdaten der Einrichtung, die den 
Insolvenzschutz bietet, sowie gegebenenfalls der Name und die Kontaktdaten der von dem betref­
fenden Staat benannten zuständigen Behörde zur Verfügung gestellt wurden.

Gastschulaufenthalte
(1) 1Für einen Vertrag, der einen mindestens drei Monate andauernden und mit dem geregelten Besuch 
einer Schule verbundenen Aufenthalt des Gastschülers bei einer Gastfamilie in einem anderen Staat 
(Aufnahmeland) zum Gegenstand hat, gelten § 651 a Absatz 1, 2 und 5, die §§ 651 b, 651 d Absatz 
1 bis 4 und die §§ 651 e bis 651 t entsprechend sowie die nachfolgenden Absätze. 2Für einen Vertrag, 
der einen kürzeren Gastschulaufenthalt (Satz 1) oder einen mit der geregelten Durchführung eines 
Praktikums verbundenen Aufenthalt bei einer Gastfamilie im Aufnahmeland zum Gegenstand hat, 
gelten diese Vorschriften nur, wenn dies vereinbart ist.
(2) Der Anbieter des Gastschulaufenthalts ist als Reiseveranstalter bei Mitwirkung des Gastschü­
lers verpflichtet,
1. für eine nach den Verhältnissen des Aufnahmelands angemessene Unterkunft, Beaufsichtigung 

und Betreuung des Gastschülers in einer Gastfamilie zu sorgen und
2. die Voraussetzungen für einen geregelten Schulbesuch des Gastschülers im Aufnahmeland 

zu schaffen.
(3) Tritt der Reisende vor Reisebeginn vom Vertrag zurück, findet § 651 h Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 
nur Anwendung, wenn der Reiseveranstalter den Reisenden auf den Aufenthalt angemessen vorbe­
reitet und spätestens zwei Wochen vor Antritt der Reise jedenfalls über Folgendes informiert hat:
1. Name und Anschrift der für den Gastschüler nach Ankunft bestimmten Gastfamilie und
2. Name und Erreichbarkeit eines Ansprechpartners im Aufnahmeland, bei dem auch Abhilfe 

verlangt werden kann.
(4) 1Der Reisende kann den Vertrag bis zur Beendigung der Reise jederzeit kündigen. 2Kündigt der 
Reisende, ist der Reiseveranstalter berechtigt, den vereinbarten Reisepreis abzüglich der ersparten 
Aufwendungen zu verlangen. 3Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die infolge der Kündigung not­
wendigen Maßnahmen zu treffen, insbesondere, falls der Vertrag die Beförderung des Gastschülers 
umfasste, für dessen Rückbeförderung zu sorgen. 4Die Mehrkosten fallen dem Reisenden zur Last. 
5Die vorstehenden Sätze gelten nicht, wenn der Reisende nach § 651 l kündigen kann.

Reisevermittlung
(1) 1Ein Unternehmer, der einem Reisenden einen Pauschalreisevertrag vermittelt (Reisevermittler), 
ist verpflichtet, den Reisenden nach Maßgabe des Artikels 250 §§ 1 bis 3 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu informieren. 2Er erfüllt damit zugleich die Verpflichtungen des 

§ 651 s
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Reiseveranstalters aus § 651 d Absatz 1 Satz 1. 3Der Reisevermittler trägt gegenüber dem Reisenden 
die Beweislast für die Erfüllung seiner Informationspflichten.
(2) 1Für die Annahme von Zahlungen auf den Reisepreis durch den Reisevermittler gilt § 651 t 
Nummer 2 entsprechend. 2Ein Reisevermittler gilt als vom Reiseveranstalter zur Annahme von Zah­
lungen auf den Reisepreis ermächtigt, wenn er dem Reisenden eine den Anforderungen des Artikels 
250 § 6 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche entsprechende Abschrift oder Bestä­
tigung des Vertrags zur Verfügung stellt oder sonstige dem Reiseveranstalter zuzurechnende Umstände 
ergeben, dass er von diesem damit betraut ist, Pauschalreiseverträge für ihn zu vermitteln. 3Dies gilt 
nicht, wenn die Annahme von Zahlungen durch den Reisevermittler in hervorgehobener Form gegen­
über dem Reisenden ausgeschlossen ist.
(3) Hat der Reiseveranstalter im Zeitpunkt des Vertragsschlusses seinen Sitz nicht in einem Mitglied­
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europä­
ischen Wirtschaftsraum, treffen den Reisevermittler die sich aus den §§ 651 i bis 651 t ergebenden 
Pflichten des Reiseveranstalters, es sei denn, der Reisevermittler weist nach, dass der Reiseveranstalter 
seine Pflichten nach diesen Vorschriften erfüllt.
(4) 1Der Reisevermittler gilt als vom Reiseveranstalter bevollmächtigt, Mängelanzeigen sowie andere 
Erklärungen des Reisenden bezüglich der Erbringung der Reiseleistungen entgegenzunehmen. 2Der 
Reisevermittler hat den Reiseveranstalter unverzüglich von solchen Erklärungen des Reisenden in 
Kenntnis zu setzen.

Vermittlung verbundener Reiseleistungen
(1) 1Ein Unternehmer ist Vermittler verbundener Reiseleistungen, wenn er für den Zweck derselben 
Reise, die keine Pauschalreise ist,
1. dem Reisenden anlässlich eines einzigen Besuchs in seiner Vertriebsstelle oder eines einzigen 

Kontakts mit seiner Vertriebsstelle Verträge mit anderen Unternehmern über mindestens zwei 
verschiedene Arten von Reiseleistungen vermittelt und der Reisende diese Leistungen getrennt 
auswählt und
a) getrennt bezahlt oder
b) sich bezüglich jeder Leistung getrennt zur Zahlung verpflichtet oder

2. dem Reisenden, mit dem er einen Vertrag über eine Reiseleistung geschlossen hat oder dem 
er einen solchen Vertrag vermittelt hat, in gezielter Weise mindestens einen Vertrag mit einem 
anderen Unternehmer über eine andere Art von Reiseleistung vermittelt und der weitere Vertrag 
spätestens 24 Stunden nach der Bestätigung des Vertragsschlusses über die erste Reiseleistung 
geschlossen wird.

2Eine Vermittlung in gezielter Weise im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 liegt insbesondere dann nicht 
vor, wenn der Unternehmer den Reisenden lediglich mit einem anderen Unternehmer in Kontakt 
bringt. 3Im Übrigen findet auf Satz 1 § 651 a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 und Absatz 5 Nummer 
1 und 3 entsprechende Anwendung. 4§ 651 a Absatz 5 Nummer 2 ist unabhängig von der Höhe des 
Reisepreises entsprechend anzuwenden.
(2) Der Vermittler verbundener Reiseleistungen ist verpflichtet, den Reisenden nach Maßgabe des 
Artikels 251 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu informieren.
(3) 1Nimmt der Vermittler verbundener Reiseleistungen Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen entgegen, hat er sicherzustellen, dass diese dem Reisenden erstattet werden, soweit 
Reiseleistungen von dem Vermittler verbundener Reiseleistungen selbst zu erbringen sind oder Ent­
geltforderungen anderer Unternehmer im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 noch zu erfüllen sind und im 
Fall der Zahlungsunfähigkeit des Vermittlers verbundener Reiseleistungen
1. Reiseleistungen ausfallen oder
2. der Reisende im Hinblick auf erbrachte Reiseleistungen Zahlungsaufforderungen nicht befrie­

digter anderer Unternehmer im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 nachkommt.
2Hat sich der Vermittler verbundener Reiseleistungen selbst zur Beförderung des Reisenden ver­
pflichtet, hat er zudem die vereinbarte Rückbeförderung und die Beherbergung bis zum Zeitpunkt 
der Rückbeförderung sicherzustellen. 3Der Zahlungsunfähigkeit stehen die Eröffnung des Insolvenz­
verfahrens über das Vermögen des Vermittlers verbundener Reiseleistungen und die Abweisung eines 
Eröffnungsantrags mangels Masse gleich. 4§ 651 r Absatz 2 bis 4 sowie die §§ 651 s und 651 t sind 
entsprechend anzuwenden.

§ 651 w
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(4) Erfüllt der Vermittler verbundener Reiseleistungen seine Pflichten aus den Absätzen 2 und 3 nicht, 
finden auf das Rechtsverhältnis zwischen ihm und dem Reisenden § 312 Absatz 7 Satz 2 sowie die 
§§ 651 e, 651 h bis 651 q und 651 v Absatz 4 entsprechende Anwendung.
(5) 1Kommen infolge der Vermittlung nach Absatz 1 ein oder mehrere Verträge über Reiseleistungen 
mit dem Reisenden zustande, hat der jeweilige andere Unternehmer den Vermittler verbundener Rei­
seleistungen über den Umstand des Vertragsschlusses zu unterrichten. 2Die Pflicht nach Satz 1 besteht 
nicht, wenn der Vermittler verbundener Reiseleistungen den Vertrag als Vertreter des anderen Unter­
nehmers geschlossen hat.

Haftung für Buchungsfehler
Der Reisende hat Anspruch auf Ersatz des Schadens,
1. der ihm durch einen technischen Fehler im Buchungssystem des Reiseveranstalters, Reisevermitt­

lers, Vermittlers verbundener Reiseleistungen oder eines Leistungserbringers entsteht, es sei denn, 
der jeweilige Unternehmer hat den technischen Fehler nicht zu vertreten,

2. den einer der in Nummer 1 genannten Unternehmer durch einen Fehler während des Buchungs­
vorgangs verursacht hat, es sei denn, der Fehler ist vom Reisenden verschuldet oder wurde durch 
unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände verursacht.

Abweichende Vereinbarungen
1Von den Vorschriften dieses Untertitels darf, soweit nichts anderes bestimmt ist, nicht zum Nachteil 
des Reisenden abgewichen werden. 2Die Vorschriften dieses Untertitels finden, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden.

§ 651 x

§ 651 y

§ 651 y  Abweichende Vereinbarungen
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II. Art. 250 §§ 1-10 EGBGB mit Anlagen 11 bis 17
Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2494, ber. 1997 I 
S. 1061)

(FNA 400-1)
zuletzt geändert durch Art. 18 G zur Durchführung der EU-Verordnungen über 

grenzüberschreitende Zustellungen und grenzüberschreitende Beweisaufnahmen in Zivil- 
oder Handelssachen sowie zur Änd. sonstiger Vorschriften vom 24. Juni 2022 (BGBl. I 

S. 959)
– Auszug –

Informationspflichten bei Pauschalreiseverträgen

Form und Zeitpunkt der vorvertraglichen Unterrichtung
(1) 1Die Unterrichtung des Reisenden nach § 651 d Absatz 1 und 5 sowie § 651 v Absatz 1 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs muss erfolgen, bevor dieser seine Vertragserklärung abgibt. 2Die Informationen 
sind klar, verständlich und in hervorgehobener Weise mitzuteilen; werden sie schriftlich erteilt, müssen 
sie leserlich sein.
(2) Änderungen der vorvertraglichen Informationen sind dem Reisenden vor Vertragsschluss klar, 
verständlich und in hervorgehobener Weise mitzuteilen.

Formblatt für die vorvertragliche Unterrichtung
(1) Dem Reisenden ist gemäß dem in Anlage 11 enthaltenen Muster ein zutreffend ausgefülltes 
Formblatt zur Verfügung zu stellen.
(2) Bei Verträgen nach § 651 u des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist anstelle des Formblatts gemäß dem 
in Anlage 11 enthaltenen Muster das zutreffend ausgefüllte Formblatt gemäß dem in Anlage 12 ent­
haltenen Muster zu verwenden.
(3) Soll ein Pauschalreisevertrag telefonisch geschlossen werden, können die Informationen aus 
dem jeweiligen Formblatt abweichend von den Absätzen 1 und 2 auch telefonisch zur Verfügung 
gestellt werden.

Weitere Angaben bei der vorvertraglichen Unterrichtung
Die Unterrichtung muss folgende Informationen enthalten, soweit sie für die in Betracht kommende 
Pauschalreise erheblich sind:
1. die wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen, und zwar

a) Bestimmungsort oder, wenn die Pauschalreise mehrere Aufenthalte umfasst, die einzelnen 
Bestimmungsorte sowie die einzelnen Zeiträume (Datumsangaben und Anzahl der Über­
nachtungen),

b) Reiseroute,
c) Transportmittel (Merkmale und Klasse),
d) Ort, Tag und Zeit der Abreise und der Rückreise oder, sofern eine genaue Zeitangabe noch 

nicht möglich ist, ungefähre Zeit der Abreise und Rückreise, ferner Orte und Dauer von 
Zwischenstationen sowie die dort zu erreichenden Anschlussverbindungen,

e) Unterkunft (Lage, Hauptmerkmale und gegebenenfalls touristische Einstufung der Unter­
kunft nach den Regeln des jeweiligen Bestimmungslandes),

f) Mahlzeiten,
g) Besichtigungen, Ausflüge oder sonstige im Reisepreis inbegriffene Leistungen,
h) sofern dies nicht aus dem Zusammenhang hervorgeht, die Angabe, ob eine der Reiseleis­

tungen für den Reisenden als Teil einer Gruppe erbracht wird, und wenn dies der Fall ist, 
sofern möglich, die Angabe der ungefähren Gruppengröße,

i) sofern die Nutzung touristischer Leistungen im Sinne des § 651 a Absatz 3 Satz 1 Nummer 
4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch den Reisenden von einer wirksamen mündlichen 
Kommunikation abhängt, die Sprache, in der diese Leistungen erbracht werden, und

Artikel 250

§ 1

§ 2

§ 3
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j) die Angabe, ob die Pauschalreise im Allgemeinen für Personen mit eingeschränkter Mobilität 
geeignet ist, sowie auf Verlangen des Reisenden genaue Informationen über eine solche 
Eignung unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des Reisenden,

2. die Firma oder den Namen des Reiseveranstalters, die Anschrift des Ortes, an dem er nieder­
gelassen ist, die Telefonnummer und gegebenenfalls die E-Mail-Adresse; diese Angaben sind 
gegebenenfalls auch bezüglich des Reisevermittlers zu erteilen,

3. den Reisepreis einschließlich Steuern und gegebenenfalls aller zusätzlichen Gebühren, Entgelte 
und sonstigen Kosten, oder, wenn sich diese Kosten vor Vertragsschluss nicht bestimmen lassen, 
die Angabe der Art von Mehrkosten, für die der Reisende gegebenenfalls noch aufkommen muss,

4. die Zahlungsmodalitäten einschließlich des Betrags oder des Prozentsatzes des Reisepreises, der 
als Anzahlung zu leisten ist, sowie des Zeitplans für die Zahlung des Restbetrags oder für die 
Stellung finanzieller Sicherheiten durch den Reisenden,

5. die für die Durchführung der Pauschalreise erforderliche Mindestteilnehmerzahl sowie die 
Angabe, bis zu welchem Zeitpunkt vor dem vertraglich vereinbarten Reisebeginn dem Reisenden 
die Rücktrittserklärung des Reiseveranstalters gemäß § 651 h Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zugegangen sein muss,

6. allgemeine Pass- und Visumerfordernisse des Bestimmungslands, einschließlich der ungefähren 
Fristen für die Erlangung von Visa, sowie gesundheitspolizeiliche Formalitäten,

7. den Hinweis, dass der Reisende vor Reisebeginn gegen Zahlung einer angemessenen Entschä­
digung oder gegebenenfalls einer vom Reiseveranstalter verlangten Entschädigungspauschale 
jederzeit vom Vertrag zurücktreten kann,

8. den Hinweis auf den möglichen Abschluss einer Reiserücktrittskostenversicherung oder einer 
Versicherung zur Deckung der Kosten einer Unterstützung einschließlich einer Rückbeförderung 
bei Unfall, Krankheit oder Tod.

Vorvertragliche Unterrichtung in den Fällen des § 651 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs
1Für Pauschalreiseverträge nach § 651 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist abweichend von § 2 Absatz 
1 anstelle des Formblatts gemäß dem in Anlage 11 enthaltenen Muster das zutreffend ausgefüllte 
Formblatt gemäß dem in Anlage 13 enthaltenen Muster zu verwenden. 2Zur Unterrichtung nach § 3 
sind verpflichtet
1. der als Reiseveranstalter anzusehende Unternehmer nur in Bezug auf die Reiseleistung, die er zu 

erbringen hat,
2. jeder andere Unternehmer, dem nach § 651 c Absatz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Daten übermittelt werden, in Bezug auf die von ihm zu erbringende Reiseleistung; er trägt gegen­
über dem Reisenden die Beweislast für die Erfüllung seiner Informationspflichten.

Gestaltung des Vertrags
Der Pauschalreisevertrag muss in einfacher und verständlicher Sprache abgefasst und, sofern er 
schriftlich geschlossen wird, leserlich sein.

Abschrift oder Bestätigung des Vertrags
(1) 1Dem Reisenden ist bei oder unverzüglich nach Vertragsschluss auf einem dauerhaften Datenträger 
eine Abschrift oder Bestätigung des Vertrags zur Verfügung zu stellen. 2Der Reisende hat Anspruch 
auf eine Abschrift oder Bestätigung des Vertrags in Papierform, wenn der Vertragsschluss
1. bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit der Vertragsschließenden erfolgte oder
2. außerhalb von Geschäftsräumen erfolgte (§ 312 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); wenn der Rei­

sende zustimmt, kann für die Abschrift oder die Bestätigung des Vertrags auch ein anderer dau­
erhafter Datenträger verwendet werden.

(2) Die Abschrift oder Bestätigung des Vertrags muss klar, verständlich und in hervorgehobener Weise 
den vollständigen Vertragsinhalt wiedergeben und außer den in § 3 genannten Informationen die 
folgenden Angaben enthalten:
1. besondere Vorgaben des Reisenden, denen der Reiseveranstalter zugestimmt hat,
2. den Hinweis, dass der Reiseveranstalter

a) gemäß § 651 i des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die ordnungsgemäße Erbringung aller von 
dem Vertrag umfassten Reiseleistungen verantwortlich ist und

§ 4

§ 5

§ 6

§ 6  Abschrift oder Bestätigung des Vertrags
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b) gemäß § 651 q des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum Beistand verpflichtet ist, wenn sich der 
Reisende in Schwierigkeiten befindet,

3. den Namen des Absicherers sowie dessen Kontaktdaten einschließlich der Anschrift des Ortes, 
an dem er niedergelassen ist; im Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind diese Angaben 
zu erteilen in Bezug auf die Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, und gegebenenfalls in 
Bezug auf die zuständige Behörde,

4. Namen, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse und gegebenenfalls Faxnummer des Vertre­
ters des Reiseveranstalters vor Ort, einer Kontaktstelle oder eines anderen Dienstes, an den 
oder die sich der Reisende wenden kann, um schnell mit dem Reiseveranstalter Verbindung 
aufzunehmen, wenn der Reisende
a) Beistand nach § 651 q des Bürgerlichen Gesetzbuchs benötigt oder
b) einen aufgetretenen Reisemangel anzeigen will,

5. den Hinweis auf die Obliegenheit des Reisenden, dem Reiseveranstalter einen aufgetretenen 
Reisemangel unverzüglich anzuzeigen,

6. bei Minderjährigen, die ohne Begleitung durch einen Elternteil oder eine andere berechtigte 
Person reisen, Angaben darüber, wie eine unmittelbare Verbindung zu dem Minderjährigen oder 
zu dem an dessen Aufenthaltsort für ihn Verantwortlichen hergestellt werden kann; dies gilt nicht, 
wenn der Vertrag keine Beherbergung des Minderjährigen umfasst,

7. Informationen
a) zu bestehenden internen Beschwerdeverfahren,
b) gemäß § 36 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes zur Teilnahme an alternativen Streit­

beilegungsverfahren und
c) zur Online-Streitbeilegungsplattform gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die Online-Beilegung 
verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
und der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 1),

8. den Hinweis auf das Recht des Reisenden, den Vertrag gemäß § 651 e des Bürgerlichen Gesetz­
buchs auf einen anderen Reisenden zu übertragen.

Reiseunterlagen, Unterrichtung vor Reisebeginn
(1) Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden rechtzeitig vor Reisebeginn die notwendigen Reiseunter­
lagen zu übermitteln, insbesondere notwendige Buchungsbelege, Gutscheine, Beförderungsausweise 
und Eintrittskarten.
(2) 1Der Reiseveranstalter hat den Reisenden rechtzeitig vor Reisebeginn zu unterrichten über die 
Abreise- und Ankunftszeiten sowie gegebenenfalls die Zeiten für die Abfertigung vor der Beförderung, 
die Orte und Dauer von Zwischenstationen sowie die dort zu erreichenden Anschlussverbindungen. 
2Eine besondere Mitteilung nach Satz 1 ist nicht erforderlich, soweit diese Informationen bereits in 
einer dem Reisenden zur Verfügung gestellten Abschrift oder Bestätigung des Vertrags gemäß § 6 oder 
in einer Information des Reisenden nach § 8 Absatz 2 enthalten sind und inzwischen keine Ände­
rungen eingetreten sind.

Mitteilungspflichten anderer Unternehmer und Information des Reisenden nach 
Vertragsschluss in den Fällen des § 651 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs

(1) Schließt ein Unternehmer, dem nach § 651 c Absatz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Daten übermittelt werden, mit dem Reisenden einen Vertrag über eine Reiseleistung ab, hat er den 
als Reiseveranstalter anzusehenden Unternehmer über den Umstand des Vertragsschlusses zu unter­
richten und diesem in Bezug auf die von ihm zu erbringende Reiseleistung die Informationen zur 
Verfügung zu stellen, die zur Erfüllung der Verpflichtungen als Reiseveranstalter erforderlich sind.
(2) Der als Reiseveranstalter anzusehende Unternehmer hat dem Reisenden die in § 6 Absatz 2 
Nummer 1 bis 8 genannten Angaben klar, verständlich und in hervorgehobener Weise auf einem 
dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen, sobald er von dem anderen Unternehmer gemäß 
Absatz 1 über den Umstand des Vertragsschlusses unterrichtet wurde.

Weitere Informationspflichten bei Verträgen über Gastschulaufenthalte
Über die in § 6 Absatz 2 bestimmten Angaben hinaus hat der Reiseveranstalter dem Reisenden fol­
gende Informationen zu erteilen:

§ 7

§ 8

§ 9

§ 9  Weitere Informationspflichten bei Verträgen über Gastschulaufenthalte
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1. Namen, Anschrift, Telefonnummer und gegebenenfalls E-Mail-Adresse der Gastfamilie, in 
welcher der Gastschüler untergebracht ist, einschließlich Veränderungen,

2. Namen und Erreichbarkeit eines Ansprechpartners im Aufnahmeland, bei dem auch Abhilfe 
verlangt werden kann, einschließlich Veränderungen, und

3. Abhilfeverlangen des Gastschülers und die vom Reiseveranstalter ergriffenen Maßnahmen.

Unterrichtung bei erheblichen Vertragsänderungen
Beabsichtigt der Reiseveranstalter eine Vertragsänderung nach § 651 g Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, hat er den Reisenden unverzüglich nach Kenntnis von dem Änderungsgrund auf einem 
dauerhaften Datenträger klar, verständlich und in hervorgehobener Weise zu informieren über
1. die angebotene Vertragsänderung, die Gründe hierfür sowie

a) im Fall einer Erhöhung des Reisepreises über deren Berechnung,
b) im Fall einer sonstigen Vertragsänderung über die Auswirkungen dieser Änderung auf den 

Reisepreis gemäß § 651 g Absatz 3 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
2. die Frist, innerhalb derer der Reisende ohne Zahlung einer Entschädigung vom Vertrag zurück­

treten oder das Angebot zur Vertragsänderung annehmen kann,
3. den Umstand, dass das Angebot zur Vertragsänderung als angenommen gilt, wenn der Reisende 

sich nicht innerhalb der Frist erklärt, und
4. die gegebenenfalls als Ersatz angebotene Pauschalreise und deren Reisepreis.

Informationspflichten bei Vermittlung verbundener Reiseleistungen

Form und Zeitpunkt der Unterrichtung
1Die Unterrichtung des Reisenden nach § 651 w Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs muss 
erfolgen, bevor dieser eine Vertragserklärung betreffend einen Vertrag über eine Reiseleistung abgibt, 
dessen Zustandekommen bewirkt, dass eine Vermittlung verbundener Reiseleistungen erfolgt ist. 2Die 
Informationen sind klar, verständlich und in hervorgehobener Weise mitzuteilen.

Formblatt für die Unterrichtung des Reisenden
1Dem Reisenden ist gemäß den in den Anlagen 14 bis 17 enthaltenen Mustern ein zutreffend 
ausgefülltes Formblatt zur Verfügung zu stellen, und zwar
1. sofern der Vermittler verbundener Reiseleistungen ein Beförderer ist, mit dem der Reisende einen 

die Rückbeförderung umfassenden Beförderungsvertrag geschlossen hat:
a) ein Formblatt gemäß dem Muster in Anlage 14, wenn die Vermittlung nach § 651 w Absatz 

1 Satz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt,
b) ein Formblatt gemäß dem Muster in Anlage 15, wenn die Vermittlung nach § 651 w Absatz 

1 Satz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt,
2. sofern es sich bei dem Vermittler verbundener Reiseleistungen nicht um einen Beförderer 

handelt, mit dem der Reisende einen die Rückbeförderung umfassenden Beförderungsvertrag 
geschlossen hat:
a) ein Formblatt gemäß dem Muster in Anlage 16, wenn die Vermittlung nach § 651 w Absatz 

1 Satz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt,
b) ein Formblatt gemäß dem Muster in Anlage 17, wenn die Vermittlung nach § 651 w Absatz 

1 Satz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt.
2Erfolgt die Vermittlung verbundener Reiseleistungen in den Fällen von Satz 1 Nummer 1 und 2 
Buchstabe b bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Reisenden und des Vermittlers verbun­
dener Reiseleistungen, hat der Vermittler verbundener Reiseleistungen abweichend von Satz 1 die in 
den betreffenden Formblättern enthaltenen Informationen in einer der Vermittlungssituation ange­
passten Weise zur Verfügung zu stellen. 3Entsprechendes gilt, wenn die Vermittlung verbundener Rei­
seleistungen weder bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Reisenden und des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen noch online erfolgt.

§ 10
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Sicherungsschein; Mitteilungspflicht des Absicherers
(1) 1Der Sicherungsschein nach § 651 r Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit § 651 w Absatz 3 
Satz 4, des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist gemäß dem in Anlage 18 enthaltenen Muster zu erstellen 
und dem Reisenden zutreffend ausgefüllt in Textform zu übermitteln. 2Von dem Muster darf in 
Format und Schriftgröße abgewichen werden. 3Auf dem Sicherungsschein darf die Firma oder ein 
Kennzeichen des Absicherers oder seines Beauftragten abgedruckt werden. 4Enthält die Urkunde 
neben dem Sicherungsschein weitere Angaben oder Texte, muss sich der Sicherungsschein deutlich 
hiervon abheben.
(2) 1Bei Pauschalreisen ist der Sicherungsschein der Bestätigung oder der Abschrift des Vertrags anzu­
heften oder auf ihrer Rückseite abzudrucken. 2Der Sicherungsschein kann auch elektronisch mit der 
Bestätigung oder Abschrift des Vertrags verbunden werden. 3Bei Pauschalreisen nach § 651 c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist der Sicherungsschein zu übermitteln, sobald der als Reiseveranstalter 
anzusehende Unternehmer nach Artikel 250 § 8 Absatz 1 über den Umstand eines weiteren Vertrags­
schlusses unterrichtet worden ist.
(3) Bei Vermittlung verbundener Reiseleistungen ist der Sicherungsschein zu übermitteln, sobald der 
Vermittler verbundener Reiseleistungen nach § 651 w Absatz 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
den Umstand eines weiteren Vertragsschlusses unterrichtet worden ist.
(4) Ein Reisevermittler ist dem Reisenden gegenüber verpflichtet, den Sicherungsschein auf seine 
Gültigkeit hin zu überprüfen, wenn er ihn dem Reisenden übermittelt.
(5) Der Absicherer (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) ist verpflichtet, die Beendigung 
des Absicherungsvertrags der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

Anlage 11
(zu Artikel 250 § 2 Absatz 1)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden bei einer Pauschalreise nach § 651 a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs
Bei der Ihnen angebotenen Kombination von Reiseleistungen handelt es sich um eine Pauschalreise im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302. [1]
Daher können Sie alle EU-Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Das Unter­
nehmen [2] trägt die volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der gesamten Pau­
schalreise.
Zudem verfügt das Unternehmen [2] über die gesetzlich vorgeschriebene Absicherung für die 
Rückzahlung Ihrer Zahlungen und, falls der Transport in der Pauschalreise inbegriffen ist, zur 
Sicherstellung Ihrer Rückbeförderung im Fall seiner Insolvenz.1

[3]
[4] Wichtigste Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302
– Die Reisenden erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss 

des Pauschalreisevertrags.
– Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag 

inbegriffenen Reiseleistungen.
– Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die 

sie sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.
– Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter 

Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.

Artikel 252

1 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.

Anlage 11
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– Der Preis der Pauschalreise darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel Treib­
stoffpreise) sich erhöhen und wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist, und in jedem Fall 
bis spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise. Wenn die Preiserhöhung 8 % des Pauschal­
reisepreises übersteigt, kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Wenn sich ein Reiseveran­
stalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der Reisende das Recht auf eine Preissen­
kung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

– Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und 
erhalten eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der 
Pauschalreise mit Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der für die Pauschalreise 
verantwortliche Unternehmer die Pauschalreise vor Beginn der Pauschalreise absagt, haben die 
Reisenden Anspruch auf eine Kostenerstattung und unter Umständen auf eine Entschädigung.

– Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Beginn der Pauschal­
reise ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am 
Bestimmungsort schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussicht­
lich beeinträchtigen.

– Zudem können die Reisenden jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer 
angemessenen und vertretbaren Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten.

– Können nach Beginn der Pauschalreise wesentliche Bestandteile der Pauschalreise nicht vereinba­
rungsgemäß durchgeführt werden, so sind dem Reisenden angemessene andere Vorkehrungen 
ohne Mehrkosten anzubieten. Der Reisende kann ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom 
Vertrag zurücktreten (in der Bundesrepublik Deutschland heißt dieses Recht „Kündigung“), wenn 
Leistungen nicht gemäß dem Vertrag erbracht werden und dies erhebliche Auswirkungen auf die 
Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen hat und der Reiseveranstalter es versäumt, 
Abhilfe zu schaffen.

– Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die Reiseleis­
tungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

– Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn dieser sich in Schwierig­
keiten befindet.

– Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters oder – in einigen Mitgliedstaaten – des Reisevermitt­
lers werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz des Reiseveranstalters oder, sofern 
einschlägig, des Reisevermittlers nach Beginn der Pauschalreise ein und ist die Beförderung 
Bestandteil der Pauschalreise, so wird die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet. [2] hat 
eine Insolvenzabsicherung mit [5] abgeschlossen.2 Die Reisenden können diese Einrichtung oder 
gegebenenfalls die zuständige Behörde ([6]) kontaktieren, wenn ihnen Leistungen aufgrund der 
Insolvenz von [2] verweigert werden.3

[7]

Gestaltungshinweise:
[1] Bei Tagesreisen, deren Reisepreis 500 Euro übersteigt, ist anstelle des vorangegangenen Satzes 

der folgende Satz einzufügen: „Bei der Ihnen angebotenen Kombination von Reiseleistungen 
handelt es sich um eine Tagesreise, die nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs wie 
eine Pauschalreise im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302 behandelt wird.“

[2] Hier ist die Firma/der Name des Reiseveranstalters einzufügen.
[3] Werden die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur 

Verfügung gestellt, ist hier die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zu Ihren 
wichtigsten Rechten nach der Richtlinie (EU) 2015/2302“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche 
einzufügen, nach deren Betätigung die Informationen zu [4] zur Verfügung gestellt werden.

2 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.

3 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.
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[4] Die Informationen über die wichtigsten Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 werden 
entweder nach Betätigung der Hyperlink-Schaltfläche zu [3] zur Verfügung gestellt oder, 
wenn die Informationen nicht auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur 
Verfügung gestellt werden, den Informationen im ersten Kasten unmittelbar unterhalb des 
Kastens angefügt.

[5] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die 

den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[6] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrich­
tung, die den Insolvenzschutz bietet, und gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der 
zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz 
hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

[7] Hier ist einzufügen:
a) wenn die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur Ver­

fügung gestellt werden: die mit den Wörtern „Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das natio­
nale Recht umgesetzten Form“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche, nach deren Betätigung 
eine Weiterleitung auf die Webseite www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de erfolgt,

b) wenn die Informationen nicht auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr 
zur Verfügung gestellt werden: „Webseite, auf der die Richtlinie (EU) 2015/2302 in 
der in das nationale Recht umgesetzten Form zu finden ist: www.umsetzung-richtlinie-
eu2015-2302.de“.

Anlage 12
(zu Artikel 250 § 2 Absatz 2)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden bei Verträgen über Gastschulaufenthalte 
nach § 651 u des Bürgerlichen Gesetzbuchs
Auf den Ihnen angebotenen Vertrag finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
Pauschalreisen entsprechende Anwendung.
Daher können Sie Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Bei einem Gastschul­
aufenthalt gelten darüber hinaus die besonderen Bestimmungen des § 651 u Absatz 2 bis 4 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs, insbesondere für den Rücktritt vom Vertrag vor Reisebeginn und für die Kün­
digung.
Das Unternehmen [1] verfügt über die gesetzlich vorgeschriebene Absicherung für den Fall seiner 
Insolvenz.1 Die Absicherung umfasst die Rückzahlung Ihrer Zahlungen und, falls der Vertrag die 
Beförderung umfasst, die Sicherstellung der Rückbeförderung.2

[2]
[3] Ihre wichtigsten Rechte nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs
– Die Reisenden, d.h. in aller Regel nicht die Gastschüler selbst, sondern die Vertragspartner des 

Reiseveranstalters, erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss 
des Vertrags.

1 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.

2 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.
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– Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung der von dem 
Vertrag umfassten Reiseleistungen.

– Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die 
sie sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.

– Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter 
Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.

– Der Reisepreis darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel Treibstoffpreise) 
sich erhöhen und die Preiserhöhung im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist. Eine Preiserhöhung 
ist nur wirksam, wenn die Unterrichtung des Reisenden nicht später als 20 Tage vor Reisebeginn 
erfolgt. Übersteigt die Preiserhöhung 8 % des Reisepreises, kann der Reisende vom Vertrag 
zurücktreten. Wenn sich ein Reiseveranstalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der 
Reisende das Recht auf eine Preissenkung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

– Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und 
erhalten eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der 
Pauschalreise mit Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der Reiseveranstalter die 
Pauschalreise vor Reisebeginn absagt, haben die Reisenden Anspruch auf eine Kostenerstattung 
und unter Umständen auf eine Entschädigung.

– Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Reisebeginn ohne Zah­
lung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am Bestimmungsort 
schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussichtlich beeinträch­
tigen.

– Zudem können die Reisenden vor Reisebeginn jederzeit, d.h. ohne weitere Voraussetzungen, vom 
Vertrag zurücktreten, gegebenenfalls gegen Zahlung einer angemessenen Rücktrittsgebühr.

– Der Reisende kann den Vertrag bis zur Beendigung der Reise auch jederzeit kündigen. Der Reise­
veranstalter ist dann berechtigt, den vereinbarten Reisepreis abzüglich ersparter Aufwendungen 
zu verlangen. Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die infolge der Kündigung notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. Er hat insbesondere, falls der Vertrag die Beförderung des Gastschülers 
umfasst, für dessen Rückbeförderung zu sorgen. Die Mehrkosten trägt in diesem Fall der Reisende.

– Kann nach Reisebeginn ein erheblicher Teil der Reiseleistungen nicht vereinbarungsgemäß 
durchgeführt werden, so sind dem Reisenden ohne Mehrkosten angemessene Ersatzleistungen 
anzubieten. Der Reisende kann den Vertrag kostenfrei kündigen, wenn Leistungen nicht gemäß 
dem Vertrag erbracht werden, die Pauschalreise hierdurch erheblich beeinträchtigt wird und der 
Reiseveranstalter es versäumt, Abhilfe zu schaffen. In diesem Fall trägt der Reiseveranstalter die 
Mehrkosten für eine gegebenenfalls zu veranlassende Rückbeförderung des Gastschülers.

– Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die Leis­
tungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

– Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden bzw. dem Gastschüler Beistand, wenn dieser sich in 
Schwierigkeiten befindet.

– Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz 
des Reiseveranstalters nach Reisebeginn ein und ist die Beförderung Bestandteil der Pauschalreise, 
so wird die Rückbeförderung des Gastschülers gewährleistet. [1] hat eine Insolvenzabsicherung 
mit [4] abgeschlossen.3 Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zustän­
dige Behörde ([5]) kontaktieren, wenn ihnen Leistungen aufgrund der Insolvenz von [1] verwei­
gert werden.4

[6]

3 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.

4 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Reisever­
anstalters zur Insolvenzsicherung, weil der Reiseveranstalter vor Beendigung der Pauschalreise keine Zah­
lungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden 
umfasst, entfallen diese Sätze.

Anlage 12

24

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist die Firma/der Name des Reiseveranstalters einzufügen.
[2] Werden die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur 

Verfügung gestellt, ist hier die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zu Ihren 
wichtigsten Rechten nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ beschriftete Hyper­
link-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung die Informationen zu [3] zur Verfügung 
gestellt werden.

[3] Die Informationen über die wichtigsten Rechte werden entweder nach Betätigung der Hyper­
link-Schaltfläche zu [2] zur Verfügung gestellt oder, wenn die Informationen nicht auf einer 
Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur Verfügung gestellt werden, den Informa­
tionen im ersten Kasten unmittelbar unterhalb des Kastens angefügt.

[4] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die 

den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[5] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrich­
tung, die den Insolvenzschutz bietet, und gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der 
zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz 
hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

[6] Hier ist einzufügen:
a) wenn die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur 

Verfügung gestellt werden: die mit den Wörtern „Weiterleitung zur Gesamtausgabe des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche, nach deren Betätigung eine 
Weiterleitung auf die Webseite www.gesetze-im-internet.de/bgb erfolgt,

b) wenn die Informationen nicht auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr 
zur Verfügung gestellt werden: „Webseite, auf welcher die Gesamtausgabe des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu finden ist: www.gesetze-im-internet.de/bgb“.

Anlage 13
(zu Artikel 250 § 4)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden bei einer Pauschalreise nach § 651 c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs
Wenn Sie innerhalb von 24 Stunden ab Eingang der Buchungsbestätigung des Unternehmens [1] einen 
Vertrag mit dem Unternehmen [2] schließen, handelt es sich bei den von [1] und [2] zu erbringenden 
Reiseleistungen um eine Pauschalreise im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302.
Daher können Sie alle EU-Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Das Unter­
nehmen [1] trägt die volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der gesamten Pau­
schalreise.
Zudem verfügt das Unternehmen [1] über die gesetzlich vorgeschriebene Absicherung für die 
Rückzahlung Ihrer Zahlungen und, falls der Transport in der Pauschalreise inbegriffen ist, zur 
Sicherstellung Ihrer Rückbeförderung im Fall seiner Insolvenz.1

[3]

1 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des als Reise­
veranstalter anzusehenden Unternehmers zur Insolvenzsicherung, weil der als Reiseveranstalter anzusehende 
Unternehmer vor Beendigung der Pauschalreise keine Zahlungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt 
und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden umfasst, entfallen diese Sätze.
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[4] Wichtigste Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302
– Die Reisenden erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss 

des Pauschalreisevertrags.
– Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag 

inbegriffenen Reiseleistungen.
– Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die 

sie sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.
– Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter 

Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.
– Der Preis der Pauschalreise darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel Treib­

stoffpreise) sich erhöhen und wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist, und in jedem Fall 
bis spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise. Wenn die Preiserhöhung 8 % des Pauschal­
reisepreises übersteigt, kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Wenn sich ein Reiseveran­
stalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der Reisende das Recht auf eine Preissen­
kung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

– Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und 
erhalten eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der 
Pauschalreise mit Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der für die Pauschalreise 
verantwortliche Unternehmer die Pauschalreise vor Beginn der Pauschalreise absagt, haben die 
Reisenden Anspruch auf eine Kostenerstattung und unter Umständen auf eine Entschädigung.

– Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Beginn der Pauschal­
reise ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am 
Bestimmungsort schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussicht­
lich beeinträchtigen.

– Zudem können die Reisenden jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer 
angemessenen und vertretbaren Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten.

– Können nach Beginn der Pauschalreise wesentliche Bestandteile der Pauschalreise nicht vereinba­
rungsgemäß durchgeführt werden, so sind dem Reisenden angemessene andere Vorkehrungen 
ohne Mehrkosten anzubieten. Der Reisende kann ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom 
Vertrag zurücktreten (in der Bundesrepublik Deutschland heißt dieses Recht „Kündigung“), wenn 
Leistungen nicht gemäß dem Vertrag erbracht werden und dies erhebliche Auswirkungen auf die 
Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen hat und der Reiseveranstalter es versäumt, 
Abhilfe zu schaffen.

– Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die Reiseleis­
tungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

– Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn dieser sich in Schwierig­
keiten befindet.

– Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters oder – in einigen Mitgliedstaaten – des Reisevermitt­
lers werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz des Reiseveranstalters oder, sofern 
einschlägig, des Reisevermittlers nach Beginn der Pauschalreise ein und ist die Beförderung 
Bestandteil der Pauschalreise, so wird die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet. [1] hat 
eine Insolvenzabsicherung mit [5] abgeschlossen.2 Die Reisenden können diese Einrichtung oder 
gegebenenfalls die zuständige Behörde ([6]) kontaktieren, wenn ihnen Leistungen aufgrund der 
Insolvenz von [1] verweigert werden.3

[7]

2 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des als Reise­
veranstalter anzusehenden Unternehmers zur Insolvenzsicherung, weil der als Reiseveranstalter anzusehende 
Unternehmer vor Beendigung der Pauschalreise keine Zahlungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt 
und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden umfasst, entfallen diese Sätze.

3 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 r Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des als Reise­
veranstalter anzusehenden Unternehmers zur Insolvenzsicherung, weil der als Reiseveranstalter anzusehende 
Unternehmer vor Beendigung der Pauschalreise keine Zahlungen des Reisenden auf den Reisepreis annimmt 
und der Vertrag keine Rückbeförderung des Reisenden umfasst, entfallen diese Sätze.
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Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist die Firma/der Name des als Reiseveranstalter anzusehenden Unternehmers (§ 651 c 

Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) einzufügen.
[2] Hier ist die Firma/der Name jedes anderen Unternehmers einzutragen, dem nach § 651 c Absatz 

1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Daten übermittelt werden.
[3] Hier ist die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zu Ihren wichtigsten Rechten nach 

der Richtlinie (EU) 2015/2302“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren 
Betätigung die Informationen zu [4] zur Verfügung gestellt werden.

[4] Die Informationen über die wichtigsten Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 werden 
nach Betätigung der Hyperlink-Schaltfläche zu [3] zur Verfügung gestellt.

[5] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die 

den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[6] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 s des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrich­
tung, die den Insolvenzschutz bietet, und gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der 
zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz 
hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

[7] Hier ist die mit den Wörtern „Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht 
umgesetzten Form“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung eine 
Weiterleitung auf die Webseite www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de erfolgt.

Anlage 14
(zu Artikel 251 § 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden, wenn der Vermittler verbundener Rei­
seleistungen ein Beförderer ist, mit dem der Reisende einen die Rückbeförderung umfassenden Vertrag 
geschlossen hat, und die Vermittlung nach § 651 w Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs erfolgt
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über [1] im Anschluss an die Auswahl und 
Zahlung einer Reiseleistung können Sie die nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 für Pauschalreisen 
geltenden Rechte NICHT in Anspruch nehmen.
Daher ist [1] nicht für die ordnungsgemäße Erbringung solcher zusätzlichen Reiseleistungen verant­
wortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Leistungserbringer.
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen bei demselben Besuch des Buchungsportals [2] werden 
diese Reiseleistungen jedoch Teil verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt [3] über die 
nach dem EU-Recht vorgeschriebene Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an [3] für 
Dienstleistungen, die aufgrund der Insolvenz von [3] nicht erbracht wurden, sowie erforderlichenfalls 
für Ihre Rückbeförderung an den Abreiseort. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des 
betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.
[4]
[3] hat eine Insolvenzabsicherung mit [5] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde ([6]) kontak­
tieren, wenn ihnen Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von [3] verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als [3], die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens [3] erfüllt werden können.
[7]
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Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist entweder „unser Unternehmen“ oder „das Unternehmen (einsetzen: Firma/Name des 

Vermittlers verbundener Reiseleistungen)“ einzufügen.
[2] Hier ist entweder „unseres Unternehmens“ oder „des Unternehmens (einsetzen: Firma/Name 

des Vermittlers verbundener Reiseleistungen)“ einzufügen.
[3] Hier ist die Firma/der Name des Vermittlers verbundener Reiseleistungen einzufügen.
[4] Hier ist die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz“ beschriftete 

Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung die Informationen im zweiten 
Kasten zur Verfügung gestellt werden.

[5] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[6] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, und 
gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der 
Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

[7] Hier ist die mit den Wörtern „Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht 
umgesetzten Form“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung eine 
Weiterleitung auf die Webseite www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de erfolgt.

Anlage 15
(zu Artikel 251 § 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden, wenn der Vermittler verbundener Rei­
seleistungen ein Beförderer ist, mit dem der Reisende einen die Rückbeförderung umfassenden Vertrag 
geschlossen hat, und die Vermittlung nach § 651 w Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs erfolgt
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über diesen Link oder diese Links können 
Sie die nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in 
Anspruch nehmen.
Daher ist [1] nicht für die ordnungsgemäße Erbringung solcher zusätzlichen Reiseleistungen verant­
wortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Leistungserbringer.
Bei der Buchung zusätzlicher Reiseleistungen über diesen Link oder diese Links innerhalb von 
24 Stunden nach Bestätigung Ihrer Buchung durch [1] werden diese Reiseleistungen jedoch Teil 
verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt [2] über die nach dem EU-Recht vorgeschriebene 
Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an [2] für Dienstleistungen, die aufgrund der 
Insolvenz von [2] nicht erbracht wurden, sowie erforderlichenfalls für Ihre Rückbeförderung an den 
Abreiseort. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des betreffenden Leistungserbringers 
keine Erstattung bewirkt.
[3]
[2] hat eine Insolvenzabsicherung mit [4] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde ([5]) kontak­
tieren, wenn ihnen Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von [2] verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als [2], die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens [2] erfüllt werden können.
[6]

Anlage 15

28

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist entweder „unser Unternehmen“ oder „das Unternehmen (einsetzen: Firma/Name des 

Vermittlers verbundener Reiseleistungen)“ einzufügen.
[2] Hier ist die Firma/der Name des Vermittlers verbundener Reiseleistungen einzufügen.
[3] Hier ist die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz“ beschriftete 

Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung die Informationen im zweiten 
Kasten zur Verfügung gestellt werden.

[4] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[5] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, und 
gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der 
Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

[6] Hier ist die mit den Wörtern „Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht 
umgesetzten Form“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung eine 
Weiterleitung auf die Webseite www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de erfolgt.

Anlage 16
(zu Artikel 251 § 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden, wenn der Vermittler verbundener Rei­
seleistungen kein Beförderer ist, mit dem der Reisende einen die Rückbeförderung umfassenden Ver­
trag geschlossen hat, und die Vermittlung nach § 651 w Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs erfolgt
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über [1] im Anschluss an die Auswahl und 
Zahlung einer Reiseleistung können Sie die nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 für Pauschalreisen 
geltenden Rechte NICHT in Anspruch nehmen.
Daher ist [1] nicht für die ordnungsgemäße Erbringung solcher zusätzlichen Reiseleistungen verant­
wortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Leistungserbringer.
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen bei demselben Besuch [2] werden diese Reiseleistungen 
jedoch Teil verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt [3] über die nach dem EU-Recht 
vorgeschriebene Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an [3] für Dienstleistungen, die 
aufgrund der Insolvenz von [3] nicht erbracht wurden. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer 
Insolvenz des betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.1

[4]2

[3] hat eine Insolvenzabsicherung mit [5] abgeschlossen.3

1 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

2 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

3 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
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Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde ([6]) kontak­
tieren, wenn ihnen Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von [3] verweigert werden.4

Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als [3], die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens [3] erfüllt werden können.5

[7]6

Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist entweder „unser Unternehmen“ oder „das Unternehmen (einsetzen: Firma/Name des 

Vermittlers verbundener Reiseleistungen)“ einzufügen.
[2] Hier ist einzufügen:

a) wenn die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur 
Verfügung gestellt werden: entweder „des Buchungsportals unseres Unternehmens“ oder 
„des Buchungsportals des Unternehmens (einsetzen: Firma/Name des Vermittlers verbun­
dener Reiseleistungen)“,

b) wenn die Informationen bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Reisenden und 
des Vermittlers verbundener Reiseleistungen zur Verfügung gestellt werden: entweder 
„unseres Unternehmens oder bei demselben Kontakt mit diesem“ oder „des Unternehmens 
(einsetzen: Firma/Name des Vermittlers verbundener Reiseleistungen) oder bei demselben 
Kontakt mit diesem“.

[3] Hier ist die Firma/der Name des Vermittlers verbundener Reiseleistungen einzufügen.
[4] Werden die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur 

Verfügung gestellt, ist hier die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zum Insol­
venzschutz“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung die Infor­
mationen im zweiten Kasten zur Verfügung gestellt werden. Werden die Informationen bei 
gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Reisenden und des Vermittlers verbundener Reise­
leistungen zur Verfügung gestellt, werden die Informationen im zweiten Kasten unmittelbar 
unterhalb des ersten Kastens angefügt.

[5] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[6] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, und 
gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der 
Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

4 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

5 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

6 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.
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[7] Hier ist einzufügen:
a) wenn die Informationen auf einer Webseite für den elektronischen Geschäftsverkehr zur Ver­

fügung gestellt werden: die mit den Wörtern „Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das natio­
nale Recht umgesetzten Form“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche, nach deren Betätigung 
eine Weiterleitung auf die Webseite www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de erfolgt,

b) wenn die Informationen bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Reisenden und des 
Vermittlers verbundener Reiseleistungen zur Verfügung gestellt werden: „Webseite, auf der 
die Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form zu finden 
ist: www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de“.

Anlage 17
(zu Artikel 251 § 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b)
Muster für das Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden, wenn der Vermittler verbundener Rei­
seleistungen kein Beförderer ist, mit dem der Reisende einen die Rückbeförderung umfassenden Ver­
trag geschlossen hat, und die Vermittlung nach § 651 w Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs erfolgt
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über diesen Link oder diese Links können 
Sie die nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in 
Anspruch nehmen.
Daher ist [1] nicht für die ordnungsgemäße Erbringung solcher zusätzlichen Reiseleistungen verant­
wortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Leistungserbringer.
Bei der Buchung zusätzlicher Reiseleistungen über diesen Link oder diese Links innerhalb von 
24 Stunden nach Bestätigung Ihrer Buchung durch [1] werden diese Reiseleistungen jedoch Teil 
verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt [2] über die nach dem EU-Recht vorgeschriebene 
Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an [2] für Dienstleistungen, die aufgrund der 
Insolvenz von [2] nicht erbracht wurden. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des 
betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.1

[3]2

[2] hat eine Insolvenzabsicherung mit [4] abgeschlossen.3

Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde ([5]) kontak­
tieren, wenn ihnen Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von [2] verweigert werden.4

Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als [2], die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens [2] erfüllt werden können.5

1 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

2 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

3 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

4 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.

5 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.
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[6]6

Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist entweder „unser Unternehmen“ oder „das Unternehmen (einsetzen: Firma/Name des 

Vermittlers verbundener Reiseleistungen)“ einzufügen.
[2] Hier ist die Firma/der Name des Vermittlers verbundener Reiseleistungen einzufügen.
[3] Hier ist die mit den Wörtern „Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz“ beschriftete 

Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung die Informationen im zweiten 
Kasten zur Verfügung gestellt werden.

[4] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs vorliegt: Name der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet,
b) in allen anderen Fällen: Name des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs).
[5] Hier sind einzufügen:

a) wenn ein Fall des § 651 w Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 651 s des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorliegt: Kontaktdaten der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, und 
gegebenenfalls Name und Kontaktdaten der zuständigen Behörde, jeweils einschließlich der 
Anschrift des Ortes, an dem sie ihren Sitz hat, der E-Mail-Adresse und der Telefonnummer,

b) in allen anderen Fällen: Kontaktdaten des Absicherers (§ 651 r Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) einschließlich der Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, der E-
Mail-Adresse und der Telefonnummer.

[6] Hier ist die mit den Wörtern „Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht 
umgesetzten Form“ beschriftete Hyperlink-Schaltfläche einzufügen, nach deren Betätigung eine 
Weiterleitung auf die Webseite www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de erfolgt.

Anlage 18
(zu Artikel 252 Absatz 1 Satz 1)
Muster für den Sicherungsschein
(gegebenenfalls einsetzen Sicherungsscheinnummer)

Sicherungsschein für
[1] Pauschalreisen

gemäß [2] § 651 r des Bürgerlichen Gesetzbuchs
für …………………

(einsetzen: Namen des Reisenden, die Wörter „den umseitig bezeichneten Reisenden“ oder die 
Buchungsnummer) [3]
(gegebenenfalls einsetzen: Geltungsdauer des Sicherungsscheins) [4]
Dem Reisenden steht im Fall der Insolvenz [5] gegenüber dem unten angegebenen Absicherer unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen ein unmittelbarer Anspruch nach § 651 r Absatz 4 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu.
Die Einstandspflicht des Absicherers für die zu erbringenden Leistungen ist auf 1 Million Euro für 
jeden Insolvenzfall begrenzt. Sollte diese Summe nicht für alle Reisenden ausreichen, so verringern sich 
die einzelnen Leistungsansprüche der Reisenden in dem Verhältnis, in dem der Gesamtbetrag ihrer 
Ansprüche zum Höchstbetrag steht. [6]
Bei Rückfragen wenden Sie sich an: (mindestens einsetzen: Namen, Anschrift und Telefonnummer 
der anzusprechenden Stelle; falls diese nicht für die Schadensabwicklung zuständig ist, auch Namen, 
Anschrift und Telefonnummer der dafür zuständigen Stelle).

6 Amtl. Anm.: Besteht gemäß § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Verpflichtung des Vermitt­
lers verbundener Reiseleistungen zur Insolvenzsicherung, weil er Zahlungen des Reisenden auf Vergütungen 
für Reiseleistungen nicht oder erst nach deren Erbringung annimmt, entfallen diese Absätze. Gleiches gilt, 
soweit solche Zahlungen aufgrund einer vom Leistungserbringer erteilten Inkassovollmacht des Vermittlers 
verbundener Reiseleistungen auf einem insolvenzfesten Treuhandkonto gutgeschrieben werden.
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(einsetzen: Namen, ladungsfähige Anschrift des Absicherers)
Absicherer

Gestaltungshinweise:
[1] Hier ist bei einer Vermittlung verbundener Reiseleistungen (§ 651 w des Bürgerlichen Gesetz­

buchs) anstelle des nachfolgenden Wortes „Pauschalreisen“ Folgendes einzufügen: „verbundene 
Reiseleistungen“.

[2] Hier ist bei einer Vermittlung verbundener Reiseleistungen (§ 651 w des Bürgerlichen Gesetz­
buchs) anstelle der nachfolgenden Angabe „§ 651r“ Folgendes einzufügen: „den §§ 651 r 
und 651w“.

[3] Diese Angaben können entfallen. In diesem Falle ist folgender Satz einzufügen: „Dieser 
Sicherungsschein gilt für den Buchenden und alle Reiseteilnehmer.“

[4] Falls der Sicherungsschein befristet ist, muss die Frist mindestens den Zeitraum vom Vertrags­
schluss bis zur Beendigung der Reise umfassen.

[5] Hier ist einzufügen:
a) wenn ein Pauschalreisevertrag vorliegt: entweder die Wörter „des umseitig bezeichneten 

Reiseveranstalters“ oder „der“/„des“ und sodann Firma/Name und Anschrift des Reisever­
anstalters,

b) wenn eine Vermittlung verbundener Reiseleistungen (§ 651 w des Bürgerlichen Gesetz­
buchs) vorliegt: „der“/„des“ und sodann Firma/Name und Anschrift des Vermittlers ver­
bundener Reiseleistungen.

[6] Diese Angabe entfällt, wenn
a) die Absicherung durch den Reisesicherungsfonds erfolgt,
b) der Reiseveranstalter oder Vermittler verbundener Reiseleistungen im letzten abgeschlos­

senen Geschäftsjahr einen Umsatz nach § 1 Nummer 2 des Reisesicherungsfondsgesetzes 
von mindestens 3 Millionen Euro erzielt hat oder

c) ein Versicherer oder Kreditinstitut in allen anderen Fällen keine Beschränkung der Ein­
standspflicht nach § 651 r Absatz 3 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vereinbart.

Anlage 18
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III. RL (EU) 2015/2303 vom 25.11.2015 (Pauschalreise-Richtlinie)
Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über Pauschalreisen und verbundene 
Reiseleistungen, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und 

der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 90/314/EWG des Rates

(ABl. L 326 S. 1)
(Celex-Nr. 3 2015 L 2302)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,
auf Vorschlag der Europäischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses23,
nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren24,
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) In der Richtlinie 90/314/EWG des Rates25 sind eine Reihe wichtiger Verbraucherrechte bei 

Pauschalreisen – unter anderem Informationspflichten, die Haftung von Unternehmern für Leis­
tungen, die Bestandteil der Pauschalreise sind, und Schutz vor der Insolvenz eines Reiseveranstal­
ters oder Reisevermittlers – festgelegt worden. Der rechtliche Rahmen muss allerdings jetzt den 
Entwicklungen des Marktes angepasst und besser auf den Binnenmarkt abgestimmt werden; 
gleichzeitig müssen Unklarheiten ausgeräumt und Regelungslücken geschlossen werden.

(2) Der Tourismus ist für die Volkswirtschaft der Union von großer Bedeutung; Pauschalreisen, 
Pauschalurlaubsreisen und Pauschalrundreisen (im Folgenden „Pauschalreisen“) machen einen 
erheblichen Anteil des Reisemarktes aus. Dieser Markt hat sich seit Erlass der Richtlinie 
90/314/EWG stark gewandelt. Zusätzlich zu den traditionellen Vertriebswegen hat das Internet 
als Mittel zum Angebot oder Verkauf von Reiseleistungen erheblich an Bedeutung gewonnen. 
Reiseleistungen werden nicht nur in der herkömmlichen Form vorab zusammengestellter Pau­
schalreisen angeboten, sondern häufig nach den Vorgaben des Kunden zusammengestellt. Viele 
dieser Kombinationen von Reiseleistungen befinden sich rechtlich gesehen in einer „Grauzone“ 
oder sind eindeutig vom Anwendungsbereich der Richtlinie 90/314/EWG nicht erfasst. Mit 
der vorliegenden Richtlinie soll der Schutz solcher Reiseleistungen diesen Entwicklungen 
angepasst, die Transparenz erhöht und den Reisenden und Unternehmern mehr Rechtssicherheit 
geboten werden.

(3) Artikel 169 Absatz 1 und Artikel 169 Absatz 2 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) bestimmen, dass die Union durch die Maßnahmen, die sie 
nach Artikel 114 AEUV erlässt, einen Beitrag zur Erreichung eines hohen Verbraucherschutzni­
veaus leistet.

(4) Die Richtlinie 90/314/EWG ließ den Mitgliedstaaten einen breiten Umsetzungsspielraum. 
Daher bestehen erhebliche Unterschiede im jeweiligen Recht der Mitgliedstaaten. Die unter­
schiedlichen Regelungen haben für die Unternehmen höhere Kosten zur Folge, was ihre 
Bereitschaft, ihre Geschäftstätigkeit auf andere Mitgliedstaaten auszuweiten, hemmt und damit 
die Verbraucher in ihren Wahlmöglichkeiten beschränkt.

(5) Gemäß Artikel 26 Absatz 2 und Artikel 49 AEUV umfasst der Binnenmarkt einen Raum 
ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren und Dienstleistungen sowie die 

23 Amtl. Anm.: ABl. C 170 vom 5.6.2014, S. 73.
24 Amtl. Anm.: Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 12. März 2014 (noch nicht im Amtsblatt veröf­

fentlicht) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 18. September 2015 (ABl. C360 vom 30.10.2015, 
S. 1). Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 27. Oktober 2015 (noch nicht im Amtsblatt veröffent­
licht).

25 Amtl. Anm.: Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen (ABl. L 158 vom 
23.6.1990, S. 59).
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Niederlassungsfreiheit gewährleistet sind. Um einen echten Binnenmarkt für Verbraucher bei 
Pauschalreisen und verbundenen Reiseleistungen zu schaffen, müssen die Rechte und Pflichten, 
die sich aus Pauschalreiseverträgen und verbundenen Reiseleistungen ergeben, so harmonisiert 
werden, dass ein ausgewogenes Verhältnis zwischen einem hohen Verbraucherschutzniveau und 
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen dieser Branche gewährleistet ist.

(6) Die grenzübergreifende Dimension des Pauschalreisemarkts wird in der Union zurzeit nicht 
voll genutzt. Unterschiede im Reiseschutz zwischen den Mitgliedstaaten halten Reisende davon 
ab, Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen in anderen Mitgliedstaaten zu kaufen, 
und nehmen Reiseveranstaltern und Reisevermittlern den Anreiz, ihre Leistungen in anderen 
Mitgliedstaaten anzubieten. Damit Reisende und Unternehmer die Vorteile des Binnenmarkts in 
vollem Umfang nutzen können und gleichzeitig unionsweit ein hohes Verbraucherschutzniveau 
gewahrt ist, müssen die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Pauschalreisen und verbun­
dene Reiseleistungen weiter angeglichen werden.

(7) Die meisten Reisenden, die Pauschalreisen oder verbundene Reiseleistungen kaufen, sind 
Verbraucher im Sinne des Verbraucherrechts der Union. Es ist allerdings nicht immer leicht, 
zwischen Verbrauchern und Vertretern kleiner Unternehmen oder Geschäftsleuten zu unter­
scheiden, die über dieselben Buchungskanäle wie Verbraucher Reisen zu geschäftlichen oder 
beruflichen Zwecken buchen. Solche Reisende benötigen häufig einen vergleichbaren Schutz. 
Allerdings gibt es auch Unternehmen oder Organisationen, die Reisearrangements auf der 
Grundlage einer allgemeinen Vereinbarung anbieten, die oftmals für eine Vielzahl von Rei­
searrangements oder für einen benannten Zeitraum geschlossen werden, beispielsweise mit 
einer Reiseagentur. Reisearrangements dieser Art erfordern nicht dasselbe Maß an Schutz, 
das Verbraucher benötigen. Daher sollte diese Richtlinie für Geschäftsreisende einschließlich 
Angehöriger freier Berufe oder Selbstständiger oder anderer natürlicher Personen, gelten, wenn 
diese nicht auf der Grundlage einer allgemeinen Vereinbarung reisen. Um eine Verwechslung mit 
der sonst im Unionsrecht verwendeten Definition des Begriffs des Verbrauchers zu vermeiden, 
sollten die auf der Grundlage der vorliegenden Richtlinie geschützten Personen als „Reisende“ 
bezeichnet werden.

(8) Da sich Reiseleistungen auf vielfältige Weise kombinieren lassen, empfiehlt es sich, alle 
Kombinationen von Reiseleistungen, die Merkmale aufweisen, die Reisende üblicherweise 
mit Pauschalreisen in Verbindung bringen, als Pauschalreisen zu betrachten, insbesondere 
wenn einzelne Reiseleistungen zu einem einzigen Reiseprodukt zusammengefasst werden, für 
dessen ordnungsgemäße Durchführung der Reiseveranstalter haftet. In Übereinstimmung mit 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union26 sollte es keinen Unterschied 
machen, ob die Reiseleistungen bereits vor einem Kontakt mit dem Reisenden, auf Wunsch 
des Reisenden oder entsprechend seiner Auswahl zusammengestellt werden. Diese Grundsätze 
sollten unabhängig davon gelten, ob die Buchung über einen Unternehmer mit einer physischen 
oder einen Unternehmer mit einer Online-Vertriebsstelle erfolgt.

(9) Im Interesse der Transparenz sollten Pauschalreisen von verbundenen Reiseleistungen unter­
schieden werden, bei denen Unternehmer mit einer physischen oder Unternehmer mit einer 
Online-Vertriebsstelle den Reisenden bei dem Erwerb der Reiseleistung unterstützen und bei 
denen der Reisende mit verschiedenen Erbringern von Reiseleistungen unter anderem über 
verbundene Buchungsverfahren Verträge schließt, die nicht die Merkmale einer Pauschalreise 
aufweisen und für die deshalb nicht die Geltung aller derjenigen Pflichten angemessen ist, denen 
Pauschalreiseverträge unterliegen.

(10) Aufgrund der Entwicklungen des Marktes empfiehlt es sich, Pauschalreisen des Weiteren auf 
der Grundlage alternativer, objektiver Kriterien zu definieren, die sich in erster Linie auf die 
Art und Weise beziehen, wie Reiseleistungen angeboten oder erworben werden, sowie auf die 
Umstände, unter denen Reisende nach vernünftigem Ermessen erwarten dürfen, dass sie durch 
diese Richtlinie geschützt sind. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn verschiedene Arten 
von Reiseleistungen von einer einzigen Vertriebsstelle aus für dieselbe Reise erworben werden 
und wenn diese Reiseleistungen vor der Zustimmung des Reisenden zur Zahlung ausgewählt 
wurden, d.h. im Rahmen desselben Buchungsvorgangs, oder wenn solche Leistungen zu einem 
Pauschal- oder Gesamtpreis angeboten, verkauft oder in Rechnung gestellt werden und wenn 
solche Leistungen unter der Bezeichnung „Pauschalreise“ oder einer ähnlichen Bezeichnung, die 
auf eine enge Verbindung zwischen den betreffenden Reiseleistungen hinweist, beworben oder 

26 Amtl. Anm.: Vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 30. April 2002, Club-Tour, Viagens e Turismo SA/Alberto 
Carlos Lobo Gonçalves Garrido und Club Med Viagens Ld.a, C-400/00, ECLI:EU:C:2002:272.
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verkauft werden. Solche ähnliche Bezeichnungen könnten etwa „Kombireise“, „All-inclusive“ 
oder „Komplettangebot“ sein.

(11) Es sollte außerdem klargestellt werden, dass Reiseleistungen, die nach dem Abschluss eines 
Vertrags kombiniert werden, in dem der Unternehmer den Reisenden dazu berechtigt, eine 
Auswahl unter verschiedenen Arten von Reiseleistungen – wie bei einer Reise-Geschenkbox – 
zu treffen, als Pauschalreisevertrag gelten. Als Pauschalreise sollte auch eine Kombination von 
Reiseleistungen angesehen werden, wenn der Name, die Zahlungsdaten und die E-Mail-Adresse 
des Reisenden zwischen den Unternehmern übermittelt werden und wenn spätestens 24 Stunden 
nach Bestätigung der Buchung der ersten Reiseleistung ein weiterer Vertrag geschlossen wird.

(12) Verbundene Reiseleistungen sollten von Reiseleistungen unterschieden werden, die der Reisende 
unabhängig voneinander und häufig zu einer anderen Zeit bucht, auch wenn die Leistungen 
dieselbe Reise betreffen. Online angebotene verbundene Reiseleistungen sollten zudem von 
verlinkten Websites unterschieden werden, die keinen Vertragsabschluss mit dem Reisenden zum 
Ziel haben, sowie von elektronischen Links, über die der Reisende lediglich allgemein über 
weitere Reiseleistungen informiert wird, beispielsweise wenn ein Hotel oder der Organisator 
einer Veranstaltung auf seiner Website eine Liste aller Betreiber aufführt, die unabhängig von 
einer Buchung der Veranstaltung eine Beförderung zum Veranstaltungsort anbieten, oder wenn 
Cookies oder Metadaten zur Platzierung von Werbung auf Webseiten benutzt werden.

(13) Es sollten besondere Bestimmungen für Unternehmer mit einer physischen und Unternehmer 
mit einer Online-Vertriebsstelle festgelegt werden, mit deren Hilfe Reisende anlässlich eines 
einzigen Besuchs in der Vertriebsstelle oder eines einzigen Kontakts mit der Vertriebsstelle 
separate Verträge mit einzelnen Leistungserbringern schließen, sowie für Unternehmer mit 
einer Online-Vertriebsstelle, die beispielsweise über verbundene Online-Buchungsverfahren den 
Erwerb zumindest einer zusätzlichen Reiseleistung von einem anderen Unternehmer gezielt 
vermitteln, wenn ein Vertrag spätestens 24 Stunden nach Bestätigung der Buchung der ersten 
Reiseleistung geschlossen wird. Eine solche Vermittlung wird sich oftmals auf einen kommerzi­
ellen Link stützen und ein Entgelt zwischen dem Unternehmer, der den Erwerb zusätzlicher 
Reiseleistungen vermittelt, und dem anderen Unternehmer beinhalten, ungeachtet der hierzu 
verwendeten Abrechnungsmethode, die sich beispielsweise auf die Anzahl der Klicks oder 
auf den Umsatz stützen kann. Diese Bestimmungen würden beispielsweise dann Anwendung 
finden, wenn ein Reisender bei der Bestätigung der Buchung der ersten Reiseleistung wie Flug 
oder Bahnfahrt zusammen mit einem elektronischen Link zum Buchungsportal eines anderen 
Leistungserbringers oder Reisevermittlers eine Aufforderung erhält, am Bestimmungsort eine 
zusätzliche Reiseleistung wie Hotelunterkunft zu buchen. Solche Reiseleistungen sollten zwar 
keine Pauschalreise im Sinne dieser Richtlinie darstellen, bei der ein Reiseveranstalter für die 
ordnungsgemäße Durchführung aller Reiseleistungen haftet, jedoch sind solche verbundenen 
Reiseleistungen ein alternatives Geschäftsmodell, das häufig in enger Konkurrenz zu Pauschal­
reisen steht.

(14) Die Verpflichtung, einen ausreichenden Nachweis dafür zu erbringen, dass im Fall einer 
Insolvenz die Erstattung von Zahlungen und die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet 
sind, sollte auch für verbundene Reiseleistungen gelten, damit fairer Wettbewerb und der Schutz 
der Reisenden gewährleistet werden.

(15) Der alleinige Erwerb einer Reiseleistung als Reiseeinzelleistung sollte weder eine Pauschalreise 
noch verbundene Reiseleistungen darstellen.

(16) Im Interesse einer größeren Transparenz und damit sich Reisende bewusst zwischen den 
verschiedenen Arten von Reisearrangements am Markt entscheiden können, sollten die Unter­
nehmer dazu verpflichtet werden, vor der Zustimmung des Reisenden zur Zahlung genau und 
deutlich anzugeben, ob sie eine Pauschalreise oder verbundene Reiseleistungen anbieten, und 
Informationen über das betreffende Schutzniveau zu geben. Die Angabe des Unternehmers zur 
Rechtsnatur des angebotenen Reiseprodukts sollte der wirklichen Rechtsnatur des betreffenden 
Produkts entsprechen. Werden die Reisenden nicht zutreffend von dem Unternehmer informiert, 
sollten die zuständigen Behörden tätig werden.

(17) Als Kriterium für eine Pauschalreise oder verbundene Reiseleistungen sollte nur die Kombina­
tion verschiedener Arten von Reiseleistungen wie Unterbringung, Beförderung von Personen 
per Bus, Eisenbahn, Schiff oder Flugzeug sowie die Vermietung von Kraftfahrzeugen oder 
bestimmten Krafträdern herangezogen werden. Eine Unterbringung zu Wohnzwecken, unter 
anderem im Rahmen von Langzeit-Sprachkursen, sollte nicht als Unterbringung im Sinne 
dieser Richtlinie gelten. Finanzdienstleistungen wie beispielweise Reiseversicherungen sollten 
nicht als Reiseleistungen gelten. Zudem sollten Leistungen, die wesensmäßig Bestandteil einer 

37

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



anderen Reiseleistung sind, nicht als eigenständige Reiseleistung angesehen werden. Hierzu 
zählen beispielsweise eine Gepäckbeförderung im Zuge der Beförderung von Personen, kleinere 
Beförderungsleistungen – etwa eine Personenbeförderung im Rahmen einer Führung oder ein 
Transfer zwischen einem Hotel und einem Flughafen oder einem Bahnhof –, Mahlzeiten, 
Getränke oder Reinigung im Rahmen der Unterbringung oder ein inbegriffener Zugang zu 
hoteleigenen Einrichtungen wie Schwimmbad, Sauna, Wellnessbereich oder Fitnessraum. Dies 
bedeutet auch, dass im Fall einer Übernachtung, die als Teil der Beförderung von Personen 
per Bus, Eisenbahn, Schiff oder Flugzeug angeboten wird, anders als im Fall einer Kreuzfahrt 
die Unterbringung nicht als eigenständige Reiseleistung gelten sollte, wenn die Beförderung 
eindeutig den Hauptbestandteil darstellt.

(18) Andere touristische Leistungen, die nicht wesensmäßig Bestandteil der Beförderung oder Unter­
bringung von Personen oder der Vermietung von Kraftfahrzeugen oder bestimmten Krafträdern 
sind, können beispielsweise Folgendes darstellen: Eintrittskarten für Konzerte, Sportveranstal­
tungen, Ausflüge oder Themenparks, Führungen, Skipässe und die Vermietung von Sportaus­
rüstungen wie etwa Skiausrüstungen, oder Wellnessbehandlungen. Werden derartige Leistungen 
allerdings mit nur einer anderen Art von Reiseleistung, beispielweise der Unterbringung, kom­
biniert, so sollte dies nur dann zur Gestaltung einer Pauschalreise oder verbundener Reiseleis­
tungen führen, wenn diese Leistungen einen erheblichen Teil des Werts der Pauschalreise oder 
der verbundenen Reiseleistungen ausmachen oder wenn sie als wesentliches Merkmal der Reise 
beworben werden oder in anderer Hinsicht ein wesentliches Merkmal der Reise darstellen. 
Machen andere touristische Leistungen 25 % oder mehr des Werts der Kombination aus, so 
sollten diese als Leistungen angesehen werden, die einen erheblichen Teil des Werts der Pau­
schalreise oder der verbundenen Reiseleistungen darstellen. Es sollte klargestellt werden, dass 
es nicht als Pauschalreise gilt, wenn andere touristische Leistungen beispielsweise zu einer als 
eigenständige Leistung gebuchten Hotelunterkunft nach Ankunft des Reisenden im Hotel hin­
zugefügt werden. Dies sollte nicht zu einer Umgehung dieser Richtlinie führen, bei der Reise­
veranstalter oder Reisevermittler dem Reisenden anbieten, zusätzliche touristische Leistungen 
im Voraus auszuwählen, um ihm den Abschluss eines Vertrags für diese Leistungen erst nach 
Beginn der Erbringung der ersten Reiseleistung anzubieten.

(19) Da Reisende bei Kurzreisen weniger Schutz benötigen, sollten Reisen, die weniger als 24 
Stunden dauern und keine Unterbringung einschließen, sowie Pauschalreisen oder verbundene 
Reiseleistungen, die gelegentlich und ohne Gewinnabsicht und nur einer begrenzten Gruppe 
von Reisenden angeboten oder vermittelt werden, vom Anwendungsbereich der Richtlinie 
ausgenommen werden, um den Unternehmern unnötigen Aufwand zu ersparen. Zu Letzterem 
können etwa Reisen gehören, die lediglich wenige Male im Jahr von Wohltätigkeitsorganisa­
tionen, Sportvereinen oder Schulen für ihre Mitglieder veranstaltet werden und die nicht 
öffentlich angeboten werden. Geeignete Informationen über diesen Ausschluss sollten öffentlich 
zugänglich gemacht werden, um zu gewährleisten, dass Unternehmer und Reisende hinreichend 
darüber unterrichtet werden, dass Pauschalreisen oder verbundene Reiseleistungen dieser Art 
nicht von dieser Richtlinie erfasst werden.

(20) Diese Richtlinie sollte das nationale Vertragsrecht, das jene Aspekte regelt, die nicht von dieser 
Richtlinie erfasst sind, unberührt lassen.

(21) Die Mitgliedstaaten sollten im Einklang mit dem Unionsrecht weiterhin befugt sein, diese 
Richtlinie auf Bereiche anzuwenden, die nicht in deren Anwendungsbereich fallen. Die Mit­
gliedstaaten können daher den Bestimmungen oder einigen Bestimmungen dieser Richtlinie 
entsprechende nationale Rechtsvorschriften für Verträge, die nicht in den Geltungsbereich dieser 
Richtlinie fallen, beibehalten oder einführen. Beispielsweise können die Mitgliedstaaten entspre­
chende Bestimmungen für eigenständige Verträge über einzelne Reiseleistungen (wie etwa die 
Vermietung von Ferienwohnungen), für ohne Gewinnabsicht organisierte und einer begrenzten 
Zahl von Reisenden ausschließlich gelegentlich angebotene oder vermittelte Pauschalreisen 
und verbundene Reiseleistungen oder für Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, 
die weniger als 24 Stunden dauern und die keine Unterbringung einschließen, beibehalten 
oder einführen.

(22) Pauschalreisen zeichnen sich vor allem dadurch aus, dass ein Unternehmer als Reiseveranstalter 
für die ordnungsgemäße Erbringung der Pauschalreise als Ganzes haftet. Nur wenn ein anderer 
Unternehmer als Veranstalter einer Pauschalreise auftritt, sollte ein Unternehmer – in der Regel 
ein Unternehmer mit einer physischen oder ein Unternehmer mit einer Online-Vertriebsstelle 
– als Vermittler handeln können, ohne als Veranstalter haftbar zu sein. Ob ein Unternehmer 
bei einer bestimmten Pauschalreise als Reiseveranstalter handelt, sollte von der Beteiligung des 
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Unternehmers an der Gestaltung einer Pauschalreise abhängen und nicht davon, wie dieser 
Unternehmer seine Tätigkeit beschreibt. Bei der Prüfung der Frage, ob ein Unternehmer ein 
Reiseveranstalter oder ein Reisevermittler ist, sollte es keinen Unterschied machen, ob der 
betreffende Unternehmer auf der Angebotsseite tätig ist oder als ein im Namen des Reisenden 
handelnder Vertreter auftritt.

(23) Die Richtlinie 90/314/EWG überlässt den Mitgliedstaaten die Entscheidung darüber, ob Reise­
veranstalter oder Reisevermittler oder sowohl Reiseveranstalter als auch Reisevermittler für die 
ordnungsgemäße Durchführung einer Pauschalreise haften. Diese Flexibilität hat in manchen 
Mitgliedstaaten zu Unklarheit darüber geführt, welcher Unternehmer für die Erbringung der 
betreffenden Reiseleistungen haftet. Daher sollte in dieser Richtlinie klargestellt werden, dass 
die Reiseveranstalter für die Erbringung der im Pauschalreisevertrag inbegriffenen Reiseleis­
tungen verantwortlich sind, es sei denn, in den nationalen Rechtsvorschriften ist vorgesehen, 
dass sowohl der Reiseveranstalter als auch der Reisevermittler haftet.

(24) Die Vermittler von Pauschalreisen sollten gemeinsam mit dem Reiseveranstalter für die Bereit­
stellung der vorvertraglichen Informationen verantwortlich sein. Um die Kommunikation, 
vor allem in grenzüberschreitenden Fällen, zu erleichtern, sollten Reisende den Reiseveran­
stalter auch über den Reisevermittler kontaktieren können, bei dem sie die Pauschalreise 
erworben haben.

(25) Der Reisende sollte vor dem Erwerb einer Pauschalreise unabhängig davon, ob er die Reise 
im Wege der Fernkommunikation, in einer physischen Vertriebsstelle oder über andere Ver­
triebskanäle erwirbt, alle notwendigen Informationen erhalten. Bei der Bereitstellung dieser 
Informationen sollte der Unternehmer den Bedürfnissen von Reisenden Rechnung tragen, die, 
soweit für den Unternehmer vernünftigerweise erkennbar, aufgrund ihres Alters oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung eines besonderen Schutzes bedürfen.

(26) Basisinformationen beispielsweise zu den wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen oder 
zu den Preisen, die in der Werbung, auf der Website des Reiseveranstalters oder in Prospekten 
als vorvertragliche Informationen enthalten sind, sollten verbindlich sein, es sei denn, der 
Reiseveranstalter behält sich Änderungen vor und diese Änderungen werden dem Reisenden 
vor Abschluss des Pauschalreisevertrags klar, verständlich und deutlich mitgeteilt. In Anbetracht 
der neuen Kommunikationstechniken, die Aktualisierungen problemlos ermöglichen, sind 
besondere Bestimmungen für Prospekte zwar nicht mehr nötig, es sollte jedoch sichergestellt 
werden, dass Änderungen der vorvertraglichen Informationen dem Reisenden mitgeteilt werden. 
Eine Änderung der vorvertraglichen Informationen sollte stets möglich sein, wenn beide Parteien 
des Pauschalreisevertrags dem ausdrücklich zustimmen.

(27) Die Informationspflichten dieser Richtlinie sind erschöpfend, sollten jedoch die in anderen 
anwendbaren Unionsrechtsakten festgelegten Informationspflichten nicht berühren27.

(28) Reiseveranstalter sollten allgemeine Informationen über die Visumerfordernisse des Bestim­
mungslandes geben. Die Informationen über die ungefähren Fristen für die Erlangung von 

27 Amtl. Anm.: Vgl.: Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 
über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen 
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“) (ABl. L 178 
vom 17.7.2000, S. 1) und Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36) sowie die 
Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2005 über 
die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine 
Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie über die Unterrichtung von Fluggästen über die Identität des aus­
führenden Luftfahrtunternehmens und zur Aufhebung des Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG (ABl. L 344 
vom 27.12.2005, S. 15), Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Juli 2006 über die Rechte von behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter Mobi­
lität (ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 1), Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 
315 vom 3.12.2007, S. 14), Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. September 2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in 
der Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 31.10.2008, S. 3), Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsver­
kehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1), Verord­
nung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die Fahr­
gastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 55 vom 
28.2.2011, S. 1).
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Visa können in der Form eines Verweises auf amtliche Angaben des Bestimmungslandes 
gegeben werden.

(29) In Anbetracht der Besonderheiten von Pauschalreiseverträgen sollten die Rechte und Pflichten 
der Vertragsparteien für die Zeit vor und nach dem Beginn der Pauschalreise festgelegt werden, 
insbesondere für den Fall, dass der Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt wird oder dass sich 
bestimmte Umstände ändern.

(30) Da Pauschalreisen häufig lange im Voraus erworben werden, können unvorhergesehene Ereig­
nisse eintreten. Der Reisende sollte daher unter bestimmten Voraussetzungen berechtigt sein, 
den Pauschalreisevertrag auf einen anderen Reisenden zu übertragen. In diesen Fällen sollte der 
Reiseveranstalter die Erstattung seiner Ausgaben verlangen können, beispielsweise wenn ein 
Unterauftragnehmer für die Änderung des Namens des Reisenden oder für die Stornierung oder 
Neuausstellung eines Beförderungsausweises eine Gebühr verlangt.

(31) Reisende sollten jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer angemessenen 
und vertretbaren Rücktrittsgebühr – unter Berücksichtigung der erwarteten ersparten Aufwen­
dungen sowie der Einnahmen aus einer anderweitigen Verwendung der Reiseleistungen – von 
dem Pauschalreisevertrag zurücktreten können. Zudem sollten sie ohne Zahlung einer Rück­
trittsgebühr vom Pauschalreisevertrag zurücktreten können, wenn die Durchführung der Reise 
durch unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände erheblich beeinträchtigt wird. Dies kann 
zum Beispiel Kriegshandlungen, andere schwerwiegende Beeinträchtigungen der Sicherheit wie 
Terrorismus, erhebliche Risiken für die menschliche Gesundheit wie einen Ausbruch einer 
schweren Krankheit am Reiseziel oder Naturkatastrophen wie Hochwasser oder Erdbeben 
oder Witterungsverhältnisse, die eine sichere Reise an das im Pauschalreisevertrag vereinbarte 
Reiseziel unmöglich machen, umfassen.

(32) In bestimmten Fällen sollte auch der Reiseveranstalter vor Beginn der Pauschalreise zur ent­
schädigungslosen Beendigung des Pauschalreisevertrags berechtigt sein, beispielsweise wenn 
die Mindestteilnehmerzahl nicht erreicht ist und diese Möglichkeit im Vertrag vorgesehen ist. 
In diesem Fall sollte der Reiseveranstalter den Reisenden alle im Zusammenhang mit der 
Pauschalreise geleisteten Zahlungen erstatten.

(33) In bestimmten Fällen sollte der Reiseveranstalter den Pauschalreisevertrag einseitig ändern 
können. Reisende sollten allerdings vom Pauschalreisevertrag zurücktreten können, wenn durch 
die Änderungen eine der wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen erheblich verändert 
wird. Dies kann beispielsweise bei einer Verringerung der Qualität oder des Werts der Reise­
leistungen der Fall sein. Eine Änderung der im Pauschalreisevertrag angegebenen Abreise- oder 
Ankunftszeiten sollte beispielsweise dann als erheblich gelten, wenn sie dem Reisenden beträcht­
liche Unannehmlichkeiten oder zusätzliche Kosten verursachen würde, etwa aufgrund einer 
Umdisponierung der Beförderung oder Unterbringung. Eine Preiserhöhung sollte nur möglich 
sein, wenn sich eine Änderung bei den Kosten von Treibstoff oder anderer Energiequellen für 
die Beförderung von Reisenden, bei Steuern oder Abgaben, die von Dritten erhoben werden, 
die nicht unmittelbar an der Erbringung der im Pauschalreisevertrag enthaltenen Reiseleistungen 
mitwirken, oder bei den für die Pauschalreise relevanten Wechselkursen ergeben hat, und nur 
sofern im Vertrag ausdrücklich eine Möglichkeit einer solchen Preiserhöhung vorbehalten ist 
und der Vertrag ausdrücklich vorsieht, dass der Reisende ein Recht auf eine Preissenkung hat, 
die der Senkung dieser Kosten entspricht. Wenn der Reiseveranstalter eine Preiserhöhung um 
mehr als 8 % des Gesamtpreises vorschlägt, sollte der Reisende berechtigt sein, ohne Zahlung 
einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurückzutreten.

(34) Es sollten besondere Bestimmungen für Abhilfen im Falle einer Vertragswidrigkeit bei Erfüllung 
des Pauschalreisevertrags festgelegt werden. Der Reisende sollte im Falle von Problemen Abhilfe 
verlangen können, und wenn ein erheblicher Teil der Reiseleistungen des Pauschalreisevertrags 
nicht erbracht werden kann, sollten ihm angemessene andere Vorkehrungen angeboten werden. 
Schafft der Reiseveranstalter innerhalb einer vom Reisenden festgesetzten angemessenen Frist 
keine Abhilfe gegen die Vertragswidrigkeit, so sollte der Reisende dies selbst tun können und die 
Erstattung der notwendigen Aufwendungen verlangen können. In bestimmten Fällen sollte eine 
Fristsetzung nicht erforderlich sein, insbesondere wenn unverzügliche Abhilfe notwendig ist. 
Dies würde beispielsweise gelten, wenn der Reisende aufgrund der Verspätung des vom Reise­
veranstalter vorgesehenen Busses ein Taxi nehmen muss, um seinen Flug rechtzeitig zu erreichen. 
Reisende sollten ebenfalls Anspruch auf Preisminderung, Rücktritt vom Pauschalreisevertrag 
und/oder Schadenersatz haben. Der Schadenersatz sollte auch immaterielle Schäden umfassen, 
wie beispielsweise entgangene Urlaubsfreuden infolge erheblicher Probleme bei der Erbringung 
der betreffenden Reiseleistungen. Der Reisende sollte verpflichtet sein, dem Reiseveranstalter 
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unverzüglich – unter Berücksichtigung der Umstände des Falls – jede während der Erbringung 
der Reiseleistungen des Pauschalreisevertrags bemerkte Vertragswidrigkeit mitzuteilen. Tut er 
dies nicht, so kann dieses Versäumnis bei der Festlegung der angemessenen Preisminderung 
oder eines angemessenen Schadenersatzes berücksichtigt werden, wenn eine solche Meldung den 
Schaden verhindert oder verringert hätte.

(35) Im Interesse der Kohärenz sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie den internationalen Über­
einkünften über Reiseleistungen und den Unionsvorschriften über Passagierrechte angepasst 
werden. Haftet der Reiseveranstalter für die Nichterbringung oder die mangelhafte Erbrin­
gung der Reiseleistungen des Pauschalreisevertrags, so sollte er sich auf die Haftungsbeschrän­
kungen für Leistungserbringer in internationalen Übereinkünften wie dem Übereinkommen 
von Montreal von 1999 zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften über die Beförderung 
im internationalen Luftverkehr28, dem Übereinkommen von 1980 über den Internationalen 
Eisenbahnverkehr (COTIF)29 und dem Athener Übereinkommen von 1974 über die Beförde­
rung von Reisenden und ihrem Gepäck auf See30 berufen können. Ist die Sicherstellung der 
rechtzeitigen Rückbeförderung des Reisenden an den Ort der Abreise aufgrund unvermeidbarer, 
außergewöhnlicher Umstände unmöglich, so sollte der Reiseveranstalter die Kosten für die 
notwendige Unterbringung der Reisenden für einen Zeitraum von höchstens drei Nächten pro 
Reisendem übernehmen, es sei denn, in geltenden oder künftigen Unionsrechtsvorschriften zum 
Schutz der Fahrgastrechte werden längere Zeiträume festgelegt.

(36) Die Rechte der Reisenden auf Geltendmachung von Ansprüchen auf der Grundlage dieser 
Richtlinie und anderer einschlägiger Unionsvorschriften oder internationaler Übereinkünfte 
sollten von dieser Richtlinie unberührt bleiben, sodass die Reisenden weiterhin die Möglichkeit 
haben, Ansprüche gegen den Veranstalter, das Beförderungsunternehmen oder gegen eine oder 
gegebenenfalls mehr als eine andere haftende Partei geltend zu machen. Es sollte klargestellt 
werden, dass die nach dieser Richtlinie gewährte Schadenersatzzahlung oder Preisminderung 
von der nach Maßgabe anderer einschlägiger Unionsvorschriften oder internationaler Überein­
künfte gewährten Schadenersatzzahlung oder Preisminderung abgezogen werden sollte und 
umgekehrt, um eine Überkompensation zu vermeiden. Die Haftung des Reiseveranstalters sollte 
Regressansprüche gegen Dritte einschließlich Leistungserbringer unberührt lassen.

(37) Befindet sich der Reisende während seiner Reise in Schwierigkeiten, sollte der Veranstalter 
verpflichtet sein, unverzüglich angemessenen Beistand zu leisten. Dieser Beistand sollte haupt­
sächlich – sofern relevant – in der Bereitstellung von Informationen über Aspekte wie Gesund­
heitsdienste, Behörden vor Ort und konsularischer Beistand sowie von praktischer Hilfe 
beispielsweise in Bezug auf Fernkommunikationsmittel und Ersatzreisearrangements bestehen.

(38) In ihrer Mitteilung vom 18. März 2013 mit dem Titel „Schutz der Fluggäste bei Insolvenz des 
Luftfahrtunternehmens“ erläutert die Kommission, wie sich der Schutz der Reisenden im Fall 
der Insolvenz eines Luftfahrtunternehmens verbessern lässt, unter anderem durch eine bessere 
Durchsetzung der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates31 und der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 sowie mithilfe eines stärkeren Engagements 
der Branche; sollten diese Maßnahmen erfolglos bleiben, könnte eine gesetzgeberische Maß­
nahme erwogen werden. Diese Mitteilung bezieht sich auf den Erwerb von Einzelleistungen, 
nämlich von Flugreiseleistungen, und befasst sich daher nicht mit Insolvenzschutz für Pauschal­
reisen und verbundene Reiseleistungen.

(39) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass Reisende, die eine Pauschalreise erwerben, vor 
der Insolvenz des Reiseveranstalters in vollem Umfang geschützt sind. Die Mitgliedstaaten, in 

28 Amtl. Anm.: Beschluss 2001/539/EG des Rates vom 5. April 2001 über den Abschluss des Übereinkommens 
zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften über die Beförderung im internationalen Luftverkehr (Über­
einkommen von Montreal) durch die Europäische Gemeinschaft (ABl. L 194 vom 18.7.2001, S. 38).

29 Amtl. Anm.: Beschluss 2013/103/EU des Rates vom 16. Juni 2011 über die Unterzeichnung und den 
Abschluss der Vereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Zwischenstaatlichen Organisation 
für den Internationalen Eisenbahnverkehr über den Beitritt der Europäischen Union zum Übereinkommen 
über den Internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Änderungsproto­
kolls von Vilnius vom 3. Juni 1999 (ABl. L 51 vom 23.2.2013, S. 1).

30 Amtl. Anm.: Beschluss 2012/22/EU des Rates vom 12. Dezember 2011 über den Beitritt der Europäischen 
Union zum Protokoll von 2002 zum Athener Übereinkommen von 1974 über die Beförderung von Rei­
senden und ihrem Gepäck auf See, mit Ausnahme der Artikel 10 und 11 (ABl. L 8 vom 12.1.2012, S. 1).

31 Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 
2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall 
der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABl. L 46 vom 17.2.2004, S. 1).
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denen Reiseveranstalter niedergelassen sind, sollten gewährleisten, dass diese Sicherheit für die 
Erstattung aller im Namen von Reisenden geleisteten Zahlungen und – sofern die Pauschalreise 
die Beförderung von Personen umfasst – für die Rückbeförderung des Reisenden im Falle 
der Insolvenz des Reiseveranstalters leisten. Allerdings sollte es möglich sein, dem Reisenden 
die Fortsetzung der Pauschalreise anzubieten. Es bleibt den Mitgliedstaaten überlassen, wie 
der Insolvenzschutz auszugestalten ist, sie sollten aber einen wirksamen Schutz gewährleisten. 
Wirksamkeit bedeutet, dass der Schutz verfügbar ist, sobald infolge der Liquiditätsprobleme des 
Reiseveranstalters Reiseleistungen nicht durchgeführt werden, nicht oder nur zum Teil durch­
geführt werden sollen oder Leistungserbringer von Reisenden deren Bezahlung verlangen. Die 
Mitgliedstaaten sollten verlangen können, dass Reiseveranstalter den Reisenden eine Beschei­
nigung ausstellen, mit der ein direkter Anspruch gegen den Anbieter des Insolvenzschutzes 
dokumentiert wird.

(40) Damit der Schutz vor Insolvenz wirksam ist, sollte er die vorhersehbaren Zahlungsbeträge, die 
von der Insolvenz eines Reiseveranstalters betroffen sind, und gegebenenfalls die vorsehbaren 
Kosten der Rückbeförderungen abdecken. Dies bedeutet, dass der Schutz ausreichen sollte, um 
alle vorhersehbaren Zahlungen, die von oder im Namen von Reisenden für Pauschalreisen der 
Hochsaison geleistet werden, unter Berücksichtigung des Zeitraums zwischen dem Eingang 
dieser Zahlungen und dem Abschluss der Reise sowie gegebenenfalls die vorhersehbaren 
Kosten für die Rückbeförderung abzudecken. Das wird in der Regel bedeuten, dass die 
Absicherung einen ausreichend hohen Prozentsatz des Umsatzes des Veranstalters in Bezug auf 
Pauschalreisen abdecken muss und von Faktoren wie der Art der verkauften Pauschalreisen 
einschließlich des Verkehrsmittels, dem Reiseziel und gesetzlichen Beschränkungen oder den 
Verpflichtungen des Reiseveranstalters im Hinblick auf die zulässigen Anzahlungsbeträge und 
deren Zeitpunkt vor Beginn der Pauschalreise abhängen kann. Die erforderliche Abdeckung 
kann zwar anhand der aktuellen Geschäftszahlen wie etwa des Umsatzes im vorhergehenden 
Geschäftsjahr berechnet werden, doch sollten die Veranstalter verpflichtet werden, den Insol­
venzschutz im Falle eines erhöhten Risikos einschließlich eines erheblichen Anstiegs des Verkaufs 
von Pauschalreisen anzupassen. Ein wirksamer Insolvenzschutz sollte jedoch nicht bedeuten, 
dass sehr unwahrscheinliche Risiken berücksichtigt werden müssen, wie beispielsweise die 
gleichzeitige Insolvenz mehrerer der größten Reiseveranstalter, wenn dies unverhältnismäßige 
Auswirkungen auf die Kosten des Schutzes haben und somit seine Wirksamkeit beeinträchtigen 
würde. In solchen Fällen kann die garantierte Erstattung begrenzt sein.

(41) Angesichts der Unterschiede im nationalen Recht und in der nationalen Praxis in Bezug auf 
die Parteien bei einem Pauschalreisevertrag und den Eingang der von oder im Namen von 
Reisenden geleisteten Zahlungen sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, auch von 
Reisevermittlern zu verlangen, einen Insolvenzschutz abzuschließen.

(42) Im Einklang mit der Richtlinie 2006/123/EG ist es angebracht, Vorschriften festzulegen, um 
zu verhindern, dass die Verpflichtungen im Hinblick auf den Insolvenzschutz den freien Dienst­
leistungsverkehr und die Niederlassungsfreiheit behindern. Daher sollten die Mitgliedstaaten 
zur Anerkennung des nach dem Recht des Niederlassungsmitgliedstaats geltenden Insolvenz­
schutzes verpflichtet sein. Um die Verwaltungszusammenarbeit und die Aufsicht über die in 
verschiedenen Mitgliedstaaten tätigen Reiseveranstalter und gegebenenfalls Reisevermittler in 
Bezug auf den Insolvenzschutz zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten verpflichtet sein, 
zentrale Kontaktstellen zu bestimmen.

(43) Unternehmer, die verbundene Reiseleistungen vermitteln, sollten verpflichtet sein, Reisende 
darüber zu informieren, dass sie keine Pauschalreise kaufen und dass die jeweiligen Erbringer der 
Reiseleistungen allein für die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer Verträge haften. Unternehmer, 
die verbundene Reiseleistungen vermitteln, sollten zudem verpflichtet sein, Insolvenzschutz 
für die Erstattung von Zahlungen, die sie erhalten, und – sofern sie für die Beförderung von 
Personen verantwortlich sind – für die Rückbeförderung der Reisenden zu bieten, und sollten die 
Reisenden entsprechend informieren. Unternehmer, die für die Erfüllung der einzelnen Verträge 
verantwortlich sind, die Teil von verbundenen Reiseleistungen sind, unterliegen den allgemeinen 
Verbraucherschutzregelungen der Union und den sektorspezifischen Unionsvorschriften.

(44) Die Mitgliedstaaten sollten nicht daran gehindert werden, bei der Festlegung von Insolvenz­
schutzregelungen für Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen die besondere Situation 
kleinerer Unternehmen zu berücksichtigen, wobei allerdings das gleiche Schutzniveau für 
Reisende zu gewährleisten ist.

(45) Reisende sollten in Fällen geschützt sein, in denen während des Buchungsvorgangs einer 
Pauschalreise oder verbundener Reiseleistungen Fehler unterlaufen.
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(46) Es sollte bekräftigt werden, dass Reisende nicht auf ihre Rechte aus dieser Richtlinie verzichten 
dürfen und dass sich Reiseveranstalter oder Unternehmer, die verbundene Reiseleistungen 
vermitteln, ihren Pflichten nicht dadurch entziehen dürfen, dass sie geltend machen, lediglich als 
Erbringer von Reiseleistungen, Vermittler oder in anderer Eigenschaft tätig zu sein.

(47) Die Mitgliedstaaten sollten Regeln in Bezug auf Sanktionen für Verstöße gegen nationale 
Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie festlegen und deren Durchführung gewährleisten. 
Diese Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

(48) Der Erlass dieser Richtlinie erfordert die Anpassung bestimmter Unionsrechtsakte zum Verbrau­
cherschutz. Es sollte insbesondere klargestellt werden, dass die Verordnung (EG) 2006/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates32 auf Verstöße gegen diese Richtlinie anwendbar 
ist. Da darüber hinaus die Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates33 

in ihrer jetzigen Form nicht für Verträge gilt, die von der Richtlinie 90/314/EWG erfasst sind, 
ist es notwendig, die Richtlinie 2011/83/EU zu ändern, um sicherzustellen, dass sie weiterhin 
auf Reiseeinzelleistungen, die Teil verbundener Reiseleistungen sind, Anwendung findet, soweit 
diese Einzelleistungen anderweitig nicht vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2011/83/EU 
ausgenommen sind und bestimmte in der Richtlinie niedergelegte Verbraucherrechte auch für 
Pauschalreisen gelten.

(49) Diese Richtlinie lässt die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten, die in der Richt­
linie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates34 festgelegt sind, und die Unions­
vorschriften im Bereich des internationalen Privatrechts, einschließlich der Verordnung (EG) 
Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates35, unberührt.

(50) Es sollte präzisiert werden, dass die Vorschriften dieser Richtlinie in Bezug auf den Insolvenz­
schutz und auf Informationen hinsichtlich verbundener Reiseleistungen auch für nicht in einem 
Mitgliedstaat niedergelassene Unternehmer gelten sollten, die ihre Tätigkeiten im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 593/2008 und der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates36 in irgendeiner Weise auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten aus­
richten.

(51) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich zum ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarkts 
und zu einem hohen und möglichst einheitlichen Verbraucherschutzniveau beizutragen, von den 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen seines 
Umfangs auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem 
in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig 
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
geht diese Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(52) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, wie sie mit der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. Diese Richtlinie achtet 
insbesondere die unternehmerische Freiheit gemäß Artikel 16 der Charta und stellt gleichzeitig 
ein hohes Verbraucherschutzniveau innerhalb der Union nach Artikel 38 der Charta sicher.

(53) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission vom 
28. September 2011 zu erläuternden Dokumenten37 haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
in begründeten Fällen zusätzlich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere 

32 Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 
2004 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zustän­
digen nationalen Behörden („Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz“) (ABl. L 364 
vom 9.12.2004, S. 1).

33 Amtl. Anm.: Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 
über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 
1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG 
des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 304 vom 
22.11.2011, S. 64).

34 Amtl. Anm.: Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr 
(ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).

35 Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I) (ABl. L 177 vom 4.7.2008, 
S. 6).

36 Amtl. Anm.: Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 351 vom 20.12.2012, S. 1).

37 Amtl. Anm.: ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
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Dokumente zu übermitteln, in dem beziehungsweise denen der Zusammenhang zwischen den 
Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen einzelstaatlicher Umsetzungsin­
strumente erläutert wird. In Bezug auf diese Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung 
derartiger Dokumente für gerechtfertigt.

(54) Die Richtlinie 90/314/EWG sollte daher aufgehoben werden –
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Kapitel I
Gegenstand, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und Grad 

der Harmonisierung

Gegenstand
Der Zweck dieser Richtlinie ist die Angleichung bestimmter Aspekte der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften der Mitgliedstaaten für Verträge über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen 
zwischen Reisenden und Unternehmern, um so zum ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnen­
markts und zu einem hohen und möglichst einheitlichen Verbraucherschutzniveau beizutragen.

Anwendungsbereich
(1) Diese Richtlinie gilt für Pauschalreisen, die Reisenden von Unternehmern zum Verkauf angeboten 
oder verkauft werden, und für verbundene Reiseleistungen, die Reisenden von Unternehmern 
vermittelt wurden.
(2) Diese Richtlinie gilt nicht für
a) Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, die weniger als 24 Stunden dauern, es sei denn, 

es ist eine Übernachtung inbegriffen;
b) Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, die gelegentlich und ohne Gewinnabsicht und nur 

einer begrenzten Gruppe von Reisenden angeboten oder vermittelt werden;
c) Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, die auf der Grundlage einer allgemeinen Verein­

barung für die Organisation von Geschäftsreisen zwischen einem Unternehmer und einer anderen 
natürlichen oder juristischen Person, die zu Zwecken handelt, die ihrer gewerblichen, geschäftli­
chen, handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können, erworben werden.

(3) Diese Richtlinie lässt das allgemeine nationale Vertragsrecht wie die Bestimmungen über die Wirk­
samkeit, das Zustandekommen oder die Wirkungen eines Vertrags, soweit Aspekte des allgemeinen 
Vertragsrechts in dieser Richtlinie nicht geregelt werden, unberührt.

Begriffsbestimmungen
Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck
1. „Reiseleistung“

a) die Beförderung von Personen;
b) die Unterbringung, bei der es sich nicht um einen wesensmäßigen Bestandteil der Beförderung 

von Personen handelt und zu anderen Zwecken als Wohnzwecken;
c) die Autovermietung oder die Vermietung anderer Kraftfahrzeuge im Sinne des Artikels 

3 Nummer 11 der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1 

oder von Krafträdern der Führerscheinklasse A gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe c der 
Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates2;

d) jede andere touristische Leistung, die nicht wesensmäßig Bestandteil einer Reiseleistung im 
Sinne der Buchstaben a, b oder c ist;

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 3

1 Amtl. Anm.: Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur 
Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von 
Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 
263 vom 9.10.2007, S. 1).

2 Amtl. Anm.: Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 
über den Führerschein (ABl. L 403 vom 30.12.2006, S. 18).
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2. „Pauschalreise“ eine Kombination aus mindestens zwei verschiedenen Arten von Reiseleistungen 
für den Zweck derselben Reise, wenn
a) diese Leistungen von einem Unternehmer auf Wunsch oder entsprechend einer Auswahl des 

Reisenden vor Abschluss eines einzigen Vertrags über sämtliche Leistungen zusammengestellt 
werden oder

b) Diese Leistungen unabhängig davon, ob separate Verträge mit den jeweiligen Erbringern der 
Reiseleistungen geschlossen werden,
i) in einer einzigen Vertriebsstelle erworben werden und diese Leistungen vor der Zustim­

mung des Reisenden zur Zahlung ausgewählt wurden,
ii) zu einem Pauschal- oder Gesamtpreis angeboten, verkauft oder in Rechnung 

gestellt werden,
iii) unter der Bezeichnung „Pauschalreise“ oder einer ähnlichen Bezeichnung beworben 

oder verkauft werden,
iv) nach Abschluss eines Vertrags, in dem der Unternehmer den Reisenden dazu berechtigt, 

eine Auswahl unter verschiedenen Arten von Reiseleistungen zu treffen, zusammenge­
stellt werden oder

v) von einzelnen Unternehmern über verbundene Online-Buchungsverfahren erworben 
werden, bei denen der Name des Reisenden, Zahlungsdaten und die E-Mail-Adresse 
von dem Unternehmer, mit dem der erste Vertrag geschlossen wurde, an einen oder meh­
rere andere Unternehmer übermittelt werden und ein Vertrag mit Letztgenanntem/n 
spätestens 24 Stunden nach Bestätigung der Buchung der ersten Reiseleistung abge­
schlossen wird.

Eine Kombination von Reiseleistungen, bei denen nicht mehr als eine Art der Reiseleistung 
im Sinne der Nummer 1 Buchstaben a, b oder c mit einer oder mehr als einer touristischen 
Leistung im Sinne der Nummer 1 Buchstabe d kombiniert wird, ist keine Pauschalreise, wenn 
die letztgenannten Leistungen
a) keinen erheblichen Anteil am Gesamtwert der Kombination ausmachen und nicht als 

wesentliches Merkmal der Kombination beworben werden und auch nicht sonst ein 
wesentliches Merkmal der Kombination darstellen oder

b) erst nach Beginn der Erbringung einer Reiseleistung im Sinne der Nummer 1 Buch­
staben a, b oder c ausgewählt und erworben werden;

3. „Pauschalreisevertrag“ einen Vertrag über eine Pauschalreise als Ganzes oder, wenn die Reise 
auf der Grundlage separater Verträge angeboten wird, alle Verträge über die in der Pauschalreise 
zusammengefassten Reiseleistungen;

4. „Beginn der Pauschalreise“ den Zeitpunkt, zu dem die Erbringung der in einer Pauschalreise 
zusammengefassten Reiseleistungen beginnt;

5. „verbundene Reiseleistungen“ mindestens zwei verschiedene Arten von Reiseleistungen, die für 
den Zweck derselben Reise erworben werden, bei der es sich nicht um eine Pauschalreise handelt, 
die zu dem Abschluss von separaten Verträgen mit den jeweiligen Erbringern der Reiseleistungen 
führen, wenn ein Unternehmer Folgendes vermittelt:
a) anlässlich eines einzigen Besuchs in seiner Vertriebsstelle oder eines einzigen Kontakts mit 

seiner Vertriebsstelle die getrennte Auswahl und die getrennte Zahlung jeder Reiseleistung 
durch die Reisenden oder

b) in gezielter Weise den Erwerb mindestens einer weiteren Reiseleistung eines anderen Unter­
nehmers, sofern ein Vertrag mit diesem anderen Unternehmer spätestens 24 Stunden nach 
Bestätigung der Buchung der ersten Reiseleistung geschlossen wird.

Wird nicht mehr als eine Art der Reiseleistung im Sinne der Nummer 1 Buchstaben a, b oder c und 
eine oder mehr als eine touristische Leistung im Sinne der Nummer 1 Buchstabe d erworben, so 
handelt es sich dabei nicht um verbundene Reiseleistungen, wenn die letztgenannten Leistungen 
keinen erheblichen Anteil am Wert der Kombination ausmachen und nicht als wesentliches 
Merkmal der Kombination beworben werden und auch nicht sonst ein wesentliches Merkmal der 
Reise darstellen;

6. „Reisender“ jede Person, die auf der Grundlage dieser Richtlinie einen Vertrag schließen möchte 
oder die zu einer Reise auf der Grundlage eines im Rahmen dieser Richtlinie geschlossenen 
Vertrags berechtigt ist;

7. „Unternehmer“ jede natürliche oder juristische Person, unabhängig davon, ob Letztere öffentli­
cher oder privater Natur ist, die bei von dieser Richtlinie erfassten Verträgen selbst oder durch 
eine andere Person, die in ihrem Namen oder Auftrag handelt, zu Zwecken tätig wird, die ihrer 
gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden 
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können, unabhängig davon, ob sie in ihrer Eigenschaft als Reiseveranstalter, Reisevermittler, 
Unternehmer, der verbundene Reiseleistungen vermittelt oder als ein Erbringer von Reiseleis­
tungen handelt;

8. „Reiseveranstalter“ einen Unternehmer, der entweder direkt oder über einen anderen Unter­
nehmer oder gemeinsam mit einem anderen Unternehmer Pauschalreisen zusammenstellt und 
verkauft oder zum Verkauf anbietet, oder den Unternehmer, der die Daten des Reisenden im 
Einklang mit Nummer 2 Buchstabe b Ziffer v an einen anderen Unternehmer übermittelt;

9. „Reisevermittler“ einen anderen Unternehmer als den Reiseveranstalter, der von einem Reisever­
anstalter zusammengestellte Pauschalreisen verkauft oder zum Verkauf anbietet;

10. „Niederlassung“ eine Niederlassung im Sinne des Artikels 4 Nummer 5 der Richtlinie 
2006/123/EG;

11. „dauerhafter Datenträger“ jedes Medium, das es dem Reisenden oder dem Unternehmer 
gestattet, an ihn persönlich gerichtete Informationen derart zu speichern, dass er sie in der Folge 
für eine für die Zwecke der Informationen angemessene Dauer einsehen kann, und das die 
unveränderte Wiedergabe der gespeicherten Informationen ermöglicht;

12. „unvermeidbare und außergewöhnliche Umstände“ eine Situation außerhalb der Kontrolle 
der Partei, die eine solche Situation geltend macht, deren Folgen sich auch dann nicht hätten 
vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen worden wären;

13. „Vertragswidrigkeit“ die Nichterbringung oder mangelhafte Erbringung der in einer Pauschal­
reise zusammengefassten Reiseleistungen;

14. „Minderjähriger“ eine Person unter achtzehn Jahren;
15. „Vertriebsstelle“ alle Gewerberäume, unabhängig davon, ob sie beweglich oder unbeweglich 

sind, oder Einzelhandels-Webseiten oder ähnliche Online-Verkaufsplattformen, auch wenn 
die Einzelhandels-Webseiten oder Online-Verkaufsplattformen den Reisenden als einheitliche 
Plattform präsentiert werden, einschließlich eines Telefondienstes;

16. „Rückbeförderung“ die Rückkehr des Reisenden an den Ausgangsort oder an einen anderen Ort, 
auf den sich die Vertragsparteien einigen.

Grad der Harmonisierung
Sofern diese Richtlinie nichts anderes bestimmt, erhalten die Mitgliedstaaten weder von den Bestim­
mungen dieser Richtlinie abweichende nationale Rechtsvorschriften aufrecht noch führen sie solche 
ein; dies gilt auch für strengere oder weniger strenge Rechtsvorschriften zur Gewährleistung eines 
anderen Schutzniveaus für den Reisenden.

Kapitel II
Informationspflichten und Inhalt des Pauschalreisevertrags

Vorvertragliche Informationen
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass dem Reisenden, bevor er durch einen Pauschalreisevertrag 
oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist, von dem Reiseveranstalter und, wenn die 
Pauschalreise über einen Reisevermittler verkauft wird, auch von dem Reisevermittler die jeweiligen 
Standardinformationen durch das zutreffende Formblatt gemäß Anhang I Teil A oder B bereitgestellt 
werden und er, sofern diese Informationen für die betreffende Pauschalreise relevant sind, über 
Folgendes informiert wird:
a) die wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen:

i) Bestimmungsort(e), Reiseroute und Aufenthaltsdauer mit den jeweiligen Daten und, sofern 
eine Unterbringung inbegriffen ist, die Zahl der inbegriffenen Übernachtungen;

ii) Transportmittel, ihre Merkmale und Klasse; Ort, Tag und Zeit der Abreise und Rückreise, 
Dauer und Orte von Zwischenstationen sowie Anschlussverbindungen;
wenn eine genaue Zeitangabe noch nicht möglich ist, unterrichten der Reiseveranstalter und, 
sofern einschlägig, der Reisevermittler den Reisenden über die ungefähre Zeit der Abreise 
und Rückreise;

iii) Lage, Hauptmerkmale und gegebenenfalls touristische Einstufung der Unterbringung nach 
den Regeln des jeweiligen Bestimmungslandes;

iv) Mahlzeiten;
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v) Besichtigungen, Ausflüge oder sonstige im vereinbarten Gesamtpreis der Pauschalreise 
inbegriffene Leistungen;

vi) sofern dies nicht aus dem Zusammenhang hervorgeht, die Angabe, ob eine der Reiseleis­
tungen für den Reisenden als Teil einer Gruppe erbracht wird und wenn dies der Fall ist, 
sofern möglich, die ungefähre Gruppengröße;

vii) sofern die Nutzung anderer touristischer Leistungen durch den Reisenden von einer wirk­
samen mündlichen Kommunikation abhängt, die Sprache, in der diese Leistungen erbracht 
werden, und

viii) die Angabe, ob die Reise im Allgemeinen für Personen mit eingeschränkter Mobilität 
geeignet ist, und auf Verlangen des Reisenden genaue Informationen zur Eignung der Reise 
unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des Reisenden;

b) die Firma und geografische Anschrift des Reiseveranstalters und gegebenenfalls des Reiservermitt­
lers mit Angabe der Telefonnummer und gegebenenfalls E-Mail-Adresse;

c) den Gesamtpreis der Pauschalreise einschließlich Steuern und gegebenenfalls aller zusätzlichen 
Gebühren, Entgelte und sonstigen Kosten oder, wenn sich diese Kosten nicht vor Abschluss des 
Vertrags bestimmen lassen, die Angabe der Art von Mehrkosten, für die der Reisende unter 
Umständen noch aufkommen muss;

d) die Zahlungsmodalitäten, einschließlich des Betrags oder Prozentsatzes des Preises, der als 
Anzahlung zu leisten ist, und des Zeitplans für die Zahlung des Restbetrags oder der finanziellen 
Sicherheiten, die vom Reisenden zu zahlen oder zu leisten sind;

e) die für die Durchführung der Pauschalreise erforderliche Mindestteilnehmerzahl mit Angabe der 
Rücktrittsfrist nach Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe a vor Reisebeginn, die eine Beendigung des 
Vertrags ermöglicht, falls diese Zahl nicht erreicht wird;

f) allgemeine Pass- und Visumerfordernisse des Bestimmungslands, einschließlich der ungefähren 
Fristen für die Erlangung von Visa und gesundheitspolizeilichen Formalitäten;

g) Angaben darüber, dass der Reisende den Vertrag jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 gegen Zahlung einer angemessenen Rücktrittsgebühr, oder gegebenenfalls der 
pauschalen Rücktrittsgebühren, die der Reiseveranstalter verlangt, beenden kann;

h) Angaben über eine fakultative oder obligatorische Reiserücktrittsversicherung des Reisenden 
oder über eine Versicherung zur Deckung der Kosten einer Unterstützung einschließlich einer 
Rückbeförderung bei Unfall, Krankheit oder Tod.

Wird der Pauschalreisevertrag telefonisch abgeschlossen, so erhält der Reisende von dem Reiseveran­
stalter und, sofern einschlägig, von dem Reisevermittler, die Standardinformationen gemäß Anhang I 
Teil B und die gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe a bis h vorgeschriebenen Informationen.
(2) 1Hinsichtlich von Pauschalreisen im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 Buchstabe b Ziffer v 
gewährleisten der Reiseveranstalter und der Unternehmer, dem die Daten übermittelt werden, dass 
jeder von ihnen die Angaben gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis h des vorliegenden 
Artikels – soweit diese die von ihnen angebotenen Reiseleistungen betreffen – bereitstellt, bevor der 
Reisende durch einen Vertrag oder ein entsprechendes Angebot gebunden wird. 2Der Reiseveranstalter 
stellt darüber hinaus gleichzeitig die Standardinformationen durch das Formblatt gemäß Anhang I 
Teil C zur Verfügung.
(3) 1Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen sind klar, verständlich und deutlich 
mitzuteilen. 2Werden diese Informationen schriftlich mitgeteilt, so müssen sie lesbar sein.

Bindungswirkung der vorvertraglichen Informationen und Abschluss 
des Pauschalreisevertrags

(1) 1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die dem Reisenden gemäß Artikel 5 Absatz 1 Unter­
absatz 1 Buchstaben a, c, d, e und g bereitgestellten Informationen integraler Bestandteil des 
Pauschalreisevertrags sind und nicht geändert werden, es sei denn, die Vertragsparteien vereinbaren 
ausdrücklich etwas anderes. 2Der Reiseveranstalter und, sofern einschlägig, der Reisevermittler 
teilen dem Reisenden vor Abschluss des Pauschalreisevertrags alle Änderungen der vorvertraglichen 
Informationen klar, verständlich und deutlich mit.
(2) Haben der Reiseveranstalter und, sofern einschlägig, der Reisevermittler die Vorschriften über die 
Informationen über die zusätzlichen Gebühren, Entgelte und sonstigen Kosten nach Artikel 5 Absatz 
1 Unterabsatz 1 Buchstabe c nicht vor Abschluss des Pauschalreisevertrags eingehalten, so trägt der 
Reisende die zusätzlichen Gebühren, Entgelte und sonstigen Kosten nicht.
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Inhalt des Pauschalreisevertrags und vor Beginn der Pauschalreise 
bereitzustellende Unterlagen

(1)
1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Pauschalreiseverträge in einfacher und verständlicher Sprache 
abgefasst und, soweit sie schriftlich geschlossen werden, lesbar sind. 2Bei Abschluss des Pauschalrei­
severtrags bzw. unverzüglich danach stellt der Reiseveranstalter oder Reisevermittler dem Reisenden 
eine Kopie oder eine Bestätigung des Vertrags auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung. 
3Der Reisende hat Anspruch auf eine Papierfassung, wenn der Pauschalreisevertrag in gleichzeitiger 
Anwesenheit der Vertragsparteien geschlossen wurde.
Bei außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossenen Verträgen im Sinne von Artikel 2 Nummer 
8 der Richtlinie 2011/83/EU wird dem Reisenden eine Kopie oder die Bestätigung des Pauschal­
reisevertrags auf Papier oder, sofern der Reisende dem zustimmt, auf einem anderen dauerhaften 
Datenträger bereitgestellt.
(2) Der Pauschalreisevertrag oder die Bestätigung des Vertrags gibt den gesamten Inhalt der Vereinba­
rung wieder, einschließlich aller in Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis h genannten 
Informationen sowie die folgenden Angaben:
a) besondere Vorgaben des Reisenden, die der Reiseveranstalter akzeptiert hat;
b) den Hinweis, dass der Reiseveranstalter

i) gemäß Artikel 13 für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag enthaltenen Reiseleis­
tungen verantwortlich ist und

ii) gemäß Artikel 16 zum Beistand verpflichtet ist, wenn sich der Reisende in Schwierig­
keiten befindet;

c) den Namen der Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, und ihre Kontaktdaten einschließlich 
der geografischen Anschrift, und, sofern einschlägig, den Namen der durch den betreffenden 
Mitgliedstaat zu diesem Zweck benannten, zuständigen Behörde und ihre Kontaktdaten;

d) Name, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse und gegebenenfalls Faxnummer des Vertreters 
des Reiseveranstalters vor Ort, einer Kontaktstelle oder eines anderen Dienstes, an die bzw. den 
sich der Reisende wenden kann, um mit dem Reiseveranstalter rasch in Verbindung zu treten 
und effizient mit ihm zu kommunizieren, um von ihm Unterstützung zu verlangen, wenn der 
Reisende in Schwierigkeiten ist, oder um sich wegen während der Durchführung der Pauschalreise 
bemerkter Vertragswidrigkeit einer Leistung zu beschweren;

e) die Information, dass der Reisende jegliche Vertragswidrigkeit, die er während der Durchführung 
der Pauschalreise bemerkt, im Einklang mit Artikel 13 Absatz 2 mitteilen muss;

f) bei Minderjährigen, die ohne Begleitung durch einen Elternteil oder eine andere berechtigte Person 
auf der Grundlage eines Pauschalreisevertrags, der die Unterbringung umfasst, Angaben darüber, 
wie eine unmittelbare Verbindung zu dem Minderjährigen oder zu der an dem Aufenthaltsort des 
Minderjährigen für ihn verantwortlichen Person hergestellt werden kann;

g) Informationen zu bestehenden internen Beschwerdeverfahren und zu alternativen Streitbeile­
gungsverfahren (AS) gemäß der Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates1, und gegebenenfalls zu der AS-Stelle, der der Unternehmer unterliegt, und zur Online-
Streitbeilegungsplattform gemäß der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates2;

h) Informationen zu dem Recht des Reisenden, den Vertrag gemäß Artikel 9 auf einen anderen 
Reisenden zu übertragen.

(3)
1Hinsichtlich von Pauschalreisen im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 Buchstabe b Ziffer v unterrichtet 
der Unternehmer, dem die Daten übermittelt werden, den Reiseveranstalter über den Abschluss 
des Vertrags, der zum Zustandekommen der Pauschalreise führt. 2Der Unternehmer stellt dem 
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1 Amtl. Anm.: Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die 
alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (Richtlinie über alternative Streitbeilegung in Verbraucheran­
gelegenheiten) (ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 63).

2 Amtl. Anm.: Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 
über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherange­
legenheiten) (ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 1).
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Reiseveranstalter die Informationen zur Verfügung, die dieser zur Erfüllung seiner Verpflichtungen als 
Reiseveranstalter benötigt.
Sobald der Reiseveranstalter über das Zustandekommen einer Pauschalreise unterrichtet wurde, 
übermittelt der Reiseveranstalter dem Reisenden die Informationen gemäß Absatz 2 Buchstaben a bis 
h auf einem dauerhaften Datenträger.
(4) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Informationen sind klar, verständlich und deutlich mitzu­
teilen.
(5) Rechtzeitig vor Beginn der Pauschalreise erhält der Reisende vom Reiseveranstalter die notwen­
digen Buchungsbelege, Gutscheine, Beförderungsausweise und Eintrittskarten, Informationen zu den 
geplanten Abreisezeiten und gegebenenfalls den Fristen für das Check-in sowie zu den planmäßigen 
Zwischenstationen, Anschlussverbindungen und Ankunftszeiten.

Beweislast
Die Beweislast für die Erfüllung der in diesem Kapitel genannten Informationspflichten obliegt 
dem Unternehmer.

Kapitel III
Änderung des Pauschalreisevertrags vor Beginn der Pauschalreise

Übertragung des Pauschalreisevertrags auf einen anderen Reisenden
(1) 1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Reisender den Pauschalreisevertrag auf eine Person, 
die alle Vertragsbedingungen erfüllt, übertragen kann, nachdem er den Reiseveranstalter auf einem 
dauerhaften Datenträger innerhalb einer angemessenen Frist vor Beginn der Pauschalreise davon in 
Kenntnis gesetzt hat. 2Eine Mitteilung spätestens sieben Tage vor Beginn der Pauschalreise gilt in 
jedem Fall als angemessen.
(2) 1Der Reisende, der den Pauschalreisevertrag überträgt, und die Person, die in den Vertrag eintritt, 
haften dem Reiseveranstalter als Gesamtschuldner für den noch ausstehenden Betrag des Reisepreises 
und die durch die Übertragung entstehenden zusätzlichen Gebühren, Entgelte und sonstigen Kosten. 
2Der Reiseveranstalter unterrichtet den Reisenden, der den Vertrag überträgt, über die tatsächlichen 
Kosten der Übertragung. 3Diese Kosten dürfen nicht unangemessen sein und dürfen die tatsächlichen 
Kosten des Reiseveranstalters infolge der Übertragung des Pauschalreisevertrags nicht übersteigen.
(3) Der Reiseveranstalter stellt dem Reisenden, der den Vertrag überträgt, einen Beleg über die sich aus 
der Übertragung des Pauschalreisevertrags ergebenden zusätzlichen Gebühren, Entgelte und sonstigen 
Kosten aus.

Änderung des Preises
(1) 1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass nach Abschluss des Pauschalreisevertrags Preise nur dann 
erhöht werden dürfen, wenn diese Möglichkeit im Vertrag ausdrücklich vorbehalten ist und wenn 
im Vertrag angegeben ist, dass der Reisende Anspruch auf Preissenkung gemäß Absatz 4 hat. 2In 
diesem Fall ist im Pauschalreisevertrag anzugeben, wie Preisänderungen zu berechnen sind. 3Eine 
Preiserhöhung ist nur dann möglich, wenn sie sich unmittelbar ergibt aus einer Änderung
a) des Preises für die Beförderung von Personen infolge der Kosten von Treibstoff oder anderen Ener­

giequellen;
b) der Höhe der für Reiseleistungen, die Bestandteil des Vertrags sind, zu entrichtenden Steuern 

und Abgaben, die von Dritten erhoben werden, die nicht unmittelbar an der Erbringung der 
Pauschalreise mitwirken, einschließlich Aufenthaltsgebühren, Landegebühren, Ein- oder Ausschif­
fungsgebühren in Häfen und entsprechender Gebühren auf Flughäfen, oder

c) der für die betreffende Pauschalreise relevanten Wechselkurse.
(2) Wenn die Preiserhöhung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels 8 % des Preises der Pauschal­
reise übersteigt, findet Artikel 11 Absätze 2 bis 5 Anwendung.
(3) Eine Preiserhöhung ist unabhängig von ihrer Höhe nur dann möglich, wenn der Reiseveranstalter 
den Reisenden hiervon klar und verständlich spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise auf 
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einem dauerhaften Datenträger unter Angabe von Gründen für die Preiserhöhung und mit einer 
Berechnung dafür in Kenntnis gesetzt hat.
(4) Ist im Pauschalreisevertrag die Möglichkeit von Preiserhöhungen vorgesehen, so hat der Reisende 
Anspruch auf eine Preissenkung, die jeglicher Verringerung der in Absatz 1 Buchstaben a, b und c 
genannten Kosten nach Abschluss des Vertrags vor Beginn der Pauschalreise entspricht.
(5) 1Im Fall einer Preissenkung hat der Reiseveranstalter das Recht, tatsächliche Verwaltungsausgaben 
von der dem Reisenden geschuldeten Erstattung abzuziehen. 2Auf Verlangen des Reisenden belegt der 
Reiseveranstalter diese Verwaltungskosten.

Änderung anderer Bedingungen des Pauschalreisevertrags
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Reiseveranstalter vor Beginn der Pauschalreise andere 
Bedingungen des Pauschalreisevertrags als den Preis (Änderung gemäß Artikel 10) nur dann einseitig 
ändern kann, wenn
a) er sich dieses Recht im Vertrag vorbehalten hat;
b) die Änderung unerheblich ist und
c) er den Reisenden über die Änderung klar, verständlich und deutlich auf einem dauerhaften 

Datenträger in Kenntnis setzt.
(2) Ist der Reiseveranstalter vor Beginn der Pauschalreise gezwungen, eine der wesentlichen Eigen­
schaften der Reiseleistungen im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a erheblich 
zu ändern oder kann er die besonderen Vorgaben des Reisenden im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 
Buchstabe a nicht erfüllen oder schlägt er vor, den Gesamtpreis der Pauschalreise nach Artikel 10 
Absatz 2 um mehr als 8 % zu erhöhen, so kann der Reisende innerhalb einer vom Reiseveranstalter 
festgelegten angemessenen Frist
a) der vorgeschlagenen Änderung zustimmen oder
b) den Vertrag ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr beenden.
Beendet der Reisende den Pauschalreisevertrag, so kann der Reisende eine andere Pauschalreise – 
sofern möglich in gleichwertiger oder höherwertiger Qualität – als Ersatz akzeptieren, sofern ihm der 
Veranstalter dies anbietet.
(3) Der Reiseveranstalter informiert den Reisenden unverzüglich auf einem dauerhaften Datenträger 
klar, verständlich und deutlich über
a) die vorgeschlagenen Änderungen gemäß Absatz 2 und gegebenenfalls gemäß Absatz 4 deren 

Auswirkungen auf den Preis der Pauschalreise;
b) eine angemessene Frist, innerhalb der der Reisende den Reiseveranstalter über seine Entscheidung 

gemäß Absatz 2 zu unterrichten hat;
c) die Folgen nach geltendem nationalen Recht, sollte der Reisende innerhalb der Frist nach 

Buchstabe b nicht reagieren, und
d) die gegebenenfalls als Ersatz angebotene Pauschalreise und deren Preis.
(4) Haben die Änderungen des Pauschalreisevertrags nach Absatz 2 Unterabsatz 1 oder die als Ersatz 
angebotene Pauschalreise nach Absatz 2 Unterabsatz 2 eine Minderung der Qualität oder Senkung der 
Kosten der Pauschalreise zur Folge, so hat der Reisende Anspruch auf eine angemessene Preissenkung.
(5) 1Tritt der Reisende gemäß Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b des vorliegenden Artikels vom 
Pauschalreisevertrag zurück und akzeptiert keine als Ersatz angebotene Pauschalreise, so erstattet ihm 
der Reiseveranstalter unverzüglich und in jedem Fall spätestens 14 Tage nach Beendigung des Vertrags 
alle von dem Reisenden oder in seinem Namen geleisteten Zahlungen. 2Artikel 14 Absätze 2, 3, 4, 5 
und 6 finden entsprechend Anwendung.

Beendigung des Pauschalreisevertrags und Recht zum Widerruf vor Beginn 
der Pauschalreise

(1) 1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Reisende vor Beginn der Pauschalreise jederzeit vom 
Pauschalreisevertrag zurücktreten kann. 2Tritt der Reisende gemäß diesem Absatz vom Pauschalrei­
severtrag zurück, so kann der Reiseveranstalter die Zahlung einer angemessenen und vertretbaren 
Rücktrittsgebühr verlangen. 3Im Pauschalreisevertrag können angemessene pauschale Rücktrittsge­
bühren festgelegt werden, die sich nach dem Zeitpunkt des Rücktritts vom Vertrag und der Dauer 
bis zum Beginn der Pauschalreise und den erwarteten ersparten Aufwendungen und Einnahmen 
aus anderweitigen Verwendungen der Reiseleistungen bemessen. 4In Ermangelung pauschaler Rück­
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trittsgebühren entspricht die Rücktrittsgebühr dem Preis der Pauschalreise abzüglich der ersparten 
Aufwendungen und Einnahmen aus anderweitigen Verwendungen der Reiseleistungen. 5Auf Ersuchen 
des Reisenden begründet der Reiseveranstalter die Höhe der Rücktrittsgebühren.
(2) 1Ungeachtet des Absatzes 1 hat der Reisende das Recht, vor Beginn der Pauschalreise ohne 
Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Pauschalreisevertrag zurückzutreten, wenn am Bestimmungsort 
oder in dessen unmittelbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auftreten, die 
die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den Bestimmungsort 
erheblich beeinträchtigen. 2Im Fall des Rücktritts vom Pauschalreisevertrag gemäß diesem Absatz hat 
der Reisende Anspruch auf volle Erstattung aller für die Pauschalreise getätigten Zahlungen, jedoch 
auf keine zusätzliche Entschädigung.
(3) Der Reiseveranstalter kann den Pauschalreisevertrag beenden und dem Reisenden alle für die 
Pauschalreise getätigten Zahlungen voll erstatten, ohne jedoch eine zusätzliche Entschädigung leisten 
zu müssen, wenn
a) sich für die Pauschalreise weniger Personen als die im Vertrag angegebene Mindestteilnehmerzahl 

angemeldet haben und der Reiseveranstalter den Reisenden innerhalb der im Vertrag gesetzten 
Frist vom Rücktritt vom Vertrag in Kenntnis setzt, jedoch spätestens:
i) 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise bei Reisen von mehr als sechs Tagen,
ii) sieben Tage vor Beginn der Pauschalreise bei Reisen zwischen zwei und sechs Tagen,
iii) 48 Stunden vor Beginn der Pauschalreise, bei Reisen, die weniger als zwei Tage dauern,
oder

b) der Reiseveranstalter aufgrund unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände an der Erfüllung 
des Vertrags gehindert ist und er den Reisenden unverzüglich vor Beginn der Pauschalreise von der 
Beendigung des Vertrags in Kenntnis setzt.

(4) 1Der Reiseveranstalter leistet alle Erstattungen gemäß den Absätzen 2 und 3 oder zahlt dem 
Reisenden gemäß Absatz 1 alle von dem Reisenden oder in seinem Namen für die Pauschalreise 
geleisteten Beträge abzüglich einer angemessenen Rücktrittsgebühr zurück. 2Der Reisende erhält diese 
Erstattungen oder Rückzahlungen unverzüglich und in jedem Fall innerhalb von spätestens 14 Tagen 
nach Beendigung des Pauschalreisevertrags.
(5) In Bezug auf außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge können die Mitgliedstaaten in 
ihren nationalen Rechtsvorschriften bestimmen, dass der Reisende das Recht hat, den Pauschalreise­
vertrag innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen zu widerrufen.

Kapitel IV
Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen

Haftung für die Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen
(1)
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Reiseveranstalter für die Erbringung der in dem Pau­
schalreisevertrag enthaltenen Reiseleistungen haftet, unabhängig davon, ob diese Leistungen vom 
Reiseveranstalter oder anderen Erbringern von Reiseleistungen zu erbringen sind.
1Die Mitgliedstaaten können in ihren nationalen Rechtsvorschriften Bestimmungen beibehalten 
oder einführen, wonach auch der Reisevermittler für die Erbringung der vertraglichen Pauschalreise­
leistungen haftet. 2In diesem Falle gelten alle Bestimmungen des Artikels 7 und des Kapitels III, 
des vorliegenden Kapitels und des Kapitels V, die für den Reiseveranstalter gelten, auch für den 
Reisevermittler entsprechend.
(2) Der Reisende teilt dem Veranstalter jede während der Erbringung der in dem Pauschalreisever­
trag enthaltenen Reiseleistungen bemerkte Vertragswidrigkeit unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Umstände unverzüglich mit.
(3) Bei Vertragswidrigkeit einer Reiseleistung hilft der Reiseveranstalter dem Mangel ab, es sei denn, 
dies ist
a) unmöglich oder
b) unter Berücksichtigung des Ausmaßes des Mangels und des Werts der betroffenen Reiseleistung 

mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden.
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Hilft der Reiseveranstalter dem Mangel gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a und b des vorliegenden 
Absatzes nicht ab, so gilt Artikel 14.
(4) 1Schafft der Reiseveranstalter unbeschadet der Ausnahmen nach Absatz 3 innerhalb einer vom 
Reisenden festgesetzten angemessenen Frist keine Abhilfe für die Vertragswidrigkeit, so kann dies der 
Reisende selbst tun und die Rückzahlung der erforderlichen Ausgaben verlangen. 2Eine Fristsetzung 
durch den Reisenden ist nicht erforderlich, wenn der Reiseveranstalter sich weigert, Abhilfe für die 
Vertragswidrigkeit zu schaffen, oder wenn unverzügliche Abhilfe notwendig ist.
(5)
Kann ein erheblicher Teil der Reiseleistungen nicht dem Pauschalreisevertrag gemäß erbracht werden, 
so bietet der Reiseveranstalter ohne Mehrkosten für den Reisenden angemessene andere Vorkeh­
rungen zur Fortsetzung der Pauschalreise an, die nach Möglichkeit den vertraglich vereinbarten 
Leistungen qualitativ gleichwertig oder höherwertig sind; dies gilt auch dann, wenn der Reisende nicht 
wie vereinbart an den Ort der Abreise zurückbefördert wird.
Haben die vorgeschlagenen anderen Vorkehrungen eine Pauschalreise von geringerer Qualität als die 
in dem Pauschalreisevertrag vereinbarte Leistung zur Folge, so gewährt der Reiseveranstalter dem 
Reisenden eine angemessene Preisminderung.
Der Reisende kann die vorgeschlagenen anderen Vorkehrungen nur dann ablehnen, wenn diese nicht 
mit den in dem Pauschalreisevertrag vereinbarten Leistungen vergleichbar sind oder die gewährte 
Preisminderung nicht angemessen ist.
(6)
Hat die Vertragswidrigkeit erhebliche Auswirkungen auf die Erbringung der vertraglichen Pauschal­
reiseleistungen und hat der Reiseveranstalter es versäumt, innerhalb einer vom Reisenden gesetzten 
angemessenen Frist Abhilfe zu schaffen, so kann der Reisende ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr 
vom Pauschalreisevertrag zurücktreten und gegebenenfalls gemäß Artikel 14 eine Preisminderung 
und/oder Schadenersatz verlangen.
Können keine anderen Vorkehrungen angeboten werden oder lehnt der Reisende die vorgeschlagenen 
anderen Vorkehrungen gemäß Absatz 5 Unterabsatz 3 des vorliegenden Artikels ab, so hat der 
Reisende gegebenenfalls Anspruch auf Preisminderung und/oder Schadenersatz gemäß Artikel 14 
auch ohne Beendigung des Pauschalreisevertrags.
Ist die Beförderung von Personen Bestandteil der Pauschalreise, so sorgt der Reiseveranstalter in 
den Fällen gemäß den Unterabsätzen 1 und 2 außerdem für die unverzügliche Rückbeförderung des 
Reisenden mit einem gleichwertigen Beförderungsdienst ohne Mehrkosten für den Reisenden.
(7) 1Ist die in dem Pauschalreisevertrag vereinbarte Rückbeförderung des Reisenden aufgrund 
unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände nicht möglich, so übernimmt der Reiseveranstalter die 
Kosten für die notwendige Unterbringung, nach Möglichkeit in einer gleichwertigen Kategorie, für 
einen Zeitraum von höchstens drei Nächten pro Reisendem. 2Sind in den Unionsvorschriften über 
Passagierrechte für das die Rückbeförderung des Reisenden betreffende Beförderungsmittel längere 
Zeiträume vorgesehen, so gelten diese Zeiträume.
(8) 1Die Kostenbeschränkung gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels gilt nicht für Personen mit 
eingeschränkter Mobilität im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 
und deren Begleitpersonen, Schwangere und unbegleitete Minderjährige sowie Personen, die beson­
dere medizinische Betreuung benötigen, sofern der Reiseveranstalter mindestens 48 Stunden vor 
Beginn der Pauschalreise von ihren besonderen Bedürfnissen in Kenntnis gesetzt wurde. 2Zur 
Beschränkung der Haftung nach Absatz 7 kann der Reiseveranstalter keine unvermeidbaren, außer­
gewöhnlichen Umstände geltend machen, wenn sich der betreffende Beförderer nach geltendem Uni­
onsrecht nicht auf solche Umstände berufen kann.

Preisminderung und Schadenersatz
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Reisende Anspruch auf eine angemessene Preisminde­
rung für jeden Zeitraum hat, in dem eine Vertragswidrigkeit vorlag, es sei denn, der Reiseveranstalter 
belegt, dass die Vertragswidrigkeit dem Reisenden zuzurechnen ist.
(2) 1Der Reisende hat gegen den Reiseveranstalter Anspruch auf angemessenen Ersatz des Schadens, 
den er infolge der Vertragswidrigkeit erlitten hat. 2Der Schadenersatz ist unverzüglich zu leisten.
(3) Der Reisende hat keinen Anspruch auf Schadenersatz, wenn der Reiseveranstalter nachweist, dass 
die Vertragswidrigkeit
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a) dem Reisenden zuzurechnen ist,
b) einem Dritten zuzurechnen ist, der an der Erbringung der in dem Pauschalreisevertrag inbegrif­

fenen Reiseleistungen nicht beteiligt ist, und die Vertragswidrigkeit weder vorhersehbar noch 
vermeidbar war oder

c) durch unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände bedingt war.
(4) 1Soweit der Umfang des Schadenersatzes oder die Bedingungen, unter denen ein Erbringer einer 
Reiseleistung, die Bestandteil einer Pauschalreise ist, Schadenersatz zu leisten hat, durch für die Union 
verbindliche völkerrechtliche Übereinkünfte eingeschränkt werden, gelten diese Einschränkungen 
auch für den Reiseveranstalter. 2Soweit der von einem Leistungserbringer zu leistende Schadener­
satz durch für die Union nicht verbindliche völkerrechtliche Übereinkünfte eingeschränkt wird, 
können die Mitgliedstaaten den vom Reiseveranstalter zu leistenden Schadenersatz entsprechend 
einschränken. 3In anderen Fällen kann der vom Reiseveranstalter zu leistende Schadenersatz im 
Pauschalreisevertrag eingeschränkt werden, sofern diese Einschränkung nicht für Personenschäden 
oder vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführte Schäden gilt und nicht weniger beträgt als das 
Dreifache des Gesamtreisepreises der Pauschalreise.
(5) 1Das Recht auf Schadenersatz oder Preisminderung nach Maßgabe dieser Richtlinie lässt die 
Rechte von Reisenden nach der Verordnung (EG) Nr. 261/2004, der Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007, der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates1, 
der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 und der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 und nach Maßgabe 
internationaler Übereinkünfte unberührt. 2Die Reisenden sind berechtigt, Forderungen nach dieser 
Richtlinie und den genannten Verordnungen und nach internationalen Übereinkünften geltend zu 
machen. 3Die nach dieser Richtlinie gewährte Schadenersatzzahlung oder Preisminderung wird von 
der nach Maßgabe der genannten Verordnungen und nach internationalen Übereinkünften gewährten 
Schadenersatzzahlung oder Preisminderung abgezogen und umgekehrt, um eine Überkompensation 
zu verhindern.
(6) Die Verjährungsfrist für Ansprüche nach diesem Artikel darf nicht weniger als zwei Jahre betragen.

Möglichkeit zur Kontaktaufnahme über den Reisevermittler
1Unbeschadet des Artikels 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der 
Reisende Nachrichten, Ersuchen oder Beschwerden bezüglich der Erbringung der vertraglichen 
Pauschalreiseleistungen direkt an den Reisevermittler richten kann, bei dem er die Pauschalreise 
erworben hat. 2Der Reisevermittler leitet diese Nachrichten, Ersuchen oder Beschwerden unverzüglich 
an den Reiseveranstalter weiter.
Für die Zwecke der Einhaltung von Fristen und Verjährungsfristen gilt der Eingang von in Unterabsatz 
1 genannten Nachrichten, Ersuchen und Beschwerden beim Reisevermittler als Eingang beim Reise­
veranstalter.

Beistandspflicht
1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Reiseveranstalter einem Reisenden in Schwierigkeiten 
– wozu auch die in Artikel 13 Absatz 7 genannten Umstände zählen – unverzüglich in angemessener 
Weise Beistand leistet, insbesondere durch
a) die Bereitstellung geeigneter Informationen über Gesundheitsdienste, Behörden vor Ort und 

konsularischen Beistand, und
b) Unterstützung des Reisenden bei der Herstellung von Fernkommunikationsverbindungen und bei 

der Suche nach Ersatzreisearrangements.
Der Reiseveranstalter kann für seinen Beistand eine angemessene Vergütung verlangen, wenn der 
Reisende die Schwierigkeiten vorsätzlich oder fahrlässig selbst herbeigeführt hat. 2Diese Vergütung 
überschreitet auf keinen Fall die Kosten, die dem Veranstalter tatsächlich entstanden sind.

Artikel 15
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Kapitel V
Schutz bei Insolvenz

Wirksamkeit und Umfang des Insolvenzschutzes
(1)
1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassene Reiseveranstalter 
Sicherheit für die Erstattung aller von Reisenden oder in deren Namen geleisteten Zahlungen 
leisten, sofern die betreffenden Leistungen infolge der Insolvenz des Reiseveranstalters nicht erbracht 
werden. 2Soweit die Beförderung von Personen im Pauschalreisevertrag inbegriffen ist, leisten die 
Reiseveranstalter auch Sicherheit für die Rückbeförderung der Reisenden. 3Eine Fortsetzung der 
Pauschalreise kann angeboten werden.
Reiseveranstalter, die nicht in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind und die in einem Mitgliedstaat 
Pauschalreisen verkaufen oder zum Verkauf anbieten oder in irgendeiner Weise solche Tätigkeiten 
auf einen Mitgliedstaat ausrichten, sind verpflichtet, nach dem Recht dieses Mitgliedstaats Sicherheit 
zu leisten.
(2) 1Die Sicherheit gemäß Absatz 1 muss wirksam sein und die nach vernünftigem Ermessen 
vorhersehbaren Kosten abdecken. 2Sie muss die Beträge der Zahlungen abdecken, die von Reisenden 
oder in ihrem Namen in Bezug auf Pauschalreisen geleistet wurden, unter Berücksichtigung der 
Dauer des Zeitraums zwischen den Anzahlungen und endgültigen Zahlungen und der Beendigung 
der Pauschalreisen sowie der geschätzten Kosten einer Rückbeförderung im Fall der Insolvenz 
des Veranstalters.
(3) Die Insolvenzabsicherung eines Veranstalters kommt Reisenden ungeachtet ihres Wohnsitzes, des 
Orts der Abreise oder des Verkaufsorts der Pauschalreise und unabhängig von dem Mitgliedstaat, in 
dem die Einrichtung, die für die Insolvenzabsicherung zuständig ist, ansässig ist, zugute.
(4) Wird die Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen durch die Insolvenz des Veranstal­
ters beeinträchtigt, so steht die Sicherheit kostenlos zur Verfügung, um Rückbeförderungen und, falls 
erforderlich, die Finanzierung von Unterkünften vor der Rückbeförderung sicherzustellen.
(5) Für nicht erbrachte Reiseleistungen wird die Erstattung unverzüglich nach der Beantragung durch 
den Reisenden vorgenommen.

Gegenseitige Anerkennung des Insolvenzschutzes 
und Verwaltungszusammenarbeit

(1) Die Mitgliedstaaten erkennen jede Insolvenzabsicherung, die ein Reiseveranstalter nach Maßgabe 
der Maßnahmen seines Niederlassungsmitgliedstaats zur Umsetzung des Artikels 17 leistet, als 
Erfüllung der Anforderungen ihrer nationalen Maßnahmen an.
(2) 1Die Mitgliedstaaten bestimmen zentrale Kontaktstellen zur Erleichterung der Verwaltungszusam­
menarbeit und der Aufsicht über die in verschiedenen Mitgliedstaaten tätigen Reiseveranstalter. 2Sie 
teilen die Kontaktdaten dieser Stellen allen anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mit.
(3) 1Die zentralen Kontaktstellen stellen einander alle notwendigen Informationen über die Anfor­
derungen ihrer nationalen Insolvenzschutzsysteme und die Einrichtung oder Einrichtungen, die für 
die Insolvenzabsicherung spezifischer Reiseveranstalter in ihrem Hoheitsgebiet zuständig sind, zur 
Verfügung. 2Die zentralen Kontaktstellen gewähren einander Zugang zu allen verfügbaren Verzeich­
nissen, in denen die Reiseveranstalter aufgeführt sind, die ihrer Pflicht zur Insolvenzabsicherung 
nachgekommen sind. 3Alle diese Verzeichnisse sind öffentlich zugänglich, auch online.
(4) 1Hat ein Mitgliedstaat Zweifel an der Insolvenzabsicherung eines Reiseveranstalters, so wendet er 
sich zwecks Klärung an den Niederlassungsmitgliedstaat des Reiseveranstalters. 2Die Mitgliedstaaten 
beantworten Ersuchen aus anderen Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der Dringlichkeit und 
Komplexität der Angelegenheit so rasch wie möglich. 3In jedem Fall wird eine erste Antwort spätestens 
innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens erteilt.

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 18  Gegenseitige Anerkennung des Insolvenzschutzes, Verwaltungszusammenarbeit
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Kapitel VI
Verbundene Reiseleistungen

Insolvenzschutz und Informationspflichten bei verbundenen Reiseleistungen
(1) 1Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmer, die verbundene Reiseleistungen vermitteln, 
Sicherheit für die Erstattung aller Zahlungen bieten, die sie von Reisenden erhalten, soweit eine 
Reiseleistung, die Teil von verbundenen Reiseleistungen ist, infolge ihrer Insolvenz nicht erbracht 
wird. 2Ist ein solcher Unternehmer für die Beförderung von Personen verantwortlich, so deckt die 
Sicherheit auch die Rückbeförderung des Reisenden ab. 3Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 
17 Absätze 2 bis 5 sowie Artikel 18 gelten entsprechend.
(2) Bevor der Reisende durch einen Vertrag, der zum Zustandekommen verbundener Reiseleistungen 
führt, oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist, informiert ihn der Unternehmer, der 
verbundene Reiseleistungen vermittelt, auch wenn er nicht in einem Mitgliedstaat niedergelassen 
ist, solche Tätigkeiten jedoch auf einen Mitgliedstaat ausrichtet, klar, verständlich und deutlich 
darüber, dass
a) der Reisende keine Rechte in Anspruch nehmen kann, die ausschließlich für Pauschalreisen 

nach dieser Richtlinie gelten, und dass jeder Leistungserbringer lediglich für die vertragsgemäße 
Erbringung seiner Leistung haftet und

b) dem Reisenden der Insolvenzschutz gemäß Absatz 1 zugutekommt.
Um diesem Absatz nachzukommen, erteilt der Unternehmer, der verbundene Reiseleistungen ver­
mittelt, dem Reisenden diese Informationen unter Verwendung des entsprechenden in Anhang II 
wiedergegebenen standardisierten Formblatts, oder er erteilt, sofern die spezielle Art der verbundenen 
Reiseleistungen von keinem der in Anhang II enthaltenen Formblätter abgedeckt wird, die darin 
enthaltenen Informationen.
(3) Für den Fall, dass ein Unternehmer, der verbundene Reiseleistungen vermittelt, die in den Absätzen 
1 und 2 des vorliegenden Artikels angeführten Anforderungen nicht erfüllt, gelten die Rechte und 
Pflichten gemäß den Artikeln 9 und 12 sowie Kapitel IV im Hinblick auf die in verbundenen 
Reiseleistungen inbegriffenen Reiseleistungen.
(4) Wenn verbundene Reiseleistungen das Ergebnis eines Vertragsabschlusses zwischen einem Rei­
senden und einem Unternehmer sind, der nicht verbundene Reiseleistungen vermittelt, so informiert 
dieser Unternehmer den Unternehmer, der verbundene Reiseleistungen vermittelt, über den Abschluss 
des betreffenden Vertrags.

Kapitel VII
Allgemeine Bestimmungen

Besondere Pflichten des Reisevermittlers im Falle eines außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums niedergelassenen Reiseveranstalters

Hat der Reiseveranstalter seinen Sitz außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums, so unterliegt 
der in einem Mitgliedstaat niedergelassene Reisevermittler unbeschadet des Artikels 13 Absatz 1 
Unterabsatz 2 den in den Kapiteln IV und V für Reiseveranstalter geltenden Pflichten, es sei denn, der 
Reisevermittler weist nach, dass der Veranstalter den Bestimmungen dieser Kapitel nachkommt.

Haftung für Buchungsfehler
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Unternehmer für Fehler aufgrund technischer Mängel 
im Buchungssystem, die diesem Unternehmer zuzurechnen sind, haftet, und in dem Fall, dass er 
sich bereit erklärt hat, die Buchung einer Pauschalreise oder von Reiseleistungen, die Teil verbun­
dener Reiseleistungen sind, zu veranlassen, auch für Fehler, die er während des Buchungsvorgangs 
macht, haftet.
Ein Unternehmer haftet nicht für Buchungsfehler, die dem Reisenden zuzurechnen sind oder die durch 
unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände verursacht werden.

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 21  Haftung für Buchungsfehler
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Regressansprüche
In Fällen, in denen ein Reiseveranstalter oder gemäß Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 oder 
Artikel 20 ein Reisevermittler Schadenersatz leistet, eine Preisminderung gewährt oder die sonstigen 
sich aus dieser Richtlinie ergebenden Pflichten erfüllt, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der 
Reiseveranstalter oder ‑vermittler das Recht hat, bei Dritten, die zu dem Ereignis beigetragen haben, 
das den Schadenersatz, die Preisminderung oder sonstige Pflichten begründet, Regress zu nehmen.

Unabdingbarkeit der Richtlinie
(1) Die Erklärung eines Veranstalters einer Pauschalreise oder eines Unternehmers, der verbundene 
Reiseleistungen vermittelt, dass er ausschließlich als Erbringer einer Reiseleistung, als Vermittler oder 
in anderer Eigenschaft handelt oder dass eine Pauschalreise oder verbundene Reiseleistungen keine 
Pauschalreise bzw. keine verbundenen Reiseleistungen darstellt, entbindet diesen Reiseveranstalter 
oder Unternehmer nicht von den Pflichten, die ihm aus dieser Richtlinie obliegen.
(2) Reisende dürfen nicht auf die Rechte verzichten, die ihnen aus den nationalen Maßnahmen zur 
Umsetzung dieser Richtlinie zustehen.
(3) Vertragliche Vereinbarungen oder Erklärungen des Reisenden, die einen Verzicht auf die sich aus 
dieser Richtlinie ergebenden Rechte oder deren Einschränkung unmittelbar oder mittelbar bewirken 
oder die darauf gerichtet sind, die Anwendung dieser Richtlinie zu umgehen, sind für den Reisenden 
nicht bindend.

Durchsetzung
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass angemessene und wirksame Mittel vorhanden sind, mit denen 
die Einhaltung dieser Richtlinie sichergestellt wird.

Sanktionen
1Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen die aufgrund dieser Richtlinie erlassenen 
innerstaatlichen Vorschriften fest und treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die Anwendung 
dieser Sanktionen sicherzustellen. 2Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschre­
ckend sein.

Berichterstattung durch die Kommission und Überprüfung
Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis 1. Januar 2019 einen Bericht 
vor, der sich mit den Bestimmungen dieser Richtlinie, die für Online-Buchungen an verschiedenen 
Vertriebsstellen und die Einstufung solcher Buchungen als Pauschalreise, verbundene Reiseleistungen 
oder eigenständige Reiseleistung gelten, und insbesondere mit der Begriffsbestimmung der Pauschal­
reise in Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b Ziffer v und mit der Frage befasst, ob diese Begriffsbestim­
mung angepasst oder erweitert werden sollte.
Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis 1. Januar 2021 einen allgemeinen 
Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie vor.
Den Berichten gemäß den Absätzen 1 und 2 werden erforderlichenfalls Gesetzgebungsvorschläge bei­
gefügt.

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU
[hier nicht wiedergegeben]

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 27  Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU
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Kapitel VIII
Schlussbestimmungen

Umsetzung
(1) 1Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis 1. Januar 2018 die Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. 2Sie teilen der Kom­
mission unverzüglich den Wortlaut dieser Maßnahmen mit.
(2) Sie wenden diese Maßnahmen ab 1. Juli 2018 an.
(3) 1Bei Erlass dieser Maßnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch 
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. 2Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.
(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts­
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Aufhebung
Die Richtlinie 90/314/EWG wird mit Wirkung vom 1. Juli 2018 aufgehoben.
Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie 
und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.

Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung1 im Amtsblatt der Europä­
ischen Union in Kraft.

Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

[Standardinformationsblatt für Pauschalreiseverträge]
Teil A Standardinformationsblatt für Pauschalreiseverträge für Fälle, in denen ein Hyperlink ver­
wendet werden kann
Bei der Ihnen angebotenen Kombination von Reiseleistungen handelt es sich um eine Pauschalreise im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302.
Daher können Sie alle EU-Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Das/die 
Unternehmen XY trägt/tragen die volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der 
gesamten Pauschalreise.
Zudem verfügt/verfügen das/die Unternehmen XY über die gesetzlich vorgeschriebene Absicherung 
für die Rückzahlung Ihrer Zahlungen und, falls der Transport in der Pauschalreise inbegriffen ist, zur 
Sicherstellung Ihrer Rückbeförderung im Fall seiner/ihrer Insolvenz.
Weiterführende Informationen zu Ihren wichtigsten Rechten nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 
[Mittels eines Hyperlink anzugeben]

Durch Anklicken des Hyperlinks erhält der Reisende die folgenden Informationen:
Wichtigste Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302
– Die Reisenden erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss 

des Pauschalreisevertrags.
– Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag 

inbegriffenen Reiseleistungen.
– Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die 

sie sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 30

Artikel 31

Anhang I

1 Veröffentlicht am 11.12.2015.
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– Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter 
Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.

– Der Preis der Pauschalreise darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel Treib­
stoffpreise) sich erhöhen und wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist, und in jedem Fall 
bis spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise. Wenn die Preiserhöhung 8 % des Pauschal­
reisepreises übersteigt, kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Wenn sich ein Reiseveran­
stalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der Reisende das Recht auf eine Preissen­
kung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

– Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und 
erhalten eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der 
Pauschalreise mit Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der für die Pauschalreise 
verantwortliche Unternehmer die Pauschalreise vor Beginn der Pauschalreise absagt, haben die 
Reisenden Anspruch auf eine Kostenerstattung und unter Umständen auf eine Entschädigung.

– Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Beginn der Pauschal­
reise ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am 
Bestimmungsort schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussicht­
lich beeinträchtigen.

– Zudem können die Reisenden jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer 
angemessenen und vertretbaren Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten.

– Können nach Beginn der Pauschalreise wesentliche Bestandteile der Pauschalreise nicht vereinba­
rungsgemäß durchgeführt werden, so sind dem Reisenden angemessene andere Vorkehrungen 
ohne Mehrkosten anzubieten. Der Reisende kann ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom 
Vertrag zurücktreten, wenn Leistungen nicht gemäß dem Vertrag erbracht werden und dies 
erhebliche Auswirkungen auf die Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen hat und der 
Reiseveranstalter es versäumt, Abhilfe zu schaffen.

– Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die Reiseleis­
tungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

– Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn dieser sich in Schwierig­
keiten befindet.

– Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters oder – in einigen Mitgliedstaaten – des Reisevermitt­
lers werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz des Reiseveranstalters oder, sofern 
einschlägig, des Reisevermittlers nach Beginn der Pauschalreise ein und ist die Beförderung 
Bestandteil der Pauschalreise, so wird die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet. XY 
hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen. Die Reisenden können diese 
Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, einschließlich Name, 
geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn ihnen Leistungen 
aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.

Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form [HYPERLINK]

Teil B Standardinformationsblatt für Pauschalreiseverträge in anderen Fällen als dem von Teil 
A erfassten
Bei der Ihnen angebotenen Kombination von Reiseleistungen handelt es sich um eine Pauschalreise im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302.
Daher können Sie alle EU-Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Das/die 
Unternehmen XY trägt/tragen die volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der 
gesamten Pauschalreise.
Zudem verfügt/verfügen das/die Unternehmen XY über die gesetzlich vorgeschriebene Absicherung 
für die Rückzahlung Ihrer Zahlungen und, falls der Transport in der Pauschalreise inbegriffen ist, zur 
Sicherstellung Ihrer Rückbeförderung im Fall seiner/ihrer Insolvenz.

Wichtigste Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302
– Die Reisenden erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss 

des Pauschalreisevertrags.
– Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag 

inbegriffenen Reiseleistungen.
– Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die 

sie sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.

Anhang I  [Standardinformationsblatt für Pauschalreiseverträge]
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– Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter 
Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.

– Der Preis der Pauschalreise darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel Treib­
stoffpreise) sich erhöhen und wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist, und in jedem Fall 
bis spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise. Wenn die Preiserhöhung 8 % des Pauschal­
reisepreises übersteigt, kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Wenn sich ein Reiseveran­
stalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der Reisende das Recht auf eine Preissen­
kung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

– Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und 
erhalten eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der 
Pauschalreise mit Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der für die Pauschalreise 
verantwortliche Unternehmer die Pauschalreise vor Beginn der Pauschalreise absagt, haben die 
Reisenden Anspruch auf eine Kostenerstattung und unter Umständen auf eine Entschädigung.

– Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Beginn der Pauschal­
reise ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am 
Bestimmungsort schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussicht­
lich beeinträchtigen.

– Zudem können die Reisenden jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer 
angemessenen und vertretbaren Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten.

– Können nach Beginn der Pauschalreise wesentliche Bestandteile der Pauschalreise nicht vereinba­
rungsgemäß durchgeführt werden, so sind dem Reisenden angemessene andere Vorkehrungen 
ohne Mehrkosten anzubieten. Der Reisende kann ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom 
Vertrag zurücktreten, wenn Leistungen nicht gemäß dem Vertrag erbracht werden und dies 
erhebliche Auswirkungen auf die Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen hat und der 
Reiseveranstalter es versäumt, Abhilfe zu schaffen.

– Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die Reiseleis­
tungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

– Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn dieser sich in Schwierig­
keiten befindet.

– Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters oder – in einigen Mitgliedstaaten – des Reisevermitt­
lers werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz des Reiseveranstalters oder, sofern 
einschlägig, des Reisevermittlers nach Beginn der Pauschalreise ein und ist die Beförderung 
Bestandteil der Pauschalreise, so wird die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet. XY 
hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen. Die Reisenden können diese 
Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, einschließlich Name, 
geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn ihnen Leistungen 
aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.

[Webseite, auf der die Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form zu 
finden ist:]

Teil C Standardinformationsblatt für Fälle, in denen Daten durch einen Pauschalreiseveranstalter an 
einen anderen Unternehmer gemäß Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b Ziffer v übermittelt werden
Wenn Sie innerhalb von 24 Stunden ab Eingang der Buchungsbestätigung des Unternehmens XY 
einen Vertrag mit dem Unternehmen AB schließen, handelt es sich bei der von XY und AB erbrachten 
Reiseleistung um eine Pauschalreise im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302.
Daher können Sie alle EU-Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Das Unter­
nehmen XY trägt die volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der gesamten Pau­
schalreise.
Zudem verfügt das Unternehmen XY über die gesetzlich vorgeschriebene Absicherung für die 
Rückzahlungen Ihrer Zahlungen und, falls der Transport in der Pauschalreise inbegriffen ist, zur 
Sicherstellung Ihrer Rückbeförderungen im Fall seiner Insolvenz.
Weiterführende Informationen zu Ihren wichtigsten Rechten nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 
[Mittels eines Hyperlink anzugeben]

Anhang I  [Standardinformationsblatt für Pauschalreiseverträge]

59

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



Durch Anklicken des Hyperlinks erhält der Reisende die folgenden Informationen:
Wichtigste Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302
– Die Reisenden erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss 

des Pauschalreisevertrags.
– Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag 

inbegriffenen Reiseleistungen.
– Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die 

sie sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.
– Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter 

Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.
– Der Preis der Pauschalreise darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel Treib­

stoffpreise) sich erhöhen und wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist, und in jedem Fall 
bis spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise. Wenn die Preiserhöhung 8 % des Pauschal­
reisepreises übersteigt, kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Wenn sich ein Reiseveran­
stalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der Reisende das Recht auf eine Preissen­
kung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

– Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und 
erhalten eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der 
Pauschalreise mit Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der für die Pauschalreise 
verantwortliche Unternehmer die Pauschalreise vor Beginn der Pauschalreise absagt, haben die 
Reisenden Anspruch auf eine Kostenerstattung und unter Umständen auf eine Entschädigung.

– Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Beginn der Pauschal­
reise ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am 
Bestimmungsort schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussicht­
lich beeinträchtigen.

– Zudem können die Reisenden jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer 
angemessenen und vertretbaren Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten.

– Können nach Beginn der Pauschalreise wesentliche Bestandteile der Pauschalreise nicht vereinba­
rungsgemäß durchgeführt werden, so sind dem Reisenden angemessene andere Vorkehrungen 
ohne Mehrkosten anzubieten. Der Reisende kann ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom 
Vertrag zurücktreten, wenn Leistungen nicht gemäß dem Vertrag erbracht werden und dies 
erhebliche Auswirkungen auf die Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen hat und der 
Reiseveranstalter es versäumt, Abhilfe zu schaffen.

– Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die Reiseleis­
tungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

– Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn dieser sich in Schwierig­
keiten befindet.

– Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters oder – in einigen Mitgliedstaaten – des Reisevermitt­
lers werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz des Reiseveranstalters oder, sofern 
einschlägig, des Reisevermittlers nach Beginn der Pauschalreise ein und ist die Beförderung 
Bestandteil der Pauschalreise, so wird die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet. XY 
hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen. Die Reisenden können diese 
Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, einschließlich Name, 
geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn Ihnen Leistungen 
aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.

Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form [HYPERLINK]
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[Standardinformationsblatt für verbundene Reiseleistungen]
Teil A Standardinformationsblatt für den Fall, dass der Unternehmer, der online angebotene verbun­
dene Reiseleistungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 Buchstabe a vermittelt, ein Beförderer ist, der 
ein Ticket für eine Hin- und Rückbeförderung verkauft
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über unser Unternehmen/das Unternehmen 
XY im Anschluss an die Auswahl und Zahlung einer Reiseleistung können Sie die nach der Richtlinie 
(EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in Anspruch nehmen.
Daher ist unser Unternehmen/das Unternehmen XY nicht für die ordnungsgemäße Erbringung 
solcher zusätzlichen Reiseleistungen verantwortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den 
jeweiligen Leistungserbringer.
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen bei demselben Besuch des Buchungsportals unseres Unter­
nehmens/des Unternehmens XY werden diese Reiseleistungen jedoch Teil verbundener Reiseleis­
tungen. In diesem Fall verfügt XY über die nach dem EU-Recht vorgeschriebene Absicherung für die 
Erstattung Ihrer Zahlungen an XY für Dienstleistungen, die aufgrund der Insolvenz von XY nicht 
erbracht wurden, sowie erforderlichenfalls für Ihre Rückbeförderung an den Abreiseort. Beachten Sie 
bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.
Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz [Mittels eines Hyperlink anzugeben]

Durch Anklicken des Hyperlinks erhält der Reisende die folgenden Informationen:

XY hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, 
einschließlich Name, geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn ihnen 
Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als XY, die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens XY erfüllt werden können.
Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form [HYPERLINK]

Teil B Standardinformationsblatt für den Fall, dass der Unternehmer, der online angebotene verbun­
dene Reiseleistungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 Buchstabe a vermittelt, nicht ein Beförderer 
ist, der ein Ticket für eine Hin- und Rückbeförderung verkauft
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über unser Unternehmen/das Unternehmen 
XY im Anschluss an die Auswahl und Zahlung einer Reiseleistung können Sie die nach der Richtlinie 
(EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in Anspruch nehmen.
Daher ist unser Unternehmen/das Unternehmen XY nicht für die ordnungsgemäße Erbringung der 
einzelnen Reiseleistungen verantwortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Leis­
tungserbringer.
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen bei demselben Besuch des Buchungsportals unseres Unter­
nehmens/des Unternehmens XY werden diese Reiseleistungen jedoch Teil verbundener Reiseleis­
tungen. In diesem Fall verfügt XY über die nach dem EU-Recht vorgeschriebene Absicherung 
für die Erstattung Ihrer Zahlungen an XY für Dienstleistungen, die aufgrund der Insolvenz von 
XY nicht erbracht wurden. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des betreffenden 
Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.
Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz [Mittels eines Hyperlink anzugeben]

Durch Anklicken des Hyperlinks erhält der Reisende die folgenden Informationen:

XY hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde kontaktieren 
(Kontaktdaten, einschließlich Name, geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer), wenn 
ihnen Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als XY, die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens XY erfüllt werden können.
Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form [HYPERLINK]
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Teil C Standardinformationsblatt für verbundene Reiseleistungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 
Buchstabe a, wenn die Verträge in gleichzeitiger physischer Anwesenheit des Unternehmers (der nicht 
ein Beförderer ist, der ein Ticket für eine Hin- und Rückbeförderung verkauft) und des Reisenden 
abgeschlossen werden
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über unser Unternehmen/das Unternehmen 
XY im Anschluss an die Auswahl und Zahlung einer Reiseleistung können Sie die nach der Richtlinie 
(EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in Anspruch nehmen.
Daher ist unser Unternehmen/das Unternehmen XY nicht für die ordnungsgemäße Erbringung der 
einzelnen Reiseleistungen verantwortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Leis­
tungserbringer.
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen bei demselben Besuch unseres Unternehmens/des Unter­
nehmens XY oder bei demselben Kontakt mit diesem werden diese Reiseleistungen jedoch Teil 
verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt XY über die nach dem EU-Recht vorgeschriebene 
Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an XY für Dienstleistungen, die aufgrund der 
Insolvenz von XY nicht erbracht wurden. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des 
betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.

XY hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, 
einschließlich Name, geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn ihnen 
Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als XY, die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens XY erfüllt werden können.
[Webseite, auf der die Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form zu 
finden ist]

Teil D Standardinformationsblatt für den Fall, dass der Unternehmer, der online angebotene verbun­
dene Reiseleistungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 Buchstabe b vermittelt, ein Beförderer ist, der 
ein Ticket für eine Hin- und Rückbeförderung verkauft
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über diesen Link/diese Links können 
Sie die nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in 
Anspruch nehmen.
Daher ist unser Unternehmen/das Unternehmen XY nicht für die ordnungsgemäße Erbringung 
solcher zusätzlichen Reiseleistungen verantwortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den 
jeweiligen Leistungserbringer.
Bei der Buchung zusätzlicher Reiseleistungen über diesen Link/diese Links innerhalb von 24 Stunden 
nach Bestätigung Ihrer Buchung durch unser Unternehmen/das Unternehmen XY werden diese 
Reiseleistungen jedoch Teil verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt XY über die nach 
dem EU-Recht vorgeschriebene Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an XY für Dienst­
leistungen, die aufgrund der Insolvenz von XY nicht erbracht wurden, sowie erforderlichenfalls für 
Ihre Rückbeförderung an den Abreiseort. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall einer Insolvenz des 
betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.
Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz [Mittels eines Hyperlink anzugeben]

Durch Anklicken des Hyperlinks erhält der Reisende die folgenden Informationen:

XY hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, 
einschließlich Name, geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn ihnen 
Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als XY, die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens XY erfüllt werden können.
Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form [HYPERLINK]
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Teil E Standardinformationsblatt für den Fall, dass der Unternehmer, der online angebotene verbun­
dene Reiseleistungen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 Buchstabe b vermittelt, nicht ein Beförderer 
ist, der ein Ticket für eine Hin- und Rückbeförderung verkauft
Bei Buchung zusätzlicher Reiseleistungen für Ihre Reise über diesen Link/diese Links können 
Sie die nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 für Pauschalreisen geltenden Rechte NICHT in 
Anspruch nehmen.
Daher ist unser Unternehmen/das Unternehmen XY nicht für die ordnungsgemäße Erbringung 
solcher zusätzlichen Reiseleistungen verantwortlich. Bei Problemen wenden Sie sich bitte an den 
jeweiligen Leistungserbringer.
Bei der Buchung zusätzlicher Reiseleistungen über diesen Link/diese Links innerhalb von 24 Stunden 
nach Bestätigung der Buchung durch unser Unternehmen/das Unternehmen XY werden diese 
Reiseleistungen jedoch Teil verbundener Reiseleistungen. In diesem Fall verfügt XY über die nach 
dem EU-Recht vorgeschriebene Absicherung für die Erstattung Ihrer Zahlungen an XY für Dienstleis­
tungen, die aufgrund der Insolvenz von XY nicht erbracht wurden. Beachten Sie bitte, dass dies im Fall 
einer Insolvenz des betreffenden Leistungserbringers keine Erstattung bewirkt.
Weiterführende Informationen zum Insolvenzschutz [Mittels eines Hyperlink anzugeben]

Durch Anklicken des Hyperlinks erhält der Reisende die folgenden Informationen:

XY hat eine Insolvenzabsicherung mit YZ [Einrichtung, die den Insolvenzschutz bietet, z.B. ein 
Garantiefonds oder eine Versicherungsgesellschaft] abgeschlossen.
Die Reisenden können diese Einrichtung oder gegebenenfalls die zuständige Behörde (Kontaktdaten, 
einschließlich Name, geografischer Anschrift, E-Mail und Telefonnummer) kontaktieren, wenn ihnen 
Reiseleistungen aufgrund der Insolvenz von XY verweigert werden.
Hinweis: Diese Insolvenzabsicherung gilt nicht für Verträge mit anderen Parteien als XY, die trotz der 
Insolvenz des Unternehmens XY erfüllt werden können.
Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form [HYPERLINK]

Anhang III Entsprechungstabelle
Richtlinie 90/314/EWG Vorliegende Richtlinie
Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 Nummer 1 Artikel 3 Nummer 2 und Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a
Artikel 2 Nummer 2 Artikel 3 Nummer 8
Artikel 2 Nummer 3 Artikel 3 Nummer 9
Artikel 2 Nummer 4 Artikel 3 Nummer 6
Artikel 2 Nummer 5 Artikel 3 Nummer 3
Artikel 3 Nummer 1 Gestrichen
Artikel 3 Nummer 2 Gestrichen, aber in wesentlichen Teilen übernommen in die Artikel 5 

und 6
Artikel 4 Absatz 1 Buch­
stabe a

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f

Artikel 4 Absatz 1 Buch­
stabe b

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe h, Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben d und f 
und Artikel 7 Absatz 4

Artikel 4 Absatz 2 Buch­
stabe a

Artikel 7 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 2 Buch­
stabe b

Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 7 Absätze 1 und 4

Artikel 4 Absatz 2 Buch­
stabe c

Gestrichen

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 9
Artikel 4 Absatz 4 Artikel 10
Artikel 4 Absatz 5 Artikel 11 Absätze 2 und 3
Artikel 4 Absatz 6 Artikel 11 Absätze 2, 3 und 4 und Artikel 12 Absätze 3 und 4
Artikel 4 Absatz 7 Artikel 13 Absätze 5, 6 und 7
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Richtlinie 90/314/EWG Vorliegende Richtlinie
Artikel 5 Absatz 1 Artikel 13 Absatz 1
Artikel 5 Absatz 2 Artikel 14 Absätze 2, 3 und 4 und Artikel 16
Artikel 5 Absatz 3 Artikel 23 Absatz 3
Artikel 5 Absatz 4 Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe e und Artikel 13 Absatz 2
Artikel 6 Artikel 13 Absatz 3
Artikel 7 Artikel 17 und 18
Artikel 8 Artikel 4
Artikel 9 Absatz 1 Artikel 28 Absatz 1
Artikel 9 Absatz 2 Artikel 28 Absatz 4
Artikel 10 Artikel 31
Anhang, Buchstabe a Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i
Anhang, Buchstabe b Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii
Anhang, Buchstabe c Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii
Anhang, Buchstabe d Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e
Anhang, Buchstabe e Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i
Anhang, Buchstabe f Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer v
Anhang, Buchstabe g Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b
Anhang, Buchstabe h Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 10 Absatz 1
Anhang, Buchstabe i Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d
Anhang, Buchstabe j Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a
Anhang, Buchstabe k Artikel 13 Absatz 2
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I. Gesetz über die Insolvenzsicherung durch Reisesicherungsfonds und zur 
Änderung reiserechtlicher Vorschriften vom 25.6.2021

Gesetz über die Insolvenzsicherung durch Reisesicherungsfonds 
(Reisesicherungsfondsgesetz – RSG)4445

Vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2114)
(FNA 402-43)

Abschnitt 1  Allgemeine Vorschriften

Begriffsbestimmungen
Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen:
1. Reiseanbieter ist

a) ein Reiseveranstalter (§ 651 a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder
b) ein Vermittler verbundener Reiseleistungen (§ 651 w Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetz­

buchs),
2. Umsatz ist der Umsatz ohne Umsatzsteuer, den ein Reiseanbieter innerhalb eines Geschäftsjahres

a) mit Pauschalreisen erzielt, soweit sie vor ihrer Beendigung von dem Reisenden zu bezahlen 
sind oder die Rückbeförderung des Reisenden umfassen,

b) mit selbst zu erbringenden Reiseleistungen im Sinne des § 651 w Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs erzielt, soweit sie vor ihrer vollständigen Erbringung von dem 
Reisenden zu bezahlen sind oder eine Rückbeförderung des Reisenden umfassen, oder

c) dadurch erzielt, dass er nach § 651 w Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs für 
andere Unternehmer Zahlungen des Reisenden entgegennimmt, ohne dass dies zu einem 
Erlöschen der Entgeltforderungen der anderen Unternehmer führt,

3. Insolvenz ist die Zahlungsunfähigkeit eines Reiseanbieters einschließlich der nach § 651 r Absatz 
1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gleichgestellten Fälle,

4. Insolvenzrisiko ist die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Insolvenz,
5. Schadensrisiko ist das im Insolvenzfall zu erwartende Schadensausmaß, das aus Art, Anzahl und 

Preis der von einem Reiseanbieter veranstalteten Pauschalreisen oder vermittelten verbundenen 
Reiseleistungen folgt.

Geschäft des Reisesicherungsfonds
(1) Das Geschäft eines Reisesicherungsfonds besteht
1. in der Bildung und Verwaltung eines Fondsvermögens und
2. im Abschluss und in der Durchführung von Absicherungsverträgen nach § 651 r Absatz 2 Satz 1 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs.
(2) 1Das Geschäft des Reisesicherungsfonds muss auf die Sicherstellung seiner Leistungsfähigkeit 
ausgerichtet sein. 2Eine Gewinnausschüttung aus dem Fondsvermögen darf nicht stattfinden.
(3) Das Geschäft des Reisesicherungsfonds kann nur von einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
ausgeübt werden, die ihre Geschäftsleitung im Inland hat.
(4) Abweichend von Absatz 3 kann eine nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedsstaats 
der Europäischen Union gegründete Kapitalgesellschaft, die ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Haupt­
verwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der Europäischen Union hat, das Geschäft des 
Reisesicherungsfonds ausüben, wenn ihre Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

§ 1

§ 2

44 Verkündet als Art. 1 G v. 25.6.2021 (BGBl. I S. 2114); Inkrafttreten gem. Art. 5 dieses G am 1.7.2021 mit 
Ausnahme des § 22, der gem. Art. 5 Abs. 2 dieses G iVm der Bek. v. 22.7.2021 (BGBl. I S. 3141) am 
10.7.2021 in Kraft getreten ist.

45 Amtl. Anm. zum Mantelgesetz: Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/2302 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Pauschalreisen und verbundene Rei­
seleistungen, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 90/314/EWG des Rates (ABl. L 326 
vom 11.12.2015, S. 1).
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im Wesentlichen entspricht und die Kapitalgesellschaft geeignet ist, die in diesem Gesetz geregelten 
Anforderungen in vergleichbarer Weise zu erfüllen.

Abschnitt 2  Fondsvermögen

Zweck des Fondsvermögens
Der Reisesicherungsfonds darf das Fondsvermögen nur verwenden zur
1. Erfüllung der Ansprüche von Reisenden nach § 651 r des Bürgerlichen Gesetzbuchs, auch in Ver­

bindung mit § 651 w Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
2. Deckung der Kosten für die Bildung des Fondsvermögens und den für seine Verwaltung erforder­

lichen Geschäftsbetrieb und
3. Rückführung von Krediten, die er zur Erfüllung seiner Verpflichtungen nach den Nummern 1 

und 2 aufgenommen hat.

Zielkapital
(1) 1Der Reisesicherungsfonds muss in seinem Fondsvermögen über Finanzmittel verfügen, die in 
einem angemessenen Verhältnis zu seinen bestehenden und potenziellen Verbindlichkeiten stehen 
(Zielkapital). 2Das Zielkapital muss für alle Ausgaben nach § 3 ausreichen.
(2) 1Das Zielkapital kann bis zu einem Viertel durch unwiderrufliche Kreditzusagen eines im Inland 
zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts gebildet werden. 2Im Übrigen ist es aus den Entgelten 
der Reiseanbieter nach § 7 zu bilden.

Bemessung des Zielkapitals
(1) 1Bei der Bemessung des Zielkapitals ist hinsichtlich der Erfüllung der Ansprüche von Reisenden 
mindestens der Fall einer gleichzeitigen Insolvenz des umsatzstärksten Reiseanbieters sowie eines 
Reiseanbieters mittlerer Umsatzgröße zugrunde zu legen. 2Bei der Bemessung des Zielkapitals sind 
nur Reiseanbieter zu berücksichtigen, die ihren Sitz im Inland haben. 3Sofern der umsatzstärkste 
Reiseanbieter und der Reiseanbieter mittlerer Umsatzgröße zusammen weniger als 15 Prozent des 
Gesamtumsatzes aller Reiseanbieter mit Sitz im Inland erzielen, sind nach der Rangfolge ihrer 
Umsatzstärke weitere Reiseanbieter zu berücksichtigen, bis mindestens ein Marktanteil von 15 
Prozent abgedeckt wird.
(2) 1Bei der Bemessung des Zielkapitals ist zu unterstellen, dass die abzusichernden Ansprüche 
22 Prozent des Umsatzes der nach Absatz 1 zu berücksichtigenden Reiseanbieter entsprechen. 2Im 
Regelfall ist dabei auf den Umsatz abzustellen, den die zu berücksichtigenden Reiseanbieter im 
zurückliegenden Geschäftsjahr erzielt haben.
(3) Die Berechnung des Umsatzes kann abweichend von Absatz 2 Satz 2 auf der Grundlage des pro­
gnostizierten Umsatzes erfolgen, wenn
1. kein abgeschlossenes Geschäftsjahr vorhanden ist oder
2. das zurückliegende Geschäftsjahr aufgrund außergewöhnlicher Umstände, die sich auf den 

Umsatz erheblich ausgewirkt haben, nicht für die Bemessung des Zielkapitals herangezogen 
werden kann.

(4) Macht der Reisesicherungsfonds den Abschluss eines Absicherungsvertrags gemäß § 6 Absatz 1 
von einer Sicherheitsleistung abhängig, kann der nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 für die Bemessung 
des Zielkapitals relevante Prozentsatz wie folgt herabgesetzt werden:
1. für den umsatzstärksten Reiseanbieter sowie gegebenenfalls weitere Reiseanbieter in dem Maße, 

in dem sie Sicherheit leisten,
2. für den Reiseanbieter mittlerer Umsatzgröße in dem Maße, in dem von allen Reiseanbietern 

mittlerer Umsatzgröße durchschnittlich Sicherheit geleistet wird.

Sicherheitsleistungen
(1) 1Der Reisesicherungsfonds darf den Abschluss eines Absicherungsvertrags (§ 651 r Absatz 2 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) von einer Sicherheitsleistung abhängig machen,

§ 3

§ 4

§ 5

§ 6

§ 6  Sicherheitsleistungen
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1. die sich nach einem Prozentsatz des Umsatzes des Reiseanbieters bemisst,
2. die den Reisesicherungsfonds unmittelbar zur Forderung der Leistung berechtigt und
3. bei der sich der Sicherungsgeber gegenüber dem Reisesicherungsfonds nicht auf Folgendes 

berufen kann:
a) Einwendungen aus dem Vertrag mit dem Reiseanbieter,
b) die Beendigung des Vertrags mit dem Reiseanbieter, wenn es auch dem Reisesicherungsfonds 

nach § 651 r Absatz 4 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verwehrt ist, sich gegenüber dem 
Reisenden auf die Beendigung des Absicherungsvertrags zu berufen.

2Für die Bemessung der Sicherheitsleistung nach Satz 1 Nummer 1 gilt § 5 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 
3 entsprechend.
(2) Als Sicherheitsleistung kommen nur in Betracht:
1. eine Versicherung bei einem Versicherungsunternehmen, das im Inland zum Betrieb der Kautions­

versicherung befugt ist, und
2. ein Zahlungsversprechen eines im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts.
(3) 1Der Reisesicherungsfonds darf keinen Reiseanbieter bei der Entscheidung über die Einforderung 
einer Sicherheitsleistung benachteiligen. 2Eine Benachteiligung liegt in der Regel vor, wenn der Reise­
sicherungsfonds Reiseanbieter, die sich hinsichtlich ihres Insolvenzrisikos und ihres Schadensrisikos 
gleichen, ungleich behandelt.

Entgelte
(1) Reiseanbieter, mit denen der Reisesicherungsfonds Absicherungsverträge abschließt, sind ver­
pflichtet, durch Entgelte zur Bildung des Zielkapitals beizutragen.
(2) Der Reisesicherungsfonds hat die Entgelthöhe so zu bemessen, dass das Zielkapital in dem jewei­
ligen Jahr unter Berücksichtigung der Verwaltungskosten und der in durchschnittlichen Jahren zu 
erwartenden Insolvenzfälle nicht unterschritten und nach einem überdurchschnittlichen Insolvenzfall 
in angemessener Zeit wieder erreicht wird.
(3) 1Bei der Bemessung der Entgelthöhe sind die unterschiedlichen Schadensrisiken der Reiseanbieter 
angemessen und im Verhältnis zueinander zu berücksichtigen. 2Wird das Entgelt als bestimmter 
Prozentsatz vom Umsatz der Reiseanbieter festgelegt, genügt dies in der Regel den Anforderungen des 
Satzes 1.
(4) Die Art der Bemessung der Entgelthöhe muss für alle Reiseanbieter einheitlich erfolgen.

Abschnitt 3  Geschäftsorganisation des Reisesicherungsfonds

Allgemeine Anforderungen an die Geschäftsorganisation
Der Reisesicherungsfonds muss über eine Geschäftsorganisation verfügen, die wirksam und ord­
nungsgemäß ist und die dem Zweck, dem Umfang und der Komplexität der Insolvenzsicherung 
nach § 651 r des Bürgerlichen Gesetzbuchs, auch in Verbindung mit § 651 w Absatz 3 des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs, angemessen ist.

Beirat
1Der Reisesicherungsfonds muss einen Beirat haben, der die Geschäftsführung unterstützt und berät. 
2In dem Beirat müssen mindestens die folgenden Interessen angemessen repräsentiert sein:
1. die Interessen des Bundes und der Länder,
2. die Interessen der Reisewirtschaft einschließlich der kleinen und mittleren Reiseanbieter sowie
3. die Interessen der Verbraucher.

Abtretung von Geschäftsanteilen
Der Reisesicherungsfonds muss sicherstellen, dass eine Abtretung von Geschäftsanteilen nur mit 
Zustimmung aller Gesellschafter möglich ist.
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Auflösung
(1) Der Reisesicherungsfonds muss sicherstellen, dass seine Auflösung
1. nicht durch Zeitablauf erfolgt und
2. durch Beschluss der Gesellschafter nur im Einvernehmen aller Gesellschafter möglich ist.
(2) 1Die Gesellschafter sind im Fall der Auflösung des Fondsvermögens von der Verteilung des Fonds­
vermögens auszuschließen. 2Als Liquidator (§ 66 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung) ist eine von der Aufsichtsbehörde zu benennende Person oder ein von ihr zu 
benennender Rechtsträger zu bestimmen. 3Liquidator kann nicht sein, wer nicht von der Aufsichts­
behörde benannt worden ist.

Abschnitt 4  Erlaubnis

Erlaubnis; vorläufige Erlaubnis
(1) 1Ein Reisesicherungsfonds bedarf zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs der Erlaubnis der Auf­
sichtsbehörde. 2Die Erlaubnis wird vorbehaltlich des Absatzes 2 auf Antrag erteilt, wenn der 
Antragsteller die Voraussetzungen erfüllt, die in diesem Gesetz und in einer aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung geregelt sind.
(2) Eine Unterschreitung des nach den §§ 4 und 5 erforderlichen Zielkapitals steht der Erteilung der 
Erlaubnis nicht entgegen, sofern der Reisesicherungsfonds nachweisen kann, dass im Bedarfsfall die 
Aufstockung des Fondsvermögens bis zur Höhe des Zielkapitals gewährleistet ist.
(3) Die Aufsichtsbehörde erteilt die Erlaubnis unbefristet.
(4) Solange ein Reisesicherungsfonds über eine Erlaubnis verfügt, darf keinem weiteren Reisesiche­
rungsfonds eine Erlaubnis erteilt werden.
(5) Die Aufsichtsbehörde kann einem anderen Reisesicherungsfonds auch vor Eintritt der Bestands­
kraft einer Entscheidung nach § 17 Absatz 1 oder 2 eine vorläufige Erlaubnis erteilen, sofern dies zur 
Sicherung der Rechte der Reisenden oder zur Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs der Reisean­
bieter erforderlich ist.

Sofortige Vollziehbarkeit
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Erteilung der Erlaubnis und der vorläufigen Erlaubnis 
haben keine aufschiebende Wirkung.

Wirkung der Erlaubnis
Mit der Erteilung der Erlaubnis ist der Reisesicherungsfonds berechtigt,
1. Absicherungsverträge mit Reiseanbietern abzuschließen,
2. Einstandspflichten eines Versicherungsunternehmens oder Kreditinstituts aus einem Absiche­

rungsvertrag mit einem Reiseanbieter zu übernehmen, die nach Beendigung des Absicherungsver­
trags fortbestehen, und

3. Sicherungsscheine gemäß Artikel 252 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz­
buche auszugeben.

Kontrahierungszwang
Reiseanbieter haben gegen den Reisesicherungsfonds einen Anspruch auf Abschluss eines Absiche­
rungsvertrags zu den allgemeinen Absicherungsbedingungen des Reisesicherungsfonds.

Übernahme fortbestehender Einstandspflichten
(1) 1Jeder Vertrag, mit dem der Reisesicherungsfonds fortbestehende Einstandspflichten eines Ver­
sicherungsunternehmens oder Kreditinstituts aus einem beendeten Absicherungsvertrag mit einem 
Reiseanbieter übernimmt, bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 2Die Genehmigung 
wird nur erteilt, wenn
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1. die Belange der Reisenden gewahrt sind und
2. der Reisesicherungsfonds für die Übernahme der Einstandspflichten eine angemessene Gegenleis­

tung erhält.
(2) 1Ein Versicherungsunternehmen oder Kreditinstitut, das einen Absicherungsvertrag mit einem 
Reiseanbieter beendet hat, hat bis einschließlich 31. Dezember 2021 einen Anspruch gegen den Rei­
sesicherungsfonds auf Übernahme seiner fortbestehenden Einstandspflichten aus diesem Absiche­
rungsvertrag, soweit die Einstandspflichten Insolvenzen betreffen, die nach dem 1. November 2021 
eintreten. 2Der Anspruch besteht nur, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 
und 2 vorliegen.
(3) Die Übernahme der Einstandspflichten durch den Reisesicherungsfonds wirkt auch im Verhältnis 
zu den Reiseanbietern und den Reisenden; § 415 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden.
(4) Der Reiseanbieter hat dem Reisenden die Übernahme fortbestehender Einstandspflichten durch 
den Reisesicherungsfonds unverzüglich unter Vorlage eines angepassten Sicherungsscheins mitzu­
teilen.

Widerruf der Erlaubnis
(1) Die Aufsichtsbehörde widerruft die Erlaubnis, wenn der Reisesicherungsfonds aufgelöst wird.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis widerrufen, wenn der Reisesicherungsfonds keine 
ausreichende Gewähr für die Sicherung der Ansprüche der Reisenden mehr bietet oder gegen andere 
Bestimmungen dieses Gesetzes gröblich und beharrlich verstößt.
(3) 1Widerruft die Aufsichtsbehörde die Erlaubnis, so trifft sie geeignete Maßnahmen, um die Belange 
der Reiseanbieter und der Reisenden zu wahren. 2Insbesondere kann sie
1. die Verfügung des Reisesicherungsfonds über das Fondsvermögen einschränken oder unter­

sagen sowie
2. einen geeigneten Rechtsträger benennen, auf den das Fondsvermögen des Reisesicherungsfonds 

und der Bestand an Absicherungsverträgen zu übertragen sind.
3Wird das Fondsvermögen auf den Rechtsträger nach Satz 2 Nummer 2 übertragen, darf dieser nur 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde über das Fondsvermögen verfügen.
(4) Im Fall der Auflösung des Reisesicherungsfonds darf der Rechtsträger nach Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 nicht Liquidator sein.

Abschnitt 5  Aufsicht

Aufsichtsbehörde
1Aufsichtsbehörde ist das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. 2Das Bundesmi­
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz kann die Aufsicht sowie die Aufgaben und Befugnisse 
der Aufsichtsbehörde dem Bundesamt für Justiz übertragen.

Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbehörde
(1) 1Die Aufsichtsbehörde hat insbesondere Missständen beim Reisesicherungsfonds entgegenzu­
wirken, die
1. die Befriedigung von Ansprüchen der Reisenden durch den Reisesicherungsfonds beeinträch­

tigen können,
2. das Fondsvermögen des Reisesicherungsfonds gefährden können oder
3. einzelne Reiseanbieter benachteiligen können.
2Die Aufsichtsbehörde kann alle Maßnahmen treffen, die geeignet und erforderlich sind, solche 
Missstände zu beseitigen oder zu verhindern.
(2) Die Aufsichtsbehörde nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse nur im öffentlichen Interesse wahr.
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Geschäftsbericht; Finanzierungsplan
(1) Der Reisesicherungsfonds legt der Aufsichtsbehörde spätestens zum 30. März eines jeden Jahres 
Folgendes vor:
1. einen Geschäftsbericht für das vorangegangene Kalenderjahr,
2. einen Finanzierungsplan für das laufende Kalenderjahr und den Zeitraum bis zur Vorlage des 

nächsten Finanzierungsplans.
(2) Der Geschäftsbericht enthält für das betreffende Jahr Angaben zur Tätigkeit des Reisesicherungs­
fonds und zur Entwicklung des Vermögens.
(3) Der Finanzierungsplan legt für den betreffenden Zeitraum die Berechnung des Zielkapitals dar 
und begründet die Höhe der Entgelte.

Änderungen des Gesellschaftsvertrags und der allgemeinen Absicherungsbedingungen
Änderungen des Gesellschaftsvertrags und der allgemeinen Absicherungsbedingungen bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

Abschnitt 6  Schlussvorschriften
1Staatliche Absicherung

(1) 1Solange und soweit der Reisesicherungsfonds nicht über ausreichendes Fondsvermögen verfügt, 
um die in § 3 Nummer 1 und 2 genannten Ausgaben decken zu können, übernimmt die Bundesre­
publik Deutschland bis zur Höhe der Differenz zwischen der Gesamtabdeckung nach Satz 3 Nummer 
2 einerseits und dem vorhandenen Fondsvermögen sowie den Sicherheitsleistungen insolventer Rei­
seanbieter andererseits ab dem 1. November 2021 die Absicherung erforderlicher Kredite. 2Soweit 
die Staatskasse den Kreditgeber befriedigt, gehen die Forderungen des Kreditgebers gegen den Rei­
sesicherungsfonds auf die Staatskasse über. 3Die staatliche Absicherung nach Satz 1 ist davon 
abhängig, dass
1. die Höhe der von den Reiseanbietern zu stellenden Sicherheiten mindestens 5 Prozent des 

Umsatzes der Reiseanbieter beträgt und
2. die Höhe der Entgelte mindestens 1 Prozent des Umsatzes der Reiseanbieter beträgt und aus­

reicht, um unter Berücksichtigung der Kosten, die für den Aufbau und die Verwaltung sowie 
infolge von Insolvenzfällen zu erwarten sind, ein Zielkapital zu bilden, das zusammen mit den 
Sicherheiten nach § 5 Absatz 4 eine Gesamtabdeckung von 750 Millionen Euro gewährleistet; 
dabei ist die Entgelthöhe abweichend von § 7 Absatz 2 so festzulegen, dass das Zielkapital bis 
zum 31. Oktober 2027 erreicht wird.

(2) Die staatliche Absicherung nach Absatz 1 gilt nur bis zum Erreichen des Zielkapitals nach Absatz 
1 Satz 3 Nummer 2, jedoch in keinem Fall länger als bis zum 31. Oktober 2027.
(3) Für die Dauer der staatlichen Absicherung nach Absatz 1
1. ist das Zielkapital abweichend von § 4 Absatz 2 Satz 1 vollständig aus den Entgelten der Reise­

anbieter zu bilden,
2. bedarf der nach § 20 Absatz 1 Nummer 2 vorzulegende Finanzierungsplan der Genehmigung 

durch die Aufsichtsbehörde.
(4) Für die staatliche Absicherung nach Absatz 1 erhebt die Bundesrepublik Deutschland von dem 
Reisesicherungsfonds ein Entgelt.

Verordnungsermächtigung
(1) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen zu treffen über:
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1. die Geschäftsorganisation des Reisesicherungsfonds (§§ 8 und 9);
2. die Voraussetzungen der Erteilung der Erlaubnis (§ 12 Absatz 1), einschließlich der für einen 

Erlaubnisantrag erforderlichen Angaben, Nachweise und Unterlagen;
3. die Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbehörde (§§ 18 und 19), einschließlich der von ihr zu 

beachtenden Verfahrens- und Anwendungsvorschriften.
(2) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Bestimmungen zu treffen über:
1. die Verwaltung und Aufbewahrung des Fondsvermögens (§ 2 Absatz 1 Nummer 1);
2. die Definition eines Reiseanbieters mittlerer Umsatzgröße (§ 5 Absatz 1 Satz 1);
3. Prozentsätze für den Umsatz von Reiseanbietern, die bei der Sicherheitsleistung nicht unter- oder 

überschritten werden dürfen (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1);
4. die Höhe des Entgelts (§ 22 Absatz 4) und das Erhebungsverfahren.
(3) 1Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Bedingungen für die staatliche Absi­
cherung (§ 22 Absatz 1) an die tatsächliche Entwicklung der Umsätze der Reiseanbieter, des Fonds­
vermögens sowie des Marktes für Sicherheiten nach § 6 Absatz 1 und 2 anzupassen. 2Eine Erhöhung 
der Sicherheitsleistung
1. vor dem 1. November 2022 oder
2. auf mehr als 7 Prozent des Umsatzes der Reiseveranstalter
ist ausgeschlossen.
(4) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die in § 16 Absatz 2 dieses Gesetzes, 
§ 651 r Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und Artikel 229 § 56 Absatz 1 des Einfüh­
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche genannten Zeitpunkte 1. November 2021 
und 31. Dezember 2021 durch spätere Zeitpunkte zu ersetzen, die jeweils bis zu drei Monate nach 
den gesetzlich bestimmten Zeitpunkten liegen dürfen, wenn die Erlaubnis nach § 12 nicht bis zum 
1. September 2021 erteilt werden kann.

§ 23  Verordnungsermächtigung
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II. Reisesicherungsfondsverordnung (RSFV) vom 1.7.2021
Verordnung über die Geschäftsorganisation des Reisesicherungsfonds 

und die Voraussetzungen der Erteilung der Erlaubnis 
(Reisesicherungsfondsverordnung – RSFV)

Vom 1. Juli 2021 (BGBl. I S. 2349)
(FNA 402-43-1)

Auf Grund des § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Reisesicherungsfondsgesetzes vom 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2114) verordnet das Bundesministerium der Justiz und für Ver­
braucherschutz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bun­
desministerium für Wirtschaft und Energie:

Abschnitt 1  Geschäftsorganisation

Geschäftsführung
(1) Der Gesellschaftsvertrag regelt, dass die Geschäftsführung des Reisesicherungsfonds aus mindes­
tens zwei Geschäftsführern besteht.
(2) 1Die Gesellschafter dürfen nur zuverlässige und fachlich geeignete Personen zu Geschäftsführern 
bestellen. 2Die fachliche Eignung setzt berufliche Qualifikationen, Kenntnisse und Leitungserfah­
rungen voraus, die eine solide und umsichtige Leitung des Reisesicherungsfonds gewährleisten. 
3Geschäftsführer dürfen nicht gleichzeitig für einen Reiseanbieter oder einen Interessenvertreter der 
Reisewirtschaft tätig sein.
(3) 1Die Geschäftsführung leitet den Reisesicherungsfonds gesamtverantwortlich. 2Weisungsrechte 
der Aufsichtsbehörde bleiben unberührt.
(4) 1Die Gesellschafterversammlung beschließt eine Geschäftsordnung. 2Darin sind Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten der Geschäftsführer klar zu bestimmen und voneinander abzugrenzen.
(5) Bei wesentlichen Entscheidungen sowie erheblichen Verfügungen über das Fondsvermögen müssen 
mindestens zwei Geschäftsführer zustimmen.
(6) Entscheidungen der Geschäftsführung sind nachprüfbar zu dokumentieren.

Verträge mit Dritten
1Die Geschäftsführung gewährleistet, dass der Reisesicherungsfonds Verträge mit Dritten nur zu 
angemessenen und marktüblichen Konditionen schließt. 2Dabei berücksichtigt sie die sich aus dem 
Reisesicherungsfondsgesetz ergebende singuläre Marktposition des Reisesicherungsfonds. 3Insichge­
schäfte gemäß § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dürfen nicht getätigt werden.

Organisationsgrundsätze
(1) Der Reisesicherungsfonds hat eine Organisationsstruktur, die klare und abgrenzbare Zuständig­
keiten ermöglicht.
(2) Der Fonds etabliert ein wirksames unternehmensinternes Kommunikationssystem.
(3) 1Der Fonds verfügt über ein verhältnismäßiges und wirksames Risikomanagementsystem ein­
schließlich eines Aktiv-Passiv-Managements und über ein internes Kontrollsystem. 2Der Aufbau von 
Risiken und deren Überwachung und Kontrolle sind in einer dem Risikoprofil des Reisesicherungs­
fonds angemessenen Weise zu trennen.

Besondere Organisationsvorgaben
(1) Der Reisesicherungsfonds richtet folgende gleichrangige Schlüsselfunktionen ein:
1. Compliance-Funktion,
2. Funktion der internen Revision,
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3. unabhängige Risiko-Controlling-Funktion einschließlich versicherungsmathematischer Auf­
gaben.

(2) 1Für die Schlüsselfunktionen wird je eine geeignete und zuverlässige natürliche Person benannt, 
die die Verantwortung für die ordnungsgemäße Erfüllung dieser Aufgabe trägt. 2Interessenkonflikte 
sind auszuschließen. 3Die Inhaber der Schlüsselfunktionen unterliegen bei der Wahrnehmung dieser 
Aufgabe nur den Weisungen der Geschäftsführung.
(3) Der Reisesicherungsfonds ist verpflichtet, zu den folgenden Aufgaben Leitlinien zu entwickeln und 
zu implementieren:
1. Kapitalmanagement einschließlich Aufbau und Sicherung der Eigenmittel,
2. Abwicklung von Schäden einschließlich Repatriierung,
3. Risikomanagement,
4. internes Kontrollsystem,
5. interne Revision.
(4) Die Leitlinien sind jährlich durch die Geschäftsführung zu überprüfen und gegebenenfalls anzu­
passen.

Ausgliederung von Funktionen
1Der Reisesicherungsfonds kann Funktionen ausgliedern. 2In einem solchen Fall bleibt er jedoch für 
die ordnungsgemäße Erfüllung aller gesetzlichen Vorschriften und Anforderungen verantwortlich. 
3Die Rechte und Befugnisse der Aufsichtsbehörde dürfen durch eine Ausgliederung nicht beeinträch­
tigt werden.

Schutz sensibler Informationen
(1) 1Die Geschäftsorganisation des Reisesicherungsfonds ist so zu gestalten, dass sie eine strikte Tren­
nung zwischen Gesellschaftern, Geschäftsführern, Mitgliedern des Beirats und Reiseanbietern 
gewährleistet und sensible Informationen und Geschäftsgeheimnisse nur im Rahmen des Erforderli­
chen ausgetauscht werden. 2§ 51 a des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung bleibt unberührt.
(2) Die für die Compliance-Funktion (§ 4 Absatz 1 Nummer 1) verantwortliche Person erstellt min­
destens einmal jährlich einen Bericht zu den ergriffenen Maßnahmen, zu potentiellen oder aufgetre­
tenen Schutzlücken und dazu, wie hierauf reagiert wurde.

Schadensabwicklung; Informationspflicht
(1) 1Der Reisesicherungsfonds gewährleistet, dass im Fall der Insolvenz eines abgesicherten Rei­
seanbieters rechtzeitig eine effiziente und ausreichend dimensionierte Organisationsstruktur zur 
Abwicklung der Schäden einschließlich der Repatriierung zur Verfügung steht. 2Er stellt außerdem auf 
geeignete Weise sicher, dass ihm die für die Abwicklung der Schäden einschließlich der Repatriierung 
erforderlichen Daten der Reisenden rechtzeitig zur Verfügung stehen.
(2) 1Der Fonds bietet auf seinen Internetseiten leicht zugängliche und verbraucherfreundlich gestaltete 
Informationen zu seinen Aufgaben und seiner Erreichbarkeit. 2Diese umfassen insbesondere die 
Bedingungen für eine Absicherung über den Fonds und alle erforderlichen Informationen zur 
Abwicklung von Schäden einschließlich Repatriierung.

Allgemeine Absicherungsbedingungen
(1) Die allgemeinen Absicherungsbedingungen des Reisesicherungsfonds einschließlich der Bedin­
gungen betreffend die Entgelte und Sicherheitsleistungen sollen die Leistungsfähigkeit des Fonds 
und die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Reiseanbieter angemessen berücksich­
tigen.
(2) Die allgemeinen Absicherungsbedingungen enthalten insbesondere:
1. eine Auflistung der zur Prüfung des Schadens- und des Insolvenzrisikos von den Reiseanbietern 

vorzulegenden Unterlagen,
2. die Verpflichtung der Reiseanbieter, den Reisesicherungsfonds über jede wesentliche Änderung 

des Geschäftsmodells oder eine Änderung sonstiger wesentlicher Umstände zu informieren,
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3. Bestimmungen zu den Voraussetzungen für die Ablehnung oder Beendigung von Absicherungs­
verträgen bei unzumutbaren Risiken für den Reisesicherungsfonds,

4. eine Regelung zur ordentlichen Beendigung von Absicherungsverträgen,
5. das Verfahren zur Sicherstellung einer unverzüglichen Schadensregulierung einschließlich Repa­

triierung.
(3) Die allgemeinen Absicherungsbedingungen sind mindestens jährlich durch die Geschäftsführung 
zu überprüfen und erforderlichenfalls anzupassen.

Geschäftsplan
(1) Der Reisesicherungsfonds erarbeitet einen Geschäftsplan, aus dem hervorgeht, wie insbesondere 
die folgenden gesetzlichen Aufgaben erfüllt werden sollen:
1. Bildung und Verwaltung des Fondsvermögens (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 des Reisesicherungs­

fondsgesetzes),
2. Abschluss von Absicherungsverträgen (§ 2 Absatz 1 Nummer 2 des Reisesicherungsfondsge­

setzes),
3. Durchführung von Absicherungsverträgen (§ 2 Absatz 1 Nummer 2 des Reisesicherungsfonds­

gesetzes), namentlich Abwicklung von Schäden einschließlich Repatriierung (§ 651 r Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs).

(2) Der Geschäftsplan ist jährlich durch die Geschäftsführung zu überprüfen und erforderlichen­
falls anzupassen.

Zusammensetzung des Beirats
(1) Der Reisesicherungsfonds beruft einen aus sachkundigen und vertrauenswürdigen Personen 
bestehenden Beirat, der die Geschäftsführung berät und unterstützt.
(2) 1Der Beirat hat neun bis elf Mitglieder. 2Der Reisesicherungsfonds fordert die jeweiligen Verbände, 
Organisationen und Körperschaften auf, sachkundige Personen vorzuschlagen, die folgende Inter­
essen vertreten:
1. Interessen der größeren Reiseanbieter (ein Mitglied),
2. Interessen der kleinen und mittleren Reiseanbieter (ein Mitglied),
3. Interessen der Vermittler verbundener Reiseleistungen (ein Mitglied),
4. Interessen des Verbraucherschutzes (zwei Mitglieder),
5. Interessen der Kreditwirtschaft (ein Mitglied),
6. Interessen der Versicherungswirtschaft (ein Mitglied),
7. Interessen des Bundes (ein bis zwei Mitglieder),
8. Interessen der Länder (ein bis zwei Mitglieder).
(3) Die in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Mitglieder dürfen nicht gleichzeitig für einen 
Reiseanbieter tätig sein.
(4) 1Die Mitglieder des Beirats werden von der Gesellschafterversammlung benannt. 2Ihre Amtszeit 
beträgt vier Jahre. 3Die Wiederbenennung ist möglich.

Beteiligung des Beirats
(1) 1Der Beirat und die Geschäftsführung arbeiten vertrauensvoll zusammen. 2Vor wesentlichen 
Maßnahmen der Geschäftsführung ist der Beirat zu hören. 3Dazu gehören insbesondere:
1. die Feststellung des Geschäftsplans und des Finanzierungsplans,
2. die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts,
3. die Festlegung der allgemeinen Absicherungsbedingungen,
4. der Abschluss von Ausgliederungsverträgen,
5. die Verabschiedung von Leitlinien.
(2) 1Die Geschäftsführung stellt dem Beirat vor seiner Anhörung nach Absatz 1 die jeweils erfor­
derlichen Unterlagen zur Verfügung und erteilt auf Anfrage weitere erforderliche Auskünfte. 2Die 
Geschäftsführung unterrichtet den Beirat außerdem regelmäßig, grundsätzlich einmal pro Quartal, 
über aktuelle Entwicklungen und Belange des Reisesicherungsfonds.
(3) 1Der Beirat gibt Handlungsempfehlungen oder nimmt Stellung. 2In den Stellungnahmen können 
auch unterschiedliche Auffassungen der Mitglieder des Beirats zum Ausdruck kommen.

§ 9
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Organisation des Beirats
(1) 1Der Beirat bestimmt einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 2Diese vertreten den Beirat 
gegenüber der Geschäftsführung.
(2) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die auch Bestimmungen über die Einberufung und 
Durchführung seiner Sitzungen und die Art und Weise seiner Beschlussfassung enthält.

Sitzungen des Beirats
(1) 1Der Beirat tritt nach Bedarf zusammen, jedoch mindestens einmal jährlich. 2Der Beirat ist 
einzuberufen, wenn die Aufsichtsbehörde, die Geschäftsführung oder mindestens drei Mitglieder des 
Beirats es beantragen.
(2) 1Die zur Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen notwendigen personellen und materiellen 
Ressourcen stellt der Reisesicherungsfonds dem Beirat zur Verfügung. 2Sitzungen sind nicht öffent­
lich. 3Sie werden vom Vorsitzenden geleitet.
(3) 1Zu den Sitzungen oder deren Vorbereitung können vom Beirat Sachverständige oder Auskunfts­
personen herangezogen werden, wenn deren Expertise oder Teilnahme sachdienlich sind. 2Die für die 
Heranziehung notwendigen Kosten trägt der Reisesicherungsfonds.
(4) 1Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 2Seine 
Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 3Eine Beschlussfassung des 
Beirats im schriftlichen Verfahren oder in Verfahren der Tele- oder Videokommunikation ist zulässig. 
4Über das Ergebnis der Sitzung und den Verlauf der Beratungen ist eine Niederschrift aufzunehmen.
(5) Den Mitgliedern des Beirats werden die nachgewiesenen notwendigen Reisekosten entsprechend 
den Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes erstattet.
(6) Vertreter der Geschäftsführung und der Aufsichtsbehörde haben das Recht, an den Sitzungen des 
Beirats teilzunehmen.

Abschnitt 2  Erlaubnisverfahren

Antrag und Dokumente
(1) 1Der Antrag auf Erlaubnis zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs (§ 12 Absatz 1 des Reisesiche­
rungsfondsgesetzes) ist bei der Aufsichtsbehörde zu stellen. 2Die Aufsichtsbehörde bestätigt den Ein­
gang des Antrags unverzüglich.
(2) 1Der Antrag hat die Geschäftsorganisation des Reisesicherungsfonds sowie die Verhältnisse 
darzulegen, die sicherstellen, dass der gesetzliche Zweck des Fonds dauerhaft erfüllt wird. 2Einzurei­
chen sind:
1. Geschäftsplan (§ 9),
2. Handelsregisterauszug,
3. Gesellschaftsvertrag und Gesellschafterliste einschließlich Höhe der Geschäftsanteile,
4. Geschäftsordnung der Geschäftsführung (§ 1 Absatz 4),
5. Finanzierungsplan (§ 20 des Reisesicherungsfondsgesetzes) für das laufende Jahr und für die 

Jahre bis zum Erreichen des Zielkapitals (§§ 4 und 5 des Reisesicherungsfondsgesetzes),
6. Übersicht über die voraussichtlichen jährlichen Personal- und Verwaltungskosten,
7. Leitlinien (§ 4 Absatz 3),
8. Angaben, wie die Anforderungen an die Organisation (§§ 3 und 4 Absatz 1 und 2), an die 

Abwicklung von Schäden einschließlich Repatriierung (§ 7 Absatz 1) und gegebenenfalls an 
Ausgliederungsverträge (§ 5) erfüllt werden sollen,

9. allgemeine Absicherungsbedingungen (§ 8),
10. Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und Eignung der Geschäftsführer (§ 1 

Absatz 2) wesentlich sind,
11. Konzept zur Umsetzung des Schutzes sensibler Informationen (§ 6).
(3) 1Die Aufsichtsbehörde hat nach Eingang des Antrags unverzüglich zu prüfen, ob der Antrag und 
die eingereichten Unterlagen den Anforderungen des Absatzes 2 entsprechen. 2Ist das nicht der Fall, 
fordert sie den Antragsteller auf, den Antrag innerhalb einer angemessenen Frist nachzubessern oder 
zu ergänzen.
(4) Auf Verlangen der Aufsichtsbehörde hat der Antragsteller weitere Dokumente beizubringen.

§ 12
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(5) 1Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für einen Antrag auf die Erteilung und die Verlängerung 
einer vorläufigen Erlaubnis (§ 12 Absatz 5 des Reisesicherungsfondsgesetzes) mit der Maßgabe, dass 
die im Antrag darzulegenden Verhältnisse gewährleisten müssen, dass der gesetzliche Zweck des 
Fonds für die Geltungsdauer der vorläufigen Erlaubnis erfüllt wird. 2Die Aufsichtsbehörde kann 
zudem auf die Einreichung bestimmter in Absatz 2 genannter Unterlagen verzichten.

Erlaubnis
(1) 1Die Aufsichtsbehörde erteilt die Erlaubnis zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs schriftlich. 
2Sie kann mit der Erlaubnis anordnen, dass Dokumente bis zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs 
nachgereicht oder aktualisiert werden.
(2) Die Aufsichtsbehörde versagt die Erlaubnis, wenn die vorgelegten Unterlagen nicht die Annahme 
rechtfertigen, dass der Antragsteller die Verpflichtungen aus dem Reisesicherungsfondsgesetz und den 
auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen dauerhaft erfüllen wird.
(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Erteilung und Verlängerung einer vorläufigen 
Erlaubnis nach § 12 Absatz 5 des Reisesicherungsfondsgesetzes mit der Maßgabe, dass es bei der 
Beurteilung auf die Laufzeit der vorläufigen Erlaubnis oder den Verlängerungszeitraum ankommt. 
2Eine vorläufige Erlaubnis soll für höchstens sechs Monate erteilt werden. 3Sie kann auf Antrag um 
jeweils drei Monate verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.
(4) Die Aufsichtsbehörde macht die Erteilung einer Erlaubnis oder einer vorläufigen Erlaubnis sowie 
deren Verlängerung im Bundesanzeiger bekannt.

Abschnitt 3  Schlussvorschrift

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung1 in Kraft.
Berlin, den 1. Juli 2021
Die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz
Christine Lambrecht

§ 15

§ 16

1 Verkündet am 8.7.2021.
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III. Reisesicherungsfondsaufsichtsverordnung – (RSFAV) vom 15.10.2021
Verordnung über die Aufgaben und Befugnisse der Behörde 

zur Aufsicht über den Reisesicherungsfonds sowie über 
die Verwaltung und Aufbewahrung des Fondsvermögens 

(Reisesicherungsfondsaufsichtsverordnung – RSFAV)
Vom 15. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4707)

(FNA 402-43-2)

Auf Grund des § 23 Absatz 1 Nummer 1 und 3 sowie Absatz 2 Nummer 1 des Reisesiche­
rungsfondsgesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2114) verordnet das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie:

Aufgaben der Aufsichtsbehörde
Die Aufsichtsbehörde beaufsichtigt nach Maßgabe des § 19 des Reisesicherungsfondsgesetzes den 
gesamten Geschäftsbetrieb des Reisesicherungsfonds sowie die Funktionen, die dieser auf Dritte aus­
gegliedert hat (§ 5 der Reisesicherungsfondsverordnung).

Adressaten von Maßnahmen der Aufsichtsbehörde
1Zur Verhinderung oder Beseitigung von Missständen im Sinne des § 19 Absatz 1 des Reisesiche­
rungsfondsgesetzes kann die Aufsichtsbehörde Maßnahmen ergreifen gegenüber
1. dem Reisesicherungsfonds und den Mitgliedern seiner Organe,
2. den Beschäftigten des Reisesicherungsfonds sowie
3. dem Treuhänder für das Fondsvermögen (§ 11).
2Satz 1 gilt auch für Maßnahmen gegenüber sonstigen Personen, die nach den Bestimmungen des 
Reisesicherungsfondsgesetzes oder der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen Auf­
gaben wahrnehmen oder Pflichten innehaben. 3Hierunter fallen auch Dritte, auf die der Reisesiche­
rungsfonds Funktionen ausgegliedert hat.

Informationsverlangen der Aufsichtsbehörde
(1) 1Die Aufsichtsbehörde kann vom Reisesicherungsfonds sowie von Dritten, auf die der Reisesi­
cherungsfonds Funktionen ausgegliedert hat, alle Informationen verlangen, die sie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben benötigt. 2Die Aufsichtsbehörde kann dem Reisesicherungsfonds und Dritten gemäß 
Satz 1 für die Übermittlung der Informationen eine Frist setzen und geeignete Vorgaben zur Form 
machen, in der die Informationen zu übermitteln sind.
(2) 1Die übermittelten Informationen müssen vollständig, aktuell, genau und verständlich sein. 2Sie 
müssen der Art, dem Umfang und der Komplexität des Informationsgegenstands und den mit diesem 
einhergehenden Risiken Rechnung tragen.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass der Reisesicherungsfonds einmalige oder regelmäßige 
Berichte und Zusammenstellungen zu bestimmten Vorgängen des Geschäftsbetriebs erstellt, insbeson­
dere:
1. Berichte der Geschäftsführung über die Überprüfung der Leitlinien (§ 4 Absatz 4 der Reisever­

sicherungsfondsverordnung), der Allgemeinen Absicherungsbedingungen (§ 8 Absatz 3 der Rei­
sesicherungsfondsverordnung) und des Geschäftsplans (§ 9 Absatz 2 der Reisesicherungsfonds­
verordnung) und der daraus folgenden Anpassungen,

2. Berichte der Inhaber der Schlüsselfunktionen über die von ihnen wahrgenommenen Schlüssel­
funktionen (§ 4 Absatz 1 und 2 der Reisesicherungsfondsverordnung),

3. Aufstellungen zu Absicherungsverträgen, Schäden, dem Fondsvermögen und sonstigen rele­
vanten Kennzahlen,

4. Prognoserechnungen sowie Abweichungsrechnungen und Hochrechnungen zu den Prognosen.

§ 1

§ 2

§ 3
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(4) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass der Reisesicherungsfonds bestimmte beabsichtigte, 
bevorstehende oder bekannt gewordene Vorgänge unaufgefordert und unverzüglich anzeigen 
muss, insbesondere:
1. die Absicht, einen Geschäftsführer zu bestellen oder eine für eine Schlüsselfunktion verantwort­

liche Person oder ein Mitglied des Beirats zu benennen (§ 1 Absatz 2, § 4 Absatz 2 Satz 1, § 10 
Absatz 1 und 4 der Reisesicherungsfondsverordnung),

2. das bevorstehende Ausscheiden einer der in Nummer 1 genannten Personen,
3. beabsichtigte Änderungen der Geschäftsordnung der Geschäftsführung (§ 1 Absatz 4 der Rei­

sesicherungsfondsverordnung),
4. den beabsichtigten Abschluss oder die beabsichtigte Beendigung oder Änderung eines Ausglie­

derungsvertrags, einschließlich des Vertrags mit einem Finanzdienstleistungsinstitut über die 
Verwaltung des Fondsvermögens gemäß § 10 Absatz 4,

5. die beabsichtigte Bestellung oder Abberufung eines Abschlussprüfers,
6. die beabsichtigte Änderung der Organisationsstruktur zur Schadensabwicklung (§ 7 Absatz 1 

der Reisesicherungsfondsverordnung),
7. die beabsichtigte Abtretung von Geschäftsanteilen,
8. die Absicht, einen Teil des Zielkapitals durch unwiderrufliche Kreditzusage zu bilden (§ 4 Absatz 

2 Satz 1 des Reisesicherungsfondsgesetzes), diesen Anteil zu erhöhen oder zu ermäßigen,
9. die beabsichtigte Ablehnung des Abschlusses eines Absicherungsvertrags oder die beabsichtigte 

Kündigung eines Absicherungsvertrags,
10. die beabsichtigte Bestimmung oder Änderung von Maßgaben zur Abgrenzung des kurzfristig 

benötigten Teils des Fondsvermögens vom übrigen Fondsvermögen (§ 10 Absatz 1 und 2),
11. die beabsichtigte Aufnahme eines Kredites unter Angabe, ob dieser unter die staatliche Absi­

cherung gemäß § 22 des Reisesicherungsfondsgesetzes fallen soll,
12. Tatsachen oder Entwicklungen, die die Leistungsfähigkeit des Reisesicherungsfonds 

gefährden können.

Anordnungsbefugnis für Unterrichtungen bei drohendem oder 
eingetretenem Schadensfall

(1) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass der Reisesicherungsfonds sie unverzüglich unterrichten 
muss, sobald ihm Umstände bekannt werden, die die Insolvenz (§ 1 Nummer 3 des Reisesicherungs­
fondsgesetzes) eines abgesicherten Reiseanbieters begründen oder deren baldigen Eintritt befürchten 
lassen.
(2) 1Werden der Aufsichtsbehörde Umstände gemäß Absatz 1 bekannt, so kann sie anordnen, 
dass der Reisesicherungsfonds den für die Schadensregulierung erforderlichen organisatorischen 
Aufwand und Mittelbedarf feststellen und der Aufsichtsbehörde mitteilen muss. 2Zusätzlich kann die 
Aufsichtsbehörde anordnen, dass der Reisesicherungsfonds darlegen muss, wie er den Mittelbedarf 
decken und den organisatorischen Aufwand bewältigen wird.

Auskunftsverlangen der Aufsichtsbehörde
(1) 1Die Aufsichtsbehörde ist befugt, von dem Reisesicherungsfonds, den Mitgliedern seiner Organe 
und seinen Beschäftigten Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten sowie die Vorlage oder die 
Übersendung von Geschäftsunterlagen, insbesondere sämtlicher Formblätter und sonstiger Druck­
stücke, einschließlich elektronischer Dokumente, die der Reisesicherungsfonds im Verkehr mit Rei­
seanbietern und Reisenden verwendet, zu verlangen. 2Satz 1 gilt auch gegenüber jenen Dritten, auf 
die der Reisesicherungsfonds Funktionen ausgegliedert hat.
(2) Wer auf Grund eines Verlangens nach Absatz 1 zur Auskunft verpflichtet ist, kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen seiner in § 383 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr aussetzen würde, 
wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.

§ 4
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Genehmigungspflichten
(1) Die folgenden Vorgänge bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde:
1. der Beschluss der Gesellschafter zur Auflösung des Reisesicherungsfonds (§ 11 Absatz 1 Nummer 

2 des Reisesicherungsfondsgesetzes),
2. eine Änderung des Geschäftsplans (§ 9 der Reisesicherungsfondsverordnung).
(2) Die Genehmigung gemäß Absatz 1 wird nur erteilt, wenn sichergestellt ist, dass durch den 
jeweiligen Vorgang die Befriedigung der Ansprüche der Reisenden nicht beeinträchtigt wird, das 
Fondsvermögen nicht gefährdet wird und einzelne Reiseanbieter nicht benachteiligt werden.

Verwarnung und Abberufung von Personen
(1) 1Bei einem Verstoß gegen Bestimmungen des Reisesicherungsfondsgesetzes oder der auf dessen 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen oder gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde kann die 
Aufsichtsbehörde die Geschäftsführer des Reisesicherungsfonds sowie Personen, die Verantwortung 
für die ordnungsgemäße Erfüllung einer Schlüsselfunktion (§ 4 Absatz 1 und 2 der Reisesicherungs­
fondsverordnung) tragen, verwarnen. 2Die Verwarnung muss den entscheidungsrelevanten Sachver­
halt feststellen und den hierdurch begründeten Verstoß benennen.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Abberufung eines Geschäftsführers des Reisesicherungsfonds oder 
einer Person, die Verantwortung für die ordnungsgemäße Erfüllung einer Schlüsselfunktion trägt 
(§ 4 Absatz 1 und 2 der Reisesicherungsfondsverordnung), verlangen, wenn
1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die jeweilige Person die Voraussetzungen des 

§ 1 Absatz 2 der Reisesicherungsfondsverordnung oder des § 4 Absatz 2 der Reisesicherungs­
fondsverordnung nicht erfüllt,

2. die jeweilige Person gegen Bestimmungen des Reisesicherungsfondsgesetzes oder der auf dessen 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen oder gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde ver­
stoßen hat und die Person ihr Verhalten trotz Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde vorsätzlich 
oder leichtfertig fortsetzt.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die Abberufung eines Mitglieds des Beirats verlangen, wenn Tatsachen 
vorliegen, aus denen sich ergibt, dass das Mitglied die Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 der Reise­
sicherungsfondsverordnung nicht erfüllt oder einer mit der Beiratstätigkeit unvereinbaren Tätigkeit 
für einen Reiseanbieter (§ 10 Absatz 3 der Reisesicherungsfondsverordnung) nachgeht.

Prüfungen in den Geschäftsräumen; Einberufung von Gesellschafterversammlungen
(1) Die Aufsichtsbehörde ist befugt,
1. auch ohne besonderen Anlass in den Geschäftsräumen des Reisesicherungsfonds oder derjenigen 

Dritten, auf die der Reisesicherungsfonds Funktionen ausgegliedert hat, Prüfungen des Geschäfts­
betriebs vorzunehmen,

2. an von ihr durchgeführten Prüfungen gemäß Nummer 1 Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaften zu beteiligen oder mit der Durchführung solcher Prüfungen zu beauftragen; 
für diese Personen gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs für Abschlussprüfer 
sinngemäß,

3. die Einberufung von Gesellschafterversammlungen anzuordnen und hierzu Vertreter zu ent­
senden, denen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; sie kann außerdem die Ankündigung von 
Gegenständen zur Beschlussfassung verlangen.

(2) Die Bediensteten der Aufsichtsbehörde und die nach Absatz 1 Nummer 2 beteiligten oder 
beauftragten Personen dürfen die Geschäftsräume für Prüfungen nach Absatz 1 Nummer 1 und in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 nur innerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten betreten 
und besichtigen.
(3) Die Betroffenen haben Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 sowie Absatz 2 zu dulden.

Grundsätze zur Anlage des Fondsvermögens
1Das Fondsvermögen muss risikoarm, hochliquide und ausreichend diversifiziert angelegt werden. 
2Angestrebt wird eine möglichst große Sicherheit der Anlage bei angemessener Rentabilität.
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Zulässige Anlagegegenstände und Ausgliederung der Fondsverwaltung
(1) 1Derjenige Teil des Fondsvermögens, der kurzfristig für Zwecke des § 3 des Reisesicherungs­
fondsgesetzes benötigt wird, ist vom Reisesicherungsfonds als Sichteinlagen bei CRR-Kreditinstituten 
im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes vorzuhalten. 2Geringe Beträge dürfen als 
Bargeld vorgehalten werden.
(2) 1Im Übrigen ist das Fondsvermögen in auf Euro lautenden, hochliquiden und risikoarmen Schuld­
titeln anzulegen, die innerhalb von maximal sieben Arbeitstagen vollständig liquidiert werden 
können. 2Risikoarme Schuldtitel sind alle Titel, die unter die erste oder zweite Kategorie der Tabelle 
1 des Artikels 336 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1; L 208 vom 2.8.2013, 
S. 68; L 321 vom 30.11.2013, S. 6; L 193 vom 21.7.2015, S. 166; L 20 vom 25.1.2017, S. 3), die 
zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 2021/1043 (ABl. L 225 vom 25.6.2021, S. 52) 
geändert worden ist, fallen. 3Entnahmen aus diesem Teil des Fondsvermögens sind nur zulässig, soweit 
dies für die Zwecke des § 3 des Reisesicherungsfondsgesetzes erforderlich ist.
(3) Sofern aus der Anlage des Fondsvermögens Erträge erzielt werden können, gelten für diese 
dieselben Bestimmungen wie für das übrige Fondsvermögen.
(4) Der Reisesicherungsfonds betraut ein geeignetes Finanzdienstleistungsinstitut, welches Finanz­
portfolioverwaltung gemäß § 1 Absatz 1a Nummer 3 des Kreditwesengesetzes betreibt, mit der Ver­
waltung nach Absatz 2.
(5) 1Die Aufsichtsbehörde kann dem Reisesicherungsfonds gestatten, die Anlage des Fondsvermögens 
gemäß den Absätzen 2 und 4 nicht unmittelbar nach Inkrafttreten dieser Verordnung, sondern erst 
zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens am 1. Juli 2022, zu beginnen. 2Bis dahin ist das Fondsver­
mögen vollständig gemäß Absatz 1 vorzuhalten.

Treuhänder für das Fondsvermögen
(1) Zur Überwachung der Anlage des Fondsvermögens gemäß § 10 und dessen sicherer Aufbewah­
rung sind ein Treuhänder sowie ein Stellvertreter für den Treuhänder zu bestellen.
(2) Für den Stellvertreter gelten die Vorschriften über den Treuhänder entsprechend.
(3) 1Wer als Treuhänder vorgesehen ist, muss der Aufsichtsbehörde vor der Bestellung benannt 
werden. 2Hat diese gegen die Bestellung Bedenken, kann sie verlangen, dass innerhalb einer angemes­
senen Frist eine andere Person benannt wird. 3Wird von der Geschäftsführung keine andere Person als 
Treuhänder benannt oder hat die Aufsichtsbehörde auch gegen die Bestellung dieser neu benannten 
Person Bedenken, so kann sie den Treuhänder selbst bestellen. 4Die Sätze 2 und 3 gelten auch, wenn 
die Aufsichtsbehörde Bedenken dagegen hat, dass ein bestellter Treuhänder sein Amt weiter verwaltet.
(4) Streitigkeiten zwischen dem Reisesicherungsfonds und dem Treuhänder über dessen Obliegen­
heiten entscheidet die Aufsichtsbehörde.

Aufgaben und Befugnisse des Treuhänders
(1) Der Treuhänder prüft, ob die Aufteilung und Anlage des Fondsvermögens sowie die Entnahmen 
aus diesem den Vorgaben des § 10 Absatz 1 und 2 entsprechen.
(2) 1Der Reisesicherungsfonds ist verpflichtet, dem Treuhänder auf Verlangen vollständig, aktuell, 
genau und verständlich Auskunft über Zahlungseingänge und Zahlungsausgänge des Reisesiche­
rungsfonds zu erteilen. 2Der Treuhänder kann außerdem jederzeit in sämtliche Aufzeichnungen des 
Reisesicherungsfonds und des Finanzdienstleistungsinstituts gemäß § 10 Absatz 4 Einsicht nehmen, 
soweit diese sich auf die Verwaltung des Fondsvermögens oder die Gründe für Zahlungen beziehen.
(3) 1Der Reisesicherungsfonds darf über das nach § 10 Absatz 2 angelegte Fondsvermögen nur mit 
schriftlicher oder in elektronischer Form erfolgter Einwilligung des Treuhänders verfügen. 2Dies ist 
auch in dem Vertrag zwischen dem Reisesicherungsfonds und dem Finanzdienstleistungsinstitut 
gemäß § 10 Absatz 4 festzuhalten.
(4) Der Treuhänder hat, ohne dass diese Pflicht die Verantwortlichkeit der zur Vertretung des 
Reisesicherungsfonds berufenen Stellen berührt, im Jahresabschluss unter der Bilanz zu bestätigen, 
dass das Fondsvermögen vorschriftsmäßig angelegt und aufbewahrt ist.

§ 10

§ 11

§ 12

§ 12  Aufgaben und Befugnisse des Treuhänders
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(5) 1Die Aufsichtsbehörde kann von dem Treuhänder Auskunft verlangen. 2§ 3 Absatz 1 und 2 gilt 
entsprechend.

Nebenbestimmungen; Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
(1) Verwaltungsakte der Aufsichtsbehörde, die auf Grund des Reisesicherungsfondsgesetzes oder 
der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen erlassen werden, können mit Nebenbestim­
mungen versehen werden.
(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, einschließlich der 
Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln,
1. nach § 8 Absatz 2 sowie
2. nach § 19 Absatz 1 Satz 2 des Reisesicherungsfondsgesetzes, die die Anlage des Fondsvermögens 

(§ 10) oder Auskunftsverlangen hierüber (§ 5) betreffen,
haben keine aufschiebende Wirkung.

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung1 in Kraft.

§ 13

§ 14

1 Verkündet am 26.10.2021.

§ 14  Inkrafttreten
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I. Fluggastrechte-VO
Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für 
Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der 
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 

Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91
(Text von Bedeutung für den EWR)

(ABl. L 46 S. 1, ber. 2019 L 119 S. 202)
(Celex-Nr. 3 2004 R 0261)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 80 Absatz 2,
auf Vorschlag der Kommission49,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses50,
nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags51, aufgrund des vom Vermittlungsausschuss am 
1. Dezember 2003 gebilligten gemeinsamen Entwurfs,
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Die Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich des Luftverkehrs sollten unter anderem darauf 

abzielen, ein hohes Schutzniveau für Fluggäste sicherzustellen. Ferner sollte den Erfordernissen 
des Verbraucherschutzes im Allgemeinen in vollem Umfang Rechnung getragen werden.

(2) Nichtbeförderung und Annullierung oder eine große Verspätung von Flügen sind für die 
Fluggäste ein Ärgernis und verursachen ihnen große Unannehmlichkeiten.

(3) Durch die Verordnung (EWG) Nr. 295/91 des Rates vom 4. Februar 1991 über eine gemeinsame 
Regelung für ein System von Ausgleichsleistungen bei Nichtbeförderung im Linienflugverkehr52 

wurde zwar ein grundlegender Schutz für die Fluggäste geschaffen, die Zahl der gegen ihren 
Willen nicht beförderten Fluggäste ist aber immer noch zu hoch; dasselbe gilt für nicht ange­
kündigte Annullierungen und große Verspätungen.

(4) Die Gemeinschaft sollte deshalb die mit der genannten Verordnung festgelegten Schutzstandards 
erhöhen, um die Fluggastrechte zu stärken und um sicherzustellen, dass die Geschäftstätigkeit 
von Luftfahrtunternehmen in einem liberalisierten Markt harmonisierten Bedingungen unter­
liegt.

(5) Da die Unterscheidung zwischen Linienflugverkehr und Bedarfsflugverkehr an Deutlichkeit 
verliert, sollte der Schutz sich nicht auf Fluggäste im Linienflugverkehr beschränken, sondern 
sich auch auf Fluggäste im Bedarfsflugverkehr, einschließlich Flügen im Rahmen von Pauschal­
reisen, erstrecken.

(6) Der Schutz für Fluggäste, die einen Flug von einem Flughafen in einem Mitgliedstaat antreten, 
sollte bei Flügen, die von einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft durchgeführt werden, 
auf Fluggäste ausgedehnt werden, die von einem Flughafen in einem Drittstaat einen Flug zu 
einem Flughafen in einem Mitgliedstaat antreten.

(7) Damit diese Verordnung wirksam angewandt wird, sollten die durch sie geschaffenen Verpflich­
tungen dem ausführenden Luftfahrtunternehmen obliegen, das einen Flug durchführt oder 
durchzuführen beabsichtigt, und zwar unabhängig davon, ob der Flug mit einem eigenen 

49 Amtl. Anm.: ABl. C 103 E vom 30.4.2002, S. 225, und ABl. C 71 E vom 24.3.2003, S. 188.
50 Amtl. Anm.: ABl. C 241 vom 7.10.2002, S. 29.
51 Amtl. Anm.: Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 24. Oktober 2002 (ABl. C 300 E vom 

11.12.2003, S. 443), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 18. März 2003 (ABl. C 125 E vom 
27.5.2003, S. 63) und Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 3. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht). Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 18. Dezember 2003 und 
Beschluss des Rates vom 26. Januar 2004.

52 Amtl. Anm.: ABl. L 36 vom 8.2.1991, S. 5.
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Luftfahrzeug oder mit einem mit oder ohne Besatzung gemieteten Luftfahrzeug oder in sonstiger 
Form durchgeführt wird.

(8) Diese Verordnung sollte die Ansprüche des ausführenden Luftfahrtunternehmens nicht ein­
schränken, nach geltendem Recht Ausgleichsleistungen von anderen Personen, auch Dritten, 
zu verlangen.

(9) Die Zahl der gegen ihren Willen nicht beförderten Fluggäste sollte dadurch verringert werden, 
dass von den Luftfahrtunternehmen verlangt wird, Fluggäste gegen eine entsprechende Gegen­
leistung zum freiwilligen Verzicht auf ihre Buchungen zu bewegen, anstatt Fluggästen die 
Beförderung zu verweigern, und denjenigen, die letztlich nicht befördert werden, eine vollwer­
tige Ausgleichsleistung zu erbringen.

(10) Fluggäste, die gegen ihren Willen nicht befördert werden, sollten in der Lage sein, entweder ihre 
Flüge unter Rückerstattung des Flugpreises zu stornieren oder diese unter zufrieden stellenden 
Bedingungen fortzusetzen, und sie sollten angemessen betreut werden, während sie auf einen 
späteren Flug warten.

(11) Freiwilligen sollte es ebenfalls möglich sein, ihre Flüge unter Rückerstattung des Flugpreises zu 
stornieren oder diese unter zufrieden stellenden Bedingungen fortzusetzen, da sie mit ähnlichen 
Schwierigkeiten konfrontiert sind wie gegen ihren Willen nicht beförderte Fluggäste.

(12) Das Ärgernis und die Unannehmlichkeiten, die den Fluggästen durch die Annullierung von 
Flügen entstehen, sollten ebenfalls verringert werden. Dies sollte dadurch erreicht werden, dass 
die Luftfahrtunternehmen veranlasst werden, die Fluggäste vor der planmäßigen Abflugzeit 
über Annullierungen zu unterrichten und ihnen darüber hinaus eine zumutbare anderweitige 
Beförderung anzubieten, so dass die Fluggäste umdisponieren können. Andernfalls sollten 
die Luftfahrtunternehmen den Fluggästen einen Ausgleich leisten und auch eine angemessene 
Betreuung anbieten, es sei denn, die Annullierung geht auf außergewöhnliche Umstände zurück, 
die sich auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen 
worden wären.

(13) Fluggästen, deren Flüge annulliert werden, sollten entweder eine Erstattung des Flugpreises oder 
eine anderweitige Beförderung unter zufrieden stellenden Bedingungen erhalten können, und sie 
sollten angemessen betreut werden, während sie auf einen späteren Flug warten.

(14) Wie nach dem Übereinkommen von Montreal sollten die Verpflichtungen für ausführende Luft­
fahrtunternehmen in den Fällen beschränkt oder ausgeschlossen sein, in denen ein Vorkommnis 
auf außergewöhnliche Umstände zurückgeht, die sich auch dann nicht hätten vermeiden lassen, 
wenn alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden wären. Solche Umstände können insbe­
sondere bei politischer Instabilität, mit der Durchführung des betreffenden Fluges nicht zu ver­
einbarenden Wetterbedingungen, Sicherheitsrisiken, unerwarteten Flugsicherheitsmängeln und 
den Betrieb eines ausführenden Luftfahrtunternehmens beeinträchtigenden Streiks eintreten.

(15) Vom Vorliegen außergewöhnlicher Umstände sollte ausgegangen werden, wenn eine Entschei­
dung des Flugverkehrsmanagements zu einem einzelnen Flugzeug an einem bestimmten Tag zur 
Folge hat, dass es bei einem oder mehreren Flügen des betreffenden Flugzeugs zu einer großen 
Verspätung, einer Verspätung bis zum nächsten Tag oder zu einer Annullierung kommt, obgleich 
vom betreffenden Luftfahrtunternehmen alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen wurden, um 
die Verspätungen oder Annullierungen zu verhindern.

(16) Für Fälle, in denen eine Pauschalreise aus anderen Gründen als der Annullierung des Fluges 
annulliert wird, sollte diese Verordnung nicht gelten.

(17) Fluggäste, deren Flüge sich um eine bestimmte Zeit verspäten, sollten angemessen betreut 
werden, und es sollte ihnen möglich sein, ihre Flüge unter Rückerstattung des Flugpreises zu 
stornieren oder diese unter zufrieden stellenden Bedingungen fortzusetzen.

(18) Die Betreuung von Fluggästen, die auf einen Alternativflug oder einen verspäteten Flug warten, 
kann eingeschränkt oder abgelehnt werden, wenn die Betreuung ihrerseits zu einer weiteren 
Verzögerung führen würde.

(19) Die ausführenden Luftfahrtunternehmen sollten den besonderen Bedürfnissen von Personen mit 
eingeschränkter Mobilität und deren Begleitpersonen gerecht werden.

(20) Die Fluggäste sollten umfassend über ihre Rechte im Fall der Nichtbeförderung und bei 
Annullierung oder großer Verspätung von Flügen informiert werden, damit sie diese Rechte 
wirksam wahrnehmen können.

(21) Die Mitgliedstaaten sollten Regeln für Sanktionen bei Verstößen gegen diese Verordnung fest­
legen und deren Durchsetzung gewährleisten. Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sein.
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(22) Die Mitgliedstaaten sollten die generelle Einhaltung dieser Verordnung durch ihre Luftfahrt­
unternehmen sicherstellen und überwachen und eine geeignete Stelle zur Erfüllung dieser 
Durchsetzungsaufgaben benennen. Die Überwachung sollte das Recht von Fluggästen und Luft­
fahrtunternehmen unberührt lassen, ihre Rechte nach den im nationalen Recht vorgesehenen 
Verfahren gerichtlich geltend zu machen.

(23) Die Kommission sollte die Anwendung dieser Verordnung analysieren und insbesondere beur­
teilen, ob ihr Anwendungsbereich auf alle Fluggäste ausgeweitet werden sollte, die mit einem 
Reiseunternehmen oder einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft in einer Vertragsbezie­
hung stehen und von einem Flughafen in einem Drittstaat einen Flug zu einem Flughafen in 
einem Mitgliedstaat antreten.

(24) Am 2. Dezember 1987 haben das Königreich Spanien und das Vereinigte Königreich in London 
in einer gemeinsamen Erklärung ihrer Minister für auswärtige Angelegenheiten eine engere 
Zusammenarbeit bei der Benutzung des Flughafens Gibraltar vereinbart; diese Vereinbarung ist 
noch nicht wirksam.

(25) Die Verordnung (EWG) Nr. 295/91 sollte dementsprechend aufgehoben werden –
HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Gegenstand
(1) Durch diese Verordnung werden unter den in ihr genannten Bedingungen Mindestrechte für 
Fluggäste in folgenden Fällen festgelegt:
a) Nichtbeförderung gegen ihren Willen,
b) Annullierung des Flugs,
c) Verspätung des Flugs.
(2) Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flughafen Gibraltar erfolgt unbeschadet der Rechts­
standpunkte des Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs in der strittigen Frage der 
Souveränität über das Gebiet, auf dem sich der Flugplatz befindet.
(3) 1Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flughafen Gibraltar wird bis zum Wirksamwerden 
der Regelung ausgesetzt, die in der Gemeinsamen Erklärung der Minister für auswärtige Angelegen­
heiten des Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs vom 2. Dezember 1987 enthalten 
ist. 2Die Regierungen des Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs unterrichten den Rat 
über den Zeitpunkt des Wirksamwerdens.

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
a) „Luftfahrtunternehmen“ ein Lufttransportunternehmen mit einer gültigen Betriebsgenehmigung;
b) „ausführendes Luftfahrtunternehmen“ ein Luftfahrtunternehmen, das im Rahmen eines Vertrags 

mit einem Fluggast oder im Namen einer anderen – juristischen oder natürlichen – Person, die 
mit dem betreffenden Fluggast in einer Vertragsbeziehung steht, einen Flug durchführt oder 
durchzuführen beabsichtigt;

c) „Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft“ ein Luftfahrtunternehmen mit einer gültigen Betriebs­
genehmigung, die von einem Mitgliedstaat gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates 
vom 23. Juli 1992 über die Erteilung von Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunternehmen1 

erteilt wurde;
d) „Reiseunternehmen“ einen Veranstalter im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 

90/314/EWG des Rates vom 13 Juni 1990 über Pauschalreisen2, mit Ausnahme von Luftfahrt­
unternehmen;

e) „Pauschalreise“ die in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 90/314/EWG definierten Leistungen;
f) „Flugschein“ ein gültiges, einen Anspruch auf Beförderungsleistung begründendes Dokument 

oder eine gleichwertige papierlose, auch elektronisch ausgestellte Berechtigung, das bzw. die 
von dem Luftfahrtunternehmen oder dessen zugelassenem Vermittler ausgegeben oder geneh­
migt wurde;

Artikel 1

Artikel 2

1 Amtl. Anm.: ABl. L 240 vom 24.8.1992, S. 1.
2 Amtl. Anm.: ABl. L 158 vom 23.6.1990, S. 59.

Artikel 2  Begriffsbestimmungen
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g) „Buchung“ den Umstand, dass der Fluggast über einen Flugschein oder einen anderen Beleg 
verfügt, aus dem hervorgeht, dass die Buchung von dem Luftfahrtunternehmen oder dem Reise­
unternehmen akzeptiert und registriert wurde;

h) „Endziel“ den Zielort auf dem am Abfertigungsschalter vorgelegten Flugschein bzw. bei direkten 
Anschlussflügen den Zielort des letzten Fluges; verfügbare alternative Anschlussflüge bleiben 
unberücksichtigt, wenn die planmäßige Ankunftszeit eingehalten wird;

i) „Person mit eingeschränkter Mobilität“ eine Person, deren Mobilität bei der Benutzung von 
Beförderungsmitteln aufgrund einer körperlichen Behinderung (sensorischer oder motorischer 
Art, dauerhaft oder vorübergehend), einer geistigen Beeinträchtigung, ihres Alters oder aufgrund 
anderer Behinderungen eingeschränkt ist und deren Zustand besondere Unterstützung und 
eine Anpassung der allen Fluggästen bereitgestellten Dienstleistungen an die Bedürfnisse dieser 
Person erfordert;

j) „Nichtbeförderung“ die Weigerung, Fluggäste zu befördern, obwohl sie sich unter den in 
Artikel 3 Absatz 2 genannten Bedingungen am Flugsteig eingefunden haben, sofern keine ver­
tretbaren Gründe für die Nichtbeförderung gegeben sind, z.B. im Zusammenhang mit der Gesund­
heit oder der allgemeinen oder betrieblichen Sicherheit oder unzureichenden Reiseunterlagen;

k) „Freiwilliger“ eine Person, die sich unter den in Artikel 3 Absatz 2 genannten Bedingungen am 
Flugsteig eingefunden hat und dem Aufruf des Luftfahrtunternehmens nachkommt, gegen eine 
entsprechende Gegenleistung von ihrer Buchung zurückzutreten;

l) „Annullierung“ die Nichtdurchführung eines geplanten Fluges, für den zumindest ein Platz 
reserviert war.

Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt
a) für Fluggäste, die auf Flughäfen im Gebiet eines Mitgliedstaats, das den Bestimmungen des 

Vertrags unterliegt, einen Flug antreten;
b) sofern das ausführende Luftfahrtunternehmen ein Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft ist, 

für Fluggäste, die von einem Flughafen in einem Drittstaat einen Flug zu einem Flughafen im 
Gebiet eines Mitgliedstaats, das den Bestimmungen des Vertrags unterliegt, antreten, es sei denn, 
sie haben in diesem Drittstaat Gegen- oder Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen erhalten.

(2) Absatz 1 gilt unter der Bedingung, dass die Fluggäste
a) über eine bestätigte Buchung für den betreffenden Flug verfügen und – außer im Fall einer Annul­

lierung gemäß Artikel 5 – sich
– wie vorgegeben und zu der zuvor schriftlich (einschließlich auf elektronischem Wege) von 

dem Luftfahrtunternehmen, dem Reiseunternehmen oder einem zugelassenen Reisevermittler 
angegebenen Zeit zur Abfertigung einfinden

oder, falls keine Zeit angegeben wurde,
– spätestens 45 Minuten vor der veröffentlichten Abflugzeit zur Abfertigung einfinden oder

b) von einem Luftfahrtunternehmen oder Reiseunternehmen von einem Flug, für den sie eine 
Buchung besaßen, auf einen anderen Flug verlegt wurden, ungeachtet des Grundes hierfür.

(3) 1Diese Verordnung gilt nicht für Fluggäste, die kostenlos oder zu einem reduzierten Tarif reisen, 
der für die Öffentlichkeit nicht unmittelbar oder mittelbar verfügbar ist. 2Sie gilt jedoch für Fluggäste 
mit Flugscheinen, die im Rahmen eines Kundenbindungsprogramms oder anderer Werbeprogramme 
von einem Luftfahrtunternehmen oder Reiseunternehmen ausgegeben wurden.
(4) Diese Verordnung gilt nur für Fluggäste, die von Motorluftfahrzeugen mit festen Tragflächen 
befördert werden.
(5) 1Diese Verordnung gilt für alle ausführenden Luftfahrtunternehmen, die Beförderungen für Flug­
gäste im Sinne der Absätze 1 und 2 erbringen. 2Erfüllt ein ausführendes Luftfahrtunternehmen, das 
in keiner Vertragsbeziehung mit dem Fluggast steht, Verpflichtungen im Rahmen dieser Verordnung, 
so wird davon ausgegangen, dass es im Namen der Person handelt, die in einer Vertragsbeziehung 
mit dem betreffenden Fluggast steht.
(6) 1Diese Verordnung lässt die aufgrund der Richtlinie 90/314/EWG bestehenden Fluggastrechte 
unberührt. 2Diese Verordnung gilt nicht für Fälle, in denen eine Pauschalreise aus anderen Gründen 
als der Annullierung des Fluges annulliert wird.

Artikel 3

Artikel 3  Anwendungsbereich
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Nichtbeförderung
(1) 1Ist für ein ausführendes Luftfahrtunternehmen nach vernünftigem Ermessen absehbar, dass Flug­
gästen die Beförderung zu verweigern ist, so versucht es zunächst, Fluggäste gegen eine entsprechende 
Gegenleistung unter Bedingungen, die zwischen dem betreffenden Fluggast und dem ausführenden 
Luftfahrtunternehmen zu vereinbaren sind, zum freiwilligen Verzicht auf ihre Buchungen zu bewegen. 
2Die Freiwilligen sind gemäß Artikel 8 zu unterstützen, wobei die Unterstützungsleistungen zusätzlich 
zu dem in diesem Absatz genannten Ausgleich zu gewähren sind.
(2) Finden sich nicht genügend Freiwillige, um die Beförderung der verbleibenden Fluggäste mit 
Buchungen mit dem betreffenden Flug zu ermöglichen, so kann das ausführende Luftfahrtunter­
nehmen Fluggästen gegen ihren Willen die Beförderung verweigern.
(3) Wird Fluggästen gegen ihren Willen die Beförderung verweigert, so erbringt das ausführende 
Luftfahrtunternehmen diesen unverzüglich die Ausgleichsleistungen gemäß Artikel 7 und die Unter­
stützungsleistungen gemäß den Artikeln 8 und 9.

Annullierung
(1) Bei Annullierung eines Fluges werden den betroffenen Fluggästen
a) vom ausführenden Luftfahrtunternehmen Unterstützungsleistungen gemäß Artikel 8 angeboten,
b) vom ausführenden Luftfahrtunternehmen Unterstützungsleistungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 

Buchstabe a) und Absatz 2 angeboten und im Fall einer anderweitigen Beförderung, wenn die 
nach vernünftigem Ermessen zu erwartende Abflugzeit des neuen Fluges erst am Tag nach der 
planmäßigen Abflugzeit des annullierten Fluges liegt, Unterstützungsleistungen gemäß Artikel 9 
Absatz 1 Buchstaben b) und c) angeboten und

c) vom ausführenden Luftfahrtunternehmen ein Anspruch auf Ausgleichsleistungen gemäß 
Artikel 7 eingeräumt, es sei denn,
i) sie werden über die Annullierung mindestens zwei Wochen vor der planmäßigen Abflugzeit 

unterrichtet, oder
ii) sie werden über die Annullierung in einem Zeitraum zwischen zwei Wochen und sieben 

Tagen vor der planmäßigen Abflugzeit unterrichtet und erhalten ein Angebot zur anderwei­
tigen Beförderung, das es ihnen ermöglicht, nicht mehr als zwei Stunden vor der planmäßigen 
Abflugzeit abzufliegen und ihr Endziel höchstens vier Stunden nach der planmäßigen 
Ankunftszeit zu erreichen, oder

iii) sie werden über die Annullierung weniger als sieben Tage vor der planmäßigen Abflugzeit 
unterrichtet und erhalten ein Angebot zur anderweitigen Beförderung, das es ihnen ermög­
licht, nicht mehr als eine Stunde vor der planmäßigen Abflugzeit abzufliegen und ihr Endziel 
höchstens zwei Stunden nach der planmäßigen Ankunftszeit zu erreichen.

(2) Wenn die Fluggäste über die Annullierung unterrichtet werden, erhalten sie Angaben zu einer 
möglichen anderweitigen Beförderung.
(3) Ein ausführendes Luftfahrtunternehmen ist nicht verpflichtet, Ausgleichszahlungen gemäß 
Artikel 7 zu leisten, wenn es nachweisen kann, dass die Annullierung auf außergewöhnliche 
Umstände zurückgeht, die sich auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren 
Maßnahmen ergriffen worden wären.
(4) Die Beweislast dafür, ob und wann der Fluggast über die Annullierung des Fluges unterrichtet 
wurde, trägt das ausführende Luftfahrtunternehmen.

Verspätung
(1) Ist für ein ausführendes Luftfahrtunternehmen nach vernünftigem Ermessen absehbar, dass sich 
der Abflug
a) bei allen Flügen über eine Entfernung von 1 500 km oder weniger um zwei Stunden oder mehr 

oder
b) bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr als 1 500 km und bei 

allen anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 1 500 km und 3 500 km um drei Stunden 
oder mehr oder

c) bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Flügen um vier Stunden oder mehr
gegenüber der planmäßigen Abflugzeit verzögert, so werden den Fluggästen vom ausführenden Luft­
fahrtunternehmen
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i) die Unterstützungsleistungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a) und Absatz 2 angeboten,
ii) wenn die nach vernünftigem Ermessen zu erwartende Abflugzeit erst am Tag nach der zuvor 

angekündigten Abflugzeit liegt, die Unterstützungsleistungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buch­
staben b) und c) angeboten und,

iii) wenn die Verspätung mindestens fünf Stunden beträgt, die Unterstützungsleistungen gemäß 
Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a) angeboten.

(2) Auf jeden Fall müssen die Unterstützungsleistungen innerhalb der vorstehend für die jeweilige 
Entfernungskategorie vorgesehenen Fristen angeboten werden.

Ausgleichsanspruch
(1) 1Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so erhalten die Fluggäste Ausgleichszahlungen in 
folgender Höhe:
a) 250 EUR bei allen Flügen über eine Entfernung von 1 500 km oder weniger,
b) 400 EUR bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr als 1 500 km 

und bei allen anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 1 500 km und 3 500 km,
c) 600 EUR bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Flügen.
2Bei der Ermittlung der Entfernung wird der letzte Zielort zugrunde gelegt, an dem der Flug­
gast infolge der Nichtbeförderung oder der Annullierung später als zur planmäßigen Ankunfts­
zeit ankommt.
(2) Wird Fluggästen gemäß Artikel 8 eine anderweitige Beförderung zu ihrem Endziel mit einem 
Alternativflug angeboten, dessen Ankunftszeit
a) bei allen Flügen über eine Entfernung von 1 500 km oder weniger nicht später als zwei Stunden 

oder
b) bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr als 1 500 km und bei 

allen anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 1 500 und 3 500 km nicht später als drei 
Stunden oder

c) bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Flügen nicht später als vier Stunden
nach der planmäßigen Ankunftszeit des ursprünglich gebuchten Fluges liegt, so kann das ausführende 
Luftfahrtunternehmen die Ausgleichszahlungen nach Absatz 1 um 50 % kürzen.
(3) Die Ausgleichszahlungen nach Absatz 1 erfolgen durch Barzahlung, durch elektronische oder 
gewöhnliche Überweisung, durch Scheck oder, mit schriftlichem Einverständnis des Fluggasts, in 
Form von Reisegutscheinen und/oder anderen Dienstleistungen.
(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Entfernungen werden nach der Methode der Großkreis­
entfernung ermittelt.

Anspruch auf Erstattung oder anderweitige Beförderung
(1) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so können Fluggäste wählen zwischen
a) – der binnen sieben Tagen zu leistenden vollständigen Erstattung der Flugscheinkosten nach den 

in Artikel 7 Absatz 3 genannten Modalitäten zu dem Preis, zu dem der Flugschein erworben 
wurde, für nicht zurückgelegte Reiseabschnitte sowie für bereits zurückgelegte Reiseab­
schnitte, wenn der Flug im Hinblick auf den ursprünglichen Reiseplan des Fluggastes zwecklos 
geworden ist, gegebenenfalls in Verbindung mit

– einem Rückflug zum ersten Abflugort zum frühestmöglichen Zeitpunkt,
b) anderweitiger Beförderung zum Endziel unter vergleichbaren Reisebedingungen zum frühestmög­

lichen Zeitpunkt oder
c) anderweitiger Beförderung zum Endziel unter vergleichbaren Reisebedingungen zu einem späteren 

Zeitpunkt nach Wunsch des Fluggastes, vorbehaltlich verfügbarer Plätze.
(2) Absatz 1 Buchstabe a) gilt auch für Fluggäste, deren Flüge Bestandteil einer Pauschalreise sind, 
mit Ausnahme des Anspruchs auf Erstattung, sofern dieser sich aus der Richtlinie 90/314/EWG 
ergibt.
(3) Befinden sich an einem Ort, in einer Stadt oder Region mehrere Flughäfen und bietet ein 
ausführendes Luftfahrtunternehmen einem Fluggast einen Flug zu einem anderen als dem in der 
ursprünglichen Buchung vorgesehenen Zielflughafen an, so trägt das ausführende Luftfahrtunter­
nehmen die Kosten für die Beförderung des Fluggastes von dem anderen Flughafen entweder zu dem 
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in der ursprünglichen Buchung vorgesehenen Zielflughafen oder zu einem sonstigen nahe gelegenen, 
mit dem Fluggast vereinbarten Zielort.

Anspruch auf Betreuungsleistungen
(1) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so sind Fluggästen folgende Leistungen unentgelt­
lich anzubieten:
a) Mahlzeiten und Erfrischungen in angemessenem Verhältnis zur Wartezeit,
b) Hotelunterbringung, falls

– ein Aufenthalt von einer Nacht oder mehreren Nächten notwendig ist oder
– ein Aufenthalt zusätzlich zu dem vom Fluggast beabsichtigten Aufenthalt notwendig ist,

c) Beförderung zwischen dem Flughafen und dem Ort der Unterbringung (Hotel oder Sonstiges).
(2) Außerdem wird den Fluggästen angeboten, unentgeltlich zwei Telefongespräche zu führen oder 
zwei Telexe oder Telefaxe oder E-Mails zu versenden.
(3) Bei der Anwendung dieses Artikels hat das ausführende Luftfahrtunternehmen besonders auf die 
Bedürfnisse von Personen mit eingeschränkter Mobilität und deren Begleitpersonen sowie auf die 
Bedürfnisse von Kindern ohne Begleitung zu achten.

Höherstufung und Herabstufung
(1) Verlegt ein ausführendes Luftfahrtunternehmen einen Fluggast in eine höhere Klasse als die, für 
die der Flugschein erworben wurde, so darf es dafür keinerlei Aufschlag oder Zuzahlung erheben.
(2) Verlegt ein ausführendes Luftfahrtunternehmen einen Fluggast in eine niedrigere Klasse als die, 
für die der Flugschein erworben wurde, so erstattet es binnen sieben Tagen nach den in Artikel 7 
Absatz 3 genannten Modalitäten
a) bei allen Flügen über eine Entfernung von 1 500 km oder weniger 30 % des Preises des Flug­

scheins oder
b) bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr als 1 500 km, mit Aus­

nahme von Flügen zwischen dem europäischen Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten und den fran­
zösischen überseeischen Departements, und bei allen anderen Flügen über eine Entfernung zwi­
schen 1 500 km und 3 500 km 50 % des Preises des Flugscheins oder

c) bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Flügen, einschließlich Flügen zwischen dem 
europäischen Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten und den französischen überseeischen Departe­
ments, 75 % des Preises des Flugscheins.

Personen mit eingeschränkter Mobilität oder mit besonderen Bedürfnissen
(1) Die ausführenden Luftfahrtunternehmen geben Personen mit eingeschränkter Mobilität und 
deren Begleitpersonen oder Begleithunden mit entsprechender Bescheinigung sowie Kindern ohne 
Begleitung bei der Beförderung Vorrang.
(2) Im Fall einer Nichtbeförderung, Annullierung oder Verspätung von beliebiger Dauer haben Per­
sonen mit eingeschränkter Mobilität und deren Begleitpersonen sowie Kinder ohne Begleitung 
Anspruch auf baldmögliche Betreuung gemäß Artikel 9.

Weiter gehender Schadensersatz
(1) 1Diese Verordnung gilt unbeschadet eines weiter gehenden Schadensersatzanspruchs des Flug­
gastes. 2Die nach dieser Verordnung gewährte Ausgleichsleistung kann auf einen solchen Schadenser­
satzanspruch angerechnet werden.
(2) Unbeschadet der einschlägigen Grundsätze und Vorschriften des einzelstaatlichen Rechts, ein­
schließlich der Rechtsprechung, gilt Absatz 1 nicht für Fluggäste, die nach Artikel 4 Absatz 1 frei­
willig auf eine Buchung verzichtet haben.

Regressansprüche
1In Fällen, in denen ein ausführendes Luftfahrtunternehmen eine Ausgleichszahlung leistet oder die 
sonstigen sich aus dieser Verordnung ergebenden Verpflichtungen erfüllt, kann keine Bestimmung 
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dieser Verordnung in dem Sinne ausgelegt werden, dass sie das Recht des Luftfahrtunternehmens 
beschränkt, nach geltendem Recht bei anderen Personen, auch Dritten, Regress zu nehmen. 2Insbe­
sondere beschränkt diese Verordnung in keiner Weise das Recht des ausführenden Luftfahrtunterneh­
mens, Erstattung von einem Reiseunternehmen oder einer anderen Person zu verlangen, mit der es in 
einer Vertragsbeziehung steht. 3Gleichfalls kann keine Bestimmung dieser Verordnung in dem Sinne 
ausgelegt werden, dass sie das Recht eines Reiseunternehmens oder eines nicht zu den Fluggästen 
zählenden Dritten, mit dem das ausführende Luftfahrtunternehmen in einer Vertragsbeziehung 
steht, beschränkt, vom ausführenden Luftfahrtunternehmen gemäß den anwendbaren einschlägigen 
Rechtsvorschriften eine Erstattung oder Entschädigung zu verlangen.

Verpflichtung zur Information der Fluggäste über ihre Rechte
(1) Das ausführende Luftfahrtunternehmen stellt sicher, dass bei der Abfertigung ein klar lesbarer 
Hinweis mit folgendem Wortlaut für die Fluggäste deutlich sichtbar angebracht wird: „Wenn Ihnen 
die Beförderung verweigert wird oder wenn Ihr Flug annulliert wird oder um mindestens zwei Stunden 
verspätet ist, verlangen Sie am Abfertigungsschalter oder am Flugsteig schriftliche Auskunft über ihre 
Rechte, insbesondere über Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen.“
(2) 1Ein ausführendes Luftfahrtunternehmen, das Fluggästen die Beförderung verweigert oder einen 
Flug annulliert, stellt jedem betroffenen Fluggast einen schriftlichen Hinweis zur Verfügung, in 
dem die Regeln für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen gemäß dieser Verordnung dargelegt 
werden. 2Ferner wird allen von einer Verspätung um mindestens zwei Stunden betroffenen Fluggästen 
ein entsprechender Hinweis zur Verfügung gestellt. 3Die für die Kontaktaufnahme notwendigen 
Angaben zu der benannten einzelstaatlichen Stelle nach Artikel 16 werden dem Fluggast ebenfalls in 
schriftlicher Form zur Verfügung gestellt.
(3) Bei blinden oder sehbehinderten Personen sind die Bestimmungen dieses Artikels durch den 
Einsatz geeigneter alternativer Mittel anzuwenden.

Ausschluss der Rechtsbeschränkung
(1) Die Verpflichtungen gegenüber Fluggästen gemäß dieser Verordnung dürfen – insbesondere durch 
abweichende oder restriktive Bestimmungen im Beförderungsvertrag – nicht eingeschränkt oder 
ausgeschlossen werden.
(2) Wird dennoch eine abweichende oder restriktive Bestimmung bei einem Fluggast angewandt oder 
wird der Fluggast nicht ordnungsgemäß über seine Rechte unterrichtet und hat er aus diesem Grund 
einer Ausgleichsleistung zugestimmt, die unter der in dieser Verordnung vorgesehenen Leistung liegt, 
so ist der Fluggast weiterhin berechtigt, die erforderlichen Schritte bei den zuständigen Gerichten oder 
Stellen zu unternehmen, um eine zusätzliche Ausgleichsleistung zu erhalten.

Verstöße
(1) 1Jeder Mitgliedstaat benennt eine Stelle, die für die Durchsetzung dieser Verordnung in Bezug 
auf Flüge von in seinem Hoheitsgebiet gelegenen Flughäfen und Flüge von einem Drittland zu diesen 
Flughäfen zuständig ist. 2Gegebenenfalls ergreift diese Stelle die notwendigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die Fluggastrechte gewahrt werden. 3Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
mit, welche Stelle gemäß diesem Absatz benannt worden ist.
(2) Unbeschadet des Artikels 12 kann jeder Fluggast bei einer gemäß Absatz 1 benannten Stelle oder 
einer sonstigen von einem Mitgliedstaat benannten zuständigen Stelle Beschwerde wegen eines 
behaupteten Verstoßes gegen diese Verordnung erheben, der auf einem Flughafen im Gebiet eines 
Mitgliedstaats begangen wurde oder einen Flug von einem Drittstaat zu einem Flughafen in diesem 
Gebiet betrifft.
(3) Die von den Mitgliedstaaten für Verstöße gegen diese Verordnung festgelegten Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

Bericht
1Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 1. Januar 2007 über 
die Anwendung und die Ergebnisse dieser Verordnung Bericht, insbesondere über Folgendes:

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 17  Bericht

96

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



– die Häufigkeit von Fällen der Nichtbeförderung und der Annullierung von Flügen;
– die mögliche Ausweitung des Anwendungsbereichs dieser Verordnung auf Fluggäste, die in 

Vertragsbeziehung mit einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft stehen oder eine Buchung 
für einen Flug als Teil einer Pauschalreise besitzen, für die die Richtlinie 90/314/EWG gilt, und 
die von einem Flughafen in einem Drittland einen Flug zu einem Flughafen in einem Mitgliedstaat 
antreten, der nicht von einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft durchgeführt wird;

– die mögliche Überprüfung der Ausgleichsbeträge nach Artikel 7 Absatz 1.
2Dem Bericht sind, soweit erforderlich, Legislativvorschläge beizufügen.

Aufhebung
Die Verordnung (EWG) Nr. 295/91 wird aufgehoben.

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 17. Februar 2005 in Kraft.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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II. Montrealer Übereinkommen
Übereinkommen zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften über die 

Beförderung im internationalen Luftverkehr
Vom 28. Mai 1999 (BGBl. 2004 II S. 458)

zuletzt geändert durch Art. 1 Zweite VO über die Inkraftsetzung der angepassten 
Haftungshöchstbeträge des Montrealer Übereinkommens vom 3. Dezember 2019 (BGBl. II 

S. 1098)

DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS –
IN ANERKENNUNG des bedeutenden Beitrags, den das am 12. Oktober 1929 in Warschau 
unterzeichnete Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im inter­
nationalen Luftverkehr (im Folgenden als „Warschauer Abkommen“ bezeichnet) und andere 
damit zusammenhängende Übereinkünfte zur Harmonisierung des internationalen Luftpri­
vatrechts geleistet haben;
IN DER ERKENNTNIS, dass es notwendig ist, das Warschauer Abkommen und die damit 
zusammenhängenden Übereinkünfte zu modernisieren und zusammenzuführen;
IN ANERKENNUNG der Bedeutung des Schutzes der Verbraucherinteressen bei der Beför­
derung im internationalen Luftverkehr und eines angemessenen Schadensersatzes nach dem 
Grundsatz des vollen Ausgleichs;
IN BEKRÄFTIGUNG des Wunsches nach einer geordneten Entwicklung des internationalen 
Luftverkehrs und einer reibungslosen Beförderung von Reisenden, Reisegepäck und Gütern 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Zielen des am 7. Dezember 1944 in Chicago 
beschlossenen Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt;
IN DER ÜBERZEUGUNG, dass gemeinsames Handeln der Staaten zur weiteren Harmo­
nisierung und Kodifizierung bestimmter Vorschriften über die Beförderung im internatio­
nalen Luftverkehr durch ein neues Übereinkommen das beste Mittel ist, um einen gerechten 
Interessenausgleich zu erreichen –
SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Kapitel I
Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich
(1) 1Dieses Übereinkommen gilt für jede internationale Beförderung von Personen, Reisegepäck oder 
Gütern, die durch Luftfahrzeuge gegen Entgelt erfolgt. 2Es gilt auch für unentgeltliche Beförderungen 
durch Luftfahrzeuge, wenn sie von einem Luftfahrtunternehmen ausgeführt werden.
(2) 1Als „internationale Beförderung“ im Sinne dieses Übereinkommens ist jede Beförderung anzu­
sehen, bei der nach den Vereinbarungen der Parteien der Abgangsort und der Bestimmungsort, 
gleichviel ob eine Unterbrechung der Beförderung oder ein Fahrzeugwechsel stattfindet oder nicht, in 
den Hoheitsgebieten von zwei Vertragsstaaten liegen oder, wenn diese Orte zwar im Hoheitsgebiet nur 
eines Vertragsstaats liegen, aber eine Zwischenlandung in dem Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
vorgesehen ist, selbst wenn dieser Staat kein Vertragsstaat ist. 2Die Beförderung zwischen zwei Orten 
innerhalb des Hoheitsgebiets nur eines Vertragsstaats ohne eine Zwischenlandung im Hoheitsgebiet 
eines anderen Staates gilt nicht als internationale Beförderung im Sinne dieses Übereinkommens.
(3) Ist eine Beförderung von mehreren aufeinanderfolgenden Luftfrachtführern auszuführen, so gilt 
sie, gleichviel ob der Beförderungsvertrag in der Form eines einzigen Vertrags oder einer Reihe 
von Verträgen geschlossen worden ist, bei der Anwendung dieses Übereinkommens als eine einzige 
Beförderung, sofern sie von den Parteien als einheitliche Leistung vereinbart worden ist; eine solche 
Beförderung verliert ihre Eigenschaft als internationale Beförderung nicht dadurch, dass ein Vertrag 
oder eine Reihe von Verträgen ausschließlich im Hoheitsgebiet desselben Staates zu erfüllen ist.
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(4) Dieses Übereinkommen gilt auch für Beförderungen nach Kapitel V vorbehaltlich1 der darin ent­
haltenen Bedingungen.

Staatlich ausgeführte Beförderung und Beförderung von Postsendungen
(1) Dieses Übereinkommen gilt auch für die Beförderungen, die der Staat oder eine andere juristische 
Person des öffentlichen Rechts ausführt, wenn die Voraussetzungen des Artikels 1 vorliegen.
(2) Bei der Beförderung von Postsendungen haftet der Luftfrachtführer nur gegenüber der zuständigen 
Postverwaltung nach Maßgabe der auf die Beziehungen zwischen Luftfrachtführern und Postverwal­
tungen anwendbaren Vorschriften.
(3) Mit Ausnahme des Absatzes 2 gilt dieses Übereinkommen nicht für die Beförderung von Postsen­
dungen.

Kapitel II
Urkunden und Pflichten der Parteien betreffend die Beförderung von 

Reisenden, Reisegepäck und Gütern

Reisende und Reisegepäck
(1) Bei der Beförderung von Reisenden ist ein Einzel- oder Sammelbeförderungsschein auszuhän­
digen; er muss enthalten:
a) die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsorts;
b) falls Abgangs- und Bestimmungsort im Hoheitsgebiet desselben Vertragsstaats liegen, jedoch eine 

oder mehrere Zwischenlandungen im Hoheitsgebiet eines anderen Staates vorgesehen sind, die 
Angabe von zumindest einem dieser Zwischenlandepunkte.

(2) 1Jede andere Aufzeichnung, welche die in Absatz 1 genannten Angaben enthält, kann anstelle des 
in jenem Absatz genannten Beförderungsscheins verwendet werden. 2Werden derartige andere Auf­
zeichnungen verwendet, so muss der Luftfrachtführer anbieten, dem Reisenden eine schriftliche 
Erklärung über die darin enthaltenen Angaben auszuhändigen.
(3) Der Luftfrachtführer hat dem Reisenden für jedes aufgegebene Gepäckstück einen Beleg zur 
Gepäckidentifizierung auszuhändigen.
(4) Der Reisende ist schriftlich darauf hinzuweisen, dass dieses Übereinkommen, soweit es Anwen­
dung findet, die Haftung des Luftfrachtführers für Tod oder Körperverletzung, für Zerstörung, 
Verlust oder Beschädigung von Gepäck sowie für Verspätung regelt und beschränken kann.
(5) Die Nichtbeachtung der Absätze 1 bis 4 berührt weder den Bestand noch die Wirksamkeit des 
Beförderungsvertrags; dieser unterliegt gleichwohl den Vorschriften dieses Übereinkommens ein­
schließlich derjenigen über die Haftungsbeschränkung.

Güter
(1) Bei der Beförderung von Gütern ist ein Luftfrachtbrief auszuhändigen.
(2) 1Anstelle eines Luftfrachtbriefs kann jede andere Aufzeichnung verwendet werden, welche die 
Angaben über die auszuführende Beförderung enthält. 2Werden derartige andere Aufzeichnungen ver­
wendet, so muss der Luftfrachtführer dem Absender auf dessen Verlangen eine Empfangsbestätigung 
über die Güter aushändigen, die es ermöglicht, die Sendung genau zu bestimmen und auf die in diesen 
anderen Aufzeichnungen enthaltenen Angaben zurückzugreifen.
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Inhalt des Luftfrachtbriefs und der Empfangsbestätigung über Güter
Der Luftfrachtbrief und die Empfangsbestätigung über Güter müssen enthalten:
a) die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsorts;
b) falls Abgangs- und Bestimmungsort im Hoheitsgebiet desselben Vertragsstaats liegen, jedoch eine 

oder mehrere Zwischenlandungen im Hoheitsgebiet eines anderen Staates vorgesehen sind, die 
Angabe von zumindest einem dieser Zwischenlandepunkte;

c) die Angabe des Gewichts der Sendung.

Angaben zur Art der Güter
1Falls notwendig, kann vom Absender verlangt werden, zur Einhaltung der Vorschriften der Zoll-, der 
Polizei- oder anderer Behörden eine Urkunde mit Angaben zur Art der Güter auszuhändigen. 2Diese 
Bestimmung begründet für den Luftfrachtführer keine Verpflichtung, Verbindlichkeit oder Haftung.

Luftfrachtbrief
(1) Der Luftfrachtbrief wird vom Absender in drei Ausfertigungen ausgestellt.
(2) 1Die erste Ausfertigung trägt den Vermerk „für den Luftfrachtführer“; sie wird vom Absender 
unterzeichnet. 2Die zweite Ausfertigung trägt den Vermerk „für den Empfänger“; sie wird vom 
Absender und vom Luftfrachtführer unterzeichnet. 3Die dritte Ausfertigung wird vom Luftfracht­
führer unterzeichnet und nach Annahme der Güter dem Absender ausgehändigt.
(3) Die Unterschrift des Luftfrachtführers und diejenige des Absenders können gedruckt oder durch 
einen Stempel ersetzt werden.
(4) Wird der Luftfrachtbrief auf Verlangen des Absenders vom Luftfrachtführer ausgestellt, so 
wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Luftfrachtführer im Namen des Absenders 
gehandelt hat.

Mehrere Frachtstücke
Handelt es sich um mehrere Frachtstücke,
a) so kann der Luftfrachtführer vom Absender die Ausstellung einzelner Luftfrachtbriefe verlangen;
b) so kann der Absender vom Luftfrachtführer die Aushändigung einzelner Empfangsbestätigungen 

verlangen, wenn andere Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 verwendet werden.

Nichtbeachtung der Bestimmungen über Beförderungsurkunden
Die Nichtbeachtung der Artikel 4 bis 8 berührt weder den Bestand noch die Wirksamkeit des Beför­
derungsvertrags; dieser unterliegt gleichwohl den Vorschriften dieses Übereinkommens einschließlich 
derjenigen über die Haftungsbeschränkung.

Haftung für die Angaben in den Urkunden
(1) 1Der Absender haftet für die Richtigkeit der Angaben und Erklärungen über die Güter, die von 
ihm oder in seinem Namen in den Luftfrachtbrief eingetragen werden, sowie der von ihm oder in 
seinem Namen dem Luftfrachtführer gemachten Angaben oder Erklärungen zur Aufnahme in die 
Empfangsbestätigung über die Güter oder in die anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 4 
Absatz 2. 2Dies gilt auch, wenn die für den Absender handelnde Person zugleich der Beauftragte des 
Luftfrachtführers ist.
(2) Der Absender hat dem Luftfrachtführer den Schaden zu ersetzen, den dieser oder ein Dritter, 
dem der Luftfrachtführer haftet, dadurch erleidet, dass die vom Absender oder in seinem Namen 
gemachten Angaben und Erklärungen unrichtig, ungenau oder unvollständig sind.
(3) Vorbehaltlich1 der Absätze 1 und 2 hat der Luftfrachtführer dem Absender den Schaden zu 
ersetzen, den dieser oder ein Dritter, dem der Absender haftet, dadurch erleidet, dass die Angaben 
und Erklärungen, die vom Luftfrachtführer oder in seinem Namen in die Empfangsbestätigung über 
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Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

1 Amtl. Anm.: Für die Schweiz: vorbehältlich.
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die Güter oder in die anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 aufgenommen 
wurden, unrichtig, ungenau oder unvollständig sind.

Beweiskraft der Urkunden
(1) Der Luftfrachtbrief und die Empfangsbestätigung über die Güter begründen die widerlegbare Ver­
mutung für den Abschluss des Vertrags, die Annahme der Güter und die Beförderungsbedingungen, 
die darin niedergelegt sind.
(2) Die Angaben in dem Luftfrachtbrief und der Empfangsbestätigung über die Güter zu Gewicht, 
Maßen und Verpackung sowie zu der Anzahl der Frachtstücke begründen die widerlegbare Vermu­
tung ihrer Richtigkeit; die Angaben über Menge, Rauminhalt und Zustand der Güter begründen diese 
Vermutung gegenüber dem Luftfrachtführer nur insoweit, als er diese Angaben in Gegenwart des 
Absenders nachgeprüft hat und dies auf dem Luftfrachtbrief oder der Empfangsbestätigung vermerkt 
ist, oder wenn es sich um Angaben handelt, die sich auf den äußerlich erkennbaren Zustand der 
Güter beziehen.

Verfügungsrecht über die Güter
(1) 1Der Absender ist unter der Bedingung, dass er alle Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag 
erfüllt, berechtigt, über die Güter in der Weise zu verfügen, dass er sie am Abgangs- oder Bestim­
mungsflughafen sich zurückgeben, unterwegs während einer Landung aufhalten, am Bestimmungsort 
oder unterwegs an eine andere Person als den ursprünglich bezeichneten Empfänger abliefern oder 
zum Abgangsflughafen zurückbringen lässt. 2Dieses Recht kann nur insoweit ausgeübt werden, als 
dadurch der Luftfrachtführer oder die anderen Absender nicht geschädigt werden; der Absender ist 
zur Erstattung der durch die Ausübung dieses Rechts entstehenden Kosten verpflichtet.
(2) Ist die Ausführung der Weisungen des Absenders unmöglich, so hat der Luftfrachtführer ihn 
unverzüglich zu verständigen.
(3) Kommt der Luftfrachtführer den Weisungen des Absenders nach, ohne die Vorlage der diesem 
übergebenen Ausfertigung des Luftfrachtbriefs oder der Empfangsbestätigung über die Güter zu 
verlangen, so haftet er unbeschadet seines Rückgriffsanspruchs gegen den Absender dem rechtmä­
ßigen Besitzer des Luftfrachtbriefs oder der Empfangsbestätigung über die Güter für den daraus 
entstehenden Schaden.
(4) 1Das Recht des Absenders erlischt mit dem Zeitpunkt, in dem das Recht des Empfängers nach 
Artikel 13 entsteht. 2Es lebt jedoch wieder auf, wenn der Empfänger die Annahme der Güter verwei­
gert oder wenn er nicht erreicht werden kann.

Ablieferung der Güter
(1) Sofern der Absender nicht von seinem Recht nach Artikel 12 Gebrauch gemacht hat, ist der Emp­
fänger berechtigt, nach Eintreffen der Güter am Bestimmungsort vom Luftfrachtführer die Abliefe­
rung der Güter gegen Zahlung der geschuldeten Beträge und gegen Erfüllung der Beförderungsbe­
dingungen zu verlangen.
(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, hat der Luftfrachtführer dem Empfänger das Eintreffen der 
Güter unverzüglich anzuzeigen.
(3) Hat der Luftfrachtführer den Verlust der Güter anerkannt oder sind die Güter nach Ablauf 
von sieben Tagen seit dem Tag, an dem sie hätten eintreffen sollen, nicht eingetroffen, so kann der 
Empfänger die Rechte aus dem Frachtvertrag gegen den Luftfrachtführer geltend machen.

Geltendmachung der Rechte des Absenders und des Empfängers
Der Absender und der Empfänger können, gleichviel ob sie für eigene oder fremde Rechnung handeln, 
die ihnen nach den Artikeln 12 und 13 zustehenden Rechte im eigenen Namen geltend machen, sofern 
sie die Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag erfüllen.

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 14  Geltendmachung der Rechte des Absenders und des Empfängers

102

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



Rechtsverhältnisse zwischen Absender und Empfänger oder Dritten
(1) Die Rechtsverhältnisse zwischen dem Absender und dem Empfänger sowie die Rechtsverhältnisse 
Dritter, die ihre Rechte vom Absender oder vom Empfänger herleiten, werden durch die Artikel 12, 
13 und 14 nicht berührt.
(2) Jede von den Artikeln 12, 13 und 14 abweichende Vereinbarung muss auf dem Luftfrachtbrief 
oder auf der Empfangsbestätigung über die Güter vermerkt werden.

Vorschriften der Zoll-, der Polizei- und anderer Behörden
(1) 1Der Absender ist verpflichtet, alle Auskünfte zu erteilen und alle Urkunden zur Verfügung zu 
stellen, die vor Aushändigung der Güter an den Empfänger zur Erfüllung der Vorschriften der Zoll-, 
der Polizei- und anderer Behörden erforderlich sind. 2Der Absender haftet dem Luftfrachtführer für 
den Schaden, der durch das Fehlen, die Unvollständigkeit oder die Unrichtigkeit dieser Auskünfte und 
Urkunden entsteht, es sei denn, dass den Luftfrachtführer oder seine Leute ein Verschulden trifft.
(2) Der Luftfrachtführer ist nicht verpflichtet, diese Auskünfte und Urkunden auf ihre Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu prüfen.

Kapitel III
Haftung des Luftfrachtführers und Umfang des Schadensersatzes

Tod und Körperverletzung von Reisenden - Beschädigung von Reisegepäck
(1) Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der dadurch entsteht, dass ein Reisender 
getötet oder körperlich verletzt wird, jedoch nur, wenn sich der Unfall, durch den der Tod oder 
die Körperverletzung verursacht wurde, an Bord des Luftfahrzeugs oder beim Ein- oder Aussteigen 
ereignet hat.
(2) 1Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Zerstörung, Verlust oder Beschä­
digung von aufgegebenem Reisegepäck entsteht, jedoch nur, wenn das Ereignis, durch das die 
Zerstörung, der Verlust oder die Beschädigung verursacht wurde, an Bord des Luftfahrzeugs oder 
während eines Zeitraums eingetreten ist, in dem sich das aufgegebene Reisegepäck in der Obhut des 
Luftfrachtführers befand. 2Der Luftfrachtführer haftet jedoch nicht, wenn und soweit der Schaden auf 
die Eigenart des Reisegepäcks oder einen ihm innewohnenden Mangel zurückzuführen ist. 3Bei nicht 
aufgegebenem Reisegepäck, einschließlich persönlicher Gegenstände, haftet der Luftfrachtführer, 
wenn der Schaden auf sein Verschulden oder das Verschulden seiner Leute zurückzuführen ist.
(3) Hat der Luftfrachtführer den Verlust des aufgegebenen Reisegepäcks anerkannt oder ist das 
aufgegebene Reisegepäck nach Ablauf von einundzwanzig Tagen seit dem Tag, an dem es hätte 
eintreffen sollen, nicht eingetroffen, so kann der Reisende die Rechte aus dem Beförderungsvertrag 
gegen den Luftfrachtführer geltend machen.
(4) Vorbehaltlich1 entgegenstehender Bestimmungen bezeichnet in diesem Übereinkommen der 
Begriff „Reisegepäck“ sowohl aufgegebenes als auch nicht aufgegebenes Reisegepäck.

Beschädigung von Gütern
(1) Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Zerstörung, Verlust oder Beschädi­
gung von Gütern entsteht, jedoch nur, wenn das Ereignis, durch das der Schaden verursacht wurde, 
während der Luftbeförderung eingetreten ist.
(2) Der Luftfrachtführer haftet jedoch nicht, wenn und soweit er nachweist, dass die Zerstörung, 
der Verlust oder die Beschädigung der Güter durch einen oder mehrere der folgenden Umstände 
verursacht wurde:
a) die Eigenart der Güter oder ein ihnen innewohnender Mangel;
b) mangelhafte Verpackung der Güter durch eine andere Person als den Luftfrachtführer oder 

seine Leute;
c) eine Kriegshandlung oder ein bewaffneter Konflikt;
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Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

1 Amtl. Anm.: Für die Schweiz: vorbehältlich.
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d) hoheitliches Handeln in Verbindung mit der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr der Güter.
(3) Die Luftbeförderung im Sinne des Absatzes 1 umfasst den Zeitraum, während dessen die Güter 
sich in der Obhut des Luftfrachtführers befinden.
(4) 1Der Zeitraum der Luftbeförderung umfasst nicht die Beförderung zu Land, zur See oder auf Bin­
nengewässern außerhalb eines Flughafens. 2Erfolgt jedoch eine solche Beförderung bei Ausführung 
des Luftbeförderungsvertrags zum Zweck der Verladung, der Ablieferung oder der Umladung, so wird 
bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Schaden durch ein während der Luftbeförderung 
eingetretenes Ereignis verursacht worden ist. 3Ersetzt ein Luftfrachtführer ohne Zustimmung des 
Absenders die von den Parteien vereinbarte Luftbeförderung ganz oder teilweise durch eine andere Art 
der Beförderung, so gilt diese als innerhalb des Zeitraums der Luftbeförderung ausgeführt.

Verspätung
1Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Verspätung bei der Luftbeförderung von 
Reisenden, Reisegepäck oder Gütern entsteht. 2Er haftet jedoch nicht für den Verspätungsschaden, 
wenn er nachweist, dass er und seine Leute alle zumutbaren Maßnahmen zur Vermeidung des 
Schadens getroffen haben oder dass es ihm oder ihnen nicht möglich war, solche Maßnahmen 
zu ergreifen.

Haftungsbefreiung
1Weist der Luftfrachtführer nach, dass die Person, die den Schadensersatzanspruch erhebt, oder ihr 
Rechtsvorgänger den Schaden durch eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung, sei es auch 
nur fahrlässig, verursacht oder dazu beigetragen hat, so ist der Luftfrachtführer ganz oder teilweise 
von seiner Haftung gegenüber dieser Person insoweit befreit, als diese Handlung oder Unterlassung 
den Schaden verursacht oder dazu beigetragen hat. 2Verlangt eine andere Person als der Reisende 
wegen dessen Tod oder Körperverletzung Schadensersatz, so ist der Luftfrachtführer ganz oder teil­
weise von seiner Haftung insoweit befreit, als er nachweist, dass eine unrechtmäßige Handlung oder 
Unterlassung des Reisenden, sei es auch nur fahrlässig, den Schaden verursacht oder dazu beigetragen 
hat. 3Dieser Artikel gilt für alle Haftungsbestimmungen in diesem Übereinkommen einschließlich 
Artikel 21 Absatz 1.

Schadensersatz bei Tod oder Körperverletzung von Reisenden
(1) Für Schäden nach Artikel 17 Absatz 1, die 128 821 Sonderziehungsrechte je Reisenden nicht 
übersteigen, kann die Haftung des Luftfrachtführers nicht ausgeschlossen oder beschränkt werden.
(2) Der Luftfrachtführer haftet nicht für Schäden nach Artikel 17 Absatz 1, soweit sie 128 821 Son­
derziehungsrechte je Reisenden übersteigen, wenn er nachweist, dass
a) dieser Schaden nicht auf eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung des Luftfrachtführers 

oder seiner Leute, sei sie auch nur fahrlässig begangen, zurückzuführen ist oder
b) dieser Schaden ausschließlich auf eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung eines Dritten, 

sei sie auch nur fahrlässig begangen, zurückzuführen ist.

Haftungshöchstbeträge bei Verspätung sowie für Reisegepäck und Güter
(1) Für Verspätungsschäden im Sinne des Artikels 19 haftet der Luftfrachtführer bei der Beförderung 
von Personen nur bis zu einem Betrag von 5 346 Sonderziehungsrechten je Reisenden.
(2) 1Bei der Beförderung von Reisegepäck haftet der Luftfrachtführer für Zerstörung, Verlust, Beschä­
digung oder Verspätung nur bis zu einem Betrag von 1 288 Sonderziehungsrechten je Reisenden; diese 
Beschränkung gilt nicht, wenn der Reisende bei der Übergabe des aufgegebenen Reisegepäcks an den 
Luftfrachtführer das Interesse an der Ablieferung am Bestimmungsort betragsmäßig angegeben und 
den verlangten Zuschlag entrichtet hat. 2In diesem Fall hat der Luftfrachtführer bis zur Höhe des 
angegebenen Betrags Ersatz zu leisten, sofern er nicht nachweist, dass dieser höher ist als das tat­
sächliche Interesse des Reisenden an der Ablieferung am Bestimmungsort.
(3) 1Bei der Beförderung von Gütern haftet der Luftfrachtführer für Zerstörung, Verlust, Beschädi­
gung oder Verspätung nur bis zu einem Betrag von 22 Sonderziehungsrechten für das Kilogramm; 
diese Beschränkung gilt nicht, wenn der Absender bei der Übergabe des Frachtstücks an den 
Luftfrachtführer das Interesse an der Ablieferung am Bestimmungsort betragsmäßig angegeben und 
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den verlangten Zuschlag entrichtet hat. 2In diesem Fall hat der Luftfrachtführer bis zur Höhe des 
angegebenen Betrags Ersatz zu leisten, sofern er nicht nachweist, dass dieser höher ist als das tat­
sächliche Interesse des Absenders an der Ablieferung am Bestimmungsort.
(4) 1Im Fall der Zerstörung, des Verlusts, der Beschädigung oder der Verspätung eines Teiles der Güter 
oder irgendeines darin enthaltenen Gegenstands ist für die Feststellung, bis zu welchem Betrag der 
Luftfrachtführer haftet, nur das Gesamtgewicht der betroffenen Frachtstücke maßgebend. 2Beein­
trächtigt jedoch die Zerstörung, der Verlust, die Beschädigung oder die Verspätung eines Teiles der 
Güter oder eines darin enthaltenen Gegenstands den Wert anderer Frachtstücke, die in demselben 
Luftfrachtbrief oder derselben Empfangsbestätigung oder, wenn diese nicht ausgestellt wurden, in 
den anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 aufgeführt sind, so ist das Gesamtge­
wicht dieser Frachtstücke für die Feststellung, bis zu welchem Betrag der Luftfrachtführer haftet, 
maßgebend.
(5) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden durch 
eine Handlung oder Unterlassung des Luftfrachtführers oder seiner Leute verursacht worden ist, die 
entweder in der Absicht, Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen 
wurde, dass wahrscheinlich ein Schaden eintreten wird; im Fall einer Handlung oder Unterlassung 
der Leute ist außerdem nachzuweisen, dass diese in Ausführung ihrer Verrichtungen gehandelt haben.
(6) 1Die in Artikel 21 und in diesem Artikel festgesetzten Haftungsbeschränkungen hindern das 
Gericht nicht, zusätzlich nach seinem Recht einen Betrag zuzusprechen, der ganz oder teilweise den 
vom Kläger aufgewendeten Gerichtskosten und sonstigen Ausgaben für den Rechtsstreit, einschließ­
lich Zinsen, entspricht. 2Dies gilt nicht, wenn der zugesprochene Schadensersatz, ohne Berücksichti­
gung der Gerichtskosten und der sonstigen Ausgaben für den Rechtsstreit, den Betrag nicht übersteigt, 
den der Luftfrachtführer dem Kläger schriftlich innerhalb einer Frist von sechs Monaten seit dem 
Ereignis, das den Schaden verursacht hat, oder, falls die Klage nach Ablauf dieser Frist erhoben 
worden ist, vor ihrer Erhebung angeboten hat.

Umrechnung von Rechnungseinheiten
(1) 1Die in diesem Übereinkommen angegebenen Beträge von Sonderziehungsrechten beziehen sich 
auf das vom Internationalen Währungsfonds festgelegte Sonderziehungsrecht. 2Die Umrechnung 
dieser Beträge in Landeswährungen erfolgt im Fall eines gerichtlichen Verfahrens nach dem Wert 
dieser Währungen in Sonderziehungsrechten im Zeitpunkt der Entscheidung. 3Der in Sonderziehungs­
rechten ausgedrückte Wert der Landeswährung eines Vertragsstaats, der Mitglied des Internationalen 
Währungsfonds ist, wird nach der vom Internationalen Währungsfonds angewendeten Bewertungs­
methode errechnet, die im Zeitpunkt der Entscheidung für seine Operationen und Transaktionen 
gilt. 4Der in Sonderziehungsrechten ausgedrückte Wert der Landeswährung eines Vertragsstaats, der 
nicht Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist, wird auf eine von diesem Staat bestimmte 
Weise errechnet.
(2) 1Dessen ungeachtet können Staaten, die nicht Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind 
und deren Recht die Anwendung des Absatzes 1 nicht zulässt, bei der Ratifikation oder dem Beitritt 
oder jederzeit danach erklären, dass die Haftung des Luftfrachtführers in gerichtlichen Verfahren in 
ihrem Hoheitsgebiet im Fall des Artikels 21 auf 1 500 000 Rechnungseinheiten je Reisenden begrenzt 
ist, im Fall des Artikels 22 Absatz 1 auf 62 500 Rechnungseinheiten je Reisenden, im Fall des Arti­
kels 22 Absatz 2 auf 15 000 Rechnungseinheiten je Reisenden und im Fall des Artikels 22 Absatz 3 
auf 250 Rechnungseinheiten für das Kilogramm. 2Eine Rechnungseinheit entspricht 65 1/2 Milli­
gramm Gold von 900/1000 Feingehalt. 3Diese Beträge können in einen abgerundeten Betrag der 
Landeswährung umgerechnet werden. 4Die Umrechnung der Beträge in die Landeswährung erfolgt 
nach dem Recht des betreffenden Staates.
(3) 1Die Berechnung nach Absatz 1 Satz 4 und die Umrechnung nach Absatz 2 ist so vorzunehmen, 
dass so weit wie möglich die Beträge in den Artikeln 21 und 22 demselben Realwert in der Landes­
währung des Vertragsstaats entsprechen, wie er sich aus der Anwendung des Absatzes 1 Sätze 1 bis 3 
ergeben würde. 2Die Vertragsstaaten unterrichten den Verwahrer bei der Hinterlegung der Ratifika­
tions-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde von der Berechnungsweise nach Absatz 1 
oder dem Ergebnis der Umrechnung nach Absatz 2 sowie von jeder Änderung derselben.
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Überprüfung der Haftungshöchstbeträge
(1) 1Unbeschadet des Artikels 25 und vorbehaltlich1 des Absatzes 2 werden die Haftungshöchstbe­
träge nach den Artikeln 21, 22 und 23 vom Verwahrer nach jeweils fünf Jahren überprüft; die erste 
Überprüfung ist am Ende des fünften Jahres vorzunehmen, das auf das Inkrafttreten dieses Überein­
kommens folgt, oder, wenn das Übereinkommen nicht innerhalb von fünf Jahren ab dem Tag, an dem 
es erstmals zur Unterzeichnung aufliegt, in Kraft tritt, innerhalb des ersten Jahres nach Inkrafttreten; 
der Überprüfung ist ein Inflationsfaktor zugrunde zu legen, welcher der kumulierten Inflationsrate 
seit der vorherigen Überprüfung oder, beim ersten Mal, seit Inkrafttreten des Übereinkommens ent­
spricht. 2Die für die Bestimmung des Inflationsfaktors zu verwendende Inflationsrate ist der gewogene 
Mittelwert der jährlichen Zuwachs- oder Rückgangsraten der Verbraucherpreisindizes der Staaten, 
deren Währungen das in Artikel 23 Absatz 1 genannte Sonderziehungsrecht bilden.
(2) 1Ergibt die in Absatz 1 genannte Überprüfung, dass der Inflationsfaktor 10 vom Hundert über­
steigt, so notifiziert der Verwahrer den Vertragsstaaten die angepassten Haftungshöchstbeträge. 2Jede 
Anpassung tritt sechs Monate nach ihrer Notifikation an die Vertragsstaaten in Kraft. 3Teilt innerhalb 
von drei Monaten nach der Notifikation an die Vertragsstaaten eine Mehrheit der Vertragsstaaten 
ihre Ablehnung mit, so tritt die Anpassung nicht in Kraft; in diesem Fall unterbreitet der Verwahrer 
die Angelegenheit einer Zusammenkunft der Vertragsstaaten. 4Der Verwahrer notifiziert allen Ver­
tragsstaaten unverzüglich das Inkrafttreten jeder Anpassung.
(3) 1Unbeschadet des Absatzes 1 ist das in Absatz 2 genannte Verfahren auf Verlangen eines Drittels 
der Vertragsstaaten jederzeit anzuwenden, wenn der in Absatz 1 genannte Inflationsfaktor seit der 
vorherigen Überprüfung oder, wenn eine solche nicht erfolgt ist, seit Inkrafttreten des Übereinkom­
mens, 30 vom Hundert überstiegen hat. 2Weitere Überprüfungen nach dem in Absatz 1 beschrie­
benen Verfahren werden nach jeweils fünf Jahren vorgenommen, erstmals am Ende des fünften Jahres, 
das auf eine Überprüfung nach diesem Absatz folgt.

Vereinbarungen über Haftungshöchstbeträge
Ein Luftfrachtführer kann sich im Beförderungsvertrag höheren als die in diesem Übereinkommen 
vorgesehenen Haftungshöchstbeträgen unterwerfen oder auf Haftungshöchstbeträge verzichten.

Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen
Jede Bestimmung des Beförderungsvertrags, durch welche die Haftung des Luftfrachtführers ausge­
schlossen oder der in diesem Übereinkommen festgesetzte Haftungshöchstbetrag herabgesetzt werden 
soll, ist nichtig; ihre Nichtigkeit hat nicht die Nichtigkeit des gesamten Vertrags zur Folge; dieser 
unterliegt gleichwohl diesem Übereinkommen.

Vertragsfreiheit
Dieses Übereinkommen hindert den Luftfrachtführer nicht daran, den Abschluss eines Beförderungs­
vertrags zu verweigern, auf Einwendungen, die ihm nach dem Übereinkommen zur Verfügung 
stehen, zu verzichten oder Vertragsbedingungen festzulegen, die nicht im Widerspruch zu diesem 
Übereinkommen stehen.

Vorauszahlungen
1Haben Luftfahrzeugunfälle den Tod oder die Körperverletzung von Reisenden zur Folge, so hat der 
Luftfrachtführer, wenn er dazu nach nationalem Recht verpflichtet ist, unverzüglich Vorauszahlungen 
an schadensersatzberechtigte natürliche Personen zur Befriedigung ihrer unmittelbaren wirtschaftli­
chen Bedürfnisse zu leisten. 2Diese Vorauszahlungen stellen keine Haftungsanerkennung dar und 
können mit späteren Schadensersatzleistungen des Luftfrachtführers verrechnet werden.

Grundsätze für Ansprüche
1Bei der Beförderung von Reisenden, Reisegepäck und Gütern kann ein Anspruch auf Schadenser­
satz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, sei es dieses Übereinkommen, ein Vertrag, eine 

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

1 Amtl. Anm.: Für die Schweiz: vorbehältlich.
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unerlaubte Handlung oder ein sonstiger Rechtsgrund, nur unter den Voraussetzungen und mit den 
Beschränkungen geltend gemacht werden, die in diesem Übereinkommen vorgesehen sind; die Frage, 
welche Personen zur Klage berechtigt sind und welche Rechte ihnen zustehen, wird hierdurch nicht 
berührt. 2Bei einer derartigen Klage ist jeder eine Strafe einschließende, verschärfte oder sonstige nicht 
kompensatorische Schadensersatz ausgeschlossen.

Leute des Luftfrachtführers – Mehrheit von Ansprüchen
(1) Wird einer der Leute des Luftfrachtführers wegen eines Schadens in Anspruch genommen, 
der unter dieses Übereinkommen fällt, so kann er sich auf die Haftungsvoraussetzungen und 
‑beschränkungen berufen, die nach diesem Übereinkommen für den Luftfrachtführer gelten, sofern er 
nachweist, dass er in Ausführung seiner Verrichtungen gehandelt hat.
(2) Der Betrag, der in diesem Fall von dem Luftfrachtführer und seinen Leuten als Ersatz insgesamt 
zu leisten ist, darf die genannten Haftungsgrenzen nicht übersteigen.
(3) Die Absätze 1 und 2 finden, außer bei der Beförderung von Gütern, keine Anwendung, wenn 
nachgewiesen wird, dass der Schaden durch eine Handlung oder Unterlassung der Leute des Luft­
frachtführers verursacht worden ist, die entweder in der Absicht, Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass wahrscheinlich ein Schaden eintreten wird.

Fristgerechte Schadensanzeige
(1) Nimmt der Empfänger aufgegebenes Reisegepäck oder Güter vorbehaltlos an, so begründet dies 
die widerlegbare Vermutung, dass sie unbeschädigt und entsprechend dem Beförderungsschein oder 
den anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 und Artikels 4 Absatz 2 abgeliefert 
worden sind.
(2) 1Im Fall einer Beschädigung muss der Empfänger unverzüglich nach Entdeckung des Schadens, bei 
aufgegebenem Reisegepäck jedenfalls binnen sieben und bei Gütern binnen vierzehn Tagen nach der 
Annahme, dem Luftfrachtführer Anzeige erstatten. 2Im Fall einer Verspätung muss die Anzeige binnen 
einundzwanzig Tagen, nachdem das Reisegepäck oder die Güter dem Empfänger zur Verfügung 
gestellt worden sind, erfolgen.
(3) Jede Beanstandung muss schriftlich erklärt und innerhalb der dafür vorgesehenen Frist übergeben 
oder abgesandt werden.
(4) Wird die Anzeigefrist versäumt, so ist jede Klage gegen den Luftfrachtführer ausgeschlossen, es sei 
denn, dass dieser arglistig gehandelt hat.

Tod des Schadensersatzpflichtigen
Stirbt die zum Schadensersatz verpflichtete Person, so kann der Anspruch auf Schadensersatz nach 
diesem Übereinkommen gegen ihre Rechtsnachfolger geltend gemacht werden.

Gerichtsstand
(1) Die Klage auf Schadensersatz muss im Hoheitsgebiet eines der Vertragsstaaten erhoben werden, 
und zwar nach Wahl des Klägers entweder bei dem Gericht des Ortes, an dem sich der Wohnsitz des 
Luftfrachtführers, seine Hauptniederlassung oder seine Geschäftsstelle befindet, durch die der Vertrag 
geschlossen worden ist, oder bei dem Gericht des Bestimmungsorts.
(2) Die Klage auf Ersatz des Schadens, der durch Tod oder Körperverletzung eines Reisenden ent­
standen ist, kann bei einem der in Absatz 1 genannten Gerichte oder im Hoheitsgebiet eines Ver­
tragsstaats erhoben werden, in dem der Reisende im Zeitpunkt des Unfalls seinen ständigen Wohnsitz 
hatte und in das oder aus dem der Luftfrachtführer Reisende im Luftverkehr gewerbsmäßig befördert, 
und zwar entweder mit seinen eigenen Luftfahrzeugen oder aufgrund einer geschäftlichen Vereinba­
rung mit Luftfahrzeugen eines anderen Luftfrachtführers, und in dem der Luftfrachtführer sein 
Gewerbe von Geschäftsräumen aus betreibt, deren Mieter oder Eigentümer er selbst oder ein anderer 
Luftfrachtführer ist, mit dem er eine geschäftliche Vereinbarung geschlossen hat.

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 32

Artikel 33
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(3) Im Sinne des Absatzes 2 bedeutet
a) „geschäftliche Vereinbarung“ einen Vertrag zwischen Luftfrachtführern über die Erbrin­

gung gemeinsamer Beförderungsdienstleistungen für Reisende im Luftverkehr mit Ausnahme 
eines Handelsvertretervertrags1,

b) „ständiger Wohnsitz“ den Hauptwohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt des Reisenden im 
Zeitpunkt des Unfalls. Die Staatsangehörigkeit des Reisenden ist in dieser Hinsicht nicht entschei­
dend.

(4) Das Verfahren richtet sich nach dem Recht des angerufenen Gerichts.

Schiedsverfahren
(1) 1Die Parteien des Vertrags über die Beförderung von Gütern können nach Maßgabe dieses Artikels 
vereinbaren, dass Streitigkeiten über die Haftung des Luftfrachtführers nach diesem Übereinkommen 
in einem Schiedsverfahren beigelegt werden. 2Eine derartige Vereinbarung bedarf der Schriftform.
(2) Das Schiedsverfahren wird nach Wahl des Anspruchstellers an einem der in Artikel 33 genannten 
Gerichtsstände durchgeführt.
(3) Der Schiedsrichter oder das Schiedsgericht hat dieses Übereinkommen anzuwenden.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten als Bestandteil jeder Schiedsklausel oder ‑vereinbarung; abweichende 
Bestimmungen sind nichtig.

Ausschlussfrist
(1) Die Klage auf Schadensersatz kann nur binnen einer Ausschlussfrist von zwei Jahren erhoben 
werden; die Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Luftfahrzeug am Bestimmungsort angekommen 
ist oder an dem es hätte ankommen sollen oder an dem die Beförderung abgebrochen worden ist.
(2) Die Berechnung der Frist richtet sich nach dem Recht des angerufenen Gerichts.

Aufeinander folgende Beförderung
(1) Jeder Luftfrachtführer, der Reisende, Reisegepäck oder Güter annimmt, ist bei Beförderungen im 
Sinne des Artikels 1 Absatz 3, die nacheinander durch mehrere Luftfrachtführer ausgeführt werden, 
den Vorschriften dieses Übereinkommens unterworfen; er gilt für den Teil der Beförderung, der unter 
seiner Leitung ausgeführt wird, als Partei des Beförderungsvertrags.
(2) Bei einer solchen Beförderung kann der Reisende oder die sonst anspruchsberechtigte Person 
nur den Luftfrachtführer in Anspruch nehmen, der die Beförderung ausgeführt hat, in deren Verlauf 
der Unfall oder die Verspätung eingetreten ist, es sei denn, dass der erste Luftfrachtführer durch 
ausdrückliche Vereinbarung die Haftung für die ganze Reise übernommen hat.
(3) 1Bei Reisegepäck oder Gütern kann der Reisende oder der Absender den ersten, der Reisende oder 
der Empfänger, der die Auslieferung verlangen kann, den letzten, und jeder von ihnen denjenigen 
Luftfrachtführer in Anspruch nehmen, der die Beförderung ausgeführt hat, in deren Verlauf die 
Zerstörung, der Verlust oder die Beschädigung erfolgt oder die Verspätung eingetreten ist. 2Diese 
Luftfrachtführer haften dem Reisenden oder dem Absender oder Empfänger als Gesamtschuldner.

Rückgriffsrecht gegenüber Dritten
Dieses Übereinkommen berührt nicht die Frage, ob die nach seinen Bestimmungen schadensersatz­
pflichtige Person gegen eine andere Person Rückgriff nehmen kann.

Artikel 34

Artikel 35

Artikel 36

Artikel 37
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Kapitel IV
Gemischte Beförderung

Gemischte Beförderung
(1) Bei gemischter Beförderung, die zum Teil durch Luftfahrzeuge, zum Teil durch andere Verkehrs­
mittel ausgeführt wird, gilt dieses Übereinkommen vorbehaltlich1 des Artikels 18 Absatz 4 nur für 
die Luftbeförderung im Sinne des Artikels 1.
(2) Bei gemischter Beförderung sind die Parteien durch dieses Übereinkommen nicht gehindert, 
Bedingungen für die Beförderung durch andere Verkehrsmittel in den Luftbeförderungsvertrag 
aufzunehmen, sofern hinsichtlich der Luftbeförderung dieses Übereinkommen beachtet wird.

Kapitel V
Luftbeförderung durch einen anderen als den vertraglichen Luftfrachtführer

Vertraglicher Luftfrachtführer – Ausführender Luftfrachtführer
1Dieses Kapitel gilt, wenn eine Person (im Folgenden als „vertraglicher Luftfrachtführer“ bezeichnet) 
mit einem Reisenden oder einem Absender oder einer für den Reisenden oder den Absender 
handelnden Person einen diesem Übereinkommen unterliegenden Beförderungsvertrag geschlossen 
hat und eine andere Person (im Folgenden als „ausführender Luftfrachtführer“ bezeichnet) aufgrund 
einer Vereinbarung mit dem vertraglichen Luftfrachtführer berechtigt ist, die Beförderung ganz oder 
zum Teil auszuführen, ohne dass es sich hinsichtlich dieses Teiles um eine aufeinander folgende 
Beförderung im Sinne dieses Übereinkommens handelt. 2Die Berechtigung wird bis zum Beweis des 
Gegenteils vermutet.

Haftung des vertraglichen und des ausführenden Luftfrachtführers
Führt ein ausführender Luftfrachtführer eine Beförderung, die nach dem in Artikel 39 genannten 
Beförderungsvertrag diesem Übereinkommen unterliegt, ganz oder zum Teil aus, so unterstehen, 
soweit dieses Kapitel nichts anderes bestimmt, sowohl der vertragliche Luftfrachtführer als auch der 
ausführende Luftfrachtführer den Vorschriften dieses Übereinkommens, der erstgenannte für die 
gesamte im Vertrag vorgesehene Beförderung, der zweitgenannte nur für die Beförderung, die er aus­
führt.

Wechselseitige Zurechnung
(1) Die Handlungen und Unterlassungen des ausführenden Luftfrachtführers und seiner Leute, 
soweit diese in Ausführung ihrer Verrichtungen handeln, gelten bezüglich der von dem ausführenden 
Luftfrachtführer ausgeführten Beförderung auch als solche des vertraglichen Luftfrachtführers.
(2) 1Die Handlungen und Unterlassungen des vertraglichen Luftfrachtführers und seiner Leute, soweit 
diese in Ausführung ihrer Verrichtungen handeln, gelten bezüglich der von dem ausführenden Luft­
frachtführer ausgeführten Beförderung auch als solche des ausführenden Luftfrachtführers. 2Der 
ausführende Luftfrachtführer kann jedoch durch solche Handlungen oder Unterlassungen nicht einer 
Haftung unterworfen werden, welche die in den Artikeln 21, 22, 23 und 24 genannten Beträge über­
steigt. 3Eine besondere Vereinbarung, wonach der vertragliche Luftfrachtführer Verpflichtungen ein­
geht, die nicht durch dieses Übereinkommen auferlegt werden, oder ein Verzicht auf Rechte oder 
Einwendungen nach diesem Übereinkommen oder eine betragsmäßige Angabe des Interesses an der 
Lieferung nach Artikel 22 ist gegenüber dem ausführenden Luftfrachtführer nur mit seiner Zustim­
mung wirksam.

Beanstandungen und Weisungen
1Beanstandungen oder Weisungen, die nach diesem Übereinkommen gegenüber dem Luftfrachtführer 
zu erklären sind, werden wirksam, gleichviel ob sie an den vertraglichen Luftfrachtführer oder an den 

Artikel 38

Artikel 39

Artikel 40

Artikel 41

Artikel 42

1 Amtl. Anm.: Für die Schweiz: vorbehältlich.
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ausführenden Luftfrachtführer gerichtet werden. 2Die Weisungen nach Artikel 12 werden jedoch nur 
wirksam, wenn sie an den vertraglichen Luftfrachtführer gerichtet werden.

Leute der Luftfrachtführer
Soweit der ausführende Luftfrachtführer die Beförderung vorgenommen hat, können sich sowohl 
seine als auch die Leute des vertraglichen Luftfrachtführers, sofern sie nachweisen, dass sie in Ausfüh­
rung ihrer Verrichtungen gehandelt haben, auf die Haftungsvoraussetzungen und ‑beschränkungen 
berufen, die nach diesem Übereinkommen für den Luftfrachtführer gelten, zu dessen Leuten sie 
gehören; dies gilt nicht, wenn der Nachweis erbracht wird, dass sie in einer Weise gehandelt haben, 
welche die Berufung auf die Haftungsbeschränkungen nach diesem Übereinkommen ausschließt.

Betrag des gesamten Schadensersatzes
Soweit der ausführende Luftfrachtführer die Beförderung vorgenommen hat, darf der Betrag, den 
dieser Luftfrachtführer, der vertragliche Luftfrachtführer und ihre Leute, sofern diese in Ausführung 
ihrer Verrichtungen gehandelt haben, als Schadensersatz zu leisten haben, den höchsten Betrag 
nicht übersteigen, der nach diesem Übereinkommen von dem vertraglichen oder dem ausführenden 
Luftfrachtführer als Schadensersatz beansprucht werden kann; keine der genannten Personen haftet 
jedoch über den für sie geltenden Höchstbetrag hinaus.

Beklagter
1Soweit der ausführende Luftfrachtführer die Beförderung vorgenommen hat, kann eine Klage auf 
Schadensersatz nach Wahl des Klägers gegen diesen Luftfrachtführer, den vertraglichen Luftfracht­
führer oder beide, gemeinsam oder gesondert, erhoben werden. 2Ist die Klage nur gegen einen dieser 
Luftfrachtführer erhoben, so hat dieser das Recht, den anderen Luftfrachtführer aufzufordern, sich 
an dem Rechtsstreit zu beteiligen; Rechtswirkungen und Verfahren richten sich nach dem Recht des 
angerufenen Gerichts.

Weiterer Gerichtsstand
Eine Klage auf Schadensersatz nach Artikel 45 kann nur im Hoheitsgebiet eines der Vertragsstaaten, 
und zwar nach Wahl des Klägers entweder bei einem der Gerichte erhoben werden, bei denen eine 
Klage gegen den vertraglichen Luftfrachtführer nach Artikel 33 erhoben werden kann, oder bei dem 
Gericht des Ortes, an dem der ausführende Luftfrachtführer seinen Wohnsitz oder seine Hauptnie­
derlassung hat.

Unwirksamkeit vertraglicher Bestimmungen
Jede vertragliche Bestimmung, durch welche die Haftung des vertraglichen oder des ausführenden 
Luftfrachtführers nach diesem Kapitel ausgeschlossen oder der maßgebende Haftungshöchstbetrag 
herabgesetzt werden soll, ist nichtig; ihre Nichtigkeit hat nicht die Nichtigkeit des gesamten Vertrags 
zur Folge; dieser unterliegt weiterhin den Bestimmungen dieses Kapitels.

Innenverhältnis von vertraglichem und ausführendem Luftfrachtführer
Dieses Kapitel, mit Ausnahme des Artikels 45, berührt nicht die Rechte und Pflichten der Luftfracht­
führer untereinander, einschließlich der Rechte auf Rückgriff oder Schadensersatz.

Kapitel VI
Sonstige Bestimmungen

Zwingendes Recht
Alle Bestimmungen des Beförderungsvertrags und alle vor Eintritt des Schadens getroffenen beson­
deren Vereinbarungen, mit denen die Parteien durch Bestimmung des anzuwendenden Rechts oder 
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durch Änderung der Vorschriften über die Zuständigkeit von diesem Übereinkommen abweichen, 
sind nichtig.

Versicherung
1Die Vertragsstaaten verpflichten ihre Luftfrachtführer, sich zur Deckung ihrer Haftung nach diesem 
Übereinkommen angemessen zu versichern. 2Der Vertragsstaat, in den ein Luftfrachtführer eine 
Beförderung ausführt, kann einen Nachweis über einen angemessenen Versicherungsschutz zur 
Deckung der Haftung nach diesem Übereinkommen verlangen.

Beförderung unter außergewöhnlichen Umständen
Die Bestimmungen der Artikel 3 bis 5, 7 und 8 über die Beförderungsurkunden sind nicht auf Beför­
derungen anzuwenden, die unter außergewöhnlichen Umständen und nicht im Rahmen des gewöhn­
lichen Luftverkehrs ausgeführt werden.

Bestimmung des Begriffs „Tage“
Der Begriff „Tage“ im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet Kalendertage, nicht Werktage.

Kapitel VII
Schlussbestimmungen

Unterzeichnung, Ratifikation und Inkrafttreten
(1) 1Dieses Übereinkommen liegt am 28. Mai 1999 in Montreal für die Staaten zur Unterzeichnung 
auf, die an der Internationalen Konferenz über Luftrecht vom 10. bis zum 28. Mai 1999 in Montreal 
teilgenommen haben. 2Nach dem 28. Mai 1999 liegt das Übereinkommen am Sitz der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation in Montreal für alle Staaten zur Unterzeichnung auf, bis es nach 
Absatz 6 in Kraft tritt.
(2) 1Dieses Übereinkommen liegt ebenso für Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
zur Unterzeichnung auf. 2Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet eine „Organisation der regio­
nalen Wirtschaftsintegration“ eine von souveränen Staaten einer bestimmten Region gebildete Orga­
nisation, die für bestimmte, durch dieses Übereinkommen geregelte Gegenstände zuständig ist und 
gehörig befugt ist, dieses Übereinkommen zu unterzeichnen und es zu ratifizieren, anzunehmen, zu 
genehmigen oder ihm beizutreten. 3Eine Bezugnahme auf einen „Vertragsstaat“ oder „Vertrag­
staaten“ in diesem Übereinkommen mit Ausnahme des Artikels 1 Absatz 2, Artikels 3 Absatz 1 
Buchstabe b, Artikels 5 Buchstabe b, der Artikel 23, 33 und 46 sowie des Artikels 57 Buchstabe b 
gilt gleichermaßen für eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration. 4Die Bezugnahmen 
in Artikel 24 auf „eine Mehrheit der Vertragsstaaten“ und „ein Drittel der Vertragsstaaten“ gelten 
nicht für eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration.
(3) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch die Staaten und Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration, die es unterzeichnet haben.
(4) Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, die dieses Übereinkommen 
nicht unterzeichnen, können es jederzeit annehmen oder genehmigen oder ihm beitreten.
(5) Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden bei der Internatio­
nalen Zivilluftfahrt-Organisation hinterlegt; diese wird hiermit zum Verwahrer bestimmt.
(6) 1Dieses Übereinkommen tritt am sechzigsten Tag nach Hinterlegung der dreißigsten Ratifika­
tions-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde beim Verwahrer zwischen den Staaten 
in Kraft, die eine solche Urkunde hinterlegt haben. 2Eine von einer Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde wird insoweit nicht gezählt.
(7) Für andere Staaten und für andere Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration tritt 
dieses Übereinkommen sechzig Tage nach Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmi­
gungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft.
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(8) Der Verwahrer notifiziert allen Unterzeichnern und Vertragsstaaten umgehend
a) jede Unterzeichnung dieses Übereinkommens und deren Zeitpunkt;
b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde und 

den Zeitpunkt der Hinterlegung;
c) den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens;
d) den Zeitpunkt, zu dem eine nach diesem Übereinkommen vorgenommene Anpassung der 

Haftungshöchstbeträge in Kraft tritt;
e) jede Kündigung nach Artikel 54.

Kündigung
(1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Verwahrer1 gerichtete schrift­
liche Notifikation kündigen.
(2) Die Kündigung wird einhundertachtzig Tage nach Eingang der Notifikation beim Ver­
wahrer wirksam.

Verhältnis zu anderen mit dem Warschauer Abkommen 
zusammenhängenden Übereinkünften

Dieses Übereinkommen geht allen Vorschriften vor, die für die Beförderung im internationalen 
Luftverkehr gelten
1. zwischen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens aufgrund dessen, dass diese Staaten 

gemeinsam Vertragsparteien folgender Übereinkünfte sind:
a) Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luft­

verkehr, unterzeichnet in Warschau am 12. Oktober 1929 (im Folgenden als „Warschauer 
Abkommen“ bezeichnet);

b) Protokoll zur Änderung des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beför­
derung im internationalen Luftverkehr, unterzeichnet in Warschau am 12. Oktober 1929, 
beschlossen in Den Haag am 28. September 1955 (im Folgenden als „Haager Protokoll“ 
bezeichnet);

c) Zusatzabkommen zum Warschauer Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die 
von einem anderen als dem vertraglichen Luftfrachtführer ausgeführte Beförderung im inter­
nationalen Luftverkehr, unterzeichnet in Guadalajara am 18. September 1961 (im Folgenden 
als „Abkommen von Guadalajara“ bezeichnet);

d) Protokoll zur Änderung des am 12. Oktober 1929 in Warschau unterzeichneten Abkommens 
zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr in 
der Fassung des Haager Protokolls vom 28. September 1955, unterzeichnet in Guatemala-
Stadt am 8. März 1971 (im Folgenden als „Protokoll von Guatemala-Stadt“ bezeichnet);

e) Zusatzprotokolle Nr. 1 bis 3 und Protokoll von Montreal Nr. 4 zur Änderung des War­
schauer Abkommens in der Fassung des Haager Protokolls oder des Warschauer Abkommens 
in der Fassung des Haager Protokolls und des Protokolls von Guatemala-Stadt, unterzeichnet 
in Montreal am 25. September 1975 (im Folgenden als „Protokolle von Montreal“ 
bezeichnet), oder

2. innerhalb des Hoheitsgebiets eines einzelnen Vertragsstaats dieses Übereinkommens aufgrund 
dessen, dass dieser Staat Vertragspartei einer oder mehrerer der in Ziffer 11 Buchstaben a bis e 
genannten Übereinkünfte ist.

Staaten mit mehreren Rechtsordnungen
(1) Umfasst ein Staat zwei oder mehr Gebietseinheiten, in denen auf die durch dieses Übereinkommen 
geregelten Gegenstände unterschiedliche Rechtsordnungen angewendet werden, so kann er bei der 
Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklären, dass 
dieses Übereinkommen sich auf alle seine Gebietseinheiten oder nur auf eine oder mehrere derselben 
erstreckt; er kann seine Erklärung jederzeit durch eine neue Erklärung ersetzen.

Artikel 54

Artikel 55

Artikel 56

1 Amtl. Anm.: Für Deutschland: Verwahrer.
1 Amtl. Anm.: Für Deutschland: unter Nummer 1.
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(2) Die Erklärungen werden dem Verwahrer notifiziert und müssen ausdrücklich angeben, auf welche 
Gebietseinheiten sich das Übereinkommen erstreckt.
(3) Hinsichtlich eines Vertragsstaats, der eine solche Erklärung abgegeben hat,
a) sind Bezugnahmen auf die „Landeswährung“ in Artikel 23 als Bezugnahmen auf die Währung 

der betreffenden Gebietseinheit dieses Staates zu verstehen und
b) ist die Bezugnahme auf das „nationale Recht“ in Artikel 28 als Bezugnahme auf das Recht der 

betreffenden Gebietseinheit dieses Staates zu verstehen.

Vorbehalte
Zu diesem Übereinkommen dürfen keine Vorbehalte angebracht werden; allerdings kann ein Ver­
tragsstaat jederzeit durch eine an den Verwahrer gerichtete Notifikation erklären, dass dieses 
Übereinkommen nicht gilt für
a) die Beförderung im internationalen Luftverkehr, die unmittelbar von diesem Vertragsstaat zu 

nichtgewerblichen Zwecken im Hinblick auf seine Aufgaben und Pflichten als souveräner Staat 
ausgeführt und betrieben wird;

b) die Beförderung von Personen, Gütern und Reisegepäck für seine militärischen Dienststellen mit 
in diesem Vertragsstaat eingetragenen oder von ihm gemieteten Luftfahrzeugen, die ausschließlich 
diesen Dienststellen vorbehalten sind.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten dieses 
Übereinkommen unterschrieben.
GESCHEHEN zu Montreal am 28. Mai 1999 in arabischer, chinesischer, englischer, französischer, 
russischer und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.
Dieses Übereinkommen wird im Archiv der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation hinterlegt; 
beglaubigte Abschriften werden vom Verwahrer allen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens sowie 
allen Vertragsstaaten des Warschauer Abkommens, des Haager Protokolls, des Abkommens von 
Guadalajara, des Protokolls von Guatemala-Stadt und der Protokolle von Montreal übermittelt.

Artikel 57

Artikel 57  Vorbehalte
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I. VO (EG) Nr. 181/2011 über EU-Fahrgastrechte im Busverkehr
Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr 

und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/200463

(Text von Bedeutung für den EWR)

(ABl. L 55 S. 1)
(Celex-Nr. 3 2011 R 0181)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 91 
Absatz 1,
auf Vorschlag der Europäischen Kommission,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses64,
nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, aufgrund des vom Vermittlungsausschuss am 
24. Januar 2011 gebilligten gemeinsamen Entwurfs,65

in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Die Maßnahmen der Union im Bereich des Kraftomnibusverkehrs sollten unter anderem darauf 

abzielen, überall ein hohes, dem Standard anderer Verkehrsträger vergleichbares Schutzniveau 
für die Fahrgäste sicherzustellen. Ferner sollte den allgemeinen Erfordernissen des Verbraucher­
schutzes in vollem Umfang Rechnung getragen werden.

(2) Da die Busfahrgäste im Beförderungsvertrag die schwächere Partei sind, sollte allen Fahrgästen 
ein Mindestmaß an Schutz gewährt werden.

(3) Die Maßnahmen der Union zur Verbesserung der Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr 
sollten den Besonderheiten dieses überwiegend von kleinen und mittleren Unternehmen 
geprägten Sektors Rechnung tragen.

(4) Die Fahrgäste und zumindest diejenigen Personen, für die diese kraft Gesetzes unterhalts­
pflichtig waren oder zukünftig unterhaltspflichtig geworden wären, sollten nach Maßgabe der 
Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 
über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der entsprechenden Versi­
cherungspflicht66 im Falle eines aus der Nutzung des Kraftomnibusses resultierenden Unfalls 
angemessen geschützt sein.

(5) Bei der Bestimmung des nationalen Rechts, das für die Entschädigung bei Tod – einschließlich 
angemessener Kosten für die Bestattung – oder Körperverletzung oder bei Verlust oder Beschä­
digung von Gepäck infolge eines aus der Nutzung des Kraftomnibusses resultierenden Unfalls 
anwendbar ist, sollten die Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht („Rom II“)67 und die Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(Rom I)68 berücksichtigt werden.

(6) Die Fahrgäste sollten – abgesehen von der in den anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Entschädigung bei Tod oder Körperverletzung oder bei Verlust oder Beschädigung 

63 Zur Durchführung der Verordnung siehe das Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomni­
busverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 v. 23.7.2013 (BGBl. I S. 2547).

64 Amtl. Anm.: ABl. C 317 vom 23.12.2009, S. 99.
65 Amtl. Anm.: Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 23. April 2009 (ABl. C 184 E vom 8.7.2010, 

S. 312), Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 11. März 2010 (ABl. C 122 E vom 11.5.2010, S. 1), 
Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2010 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), 
Beschluss des Rates vom 31. Januar 2011 und legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
15. Februar 2011 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

66 Amtl. Anm.: ABl. L 263 vom 7.10.2009, S. 11.
67 Amtl. Anm.: ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 40.
68 Amtl. Anm.: ABl. L 177 vom 4.7.2008, S. 6.
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von Gepäck infolge eines aus der Nutzung des Kraftomnibusses resultierenden Unfalls – 
Anspruch auf Unterstützung in Bezug auf ihre unmittelbaren praktischen Bedürfnisse nach 
einem Unfall haben. Diese Unterstützung sollte erforderlichenfalls erste Hilfe, Unterbringung, 
Verpflegung, Kleidung und Beförderung umfassen.

(7) Busverkehrsdienste sollten den Bürgern allgemein zugute kommen. Daher sollten behinderte 
Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität unabhängig von der Ursache der 
Beeinträchtigung Busreisemöglichkeiten haben, die denen anderer Bürger vergleichbar sind. 
Behinderte Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität haben das gleiche Recht auf 
Freizügigkeit, Entscheidungsfreiheit und Nichtdiskriminierung wie alle anderen Bürger.

(8) Um behinderten Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität Busreisemöglichkeiten 
zu eröffnen, die denen anderer Bürger vergleichbar sind, sollten vor dem Hintergrund von 
Artikel 9 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen Regeln für die Gleichstellung dieser Personen und für ihre Unterstützung wäh­
rend der Reise festgelegt werden. Die Beförderung dieser Personen sollte daher akzeptiert und 
nicht wegen ihrer Behinderung oder eingeschränkten Mobilität verweigert werden, abgesehen 
von bestimmten Ausnahmen, die aus Gründen der Sicherheit oder wegen der Fahrzeugkon­
struktion oder der Infrastruktur gerechtfertigt sind. Im Rahmen der einschlägigen Rechtsvor­
schriften über den Schutz der Arbeitnehmer sollten behinderte Menschen und Personen mit 
eingeschränkter Mobilität Anspruch auf Hilfe an Busbahnhöfen und in den Fahrzeugen haben. 
Im Interesse der sozialen Integration sollten die Betroffenen diese Hilfe kostenlos erhalten. 
Die Beförderer sollten Zugangsbedingungen festlegen, vorzugsweise unter Verwendung des 
europäischen Normungssystems.

(9) Bei der Entscheidung über die Gestaltung neuer Busbahnhöfe und bei umfassenden Renovie­
rungsarbeiten sollten die Busbahnhofbetreiber bemüht sein, den Bedürfnissen von behinderten 
Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität entsprechend den Anforderungen einer 
Konzeption für alle Verwendungsarten („Design for all“) Rechnung zu tragen. In jedem 
Fall sollten die Busbahnhofbetreiber Kontaktstellen angeben, bei denen die Betroffenen ihre 
Ankunft und ihren Bedarf an Hilfeleistung anmelden können.

(10) Entsprechend sollten Beförderer unbeschadet bestehender oder künftiger Rechtsvorschriften 
über technische Anforderungen für Kraftomnibusse bei der Entscheidung über die Ausrüstung 
neuer und neu einzurichtender Fahrzeuge solche Bedürfnisse, soweit möglich, berücksichtigen.

(11) Die Mitgliedstaaten sollten bemüht sein, die bestehende Infrastruktur zu verbessern, wo 
dies notwendig ist, um Beförderer in die Lage zu versetzen, den Zugang für behinderte 
Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität zu gewährleisten und geeignete Hilfe­
stellungen anzubieten.

(12) Damit das Personal auf die Bedürfnisse von behinderten Menschen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität eingehen kann, sollte es angemessen geschult werden. Um die gegenseitige 
Anerkennung der nationalen Ausbildungsnachweise der Fahrer zu erleichtern, könnten Fahrer 
im Rahmen der Grundqualifikation und Weiterbildung im Sinne der Richtlinie 2003/59/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 über die Grundqualifikation und 
Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftver­
kehr69 auch im Hinblick auf die Sensibilisierung für Behinderungen geschult werden. Damit sich 
die Einführung der Schulungsanforderungen mit den in jener Richtlinie vorgegebenen Fristen 
vereinbaren lässt, sollte für einen begrenzten Zeitraum eine Ausnahme gewährt werden können.

(13) Organisationen, die behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität ver­
treten, sollten bei der inhaltlichen Vorbereitung der Schulungen in Behindertenfragen konsul­
tiert oder in diese Arbeit einbezogen werden.

(14) Zu den Rechten der Busfahrgäste sollte ein Anspruch auf Informationen über den Verkehrs­
dienst sowohl vor als auch während der Fahrt gehören. Alle wesentlichen Informationen für 
Busfahrgäste sollten auf Verlangen auch in alternativen, behinderten Menschen und Personen 
mit eingeschränkter Mobilität zugänglichen Formen bereitgestellt werden, wie zum Beispiel 
in großen Buchstaben, einfacher Sprache, Blindenschrift, mit Hilfe von Adaptionstechnik 
zugänglichen Mitteilungen in elektronischer Form oder als Tonbänder.

(15) Diese Verordnung sollte die Möglichkeiten der Beförderer, nach dem anwendbaren nationalen 
Recht Ausgleichsansprüche gegen andere Personen – auch Dritte – geltend zu machen, nicht ein­
schränken.

69 Amtl. Anm.: ABl. L 226 vom 10.9.2003, S. 4.
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(16) Die Unannehmlichkeiten, die den Fahrgästen durch Annullierung oder erhebliche Verspätung 
von Fahrten entstehen, sollten verringert werden. Deshalb sollten die Fahrgäste, die von einem 
Busbahnhof abreisen, in angemessener Weise betreut und in für alle Fahrgäste zugänglicher 
Form informiert werden. Sie sollten zudem die Möglichkeit haben, ihre Fahrt zu stornieren und 
sich den Fahrpreis erstatten zu lassen oder ihre Reise fortzusetzen oder eine Weiterreise mit geän­
derter Streckenführung zu annehmbaren Bedingungen in Anspruch zu nehmen. Versäumen die 
Beförderer die Leistung der notwendigen Hilfe, sollten die Fahrgäste Anspruch auf finanzielle 
Entschädigung haben.

(17) Die Beförderer sollten unter Beteiligung der interessierten Kreise, der Berufsverbände und 
der Verbände von Verbrauchern, Fahrgästen, behinderten Menschen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität zusammenarbeiten, um auf nationaler oder europäischer Ebene Verein­
barungen zu treffen. Diese Vereinbarungen sollten auf die Verbesserung der Information, 
Betreuung und Unterstützung der Fahrgäste bei Fahrtunterbrechung ausgerichtet sein, ins­
besondere bei großer Verspätung oder Fahrtannullierung, wobei besonders Fahrgäste mit 
besonderen Bedürfnissen wegen Behinderungen, eingeschränkter Mobilität, Krankheit, fortge­
schrittenem Alter und Schwangerschaft sowie begleitende Fahrgäste und Fahrgäste, die mit 
Kleinkindern reisen, im Mittelpunkt stehen sollten. Nationale Durchsetzungsstellen sollten von 
diesen Vereinbarungen in Kenntnis gesetzt werden.

(18) Diese Verordnung sollte die Rechte der Fahrgäste, die in der Richtlinie 90/314/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen70 begründet sind, nicht berühren. Diese Verordnung 
sollte nicht in Fällen gelten, in denen eine Pauschalreise aus anderen Gründen als der Annullie­
rung des Busverkehrsdienstes annulliert wird.

(19) Die Fahrgäste sollten umfassend über ihre Rechte nach dieser Verordnung informiert werden, 
damit sie diese Rechte auch tatsächlich wahrnehmen können.

(20) Die Fahrgäste sollten ihre Rechte durch geeignete Beschwerdeverfahren der Beförderer wahr­
nehmen können und indem sie gegebenenfalls Beschwerde bei den vom betreffenden Mitglied­
staat hierzu benannten Stellen erheben.

(21) Die Mitgliedstaaten sollten die Einhaltung dieser Verordnung sicherstellen und eine oder 
mehrere zuständige Stellen zur Wahrnehmung der Überwachungs- und Durchsetzungsaufgaben 
benennen. Das Recht der Fahrgäste, Forderungen nach nationalem Recht gerichtlich geltend zu 
machen, wird dadurch nicht berührt.

(22) Unter Berücksichtigung der von den Mitgliedstaaten festgelegten Beschwerdeverfahren sollte 
eine Beschwerde über die Hilfeleistung vorzugsweise an die Stelle bzw. Stellen gerichtet werden, 
die zur Durchsetzung dieser Verordnung in dem Mitgliedstaat benannt wurde(n), in dem der 
Abfahrtsort bzw. der Ankunftsort liegt.

(23) Die Mitgliedstaaten sollten für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel und die Benutzung 
integrierter Informationen und integrierter Fahrscheine werben, um bestmögliche Ergebnisse 
hinsichtlich der Benutzung und der Interoperabilität der verschiedenen Verkehrsträger und 
Betreiber zu erzielen.

(24) Die Mitgliedstaaten sollten für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen festlegen und deren 
Anwendung sicherstellen. Diese Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschre­
ckend sein.

(25) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich zu gewährleisten, dass Busfahrgäste in allen Mit­
gliedstaaten Schutz und Unterstützung auf gleichwertigem Niveau genießen, auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann und daher wegen des Umfangs und 
der Wirkungen der Maßnahme besser auf Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die Union 
im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das zur Erreichung dieses Ziels 
erforderliche Maß hinaus.

(26) Diese Verordnung sollte die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo­
gener Daten und zum freien Datenverkehr71 unberührt lassen.

(27) Die Durchsetzung dieser Verordnung sollte sich auf die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über die Zusammenarbeit zwi­
schen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden 

70 Amtl. Anm.: ABl. L 158 vom 23.6.1990, S. 59.
71 Amtl. Anm.: ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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(„Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz“)72 stützen. Daher sollte die 
genannte Verordnung entsprechend geändert werden.

(28) Die Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die insbesondere 
mit der in Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union genannten Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union anerkannt wurden, wobei auch die Richtlinie 2000/43/EG des Rates 
vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft73 sowie die Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 
13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen74 zu 
berücksichtigen sind –

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Kapitel I
Allgemeine Bestimmungen

Gegenstand
Diese Verordnung enthält Vorschriften für den Kraftomnibusverkehr, die Folgendes betreffen:
a) das Verbot der Diskriminierung von Fahrgästen hinsichtlich der Beförderungsbedingungen 

der Beförderer;
b) die Rechte der Fahrgäste bei Tod oder Körperverletzung oder bei Verlust oder Beschädigung von 

Gepäck infolge von aus der Nutzung des Kraftomnibusses resultierenden Unfällen;
c) das Verbot der Diskriminierung und die obligatorische Unterstützung von behinderten Menschen 

und Personen mit eingeschränkter Mobilität;
d) die Rechte der Fahrgäste bei Annullierung und Verspätung;
e) die Informationen, die den Fahrgästen mindestens verfügbar zu machen sind;
f) den Umgang mit Beschwerden;
g) allgemeine Durchsetzungsvorschriften.

Geltungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt für Fahrgäste von Linienverkehrsdiensten für nicht näher bestimmte 
Gruppen von Fahrgästen, bei denen der Abfahrts- oder der Ankunftsort des Fahrgastes im Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats liegt und bei denen die planmäßige Wegstrecke 250 km oder mehr beträgt.
(2) Bezüglich der Verkehrsdienste gemäß Absatz 1, bei denen die planmäßige Wegstrecke weniger 
als 250 km beträgt, gelten Artikel 4 Absatz 2, Artikel 9, Artikel 10 Absatz 1, Artikel 16 Absatz 1 
Buchstabe b und Artikel 16 Absatz 2, Artikel 17 Absätze 1 und 2 sowie die Artikel 24 bis 28.
(3) Zudem gilt diese Verordnung mit Ausnahme der Artikel 9 bis 16, des Artikels 17 Absatz 3 
und der Kapitel IV, V und VI für Passagiere von Gelegenheitsverkehrsdiensten, wenn der ursprüng­
liche Abfahrtsort oder der endgültige Ankunftsort des Fahrgastes im Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staats liegt.
(4) 1Mit Ausnahme von Artikel 4 Absatz 2, Artikel 9, Artikel 10 Absatz 1, Artikel 16 Absatz 1 
Buchstabe b und Artikel 16 Absatz 2, Artikel 17 Absätze 1 und 2 sowie Artikel 24 bis 28 kann ein 
Mitgliedstaat inländische Linienverkehrsdienste in transparenter und nichtdiskriminierender Weise 
von der Anwendung dieser Verordnung ausnehmen. 2Diese Ausnahmen können ab dem Beginn der 
Anwendung dieser Verordnung für einen Zeitraum von höchstens vier Jahren gewährt werden, der 
einmal verlängert werden kann.
(5) 1Ein Mitgliedstaat kann in transparenter und nichtdiskriminierender Weise für einen Zeitraum von 
höchstens vier Jahren ab dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung bestimmte Linienverkehrs­
dienste von der Anwendung dieser Verordnung ausnehmen, weil ein erheblicher Teil dieser Linienver­
kehrsdienste, der mindestens einen planmäßigen Halt umfasst, außerhalb der Union betrieben wird. 
2Diese Ausnahmen können einmal verlängert werden.

Artikel 1

Artikel 2

72 Amtl. Anm.: ABl. L 364 vom 9.12.2004, S. 1.
73 Amtl. Anm.: ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22.
74 Amtl. Anm.: ABl. L 373 vom 21.12.2004, S. 37.
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(6) 1Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den Ausnahmen, die sie für einzelne Arten von 
Diensten gemäß den Absätzen 4 und 5 gewähren, in Kenntnis. 2Die Kommission ergreift die geeig­
neten Maßnahmen, wenn sie der Auffassung ist, dass eine solche Ausnahme nicht mit diesem Artikel 
im Einklang steht. 3Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat spätestens bis 
zum 8. März 2018 einen Bericht über die gemäß den Absätzen 4 und 5 gewährten Ausnahmen vor.
(7) Die Bestimmungen dieser Verordnung sind nicht als gegenläufig zu oder als Einführung zusätzli­
cher Anforderungen zu denen in bestehenden Rechtsvorschriften über die technischen Anforderungen 
für Kraftomnibusse oder Infrastruktur oder Einrichtungen an den Bushaltestellen und Busbahn­
höfen auszulegen.
(8) Diese Verordnung berührt nicht die Fahrgastrechte nach der Richtlinie 90/314/EWG und gilt nicht 
für Fälle, in denen eine Pauschalreise gemäß der genannten Richtlinie aus anderen Gründen als der 
Annullierung eines Linienverkehrsdienstes annulliert wird.

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Begriff
a) „Linienverkehrsdienste“ Dienste zur Beförderung von Fahrgästen mit Kraftomnibussen in festge­

legten Abständen auf einer bestimmten Verkehrsstrecke, wobei Fahrgäste an vorher festgelegten 
Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden;

b) „Gelegenheitsverkehrsdienste“ Verkehrsdienste, die nicht der Begriffsbestimmung der Linienver­
kehrsdienste entsprechen und deren Hauptmerkmal die Beförderung vorab gebildeter Fahrgast­
gruppen mit Kraftomnibussen auf Initiative eines Auftraggebers oder des Verkehrsunternehmers 
selbst ist;

c) „Beförderungsvertrag“ einen Vertrag zwischen einem Beförderer und einem Fahrgast über die 
Erbringung eines oder mehrerer Linien- oder Gelegenheitsverkehrsdienste;

d) „Fahrschein“ ein gültiges Dokument oder einen anderen Nachweis für einen Beförderungsvertrag;
e) „Beförderer“ eine natürliche oder juristische Person, die kein Reiseveranstalter, kein Reisever­

mittler und kein Fahrscheinverkäufer ist und die im Rahmen eines Linien- oder Gelegenheitsver­
kehrsdienstes Beförderungen für die allgemeine Öffentlichkeit anbietet;

f) „ausführender Beförderer“ eine andere natürliche oder juristische Person als den Beförderer, die 
die Beförderung tatsächlich ganz oder teilweise durchführt;

g) „Fahrscheinverkäufer“ jeden Vermittler, der im Namen eines Beförderers Beförderungsver­
träge schließt;

h) „Reisevermittler“ jeden Vermittler, der im Namen eines Fahrgasts Beförderungsverträge schließt;
i) „Reiseveranstalter“ einen Veranstalter oder Vermittler im Sinne des Artikels 2 Nummern 2 und 3 

der Richtlinie 90/314/EWG, der kein Beförderer ist;
j) „behinderter Mensch“ oder „Person mit eingeschränkter Mobilität“ eine Person, deren Mobi­

lität bei der Benutzung von Beförderungsmitteln wegen einer körperlichen (sensorischen oder 
motorischen, dauerhaften oder zeitweiligen) Behinderung, einer geistigen Behinderung oder 
Beeinträchtigung, wegen anderer Behinderungen oder aufgrund des Alters eingeschränkt ist 
und deren Zustand angemessene Unterstützung und eine Anpassung der für alle Fahrgäste 
bereitgestellten Dienstleistungen an ihre besonderen Bedürfnisse erfordert;

k) „Zugangsbedingungen“ die einschlägigen Normen, Leitlinien und Informationen betreffend die 
Zugänglichkeit von Kraftomnibussen und/oder bestimmten Busbahnhöfen einschließlich ihrer 
Einrichtungen für behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität;

l) „Reservierung“ die Buchung eines Sitzplatzes in einem Kraftomnibus eines Linienverkehrsdienstes 
für eine bestimmte Abfahrtszeit;

m) „Busbahnhof“ einen mit Personal besetzten Busbahnhof, an dem ein Linienverkehrsdienst auf 
einer bestimmten Strecke planmäßig hält, um Fahrgäste aufzunehmen oder abzusetzen, und 
der mit Einrichtungen wie Abfertigungsschaltern, Warteräumen oder Fahrscheinschaltern ausge­
stattet ist;

n) „Bushaltestelle“ jede Stelle, die kein Busbahnhof ist und an der ein Linienverkehrsdienst auf einer 
bestimmten Strecke planmäßig hält, um Fahrgäste aufzunehmen oder abzusetzen;

o) „Busbahnhofbetreiber“ eine Stelle in einem Mitgliedstaat, die für den Betrieb eines bestimmten 
Busbahnhofs verantwortlich ist;

p) „Annullierung“ die Nichtdurchführung eines geplanten Linienverkehrsdienstes;
q) „Verspätung“ eine Differenz zwischen der planmäßigen Abfahrtszeit des Linienverkehrsdienstes 

gemäß dem veröffentlichten Fahrplan und dem Zeitpunkt seiner tatsächlichen Abfahrt.
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Fahrscheine und nichtdiskriminierende Beförderungsbedingungen
(1) 1Die Beförderer stellen dem Fahrgast einen Fahrschein aus, sofern nicht andere Dokumente den 
Beförderungsanspruch begründen. 2Ein Fahrschein kann in elektronischer Form ausgestellt werden.
(2) Unbeschadet der Sozialtarife werden die von Beförderern angewandten Vertragsbedingungen 
und Tarife der Allgemeinheit ohne jegliche unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund 
der Staatsangehörigkeit des Endkunden oder des Ortes der Niederlassung des Beförderers oder 
Fahrscheinverkäufers in der Union angeboten.

Andere ausführende Parteien
(1) Wurde die Erfüllung der Verpflichtungen nach dieser Verordnung einem ausführenden Beförderer, 
einem Fahrscheinverkäufer oder einer anderen Person übertragen, so haftet der Beförderer, Reise­
vermittler, Reiseveranstalter oder Busbahnhofbetreiber, der diese Verpflichtungen übertragen hat, 
dennoch für Handlungen und Unterlassungen dieser ausführenden Partei.
(2) Außerdem unterliegt die Partei, der der Beförderer, Reisevermittler, Reiseveranstalter oder Bus­
bahnhofbetreiber die Erfüllung einer Verpflichtung übertragen hat, in Bezug auf die ihr übertragene 
Verpflichtung den Bestimmungen dieser Verordnung.

Ausschluss des Rechtsverzichts und der Rechtsbeschränkung
(1) Die Verpflichtungen gegenüber den Fahrgästen gemäß dieser Verordnung dürfen nicht einge­
schränkt oder aufgehoben werden, insbesondere nicht durch abweichende oder einschränkende 
Bestimmungen im Beförderungsvertrag.
(2) Die Beförderer können Vertragsbedingungen anbieten, die für den Fahrgast günstiger sind als die 
in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen.

Kapitel II
Entschädigung und Hilfeleistung bei Unfällen

Tod oder Körperverletzung von Fahrgästen und Verlust oder Beschädigung 
von Gepäck

(1) 1Die Fahrgäste haben gemäß den geltenden nationalen Rechtsvorschriften Anspruch auf Entschä­
digung bei Tod – einschließlich angemessener Kosten für die Bestattung – oder Körperverletzung 
sowie bei Verlust oder Beschädigung von Gepäck bei aus der Nutzung des Kraftomnibusses resultie­
renden Unfällen. 2Beim Tod eines Fahrgasts gilt dieses Recht mindestens für Personen, für die der 
Fahrgast kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder zukünftig unterhaltspflichtig geworden wäre.
(2) 1Die Höhe der Entschädigung wird gemäß den geltenden nationalen Rechtsvorschriften berechnet. 
2Darin vorgesehene Höchstgrenzen für die Entschädigung bei Tod oder Körperverletzung sowie bei 
Verlust oder Beschädigung von Gepäck dürfen pro Schadensfall nicht weniger betragen als
a) 220 000 EUR je Fahrgast;
b) 1 200 EUR je Gepäckstück. Die Entschädigung im Falle einer Beschädigung von Rollstühlen und 

anderen Mobilitätshilfen oder Hilfsgeräten entspricht stets dem Wiederbeschaffungswert oder den 
Reparaturkosten der verloren gegangenen oder beschädigten Ausrüstung.

Unmittelbare praktische Bedürfnisse von Fahrgästen
1Bei aus der Nutzung des Kraftomnibusses resultierenden Unfällen leistet der Beförderer angemessene 
und verhältnismäßige Hilfe im Hinblick auf die unmittelbaren praktischen Bedürfnisse der Fahrgäste 
nach dem Unfall. 2Diese Hilfe umfasst erforderlichenfalls Unterbringung, Verpflegung, Kleidung, 
Beförderung und die Bereitstellung erster Hilfe. 3Hilfeleistung stellt in keinem Fall eine Haftungsan­
erkennung dar.
Der Beförderer kann die Gesamtkosten der Unterbringung je Fahrgast auf 80 EUR pro Nacht und 
auf höchstens zwei Nächte beschränken.
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Kapitel III
Rechte von behinderten Menschen und Personen mit 

eingeschränkter Mobilität

Anspruch auf Beförderung
(1) Beförderer, Reisevermittler und Reiseveranstalter dürfen sich nicht allein aufgrund der Behinde­
rung oder der eingeschränkten Mobilität einer Person weigern, eine Reservierung vorzunehmen, einen 
Fahrschein auszustellen oder auf sonstige Weise zur Verfügung zu stellen oder die Person an Bord des 
Fahrzeugs zu nehmen.
(2) Reservierungen und Fahrscheine sind für behinderte Menschen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität ohne Aufpreis anzubieten.

Ausnahmen und besondere Bedingungen
(1) Unbeschadet des Artikels 9 Absatz 1 können Beförderer, Reisevermittler und Reiseveranstalter sich 
aufgrund der Behinderung oder eingeschränkten Mobilität einer Person weigern, eine Reservierung 
vorzunehmen, einen Fahrschein auszustellen oder auf sonstige Weise zur Verfügung zu stellen oder die 
Person an Bord des Fahrzeugs zu nehmen,
a) um geltenden Sicherheitsanforderungen nachzukommen, die durch Vorschriften des interna­

tionalen Rechts, des Unionsrechts oder des nationalen Rechts festgelegt sind, oder um 
Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen nachzukommen, die von den zuständigen Behörden 
erlassen wurden;

b) wenn es wegen der Bauart des Fahrzeugs oder der Infrastruktur, einschließlich der Busbahnhöfe 
und Bushaltestellen, physisch nicht möglich ist, den Einstieg, den Ausstieg oder die Beförderung 
des behinderten Menschen oder der Person mit eingeschränkter Mobilität auf sichere und 
operationell durchführbare Weise vorzunehmen.

(2) Weigert sich ein Beförderer, Reisevermittler oder Reiseveranstalter aus den in Absatz 1 angeführten 
Gründen, eine Reservierung vorzunehmen oder einen Fahrschein auszustellen oder auf sonstige 
Weise zur Verfügung zu stellen, so unterrichtet er die betreffende Person über jede annehmbare 
Beförderungsalternative mit einem Dienst des Beförderers.
(3)
Wird einer Person, die eine Reservierung oder einen Fahrschein besitzt und die Anforderungen des 
Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe a erfüllt hat, die Beförderung aufgrund ihrer Behinderung oder 
eingeschränkten Mobilität dennoch verweigert, so wird dieser Person und allen Begleitpersonen im 
Sinne des Absatzes 4 des vorliegenden Artikels Folgendes zur Auswahl angeboten:
a) die Erstattung des Fahrpreises und gegebenenfalls zum frühest möglichen Zeitpunkt die kostenlose 

Rückfahrt zum ersten Ausgangspunkt wie im Beförderungsvertrag angegeben und
b) sofern machbar, die Fortsetzung der Fahrt oder die Weiterreise mit geänderter Streckenführung 

durch einen angemessenen alternativen Verkehrsdienst zum im Beförderungsvertrag angege­
benen Bestimmungsort.

Der Anspruch auf Erstattung des für den Fahrschein entrichteten Entgelts wird nicht dadurch berührt, 
dass keine Meldung gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a erfolgt ist.
(4)
Weigert sich ein Beförderer, Reisevermittler oder Reiseveranstalter aus den in Absatz 1 genannten 
Gründen aufgrund der Behinderung oder der eingeschränkten Mobilität einer Person, eine Buchung 
vorzunehmen, einen Fahrschein auszustellen oder auf sonstige Weise zur Verfügung zu stellen oder die 
Person an Bord des Fahrzeugs zu nehmen, so kann diese Person verlangen, von einer anderen Person 
ihrer Wahl begleitet zu werden, die in der Lage ist, die von dem behinderten Menschen oder der Person 
mit eingeschränkter Mobilität benötigte Hilfe zu leisten, damit die in Absatz 1 angeführten Gründe 
nicht mehr zutreffen.
Eine solche Begleitperson wird kostenlos befördert; sofern machbar, wird ihr ein Sitzplatz neben dem 
behinderten Menschen oder der Person mit eingeschränkter Mobilität zugewiesen.
(5) Machen Beförderer, Reisevermittler oder Reiseveranstalter von der Ausnahmeregelung nach 
Absatz 1 Gebrauch, so unterrichten sie den behinderten Menschen oder die Person mit einge­
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schränkter Mobilität unverzüglich – und auf Verlangen schriftlich innerhalb von fünf Arbeitstagen 
nach dem Antrag – über die entsprechenden Gründe.

Zugänglichkeit und Information
(1) Die Beförderer und Busbahnhofbetreiber müssen über nicht diskriminierende Zugangsbedin­
gungen für die Beförderung von behinderten Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität 
verfügen oder solche – gegebenenfalls über ihre Organisationen – in Zusammenarbeit mit Interessen­
verbänden von behinderten Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität aufstellen.
(2) 1Die Beförderer und Busbahnhofbetreiber bringen der Öffentlichkeit die in Absatz 1 vorgese­
henen Zugangsbedingungen – einschließlich den Text internationaler Rechtsvorschriften, Rechtsvor­
schriften der Union sowie einzelstaatlicher Rechtsvorschriften, die die Sicherheitsanforderungen 
festlegen, auf denen diese nicht diskriminierenden Zugangsbedingungen beruhen – physisch oder 
im Internet, auf Verlangen in zugänglicher Form, in denselben Sprachen zur Kenntnis, in denen Infor­
mationen in der Regel allen Fahrgästen zugänglich gemacht werden. 2Bei der Bereitstellung dieser 
Informationen wird den Bedürfnissen von behinderten Menschen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität besonders Rechnung getragen.
(3) Reiseveranstalter geben die in Absatz 1 vorgesehenen Zugangsbedingungen bekannt, die für 
Fahrten im Rahmen der von ihnen veranstalteten, verkauften oder zum Verkauf angebotenen 
Pauschalreisen gelten.
(4) Die Information über die Zugangsbedingungen nach den Absätzen 2 und 3 wird auf Verlangen des 
Fahrgasts physisch zur Verfügung gestellt.
(5) 1Beförderer, Reisevermittler und Reiseveranstalter gewährleisten, dass alle wesentlichen allge­
meinen Informationen – einschließlich Online-Buchung und -Information – in Bezug auf die 
Fahrt und die Beförderungsbedingungen in einer für behinderte Menschen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität geeigneten und zugänglichen Form verfügbar sind. 2Auf Verlangen des Fahrgasts 
wird die Information physisch zur Verfügung gestellt.

Benennung von Busbahnhöfen
1Die Mitgliedstaaten benennen die Busbahnhöfe, an denen Hilfeleistung für behinderte Menschen 
und Personen mit eingeschränkter Mobilität vorzusehen ist. 2Die Mitgliedstaaten unterrichten die 
Kommission hierüber. 3Die Kommission macht eine Liste der benannten Busbahnhöfe über das 
Internet zugänglich.

Anspruch auf Hilfeleistung an benannten Busbahnhöfen und an Bord 
von Kraftomnibussen

(1) Vorbehaltlich der Zugangsbedingungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 bieten Beförderer und 
Busbahnhofbetreiber innerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs behinderten Menschen und 
Personen mit eingeschränkter Mobilität an den von den Mitgliedstaaten benannten Busbahnhöfen 
kostenlos zumindest in dem in Anhang I Abschnitt a beschriebenen Umfang Hilfe an.
(2) Vorbehaltlich der Zugangsbedingungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 bieten Beförderer behinderten 
Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität in Kraftomnibussen kostenlos zumindest in 
dem in Anhang I Abschnitt b beschriebenen Umfang Hilfe an.

Voraussetzungen für das Erbringen von Hilfeleistungen
(1) Beförderer und Busbahnhofbetreiber arbeiten zusammen, um behinderten Menschen und Per­
sonen mit eingeschränkter Mobilität unter der Voraussetzung Hilfe zu leisten, dass
a) der Hilfsbedarf dem Beförderer, Busbahnhofbetreiber, Reisevermittler oder Reiseveranstalter 

spätestens 36 Stunden vor dem Zeitpunkt, zu dem die Hilfeleistung benötigt wird, gemeldet 
wurde und

b) sich der Betreffende an der benannten Stelle einfindet, und zwar
i) zu einem im Voraus vom Beförderer festgelegten Zeitpunkt, der höchstens 60 Minuten vor 

der veröffentlichten Abfahrtszeit liegt, es sei denn, eine kürzere Frist wird zwischen dem 
Beförderer und dem Fahrgast vereinbart, oder
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ii) falls keine Zeit angegeben wurde, spätestens 30 Minuten vor der veröffentlichten Abfahrts­
zeit.

(2) Zusätzlich zu Absatz 1 müssen behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität 
dem Beförderer, Reisevermittler oder Reiseveranstalter zum Zeitpunkt der Reservierung oder des 
Vorauskaufs des Fahrscheins spezifische Bedürfnisse bezüglich Sitzgelegenheiten melden, sofern die 
Bedürfnisse ihnen zu diesem Zeitpunkt bekannt sind.
(3) 1Beförderer, Busbahnhofbetreiber, Reisevermittler und Reiseveranstalter treffen alle erforderli­
chen Maßnahmen, um den Erhalt der Meldungen von Hilfsbedarf von behinderten Menschen und 
Personen mit eingeschränkter Mobilität zu erleichtern. 2Diese Verpflichtung gilt an allen benannten 
Busbahnhöfen und Verkaufsstellen, auch beim Vertrieb per Telefon und über das Internet.
(4) Ist keine Meldung gemäß Absatz 1 Buchstabe a oder Absatz 2 erfolgt, unternehmen die Beförderer, 
Busbahnhofbetreiber, Reisevermittler und Reiseveranstalter alle zumutbaren Anstrengungen, um zu 
gewährleisten, dass die Hilfeleistung derart erfolgt, dass behinderte Menschen oder Personen mit 
eingeschränkter Mobilität in abfahrende Verkehrsdienste einsteigen, zu Anschlussverkehrsdiensten 
umsteigen und aus ankommenden Verkehrsdiensten aussteigen können, für die sie einen Fahrschein 
erworben haben.
(5) 1Die Busbahnhofbetreiber legen innerhalb oder außerhalb des Busbahnhofs eine Anlaufstelle fest, 
an der behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität ihre Ankunft melden und 
um Hilfe ersuchen können. 2Diese Anlaufstelle muss klar ausgeschildert sein und in zugänglicher 
Form grundlegende Auskünfte über den Busbahnhof und die angebotene Hilfeleistung bieten.

Mitteilungen an Dritte
Erhalten Reisevermittler oder Reiseveranstalter eine Meldung nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a, 
so leiten sie diese innerhalb ihrer normalen Bürozeiten so bald wie möglich an den Beförderer oder 
den Busbahnhofbetreiber weiter.

Schulung
(1) Beförderer und gegebenenfalls Busbahnhofbetreiber legen Verfahren für Schulungen in Behinder­
tenfragen einschließlich entsprechender Instruktionen fest und stellen sicher,
a) dass ihre Mitarbeiter, bei denen es sich nicht um Fahrer handelt, einschließlich der Mitarbeiter 

aller anderen ausführenden Parteien, die behinderten Menschen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität unmittelbar Hilfe leisten, eine Schulung oder Instruktionen gemäß Anhang II Abschnitte 
a und b erhalten haben; und

b) dass ihre Mitarbeiter einschließlich der Fahrer, die unmittelbar mit den Fahrgästen oder deren 
Belangen in Kontakt kommen, eine Schulung oder Instruktionen gemäß Anhang II Abschnitt a 
erhalten haben.

(2) Ein Mitgliedstaat kann für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren ab dem 1. März 2013 eine 
Ausnahme von der Anwendung des Absatzes 1 Buchstabe b in Bezug auf die Schulung der Fahrer 
gewähren.

Entschädigung für Rollstühle und andere Mobilitätshilfen
(1) 1Beförderer und Busbahnhofbetreiber haften für von ihnen verursachte Verluste oder Beschädi­
gungen von Rollstühlen und anderen Mobilitätshilfen oder Hilfsgeräten. 2Die Entschädigungspflicht 
trifft den Beförderer oder Busbahnhofbetreiber, der für diesen Verlust oder diese Beschädigung haftet.
(2) Die Entschädigung gemäß Absatz 1 muss dem Wiederbeschaffungswert oder den Reparaturkosten 
der verloren gegangenen oder beschädigten Ausrüstung oder Geräte entsprechen.
(3) 1Erforderlichenfalls wird jede Anstrengung unternommen, um rasch vorübergehenden Ersatz 
zu beschaffen. 2Die technischen und funktionellen Merkmale der Rollstühle und anderen Mobili­
tätshilfen oder Hilfsgeräte entsprechen nach Möglichkeit denjenigen der verloren gegangenen oder 
beschädigten Rollstühle und anderen Mobilitätshilfen oder Hilfsgeräte.
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Ausnahmen
(1) Unbeschadet von Artikel 2 Absatz 2 können die Mitgliedstaaten nationale Linienverkehrsdienste 
von der Anwendung aller oder einiger der Bestimmungen dieses Kapitels ausnehmen, sofern sie sicher­
stellen, dass das Schutzniveau für behinderte Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität 
im Rahmen ihrer nationalen Rechtsvorschriften dem dieser Verordnung mindestens entspricht.
(2) 1Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den gemäß Absatz 1 gewährten Ausnahmen in 
Kenntnis. 2Die Kommission ergreift geeignete Maßnahmen, wenn sie der Auffassung ist, dass eine 
solche Ausnahme nicht mit diesem Artikel im Einklang steht. 3Die Kommission legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis zum 2. März 2018 einen Bericht über die gemäß Absatz 1 gewährten 
Ausnahmen vor.

Kapitel IV
Fahrgastrechte bei Annullierung oder Verspätung

Fortsetzung der Fahrt, Weiterreise mit geänderter Streckenführung 
und Fahrpreiserstattung

(1) Muss ein Beförderer vernünftigerweise davon ausgehen, dass die Abfahrt eines Linienverkehrs­
dienstes von einem Busbahnhof annulliert wird oder sich um mehr als 120 Minuten verzögert, oder 
im Fall einer Überbuchung bietet er den Fahrgästen unverzüglich Folgendes zur Auswahl an:
a) zum frühest möglichen Zeitpunkt Fortsetzung der Fahrt oder Weiterreise mit geänderter Strecken­

führung zum im Beförderungsvertrag festgelegten Zielort ohne Aufpreis und unter vergleichbaren 
Bedingungen wie im Beförderungsvertrag angegeben;

b) Erstattung des Fahrpreises und gegebenenfalls zum frühest möglichen Zeitpunkt kostenlose 
Rückfahrt mit dem Bus zum im Beförderungsvertrag festgelegten Abfahrtsort.

(2) 1Bietet der Beförderer dem Fahrgast nicht die in Absatz 1 genannte Auswahl an, so hat der Fahrgast 
zusätzlich zu der Erstattung des Fahrpreises nach Absatz 1 Buchstabe b einen Anspruch auf Entschä­
digung in Höhe von 50 % des Fahrpreises. 2Der Beförderer zahlt diesen Betrag innerhalb eines 
Monats nach Einreichung des Antrags auf Entschädigung.
(3) Wird der Kraftomnibus während der Fahrt betriebsunfähig, bietet der Beförderer entweder die 
Fortsetzung des Verkehrsdienstes mit einem anderen Fahrzeug von dem Ort, an dem sich das betriebs­
unfähige Fahrzeug befindet, oder die Beförderung von dem Ort, an dem sich das betriebsunfähige 
Fahrzeug befindet, zu einem geeigneten Wartepunkt oder Busbahnhof, von dem aus die Fortsetzung 
der Reise möglich ist, an.
(4) Wird ein Linienverkehrsdienst annulliert oder verzögert sich seine Abfahrt von einer Bushaltestelle 
um mehr als 120 Minuten, so haben die Fahrgäste Anspruch auf Fortsetzung der Fahrt oder 
Weiterreise mit geänderter Streckenführung oder auf Erstattung des Fahrpreises durch den Beförderer 
nach Absatz 1.
(5) 1Die in Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4 genannte Erstattung des Fahrpreises erfolgt binnen 
14 Tagen, nachdem das Angebot gemacht worden oder der Erstattungsantrag eingegangen ist. 2Die 
Erstattung des vollen Fahrpreises in der entrichteten Höhe erfolgt für die nicht durchgeführten Teile 
der Fahrt sowie für bereits durchgeführte Teile, falls die Fahrt nach den ursprünglichen Reiseplänen 
des Fahrgastes zwecklos geworden ist. 3Die Kosten für Zeitfahrkarten werden anteilsmäßig erstattet. 
4Die Erstattung erfolgt in Geld, es sei denn, der Fahrgast ist mit einer anderen Erstattungsform ein­
verstanden.

Informationen
(1) Bei Annullierung oder Verspätung der Abfahrt eines Linienverkehrsdienstes informiert der 
Beförderer oder gegebenenfalls der Busbahnhofbetreiber die Fahrgäste, die von einem Busbahnhof 
abfahren, so rasch wie möglich, jedoch spätestens 30 Minuten nach der fahrplanmäßigen Abfahrts­
zeit, über die Lage und, sobald diese Informationen vorliegen, über die voraussichtliche Abfahrtszeit.
(2) Versäumen Fahrgäste nach Maßgabe des Fahrplans aufgrund einer Annullierung oder Verspätung 
einen Anschluss an einen Verkehrsdienst, so unternimmt der Beförderer oder gegebenenfalls der 
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Busbahnhofbetreiber alle zumutbaren Anstrengungen, um die betreffenden Fahrgäste über alternative 
Anschlüsse zu unterrichten.
(3) Der Beförderer oder gegebenenfalls der Busbahnhofbetreiber sorgt dafür, dass behinderte Men­
schen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität die nach den Absätzen 1 und 2 vorgeschriebenen 
Informationen in zugänglicher Form erhalten.
(4) Sofern machbar, werden die in den Absätzen 1 und 2 geforderten Informationen allen Fahrgästen, 
auch denen, die von einer Bushaltestelle abreisen, innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist 
auf elektronischem Wege bereitgestellt, falls der Fahrgast dies verlangt und dem Beförderer die 
erforderlichen Kontaktangaben zur Verfügung gestellt hat.

Hilfeleistung bei Annullierung oder Verzögerung der Abfahrt
Bei Annullierung einer Fahrt sowie bei einer Verzögerung der Abfahrt von einem Busbahnhof von 
mehr als 90 Minuten bei Fahrten mit einer planmäßigen Dauer von über drei Stunden bietet der 
Beförderer den Fahrgästen kostenlos Folgendes an:
a) Imbisse, Mahlzeiten oder Erfrischungen in angemessenem Verhältnis zur Wartezeit oder Ver­

spätung, sofern sie im Bus oder im Busbahnhof verfügbar oder in zumutbarer Weise zu 
beschaffen sind;

b) ein Hotelzimmer oder eine andere Unterbringungsmöglichkeit sowie Beistand bei der Organisa­
tion der Beförderung zwischen dem Busbahnhof und dem Ort der Unterbringung, sofern ein 
Aufenthalt von einer Nacht oder mehr erforderlich ist. Der Beförderer kann die Gesamtkosten der 
Unterbringung – ohne die Kosten der Beförderung zwischen dem Busbahnhof und der Unterkunft 
– je Fahrgast auf 80 EUR pro Nacht und auf höchstens zwei Nächte beschränken.

Bei der Anwendung dieses Artikels richtet der Beförderer besonderes Augenmerk auf die Bedürfnisse 
von behinderten Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität und etwaigen Begleitper­
sonen.

Weitergehende Ansprüche
Keine Bestimmung dieses Kapitels schließt das Recht der Fahrgäste aus, gemäß den nationalen 
Rechtsvorschriften vor nationalen Gerichten Ansprüche aufgrund von Nachteilen zu verfolgen, die sie 
wegen Annullierung oder Verspätung von Linienverkehrsdiensten erlitten haben.

Ausnahmen
(1) Die Artikel 19 und 21 gelten nicht für Fahrgäste mit Fahrscheinen mit offenen Reisedaten, solange 
keine Abfahrtszeit festgelegt ist, mit Ausnahme von Fahrgästen, die eine Zeitfahrkarte besitzen.
(2) Artikel 21 Buchstabe b kommt nicht zur Anwendung, wenn der Beförderer nachweist, dass die 
Annullierung oder Verspätung durch widrige Wetterbedingungen oder schwere Naturkatastrophen, 
die den sicheren Betrieb des Busverkehrsdienstes beeinträchtigen, verursacht wurde.

Kapitel V
Allgemeine Regeln zu Informationen und Beschwerden

Recht auf Reiseinformationen
1Beförderer und Busbahnhofbetreiber sorgen innerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs wäh­
rend der gesamten Fahrt für eine angemessene Information der Fahrgäste. 2Sofern machbar, wird diese 
Information auf Verlangen in zugänglicher Form bereitgestellt.

Unterrichtung über Fahrgastrechte
(1) 1Beförderer und Busbahnhofbetreiber gewährleisten in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich, 
dass die Fahrgäste spätestens bei der Abfahrt geeignete und verständliche Informationen über ihre 
Rechte nach dieser Verordnung erhalten. 2Diese Informationen werden an den Busbahnhöfen und 
gegebenenfalls im Internet bereitgestellt. 3Behinderten Menschen oder Personen mit eingeschränkter 
Mobilität werden diese Informationen auf Verlangen in zugänglicher Form bereitgestellt, wenn dies 

Artikel 21

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 25  Unterrichtung über Fahrgastrechte
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machbar ist. 4Diese Informationen müssen die zur Kontaktaufnahme notwendigen Angaben zu der 
Durchsetzungsstelle oder den Durchsetzungsstellen umfassen, die von den Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 28 Absatz 1 benannt wurden.
(2) Um der Informationspflicht gemäß Absatz 1 nachzukommen, können die Beförderer und 
Busbahnhofbetreiber eine Zusammenfassung der Bestimmungen dieser Verordnung verwenden, die 
die Kommission in allen Amtssprachen der Organe der Europäischen Union erstellt und ihnen zur 
Verfügung stellt.

Beschwerden
Die Beförderer errichten oder unterhalten ein System zur Bearbeitung von Beschwerden im Zusam­
menhang mit den in der vorliegenden Verordnung festgelegten Rechten und Pflichten.

Einreichung von Beschwerden
1Unbeschadet von Schadenersatzforderungen gemäß Artikel 7 muss ein Fahrgast, wenn er im Rahmen 
dieser Verordnung eine Beschwerde an den Beförderer richten will, diese innerhalb von drei Monaten 
nach der tatsächlichen oder geplanten Durchführung des Linienverkehrsdienstes einreichen. 2Der 
Beförderer muss dem Fahrgast innerhalb eines Monats nach Eingang der Beschwerde mitteilen, 
ob seiner Beschwerde stattgegeben wurde, ob sie abgelehnt wurde oder ob sie noch bearbeitet 
wird. 3Die Frist für die endgültige Beantwortung darf drei Monate ab Eingang der Beschwerde 
nicht überschreiten.

Kapitel VI
Durchsetzung und nationale Durchsetzungsstellen

Nationale Durchsetzungsstellen
(1)
1Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere neue oder bestehende Stellen, die für die Durchsetzung 
dieser Verordnung in Bezug auf Linienverkehrsdienste von in seinem Hoheitsgebiet gelegenen Orten 
und in Bezug auf Linienverkehrsdienste von einem Drittland zu diesen Orten zuständig sind. 
2Jede dieser Stellen trifft die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass diese Verordnung 
eingehalten wird.
Jede Stelle muss in Aufbau, Finanzierungsentscheidungen, Rechtsstruktur und Entscheidungsfindung 
von den Beförderern, Reiseveranstaltern und Busbahnhofbetreibern unabhängig sein.
(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die gemäß diesem Artikel benannte Stelle 
oder benannten Stellen.
(3)
Jeder Fahrgast kann bei der nach Absatz 1 benannten entsprechenden Stelle oder jeder anderen von 
einem Mitgliedstaat benannten entsprechenden Stelle gemäß den nationalen Rechtsvorschriften eine 
Beschwerde über einen mutmaßlichen Verstoß gegen diese Verordnung einreichen.
Ein Mitgliedstaat kann beschließen, dass der Fahrgast als ersten Schritt eine Beschwerde an den 
Beförderer zu richten hat; in diesem Fall dient die nationale Durchsetzungsstelle oder eine andere von 
dem Mitgliedstaat benannte geeignete Stelle als Beschwerdeinstanz für Beschwerden, für die keine 
Lösung gemäß Artikel 27 gefunden wurde.

Berichterstattung über die Durchsetzung
Die gemäß Artikel 28 Absatz 1 benannten Durchsetzungsstellen veröffentlichen bis zum 1. Juni 2015 
und danach alle zwei Jahre einen Bericht über ihre Tätigkeiten in den zwei vorangegangenen Kalen­
derjahren, der insbesondere eine Beschreibung der Maßnahmen, die zur Durchführung dieser Ver­
ordnung getroffen wurden, und Statistiken über Beschwerden und verhängte Sanktionen enthält.

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 29  Berichterstattung über die Durchsetzung
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Zusammenarbeit der Durchsetzungsstellen
1Die in Artikel 28 Absatz 1 genannten nationalen Durchsetzungsstellen tauschen, wann immer dies 
zweckmäßig ist, Informationen über ihre Arbeit, ihre Entscheidungsgrundsätze und ihre Entschei­
dungspraxis aus. 2Die Kommission unterstützt sie bei dieser Aufgabe.

Sanktionen
1Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen diese Verordnung zu 
verhängen sind, und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um deren Durchsetzung zu gewähr­
leisten. 2Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 3Die Mitglied­
staaten melden der Kommission diese Regeln und Maßnahmen bis zum 1. März 2013 und melden 
ihr unverzüglich alle späteren Änderungen.

Kapitel VII
Schlussbestimmungen

Bericht
1Bis zum 2. März 2016 erstattet die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht 
über die Anwendung und Wirkung dieser Verordnung. 2Dem Bericht sind erforderlichenfalls Gesetz­
gebungsvorschläge beizufügen, mit denen die Bestimmungen dieser Verordnung weiter ausgestaltet 
oder geändert werden sollen.

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004
[hier nicht wiedergegeben]

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung1 im Amtsblatt der Europä­
ischen Union in Kraft.
Sie gilt ab dem 1. März 2013.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Hilfeleistung für behinderte Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität
a) Hilfeleistung in benannten Busbahnhöfen
Hilfeleistungen und Vorkehrungen, um behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter 
Mobilität in die Lage zu versetzen,
– ihre Ankunft am Busbahnhof und ihren Bedarf an Hilfeleistungen bei angegebenen Kontakt­

stellen anzumelden;
– sich von der angegebenen Kontaktstelle zum Abfertigungsschalter, zum Wartesaal und zum 

Einstiegsbereich zu begeben;
– gegebenenfalls mithilfe von Lifts, Rollstühlen oder sonstigen benötigten Hilfen in das Fahrzeug 

zu gelangen;
– ihr Gepäck einzuladen;
– ihr Gepäck wieder in Besitz zu nehmen;
– aus dem Fahrzeug auszusteigen;
– einen anerkannten Begleithund im Bus mitzuführen;
– sich zum Sitzplatz zu begeben;

b) Hilfeleistung im Fahrzeug
Hilfeleistungen und Vorkehrungen, um behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter 
Mobilität in die Lage zu versetzen,

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 32

Artikel 33

Artikel 34

Anhang I

1 Veröffentlicht am 28.2.2011.

Anhang I  Hilfeleistung für behinderte Menschen/Personen mit eingeschränkter Mobilität
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– wesentliche Informationen über eine Fahrt auf Verlangen des Fahrgasts in zugänglicher Form 
zu erhalten;

– während der Fahrpausen in das Fahrzeug einzusteigen bzw. aus dem Fahrzeug auszusteigen, sofern 
anderes Personal als der Fahrer an Bord des Fahrzeugs ist.

Schulung in Behindertenfragen
a) Sensibilisierung für Behindertenfragen
Die Schulung der unmittelbar mit den Fahrgästen in Kontakt kommenden Mitarbeiter umfasst Fol­
gendes:
– Sensibilisierung für Behinderungen und angemessenes Verhalten gegenüber Passagieren mit 

körperlichen, sensorischen Behinderungen (Hör- und Sehbehinderungen), versteckten Behinde­
rungen oder Lernbehinderungen, einschließlich der Unterscheidung der verschiedenen Fähigkeiten 
von Personen, deren Mobilität, Orientierungs- oder Kommunikationsvermögen eventuell einge­
schränkt ist;

– Hindernisse, denen behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität gegenüber­
stehen, darunter Haltung von Mitmenschen, konkrete/physische und organisatorische Barrieren;

– anerkannte Begleithunde, unter Berücksichtigung der Rolle und der Bedürfnisse eines Begleit­
hunds;

– Umgang mit unerwarteten Situationen;
– soziale Kompetenz und Möglichkeiten der Kommunikation mit Schwerhörigen und Gehörlosen 

sowie Personen mit Seh-, Sprech- und Lernbehinderungen;
– sorgfältiger Umgang mit Rollstühlen und anderen Mobilitätshilfen, zur Vermeidung von Beschä­

digungen (alle für die Gepäckabfertigung zuständigen Mitarbeiter, wenn solche vorhanden sind).

b) Schulung im Hinblick auf die Hilfeleistung für behinderte Menschen
Die Schulung der Mitarbeiter, die behinderten Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität 
unmittelbar Hilfe leisten, umfasst Folgendes:
– Hilfeleistung für Rollstuhlfahrer beim Umsetzen in den und aus dem Rollstuhl;
– Hilfeleistung für behinderte Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobilität, die mit 

anerkannten Begleithunden reisen, unter Berücksichtigung der Rolle und der Bedürfnisse 
dieser Hunde;

– Techniken der Begleitung von Fahrgästen mit Sehbehinderungen sowie des Umgangs mit und der 
Beförderung von anerkannten Begleithunden;

– Arten von Hilfsmitteln für behinderte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität und 
Umgang mit diesen Hilfsmitteln;

– Nutzung von Ein- und Ausstiegshilfen, Kenntnisse über angemessene Arten der Hilfeleistung beim 
Ein- und Aussteigen, die die Sicherheit und Würde von behinderten Menschen oder Personen mit 
eingeschränkter Mobilität wahren;

– Verständnis für die Notwendigkeit zuverlässiger und professioneller Hilfeleistung. Bewusstsein 
für das Gefühl der Verletzlichkeit, das bestimmte Fahrgäste mit Behinderungen wegen ihrer 
Abhängigkeit von der geleisteten Hilfe während der Reise möglicherweise empfinden;

– Kenntnisse in erster Hilfe.

Anhang II

Anhang II  Schulung in Behindertenfragen
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II. VO (EG) Nr. 1371/2007 über EU-Fahrgastrechte im Eisenbahnverkehr
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste 
im Eisenbahnverkehr76

(ABl. L 315 S. 14)
(Celex-Nr. 3 2007 R 1371)

zuletzt geändert durch Art. 40 VO (EU) 2021/782 vom 29. April 2021 (ABl. L 172 S. 1)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft77, insbesondere auf 
Artikel 71 Absatz 178,
auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses79,
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen80,
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags81, aufgrund des vom Vermittlungsausschuss am 
31. Juli 2007 gebilligten gemeinsamen Entwurfs82,
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik ist es wichtig, die Nutzerrechte der Fahrgäste im 

Eisenbahnverkehr zu schützen und die Qualität und Effektivität der Schienenpersonenverkehrs­
dienste zu verbessern, um dazu beizutragen, den Verkehrsanteil der Eisenbahn im Vergleich zu 
anderen Verkehrsträgern zu erhöhen.

(2) In der Mitteilung der Kommission „Verbraucherpolitische Strategie 2002–2006“83 ist das Ziel 
festgelegt, gemäß Artikel 153 Absatz 2 des Vertrags84 ein hohes Verbraucherschutzniveau im 
Bereich des Verkehrs zu erreichen.

(3) Da der Fahrgast die schwächere Partei eines Beförderungsvertrags ist, sollten seine Rechte in 
dieser Hinsicht geschützt werden.

(4) Zu den Rechten der Nutzer von Eisenbahnverkehrsdiensten gehört das Erhalten von Informa­
tionen über den Verkehrsdienst sowohl vor als auch während der Fahrt. Wann immer möglich, 
sollten Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkäufer diese Informationen im Voraus und so 
schnell wie möglich bereitstellen.

(5) Ausführlichere Anforderungen für die Bereitstellung von Reiseinformationen werden in den 
Technischen Spezifikationen für die Interoperabilität (TSI) nach der Richtlinie 2001/16/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. März 2001 über die Interoperabilität des kon­
ventionellen Eisenbahnsystems85 festgelegt.

(6) Bei der Stärkung der Rechte der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollte das bereits bestehende 
einschlägige internationale Regelwerk im Anhang A – Einheitliche Rechtsvorschriften für den 
Vertrag über die internationale Eisenbahnbeförderung von Personen und Gepäck (CIV) zum 
Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980, geän­
dert durch das Protokoll vom 3. Juni 1999 betreffend die Änderung des Übereinkommens über 

76 Aufgehoben mit Ablauf des 6.6.2023 durch Art. 40 Fahrgastrechte-VO (Bahn) 2021 v. 29.4.2021 (ABl. L 
172 S. 1).

77 Nunmehr Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union durch Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007 
(ABl. C 306 S. 1).

78 Nunmehr Artikel 91 Absatz 1 AEUV durch Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007 (ABl. C 306 S. 1).
79 Amtl. Anm.: ABl. C 221 vom 8.9.2005, S. 8.
80 Amtl. Anm.: ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 26.
81 Nunmehr Artikel 294 AEUV durch Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007 (ABl. C 306 S. 1).
82 Amtl. Anm.: Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 28. September 2005 (ABl. C 227 E vom 

21.9.2006, S. 490), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 24. Juli 2006 (ABl. C 289 E vom 28.11.2006, 
S. 1), Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 18. Januar 2007 (noch nicht im Amtsblatt veröffent­
licht), Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 25. September 2007 und Beschluss des 
Rates vom 26. September 2007.

83 Amtl. Anm.: ABl. C 137 vom 8.6.2002, S. 2.
84 Nunmehr Artikel 12 AEUV durch Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007 (ABl. C 306 S. 1).
85 Amtl. Anm.: ABl. L 110 vom 20.4.2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2007/32/EG der Kom­

mission (ABl. L 141 vom 2.6.2007, S. 63).
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den internationalen Eisenbahnverkehr vom 3. Juni 1999 (Protokoll 1999) – zugrunde gelegt 
werden. Es ist jedoch wünschenswert, den Anwendungsbereich dieser Verordnung auszuweiten 
und nicht nur die Fahrgäste im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr, sondern auch die 
Fahrgäste im inländischen Eisenbahnverkehr zu schützen.

(7) Die Eisenbahnunternehmen sollten zusammenarbeiten, um den Fahrgästen im Eisenbahnver­
kehr das Umsteigen zwischen Betreibern dadurch zu erleichtern, dass – wann immer möglich – 
Durchgangsfahrkarten angeboten werden.

(8) Die Bereitstellung von Informationen und Fahrkarten für Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollte 
dadurch erleichtert werden, dass rechnergestützte Systeme an gemeinsamen Spezifikationen 
ausgerichtet werden.

(9) Die Weiterentwicklung der Reiseinformations- und Buchungssysteme sollte nach den 
TSI erfolgen.

(10) Schienenpersonenverkehrsdienste sollten den Bürgern allgemein zugute kommen. Daher sollten 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität unabhängig davon, 
ob die Ursache dafür eine Behinderung, das Alter oder andere Faktoren sind, Bahnreisemög­
lichkeiten haben, die denen anderer Bürger vergleichbar sind. Personen mit Behinderungen 
und Personen mit eingeschränkter Mobilität haben das gleiche Recht auf Freizügigkeit, Ent­
scheidungsfreiheit und Nichtdiskriminierung wie alle anderen Bürger. Unter anderem sollte 
besonders darauf geachtet werden, dass Personen mit Behinderungen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität Informationen über die Zugänglichkeit von Eisenbahnverkehrsdiensten, 
über die Bedingungen für den Zugang zu den Fahrzeugen und über deren Ausstattung erhalten. 
Damit auch Fahrgäste mit eingeschränkter Sinneswahrnehmung bestmöglich über Verspätungen 
unterrichtet werden, sollten gegebenenfalls akustische und optische Systeme genutzt werden. 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität sollten die Möglich­
keit haben, Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen.

(11) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten durch die Beachtung der TSI für Per­
sonen mit eingeschränkter Mobilität die Bedürfnisse von Personen mit Behinderungen und 
von Personen mit eingeschränkter Mobilität berücksichtigen, so dass entsprechend den für 
das öffentliche Auftragswesen geltenden Rechtsvorschriften der Gemeinschaft dafür gesorgt 
wird, dass die Zugänglichkeit zu allen baulichen Strukturen und zu allen Fahrzeugen durch 
die schrittweise Beseitigung physischer Hindernisse und funktioneller Behinderungen anlässlich 
der Anschaffung neuen Materials sowie der Durchführung von Bau- oder umfangreichen 
Renovierungsarbeiten gewährleistet ist.

(12) Eisenbahnunternehmen sollten die Pflicht haben, hinsichtlich ihrer Haftung gegenüber Fahr­
gästen im Eisenbahnverkehr bei Unfällen versichert zu sein oder gleichwertige Vorkehrungen 
zu treffen. Die Mindestversicherungssumme für Eisenbahnunternehmen sollte künftig über­
prüft werden.

(13) Die Stärkung der Rechte auf Entschädigung und Hilfeleistung bei Verspätungen, verpassten 
Anschlüssen oder Zugausfällen sollte auf dem Markt für Schienenpersonenverkehrsdienste zu 
größeren Anreizen zum Nutzen der Fahrgäste führen.

(14) Es ist wünschenswert, dass durch diese Verordnung ein System für die Entschädigung von 
Fahrgästen bei Verspätungen geschaffen wird, das mit der Haftung des Eisenbahnunterneh­
mens verknüpft ist und auf der gleichen Grundlage beruht wie das internationale System, 
das im Rahmen des COTIF, insbesondere in dessen Anhang betreffend die Fahrgastrechte 
(CIV), besteht.

(15) Gewährt ein Mitgliedstaat Eisenbahnunternehmen eine Befreiung von dieser Verordnung, sollte 
er die Eisenbahnunternehmen anhalten, im Benehmen mit den Fahrgastverbänden Maßnahmen 
zur Entschädigung und Hilfeleistung bei größeren Störungen eines Schienenpersonenverkehrs­
dienstes zu treffen.

(16) Es ist auch wünschenswert, für Unfallopfer und ihre Angehörigen kurzfristige finanzielle Härten 
unmittelbar nach einem Unfall zu mildern.

(17) Im Interesse der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollten im Einvernehmen mit den staatlichen 
Stellen geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um die persönliche Sicherheit der Fahrgäste in 
den Bahnhöfen und in den Zügen zu gewährleisten.

(18) Die Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollten die Möglichkeit haben, hinsichtlich der durch diese 
Verordnung begründeten Rechte und Pflichten bei jedem beteiligten Eisenbahnunternehmen 
eine Beschwerde einzureichen, auf die ihnen innerhalb einer angemessenen Frist eine Antwort 
erteilt werden muss.
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(19) Die Eisenbahnunternehmen sollten Qualitätsstandards für Schienenpersonenverkehrsdienste 
festlegen, anwenden und überwachen.

(20) Der Inhalt dieser Verordnung sollte im Hinblick auf die inflationsbezogene Anpassung der darin 
genannten Beträge sowie die Anforderungen an die Informationsbereitstellung und die Qualität 
der Verkehrsdienste im Lichte der Marktentwicklungen ebenso überprüft werden wie im Lichte 
der Auswirkungen der Verordnung auf die Qualität der Verkehrsdienste.

(21) Diese Verordnung sollte die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo­
gener Daten und zum freien Datenverkehr 86 unberührt lassen.

(22) Die Mitgliedstaaten sollten für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen festlegen und 
die zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen treffen. Die Sanktionen, zu denen auch 
die Zahlung einer Entschädigung an die betreffende Person gehören könnte, sollten wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein.

(23) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Entwicklung der Eisenbahnen der Gemeinschaft 
und die Einführung von Fahrgastrechten, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend ver­
wirklicht werden können und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen sind, kann 
die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags87 niedergelegten Subsidiari­
tätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die Erreichung dieser Ziele erfor­
derliche Maß hinaus.

(24) Es ist ein Ziel dieser Verordnung, die Schienenpersonenverkehrsdienste in der Gemeinschaft 
zu verbessern. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb die Möglichkeit haben, Ausnahmen für 
Dienste in Gebieten zu gewähren, bei denen ein erheblicher Teil des Dienstes außerhalb der 
Gemeinschaft durchgeführt wird.

(25) In einigen Mitgliedstaaten könnte es für die Eisenbahnunternehmen mit Schwierigkeiten ver­
bunden sein, sämtliche Bestimmungen dieser Verordnung ab ihrem Inkrafttreten anzuwenden. 
Die Mitgliedstaaten sollten deshalb die Möglichkeit haben, vorübergehende Ausnahmen von der 
Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung auf inländische Schienenpersonenverkehrs­
dienste im Fernverkehr zu gewähren. Die vorübergehende Ausnahme sollte sich jedoch weder auf 
die Bestimmungen dieser Verordnung erstrecken, die Personen mit Behinderungen und Personen 
mit eingeschränkter Mobilität den Zugang zu Bahnreisen gewähren, noch auf das Recht derje­
nigen, die Bahnfahrkarten kaufen wollen, dies ohne unangemessene Schwierigkeiten zu tun, 
noch auf die Bestimmungen über die Haftung der Eisenbahnunternehmen im Zusammenhang 
mit den Reisenden und ihrem Gepäck, das Erfordernis, dass die Unternehmen ausreichend 
versichert sein müssen, und das Erfordernis, dass diese Unternehmen geeignete Maßnahmen 
treffen, um die persönliche Sicherheit der Reisenden in Bahnhöfen und Zügen zu gewährleisten 
und Risiken zu steuern.

(26) Schienenpersonenverkehrsdienste des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs oder Regionalverkehrs 
unterscheiden sich ihrer Art nach von Fernverkehrsdiensten. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb 
die Möglichkeit haben, Ausnahmen von der Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung 
– mit Ausnahme einiger Bestimmungen, die für alle Schienenpersonenverkehrsdienste in der 
gesamten Gemeinschaft gelten sollten –, für Schienenpersonenverkehrsdienste des Stadtver­
kehrs, Vorortverkehrs oder Regionalverkehrs zu gewähren.

(27) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß dem 
Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 88 erlassen werden.

(28) Insbesondere sollte die Kommission die Befugnis erhalten, Durchführungsmaßnahmen zu 
erlassen. Da es sich hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Tragweite handelt, die eine Ände­
rung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Verordnung oder deren Ergänzung durch Hinzu­
fügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen bewirken, sind diese Maßnahmen nach dem 
Regelungsverfahren mit Kontrolle des Artikels 5 a des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen –

86 Amtl. Anm.: ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 
(ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1).

87 Nunmehr Artikel 5 EUV durch Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007 (ABl. C 306 S. 1).
88 Amtl. Anm.: ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 

vom 22.7.2006, S. 11).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Kapitel I
Allgemeines

Gegenstand
Diese Verordnung enthält Vorschriften für
a) die von den Eisenbahnunternehmen bereitzustellenden Informationen, den Abschluss von Beför­

derungsverträgen, die Ausgabe von Fahrkarten und die Umsetzung eines rechnergestützten 
Informations- und Buchungssystems für den Eisenbahnverkehr,

b) die Haftung von Eisenbahnunternehmen und ihre Versicherungspflicht gegenüber den Fahrgästen 
und deren Gepäck,

c) die Pflichten von Eisenbahnunternehmen gegenüber den Fahrgästen bei Verspätungen,
d) den Schutz von und Hilfeleistungen für Personen mit Behinderungen und Personen mit einge­

schränkter Mobilität,
e) die Festlegung und Überwachung von Dienstqualitätsnormen, das Risikomanagement für die 

persönliche Sicherheit der Fahrgäste und die Bearbeitung von Beschwerden, und
f) allgemeine Durchsetzungsvorschriften.

Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt gemeinschaftsweit für alle Eisenbahnfahrten und ‑dienstleistungen, die von 
einem oder mehreren nach der Richtlinie 95/18/EG des Rates vom 19. Juni 1995 über die Erteilung 
von Genehmigungen an Eisenbahnunternehmen1 genehmigten Eisenbahnunternehmen erbracht 
werden.
(2) Diese Verordnung gilt nicht für Eisenbahnunternehmen und Beförderungsleistungen, die keine 
Genehmigung gemäß der Richtlinie 95/18/EG besitzen.
(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung gelten die Artikel 9, 11, 12 und 19, Artikel 20 
Absatz 1 und Artikel 26 gemeinschaftsweit für alle Schienenpersonenverkehrsdienste.
(4) Mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Bestimmungen kann ein Mitgliedstaat in transparenter 
und nicht diskriminierender Weise für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren, der zweimal um 
höchstens fünf Jahre verlängert werden kann, eine Ausnahme von der Anwendung der Bestimmungen 
dieser Verordnung auf inländische Schienenpersonenverkehrsdienste gewähren.
(5) 1Mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Bestimmungen kann ein Mitgliedstaat Schienenper­
sonenverkehrsdienste des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs und Regionalverkehrs von der Anwendung 
dieser Verordnung ausnehmen. 2Um zwischen Schienenpersonenverkehrsdiensten des Stadtverkehrs, 
Vorortverkehrs und Regionalverkehrs zu unterscheiden, wenden die Mitgliedstaaten die Definitionen 
an, die in der Richtlinie 91/440/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 zur Entwicklung der Eisenbahn­
unternehmen der Gemeinschaft2 vorgesehen sind. 3Bei der Anwendung dieser Definitionen stützen 
sich die Mitgliedstaaten auf folgende Kriterien: Entfernung, Häufigkeit der Verkehrsdienste, Anzahl 
der planmäßigen Halte, eingesetzte Fahrzeuge, Fahrkartenmodelle, Schwankungen der Anzahl der 
Fahrgäste bei Verkehrsdiensten innerhalb und außerhalb der Hauptverkehrszeiten, Zug-Codes und 
Fahrpläne.
(6) Ein Mitgliedstaat kann in transparenter und nicht diskriminierender Weise eine auf höchstens 
fünf Jahre befristete, aber verlängerbare Ausnahme von der Anwendung der Bestimmungen dieser 
Verordnung auf bestimmte Verkehrsdienste oder Fahrten gewähren, weil ein erheblicher Teil des Ver­
kehrsdienstes, der mindestens einen planmäßigen Bahnhofshalt umfasst, außerhalb der Gemeinschaft 
betrieben wird.
(7) 1Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 gewährten 
Ausnahmen in Kenntnis. 2Die Kommission ergreift die geeigneten Maßnahmen, wenn sie der Auf­

Artikel 1

Artikel 2

1 Amtl. Anm.: ABl. L 143 vom 27.6.1995, S. 70. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/49/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 164 vom 30.4.2004, S. 44).

2 Amtl. Anm.: ABl. L 237 vom 24.8.1991, S. 25. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/103/EG 
(ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 344).
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fassung ist, dass eine solche Ausnahme nicht mit diesem Artikel im Einklang steht. 3Spätestens bis 
zum 3. Dezember 2014 legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht 
über die gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 gewährten Ausnahmen vor.

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:
1. „Eisenbahnunternehmen“ ein Eisenbahnunternehmen im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 

2001/14/EG1 sowie jedes öffentlich-rechtliche oder private Unternehmen, dessen Tätigkeit im 
Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistungen zur Beförderung von Gütern und/oder Personen 
besteht, wobei dieses Unternehmen die Traktion sicherstellen muss; dies schließt auch Unter­
nehmen ein, die ausschließlich die Traktionsleistung erbringen;

2. „Beförderer“ das vertragliche Eisenbahnunternehmen, mit dem der Fahrgast den Beförderungs­
vertrag geschlossen hat, oder eine Reihe aufeinanderfolgender Eisenbahnunternehmen, die auf 
der Grundlage dieses Vertrags haften;

3. „ausführender Beförderer“ ein Eisenbahnunternehmen, das mit dem Fahrgast den Beförderungs­
vertrag nicht geschlossen hat, dem aber das vertragliche Eisenbahnunternehmen die Durchfüh­
rung der Beförderung auf der Schiene ganz oder teilweise übertragen hat;

4. „Betreiber der Infrastruktur“ jede Einrichtung oder jedes Unternehmen gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie 91/440/EWG, die bzw. das insbesondere für die Einrichtung und die Unterhaltung 
der Fahrwege der Eisenbahn oder von Teilen davon zuständig ist; dies kann auch den Betrieb 
der Steuerungs- und Sicherheitssysteme der Infrastruktur einschließen; mit den bei einem Netz 
oder einem Teilnetz wahrzunehmenden Aufgaben des Betreibers der Infrastruktur können ver­
schiedene Einrichtungen oder Unternehmen betraut werden;

5. „Bahnhofsbetreiber“ eine Stelle in einem Mitgliedstaat, der die Verantwortung für die Leitung 
eines Bahnhofes übertragen wurde und bei der es sich um den Betreiber der Infrastruktur 
handeln kann;

6. „Reiseveranstalter“ einen Veranstalter oder Vermittler, der kein Eisenbahnunternehmen ist, im 
Sinne des Artikels 2 Nummern 2 und 3 der Richtlinie 90/314/EWG2;

7. „Fahrkartenverkäufer“ jeden Vermittler von Eisenbahnverkehrsdiensten, der für ein Eisenbahn­
unternehmen oder für eigene Rechnung Beförderungsverträge schließt und Fahrkarten verkauft;

8. „Beförderungsvertrag“ einen Vertrag über die entgeltliche oder unentgeltliche Beförderung 
zwischen einem Eisenbahnunternehmen oder einem Fahrkartenverkäufer und dem Fahrgast über 
die Durchführung einer oder mehrerer Beförderungsleistungen;

9. „Buchung“ eine in Papierform oder elektronisch erteilte Beförderungsberechtigung aufgrund 
einer zuvor bestätigten personenbezogenen Beförderungsvereinbarung;

10. „Durchgangsfahrkarte“ eine oder mehrere Fahrkarten, die einen Beförderungsvertrag für auf­
einanderfolgende durch ein oder mehrere Eisenbahnunternehmen erbrachte Eisenbahnverkehrs­
dienste belegen;

11. „inländischer Schienenpersonenverkehrsdienst“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, bei dem 
keine Grenze eines Mitgliedstaats überschritten wird;

12. „Verspätung“ die Zeitdifferenz zwischen der planmäßigen Ankunftszeit des Fahrgasts gemäß 
dem veröffentlichten Fahrplan und dem Zeitpunkt seiner tatsächlichen oder erwarteten Ankunft;

13. „Zeitfahrkarte“ eine für eine unbegrenzte Anzahl von Fahrten gültige Fahrkarte, die es dem 
berechtigten Inhaber erlaubt, auf einer bestimmten Strecke oder in einem bestimmten Netz 
während eines festgelegten Zeitraums mit der Eisenbahn zu reisen;

14. „rechnergestütztes Informations- und Buchungssystem für den Eisenbahnverkehr“ ein rech­
nergestütztes System, das Informationen über alle von Eisenbahnunternehmen angebotenen 
Eisenbahnverkehrsdienste enthält; zu den im System gespeicherten Informationen über Personen­
verkehrsdienste gehören
a) die Fahrpläne der Personenverkehrsdienste;
b) die Verfügbarkeit von Plätzen auf Personenverkehrsdiensten;
c) die Tarife und Sonderbedingungen;

Artikel 3

1 Amtl. Anm.: Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2001 über 
die Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn und die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von 
Eisenbahninfrastruktur (ABl. L 75 vom 15.3.2001, S. 29). Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/49/EG.

2 Amtl. Anm.: Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen (ABl. L 158 vom 
23.6.1990, S. 59).
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d) die Zugänglichkeit der Züge für Personen mit Behinderungen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität;

e) die Möglichkeiten zur Vornahme von Buchungen oder zur Ausstellung von Fahrkarten oder 
Durchgangsfahrkarten, soweit einige oder alle dieser Möglichkeiten Benutzern zur Verfügung 
gestellt werden;

15. „Person mit Behinderungen“ oder „Person mit eingeschränkter Mobilität“ eine Person, deren 
Mobilität bei der Benutzung von Beförderungsmitteln wegen einer körperlichen (sensorischen 
oder motorischen, dauerhaften oder zeitweiligen) Behinderung, einer geistigen Behinderung 
oder Beeinträchtigung, wegen anderer Behinderungen oder aufgrund des Alters eingeschränkt 
ist und deren Zustand angemessene Unterstützung und eine Anpassung der für alle Fahrgäste 
bereitgestellten Dienstleistungen an die besonderen Bedürfnisse dieser Person erfordert;

16. „Allgemeine Beförderungsbedingungen“ die in Form von Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
oder Tarifen in jedem Mitgliedstaat rechtsgültigen Bedingungen des Beförderers, die mit 
Abschluss des Beförderungsvertrages dessen Bestandteil geworden sind;

17. „Fahrzeug“ Kraftfahrzeuge oder Anhänger, die aus Anlass einer Personenbeförderung beför­
dert werden.

Kapitel II
Beförderungsvertrag, Informationen und Fahrkarten

Beförderungsvertrag
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels unterliegen der Abschluss und die Ausführung eines 
Beförderungsvertrags sowie die Bereitstellung von Informationen und Fahrkarten den Bestimmungen 
in Anhang I Titel II und III.

Fahrräder
Die Eisenbahnunternehmen ermöglichen den Fahrgästen die Mitnahme von Fahrrädern im Zug, 
gegebenenfalls gegen Entgelt, wenn sie leicht zu handhaben sind, dies den betreffenden Schienenver­
kehrsdienst nicht beeinträchtigt und in den Fahrzeugen möglich ist.

Ausschluss des Rechtsverzichts und der Rechtsbeschränkung
(1) Die Verpflichtungen gegenüber Fahrgästen gemäß dieser Verordnung dürfen – insbesondere durch 
abweichende oder einschränkende Bestimmungen im Beförderungsvertrag – nicht eingeschränkt oder 
ausgeschlossen werden.
(2) Die Eisenbahnunternehmen können Vertragsbedingungen anbieten, die für den Fahrgast günstiger 
sind als die in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen.

Informationspflicht betreffend die Einstellung von Schienenverkehrsdiensten
Eisenbahnunternehmen oder gegebenenfalls die für einen gemeinwirtschaftlichen Vertrag zuständigen 
Behörden veröffentlichen Beschlüsse über die Einstellung von Schienenverkehrsdiensten auf angemes­
senem Wege vor deren Umsetzung.

Reiseinformationen
(1) 1Unbeschadet des Artikels 10 erteilen die Eisenbahnunternehmen und die Fahrkartenverkäufer, 
die für ein oder mehrere Eisenbahnunternehmen Beförderungsverträge anbieten, dem Fahrgast auf 
Anfrage mindestens die in Anhang II Teil I genannten Informationen zu den Fahrten, für die das 
betreffende Eisenbahnunternehmen einen Beförderungsvertrag anbietet. 2Fahrkartenverkäufer, die 
für eigene Rechnung Beförderungsverträge anbieten, und Reiseveranstalter erteilen diese Informa­
tionen, soweit sie verfügbar sind.
(2) Die Eisenbahnunternehmen erteilen dem Fahrgast während der Fahrt mindestens die in 
Anhang II Teil II genannten Informationen.

Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8
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(3) 1Die Informationen nach den Absätzen 1 und 2 sind in der am besten geeigneten Form zu erteilen. 
2Dabei wird den Bedürfnissen von Menschen mit einer Gehör- und/oder Sehbeeinträchtigung beson­
dere Aufmerksamkeit gewidmet.

Verfügbarkeit von Fahrkarten, Durchgangsfahrkarten und Buchungen
(1) Die Eisenbahnunternehmen und die Fahrkartenverkäufer bieten, soweit verfügbar, Fahrkarten, 
Durchgangsfahrkarten und Buchungen an.
(2) Unbeschadet des Absatzes 4 bieten die Eisenbahnunternehmen dem Fahrgast über mindestens 
einen der folgenden Vertriebswege Fahrkarten an:
a) an Fahrkartenschaltern oder Fahrkartenautomaten,
b) über das Telefon, das Internet oder jede andere in weitem Umfang verfügbare Informations­

technik,
c) in den Zügen.
(3) Unbeschadet der Absätze 4 und 5 bieten die Eisenbahnunternehmen für im Rahmen gemeinwirt­
schaftlicher Verträge geleistete Verkehrsdienste über mindestens einen der folgenden Vertriebswege 
Fahrkarten an:
a) an Fahrkartenschaltern oder Fahrkartenautomaten,
b) in den Zügen.
(4) Die Eisenbahnunternehmen bieten die Möglichkeit an, Fahrkarten für den jeweiligen Verkehrs­
dienst im Zug zu erhalten, sofern dies nicht aus Gründen der Sicherheit, der Betrugsbekämpfung, 
der Reservierungspflicht oder aus vertretbaren kommerziellen Gründen eingeschränkt oder abge­
lehnt wird.
(5) Ist im Abfahrtsbahnhof kein Fahrkartenschalter oder Fahrkartenautomat vorhanden, so werden 
die Fahrgäste im Bahnhof unterrichtet über
a) die Möglichkeit, telefonisch, über das Internet oder im Zug eine Fahrkarte zu erwerben, und über 

die dafür geltenden Verfahren,
b) den nächsten Bahnhof oder sonstigen Ort, an dem Fahrkartenschalter und/oder Fahrkartenauto­

maten zur Verfügung stehen.

Reiseinformations- und Buchungssysteme
(1) Zur Erteilung von Informationen und zur Ausgabe von Fahrkarten gemäß dieser Verordnung 
nutzen die Eisenbahnunternehmen und die Fahrkartenverkäufer das rechnergestützte Informations- 
und Buchungssystem für den Eisenbahnverkehr, das nach den in diesem Artikel genannten Verfahren 
eingerichtet wird.
(2) Die Technischen Spezifikationen für die Interoperabilität (TSI) gemäß der Richtlinie 2001/16/EG 
werden für die Zwecke dieser Verordnung angewendet.
(3) 1Die Kommission erlässt bis zum 3. Dezember 2010 auf Vorschlag der Europäischen Eisenbahn­
agentur die TSI zu den Telematikanwendungen für Fahrgäste. 2Diese TSI ermöglichen die Erteilung 
der in Anhang II genannten Informationen und die Ausgabe von Fahrkarten gemäß dieser Verord­
nung.
(4) Die Eisenbahnunternehmen passen ihr rechnergestütztes Informations- und Buchungssystem für 
den Eisenbahnverkehr gemäß den in den TSI dargelegten Erfordernissen entsprechend einem in den 
TSI enthaltenen Einführungsplan an.
(5) Vorbehaltlich der Richtlinie 95/46/EG dürfen die Eisenbahnunternehmen und die Fahrkarten­
verkäufer keine personenbezogenen Informationen über Einzelbuchungen an andere Eisenbahnunter­
nehmen und/oder Fahrkartenverkäufer weitergeben.

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 10  Reiseinformations- und Buchungssysteme
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Kapitel III
Haftung von Eisenbahnunternehmen für Fahrgäste und deren Gepäck

Haftung für Fahrgäste und Gepäck
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels und unbeschadet geltender nationaler Rechtsvor­
schriften, die Fahrgästen weitergehenden Schadensersatz gewähren, ist die Haftung von Eisenbahn­
unternehmen in Bezug auf Fahrgäste und deren Gepäck in Anhang I Titel IV Kapitel I, III und IV 
sowie Titel VI und Titel VII geregelt.

Versicherung
(1) Die in Artikel 9 der Richtlinie 95/18/EG festgelegte Pflicht bezüglich der Haftung für Fahrgäste 
ist als Pflicht eines Eisenbahnunternehmens zu verstehen, ausreichend versichert zu sein oder gleich­
wertige Vorkehrungen getroffen zu haben, um seine Haftung aufgrund dieser Verordnung zu decken.
(2) 1Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 3. Dezember 2010 einen 
Bericht über die Festsetzung einer Mindestversicherungssumme für Eisenbahnunternehmen vor. 
2Diesem Bericht werden gegebenenfalls geeignete Vorschläge oder Empfehlungen beigefügt.

Vorschuss
(1) Wird ein Fahrgast getötet oder verletzt, so zahlt das gemäß Anhang I Artikel 26 Absatz 5 haftende 
Eisenbahnunternehmen unverzüglich, spätestens jedoch fünfzehn Tage nach der Feststellung der 
Identität der entschädigungsberechtigten natürlichen Person einen Vorschuss zur Deckung der unmit­
telbaren wirtschaftlichen Bedürfnisse, und zwar im Verhältnis zur Schwere des erlittenen Schadens.
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 beläuft sich dieser Vorschuss im Todesfall auf einen Betrag von min­
destens 21 000 EUR je Fahrgast.
(3) Der Vorschuss stellt keine Haftungsanerkennung dar und kann mit später auf der Grundlage dieser 
Verordnung gezahlten Beträgen verrechnet werden; er kann jedoch nur in den Fällen, in denen der 
Schaden durch Vorsatz oder Fahrlässigkeit des Fahrgasts verursacht wurde, oder in denen die Person, 
die den Vorschuss erhalten hat, keinen Entschädigungsanspruch hatte, zurückgefordert werden.

Bestreiten der Haftung
Selbst wenn das Eisenbahnunternehmen bestreitet, für Personenschäden, die einem von ihm beför­
derten Fahrgast entstanden sind, zu haften, unternimmt es alle zumutbaren Bemühungen zur 
Unterstützung eines Fahrgastes, der gegenüber Dritten Schadensersatzansprüche geltend macht.

Kapitel IV
Verspätungen, verpasste Anschlüsse und Zugausfälle

Haftung für Verspätungen, verpasste Anschlüsse und Zugausfälle
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels ist die Haftung der Eisenbahnunternehmen für Ver­
spätungen, verpasste Anschlüsse und Zugausfälle in Anhang I Titel IV Kapitel II geregelt.

Erstattung oder Weiterreise mit geänderter Streckenführung
Muss vernünftigerweise davon ausgegangen werden, dass bei Ankunft am Zielort gemäß Beförde­
rungsvertrag die Verspätung mehr als 60 Minuten betragen wird, so hat der Fahrgast unverzüglich die 
Wahl zwischen
a) der Erstattung des vollen Fahrpreises unter den Bedingungen, zu denen er entrichtet wurde, für 

den Teil oder die Teile der Fahrt, die nicht durchgeführt wurden, und für den Teil oder die Teile, 
die bereits durchgeführt wurden, wenn die Fahrt nach den ursprünglichen Reiseplänen des Fahr­
gasts sinnlos geworden ist, gegebenenfalls zusammen mit einer Rückfahrt zum ersten Ausgangs­

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 16  Erstattung oder Weiterreise mit geänderter Streckenführung
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punkt bei nächster Gelegenheit. Die Erstattung erfolgt unter denselben Bedingungen wie die Ent­
schädigung nach Artikel 17;

b) der Fortsetzung der Fahrt oder der Weiterreise mit geänderter Streckenführung unter vergleich­
baren Beförderungsbedingungen bis zum Zielort bei nächster Gelegenheit; oder

c) der Fortsetzung der Fahrt oder der Weiterreise mit geänderter Streckenführung unter vergleich­
baren Beförderungsbedingungen bis zum Zielort zu einem späteren Zeitpunkt nach Wahl 
des Fahrgasts.

Fahrpreisentschädigung
(1)
1Ohne das Recht auf Beförderung zu verlieren, kann ein Fahrgast bei Verspätungen vom Eisenbahn­
unternehmen eine Fahrpreisentschädigung verlangen, wenn er zwischen dem auf der Fahrkarte ange­
gebenen Abfahrts- und Zielort eine Verspätung erleidet, für die keine Fahrpreiserstattung nach 
Artikel 16 erfolgt ist. 2Die Mindestentschädigung bei Verspätungen beträgt
a) 25 % des Preises der Fahrkarte bei einer Verspätung von 60 bis 119 Minuten;
b) 50 % des Preises der Fahrkarte ab einer Verspätung von 120 Minuten.
1Fahrgäste, die eine Zeitfahrkarte besitzen und denen während der Gültigkeitsdauer ihrer Zeitfahr­
karte wiederholt Verspätungen oder Zugausfälle widerfahren, können angemessene Entschädigung 
gemäß den Entschädigungsbedingungen des Eisenbahnunternehmens verlangen. 2In den Entschädi­
gungsbedingungen werden die Kriterien zur Bestimmung der Verspätung und für die Berechnung der 
Entschädigung festgelegt.
Die Entschädigung für eine Verspätung wird im Verhältnis zu dem Preis berechnet, den der Fahrgast 
für den verspäteten Verkehrsdienst tatsächlich entrichtet hat.
1Wurde der Beförderungsvertrag für eine Hin- und Rückfahrt abgeschlossen, so wird die Entschä­
digung für eine entweder auf der Hin- oder auf der Rückfahrt aufgetretene Verspätung auf der 
Grundlage des halben entrichteten Fahrpreises berechnet. 2In gleicher Weise wird der Preis für 
einen verspäteten Verkehrsdienst, der im Rahmen eines sonstigen Beförderungsvertrags mit mehreren 
aufeinanderfolgenden Teilstrecken angeboten wird, anteilig zum vollen Preis berechnet.
Verspätungen, für die das Eisenbahnunternehmen nachweisen kann, dass sie außerhalb des räumli­
chen Geltungsbereichs des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft eingetreten sind, 
werden bei der Berechnung der Verspätungsdauer nicht berücksichtigt.
(2) 1Die Zahlung der Entschädigung erfolgt innerhalb von einem Monat nach Einreichung des 
Antrags auf Entschädigung. 2Die Entschädigung kann in Form von Gutscheinen und/oder anderen 
Leistungen erfolgen, sofern deren Bedingungen (insbesondere bezüglich des Gültigkeitszeitraums 
und des Zielorts) flexibel sind. 3Die Entschädigung erfolgt auf Wunsch des Fahrgasts in Form 
eines Geldbetrags.
(3) 1Der Entschädigungsbetrag darf nicht um Kosten der Finanztransaktion wie Gebühren, Telefon­
kosten oder Porti gekürzt werden. 2Die Eisenbahnunternehmen dürfen Mindestbeträge festlegen, 
unterhalb deren keine Entschädigungszahlungen vorgenommen werden. 3Dieser Mindestbetrag 
darf höchstens 4 EUR betragen.
(4) Der Fahrgast hat keinen Anspruch auf Entschädigung, wenn er bereits vor dem Kauf der 
Fahrkarte über eine Verspätung informiert wurde oder wenn bei seiner Ankunft am Zielort eine 
Verspätung aufgrund der Fortsetzung der Reise mit einem anderen Verkehrsdienst oder mit geänderter 
Streckenführung weniger als 60 Minuten beträgt.

Hilfeleistung
(1) Bei einer Verspätung bei der Abfahrt oder der Ankunft sind die Fahrgäste durch das Eisenbahn­
unternehmen oder den Bahnhofsbetreiber über die Situation und die geschätzte Abfahrts- und 
Ankunftszeit zu unterrichten, sobald diese Informationen zur Verfügung stehen.
(2) Bei einer Verspätung nach Absatz 1 von mehr als 60 Minuten ist den Fahrgästen Folgendes kos­
tenlos anzubieten:
a) Mahlzeiten und Erfrischungen in angemessenem Verhältnis zur Wartezeit, sofern sie im Zug oder 

im Bahnhof verfügbar oder vernünftigerweise lieferbar sind;
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b) die Unterbringung in einem Hotel oder einer anderweitigen Unterkunft und die Beförderung 
zwischen dem Bahnhof und der Unterkunft in Fällen, in denen ein Aufenthalt von einer oder 
mehreren Nächten notwendig wird oder ein zusätzlicher Aufenthalt notwendig wird, sofern dies 
praktisch durchführbar ist;

c) ist der Zug auf der Strecke blockiert, die Beförderung vom Zug zum Bahnhof, zu einem alterna­
tiven Abfahrtsort oder zum Zielort des Verkehrsdienstes, sofern dies praktisch durchführbar ist.

(3) Besteht keine Möglichkeit zur Fortsetzung eines Verkehrsdienstes mehr, so organisiert das 
Eisenbahnunternehmen so rasch wie möglich einen alternativen Beförderungsdienst für die Fahrgäste.
(4) Die Eisenbahnunternehmen haben auf Anfrage des Fahrgasts auf der Fahrkarte im jeweiligen Fall 
zu bestätigen, dass der Verkehrsdienst verspätet war, zum Verpassen eines Anschlusses geführt hat 
oder ausgefallen ist.
(5) Bei der Anwendung der Absätze 1, 2 und 3 richten die Eisenbahnunternehmen besonderes Augen­
merk auf die Bedürfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobi­
lität sowie etwaigen Begleitpersonen.

Kapitel V
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität

Anspruch auf Beförderung
(1) Die Eisenbahnunternehmen und die Bahnhofsbetreiber stellen unter aktiver Beteiligung der Ver­
tretungsorganisationen von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität 
nicht diskriminierende Zugangsregeln für die Beförderung von Personen mit Behinderungen und 
Personen mit eingeschränkter Mobilität auf.
(2) 1Buchungen und Fahrkarten werden für Personen mit Behinderungen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität ohne Aufpreis angeboten. 2Ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer 
oder Reiseveranstalter darf sich nicht weigern, eine Buchung einer Person mit einer Behinderung oder 
einer Person mit eingeschränkter Mobilität zu akzeptieren oder ihr eine Fahrkarte auszustellen, oder 
verlangen, dass sie von einer anderen Person begleitet wird, es sei denn, dies ist unbedingt erforderlich, 
um den in Absatz 1 genannten Zugangsregeln nachzukommen.

Information von Personen mit Behinderungen und Personen mit 
eingeschränkter Mobilität

(1) Auf Anfrage informieren die Eisenbahnunternehmen, die Fahrkartenverkäufer oder die Reisever­
anstalter Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität über die Zugäng­
lichkeit der Eisenbahnverkehrsdienste und die Bedingungen für den Zugang zu den Fahrzeugen gemäß 
den in Artikel 19 Absatz 1 genannten Zugangsregeln und informieren die Personen mit Behinde­
rungen oder die Personen mit eingeschränkter Mobilität über die Ausstattung der Fahrzeuge.
(2) Macht ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer und/oder Reiseveranstalter von der Aus­
nahmeregelung nach Artikel 19 Absatz 2 Gebrauch, so informiert es/er die betroffene Person mit 
einer Behinderung oder Person mit eingeschränkter Mobilität auf Anfrage innerhalb von fünf Werk­
tagen nach der Ablehnung einer Buchung oder der Ausstellung eines Fahrscheins oder der Auflage, 
von einer anderen Person begleitet zu werden, schriftlich über die entsprechenden Gründe.

Zugänglichkeit
(1) Die Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sorgen durch Einhaltung der TSI für Personen 
mit eingeschränkter Mobilität dafür, dass die Bahnhöfe, die Bahnsteige, die Fahrzeuge und andere 
Einrichtungen für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität zugäng­
lich sind.
(2) Ist ein Zug oder ein Bahnhof nicht mit Personal ausgestattet, bemühen sich die Eisenbahnunter­
nehmen und die Bahnhofsbetreiber nach besten Kräften, Personen mit Behinderungen und Personen 
mit eingeschränkter Mobilität die Fahrt mit dem Zug zu ermöglichen.

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 21  Zugänglichkeit

140

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



Hilfeleistung an Bahnhöfen
(1) Unbeschadet der Zugangsregeln nach Artikel 19 Absatz 1 hat der Bahnhofsbetreiber bei Abfahrt, 
Umsteigen oder Ankunft einer Person mit einer Behinderung oder einer Person mit eingeschränkter 
Mobilität in einem mit Personal ausgestatteten Bahnhof für kostenlose Hilfeleistung in einer Weise 
zu sorgen, dass die Person in den abfahrenden Verkehrsdienst einsteigen, zum Anschlussverkehrs­
dienst umsteigen und aus dem ankommenden Verkehrsdienst aussteigen kann, für den sie eine Fahr­
karte erworben hat.
(2) Die Mitgliedstaaten können für Personen, die einen Verkehrsdienst nutzen, der Gegenstand eines 
im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht geschlossenen gemeinwirtschaftlichen Vertrags ist, eine 
Ausnahme von Absatz 1 vorsehen, sofern die zuständige Behörde alternative Einrichtungen 
geschaffen oder Regelungen getroffen hat, die eine gleichwertige oder bessere Zugangsmöglichkeit zu 
den Beförderungsdiensten sicherstellen.
(3) In einem nicht mit Personal ausgestatteten Bahnhof stellen das Eisenbahnunternehmen und der 
Bahnhofsbetreiber sicher, dass unter Beachtung der in Artikel 19 Absatz 1 genannten Zugangsregeln 
leicht zugängliche Informationen über die nächstgelegenen mit Personal ausgestatteten Bahnhöfe und 
über direkt verfügbare Hilfeleistungen für Personen mit Behinderungen oder Personen mit einge­
schränkter Mobilität angezeigt werden.

Hilfeleistung im Zug
Unbeschadet der Zugangsregeln nach Artikel 19 Absatz 1 haben Eisenbahnunternehmen Personen 
mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität im Zug und während des Ein- und 
Aussteigens kostenlos Hilfe zu leisten.
Für die Zwecke dieses Artikels gelten als Hilfeleistung im Zug die Bemühungen um Hilfe nach besten 
Kräften, die einer Person mit einer Behinderung oder einer Person mit eingeschränkter Mobilität 
geleistet wird, damit diese im Zug Zugang zu denselben Dienstleistungen hat wie die anderen 
Fahrgäste, wenn die Person aufgrund ihrer Behinderung oder der Einschränkung ihrer Mobilität nicht 
in der Lage ist, diese Dienstleistung ohne fremde Hilfe und gefahrlos in Anspruch zu nehmen.

Voraussetzungen für das Erbringen von Hilfeleistungen
Die Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter arbeiten 
nach Maßgabe der Artikel 22 und 23 und der nachstehenden Buchstaben bei der Hilfeleistung für 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität zusammen:
a) Die Hilfeleistung wird unter der Voraussetzung erbracht, dass der Hilfsbedarf einer Person dem 

Eisenbahnunternehmen, dem Bahnhofsbetreiber oder dem Fahrkartenverkäufer oder dem Reise­
veranstalter, bei dem die Fahrkarte erworben wurde, spätestens 48 Stunden vor dem Zeitpunkt, 
zu dem die Hilfeleistung benötigt wird, gemeldet wurde. Im Falle einer Mehrfahrtenkarte ist 
eine einzige Meldung ausreichend, sofern geeignete Informationen über den Zeitplan für die 
nachfolgenden Fahrten vorgelegt werden.

b) Die Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter 
ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen, um Meldungen des Hilfsbedarfs entgegennehmen 
zu können.

c) Ist keine Meldung nach Buchstabe a erfolgt, so bemühen sich das Eisenbahnunternehmen und der 
Bahnhofsbetreiber nach besten Kräften, die Hilfeleistung so zu erbringen, dass die Person mit einer 
Behinderung oder die Person mit eingeschränkter Mobilität ihre Reise durchführen kann.

d) Unbeschadet der Zuständigkeiten anderer Einrichtungen für Bereiche, die außerhalb des Bahn­
hofsgeländes liegen, legt der Bahnhofsbetreiber oder eine andere befugte Person Punkte innerhalb 
und außerhalb des Bahnhofs fest, an denen Personen mit Behinderungen und Personen mit 
eingeschränkter Mobilität ihre Ankunft am Bahnhof melden und gegebenenfalls Hilfe anfor­
dern können.

e) Eine Hilfeleistung wird dann erbracht, wenn die Person mit einer Behinderung oder die Person 
mit eingeschränkter Mobilität sich zu dem von dem die Hilfeleistung erbringenden Eisenbahn­
unternehmen oder Bahnhofsbetreiber festgelegten Zeitpunkt an dem festgelegten Ort einfindet. 
Der festgelegte Zeitpunkt darf höchstens 60 Minuten vor der fahrplanmäßigen Abfahrtzeit oder 
vor dem Zeitpunkt liegen, zu dem alle Fahrgäste ersucht werden, anwesend zu sein. Wenn 
kein Zeitpunkt festgelegt wurde, zu dem die Person mit einer Behinderung oder die Person 
mit eingeschränkter Mobilität sich einfinden soll, hat sich diese spätestens 30 Minuten vor der 
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fahrplanmäßigen Abfahrtzeit oder vor dem Zeitpunkt, zu dem alle Fahrgäste ersucht werden, 
anwesend zu sein, an dem festgelegten Ort einzufinden.

Entschädigung für Mobilitätshilfen oder sonstige spezielle Ausrüstungen
Haftet das Eisenbahnunternehmen für den vollständigen oder teilweisen Verlust oder die Beschädi­
gung von Mobilitätshilfen oder sonstigen speziellen Ausrüstungen, die von Personen mit Behinde­
rungen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität verwendet werden, so gilt keine Haftungsober­
grenze.

Kapitel VI
Sicherheit, Beschwerden und Qualität der Verkehrsdienste

Persönliche Sicherheit der Fahrgäste
1Im Einvernehmen mit den staatlichen Stellen ergreifen das Eisenbahnunternehmen, der Betreiber 
der Infrastruktur und der Bahnhofsbetreiber in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich geeignete 
Maßnahmen, um die persönliche Sicherheit der Fahrgäste in den Bahnhöfen und in den Zügen zu 
gewährleisten und Risikomanagement zu betreiben, und passen diese Maßnahmen an das von den 
staatlichen Stellen festgelegte Sicherheitsniveau an. 2Sie arbeiten zusammen und tauschen Informa­
tionen über bewährte Verfahren zur Verhinderung von Handlungen aus, die das Sicherheitsniveau 
beeinträchtigen können.

Beschwerden
(1) 1Die Eisenbahnunternehmen richten ein Verfahren zur Beschwerdebearbeitung im Zusammen­
hang mit den in dieser Verordnung festgelegten Rechten und Pflichten ein. 2Sie machen den Fahrgästen 
in weitem Umfang bekannt, wie diese mit der Beschwerdestelle in Verbindung treten können und 
welche Sprachen ihre Arbeitssprachen sind.
(2) 1Der Fahrgast kann seine Beschwerde bei jedem beteiligten Eisenbahnunternehmen einreichen. 
2Der Adressat der Beschwerde gibt innerhalb eines Monats eine mit Gründen versehene Antwort oder 
teilt – in begründeten Fällen – dem Fahrgast mit, wann innerhalb eines Zeitraums von höchstens drei 
Monaten ab dem Tag, an dem die Beschwerde vorgebracht wurde, mit einer Antwort zu rechnen ist.
(3) Das Eisenbahnunternehmen veröffentlicht in seinem in Artikel 28 genannten jährlichen Geschäfts­
bericht die Zahl und die Art der eingegangenen und der bearbeiteten Beschwerden, die Beantwor­
tungsdauer und durchgeführte Abhilfemaßnahmen.

Dienstqualitätsnormen
(1) 1Die Eisenbahnunternehmen legen Dienstqualitätsnormen fest und wenden ein Qualitätsmanage­
mentsystem zur Aufrechterhaltung der Dienstqualität an. 2Die Dienstqualitätsnormen haben min­
destens die in Anhang III aufgeführten Bereiche abzudecken.
(2) 1Die Eisenbahnunternehmen überwachen die eigene Leistung anhand der Dienstqualitätsnormen. 
2Die Eisenbahnunternehmen veröffentlichen jährlich zusammen mit ihrem Geschäftsbericht einen 
Bericht über die erreichte Dienstqualität. 3Die Berichte über die Dienstqualität sind auf den Internet­
seiten der Eisenbahnunternehmen zu veröffentlichen. 4Sie werden ferner über die Internetseite der 
Europäischen Eisenbahnagentur zugänglich gemacht.

Kapitel VII
Information und Durchsetzung

Information der Fahrgäste über ihre Rechte
(1) 1Beim Verkauf von Eisenbahnfahrkarten informieren Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber 
und Reiseveranstalter die Fahrgäste über ihre aus dieser Verordnung erwachsenden Rechte und 
Pflichten. 2Um dieser Informationspflicht nachzukommen, können die Eisenbahnunternehmen, 
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Bahnhofsbetreiber und Reiseveranstalter eine Zusammenfassung der Bestimmungen dieser Verord­
nung verwenden, die die Kommission in allen Amtssprachen der Organe der Europäischen Union 
erstellt und ihnen zur Verfügung stellt.
(2) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber unterrichten die Fahrgäste im Bahnhof und im 
Zug angemessen über die Kontaktdaten der gemäß Artikel 30 von den Mitgliedstaaten benannten 
Stelle oder Stellen.

Durchsetzung
(1)
1Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere für die Durchsetzung dieser Verordnung zuständige 
Stellen. 2Jede dieser Stellen ergreift die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Rechte 
der Fahrgäste gewahrt werden.
Jede Stelle ist in Aufbau, Finanzierung, Rechtsstruktur und Entscheidungsfindung von den Betreibern 
der Infrastruktur, den Entgelt erhebenden Stellen, den Zuweisungsstellen und den Eisenbahnunter­
nehmen unabhängig.
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemäß diesem Absatz benannte Stelle oder benannten 
Stellen und ihre jeweiligen Zuständigkeiten mit.
(2) Jeder Fahrgast kann bei der geeigneten nach Absatz 1 benannten Stelle oder jeder anderen geeig­
neten von einem Mitgliedstaat benannten Stelle Beschwerde über einen mutmaßlichen Verstoß gegen 
diese Verordnung einreichen.

Zusammenarbeit der Durchsetzungsstellen
1Die in Artikel 30 genannten Durchsetzungsstellen tauschen Informationen über ihre Arbeit und 
Entscheidungsgrundsätze und ‑praktiken aus, um die Entscheidungsgrundsätze gemeinschaftsweit zu 
koordinieren. 2Die Kommission unterstützt sie bei dieser Aufgabe.

Kapitel VIII
Schlussbestimmungen

Sanktionen
1Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen fest und treffen die zu 
ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. 2Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sein. 3Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften und Maß­
nahmen bis zum 3. Juni 2010 mit und melden ihr spätere Änderungen unverzüglich.

Anhänge
Die Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Verordnung durch Änderung 
der Anhänge dieser Verordnung, mit Ausnahme des Anhangs I, werden nach dem in Artikel 35 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.

Änderungsbestimmungen
(1) Die zur Durchführung der Artikel 2, 10 und 12 erforderlichen Maßnahmen zur Änderung nicht 
wesentlicher Bestimmungen dieser Verordnung durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 35 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.
(2) Die Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Verordnung durch infla­
tionsbezogene Anpassung der in ihr genannten Beträge, mit Ausnahme der Beträge in Anhang I, 
werden nach dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.
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Ausschussverfahren
(1) Die Kommission wird von dem in Artikel 11 a der Richtlinie 91/440/EWG eingesetzten Ausschuss 
unterstützt.
(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5 a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Berichterstattung
Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 3. Dezember 2012 über 
die Durchführung der Verordnung und deren Ergebnis, insbesondere bezüglich der Dienstqualitäts­
normen, Bericht.
1Dem Bericht werden die gemäß dieser Verordnung sowie gemäß Artikel 10 b der Richtlinie 
91/440/EWG erteilten Informationen zugrunde gelegt. 2Erforderlichenfalls werden dem Bericht 
geeignete Vorschläge beigefügt.

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt 24 Monate nach ihrer Veröffentlichung1 im Amtsblatt der Europäischen 
Union in Kraft.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Auszug aus den einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die 
internationale Eisenbahnbeförderung von Personen und Gepäck (CIV)

Anhang Azum Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 
1980, geändert durch das Protokoll vom 3. Juni 1999 betreffend die Änderung des Übereinkommens 
über den internationalen Eisenbahnverkehr

Titel II Abschluss und Ausführung des Beförderungsvertrages

Beförderungsvertrag
(1) Durch den Beförderungsvertrag wird der Beförderer verpflichtet, den Reisenden sowie gegebenen­
falls Reisegepäck und Fahrzeuge zum Bestimmungsort zu befördern und das Reisegepäck und die 
Fahrzeuge am Bestimmungsort auszuliefern.
(2) 1Der Beförderungsvertrag ist in einem oder mehreren Beförderungsausweisen festzuhalten, die 
dem Reisenden auszuhändigen sind. 2Unbeschadet des Artikels 9 berührt jedoch das Fehlen, die 
Mangelhaftigkeit oder der Verlust des Beförderungsausweises weder den Bestand noch die Gültigkeit 
des Vertrags, der weiterhin diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegt.
(3) Der Beförderungsausweis dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis für den Abschluss und 
den Inhalt des Beförderungsvertrages.

Beförderungsausweis
(1) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen bestimmen Form und Inhalt der Beförderungs­
ausweise sowie die Sprache und die Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfüllen zu ver­
wenden sind.
(2) In den Beförderungsausweis sind mindestens einzutragen:
a) der Beförderer oder die Beförderer;
b) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt; dies kann durch die Abkürzung CIV geschehen;
c) jede andere Angabe, die notwendig ist, Abschluss und Inhalt des Beförderungsvertrages zu 

beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus diesem Vertrag geltend zu machen.
(3) Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Beförderungsausweises zu vergewissern, ob 
dieser seinen Angaben gemäß ausgestellt ist.

Artikel 35

Artikel 36

Artikel 37

Anhang I

Artikel 6

Artikel 7

1 Veröffentlicht am 3.12.2007.
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(4) Der Beförderungsausweis ist übertragbar, wenn er nicht auf den Namen lautet und die Reise noch 
nicht angetreten ist.
(5) 1Der Beförderungsausweis kann auch in elektronischen Datenaufzeichnungen bestehen, die 
in lesbare Schriftzeichen umwandelbar sind. 2Die zur Aufzeichnung und Verarbeitung der Daten 
verwendeten Verfahren müssen, insbesondere hinsichtlich der Beweiskraft des verkörperten Beförde­
rungsausweises, funktional gleichwertig sein.

Zahlung und Erstattung des Beförderungspreises
(1) Soweit zwischen dem Reisenden und dem Beförderer nichts anderes vereinbart ist, ist der 
Beförderungspreis im Voraus zu zahlen.
(2) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen legen die Bedingungen fest, unter denen ein Beförde­
rungspreis zu erstatten ist.

Berechtigung zur Fahrt. Ausschluss von der Beförderung
(1) 1Der Reisende muss vom Beginn der Reise an mit einem gültigen Beförderungsausweis versehen 
sein und ihn bei der Prüfung der Beförderungsausweise vorzeigen. 2Die Allgemeinen Beförderungsbe­
dingungen können vorsehen,
a) dass ein Reisender, der keinen gültigen Beförderungsausweis vorzeigt, außer dem Beförderungs­

preis einen Zuschlag zu zahlen hat;
b) dass ein Reisender, der die sofortige Zahlung des Beförderungspreises oder des Zuschlages 

verweigert, von der Beförderung ausgeschlossen werden kann;
c) ob und unter welchen Bedingungen ein Zuschlag zu erstatten ist.
(2) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen können vorsehen, dass Reisende, die
a) eine Gefahr für die Sicherheit und Ordnung des Betriebes oder für die Sicherheit der Mitrei­

senden darstellen,
b) die Mitreisenden in unzumutbarer Weise belästigen,
von der Beförderung ausgeschlossen sind oder unterwegs davon ausgeschlossen werden können, 
und dass diese Personen keinen Anspruch auf Erstattung des Beförderungspreises und der Gepäck­
fracht haben.

Erfüllung verwaltungsbehördlicher Vorschriften
Der Reisende hat die zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften zu erfüllen.

Ausfall und Verspätung eines Zuges. Anschlussversäumnis
Der Beförderer hat gegebenenfalls den Ausfall des Zuges oder das Versäumnis des Anschlusses auf 
dem Beförderungsausweis zu bescheinigen.

Titel III Beförderung von Handgepäck, Tieren, Reisegepäck und Fahrzeugen
Kapitel I

Gemeinsame Bestimmungen

Zugelassene Gegenstände und Tiere
(1) 1Der Reisende darf leicht tragbare Gegenstände (Handgepäck) und lebende Tiere gemäß den 
Allgemeinen Beförderungsbedingungen mitnehmen. 2Der Reisende darf darüber hinaus sperrige 
Gegenstände gemäß den besonderen Bestimmungen in den Allgemeinen Beförderungsbedingungen 
mitnehmen. 3Gegenstände und Tiere, die andere Reisende behindern oder belästigen oder Schäden 
verursachen können, dürfen nicht mitgenommen werden.
(2) Der Reisende kann Gegenstände und Tiere gemäß den Allgemeinen Beförderungsbedingungen als 
Reisegepäck aufgeben.

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 12  Zugelassene Gegenstände und Tiere
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(3) Der Beförderer kann aus Anlass einer Personenbeförderung Fahrzeuge gemäß den besonderen 
Bestimmungen in den Allgemeinen Beförderungsbedingungen zur Beförderung zulassen.
(4) Die Beförderung gefährlicher Güter als Handgepäck, Reisegepäck sowie in oder auf Fahrzeugen, 
die gemäß diesem Titel auf der Schiene befördert werden, ist nur gemäß der Ordnung für die 
internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) zugelassen.

Nachprüfung
(1) 1Der Beförderer ist berechtigt, bei begründeter Vermutung einer Nichtbeachtung der Beför­
derungsbedingungen nachzuprüfen, ob die beförderten Gegenstände (Handgepäck, Reisegepäck, 
Fahrzeuge einschließlich Ladung) und Tiere den Beförderungsbedingungen entsprechen, wenn es 
die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem die Nachprüfung stattfinden soll, nicht verbieten. 
2Der Reisende ist einzuladen, der Nachprüfung beizuwohnen. 3Erscheint er nicht oder ist er nicht zu 
erreichen, so hat der Beförderer zwei unabhängige Zeugen beizuziehen.
(2) Wird festgestellt, dass die Beförderungsbedingungen nicht beachtet wurden, so kann der Beför­
derer vom Reisenden die Zahlung der Kosten der Nachprüfung verlangen.

Erfüllung verwaltungsbehördlicher Vorschriften
1Bei der Beförderung von Gegenständen (Handgepäck, Reisegepäck, Fahrzeuge einschließlich 
Ladung) und Tieren aus Anlass seiner Beförderung hat der Reisende die zoll- oder sonstigen 
verwaltungsbehördlichen Vorschriften zu erfüllen. 2Er hat der Untersuchung dieser Gegenstände 
beizuwohnen, soweit die Gesetze und Vorschriften jedes Staates keine Ausnahme vorsehen.

Kapitel II
Handgepäck und Tiere

Beaufsichtigung
Das Handgepäck und mitgenommene Tiere sind vom Reisenden zu beaufsichtigen.

Kapitel III
Reisegepäck

Gepäckaufgabe
(1) Die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung von Reisegepäck sind in einem Gepäckschein 
festzuhalten, der dem Reisenden auszuhändigen ist.
(2) Unbeschadet des Artikels 22 berührt das Fehlen, die Mangelhaftigkeit oder der Verlust des 
Gepäckscheins weder den Bestand noch die Gültigkeit der Vereinbarungen über die Beförderung des 
Reisegepäcks, die weiterhin diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegen.
(3) Der Gepäckschein dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis für die Aufgabe des 
Reisegepäcks und die Bedingungen seiner Beförderung.
(4) Es wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass das Reisegepäck bei der Übernahme 
durch den Beförderer äußerlich in gutem Zustande war und dass die Anzahl und die Masse der 
Gepäckstücke mit den Angaben im Gepäckschein übereinstimmten.

Gepäckschein
(1) 1Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen legen Form und Inhalt des Gepäckscheins sowie die 
Sprache und die Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfüllen zu verwenden sind, fest. 
2Artikel 7 Absatz 5 gilt entsprechend.

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 17  Gepäckschein
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(2) In den Gepäckschein sind mindestens einzutragen:
a) der Beförderer oder die Beförderer;
b) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt; dies kann durch die Abkürzung CIV geschehen;
c) jede andere Angabe, die notwendig ist, die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung des Reise­

gepäcks zu beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus dem Beförderungsvertrag 
geltend zu machen.

(3) Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Gepäckscheins zu vergewissern, ob dieser seinen 
Angaben gemäß ausgestellt ist.

Abfertigung und Beförderung
(1) 1Soweit die Allgemeinen Beförderungsbedingungen keine Ausnahme vorsehen, wird Reisegepäck 
nur gegen Vorzeigen eines mindestens bis zum Bestimmungsort des Reisegepäcks gültigen Beförde­
rungsausweises abgefertigt. 2Im Übrigen erfolgt die Abfertigung des Reisegepäcks nach den am 
Aufgabeort geltenden Vorschriften.
(2) Lassen die Allgemeinen Beförderungsbedingungen die Annahme von Reisegepäck zur Beförde­
rung ohne Vorzeigen eines Beförderungsausweises zu, so gelten hinsichtlich des Reisegepäcks die 
Bestimmungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften über die Rechte und Pflichten des Reisenden 
sinngemäß für den Absender von Reisegepäck.
(3) Der Beförderer kann das Reisegepäck mit einem anderen Zug oder mit einem anderen Beförde­
rungsmittel und über einen anderen Weg befördern, als sie vom Reisenden benutzt werden.

Zahlung der Gepäckfracht
Ist zwischen dem Reisenden und dem Beförderer nichts anderes vereinbart, ist die Gepäckfracht bei 
der Aufgabe zu zahlen.

Kennzeichnung des Reisegepäcks
Der Reisende hat auf jedem Gepäckstück, an gut sichtbarer Stelle, haltbar und deutlich anzugeben:
a) seinen Namen und seine Anschrift,
b) den Bestimmungsort.

Verfügungsrecht über das Reisegepäck
(1) Wenn es die Umstände gestatten und keine zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vor­
schriften entgegenstehen, kann der Reisende gegen Rückgabe des Gepäckscheins und, wenn es die 
Allgemeinen Beförderungsbedingungen vorsehen, gegen Vorzeigen des Beförderungsausweises die 
Rückgabe des Gepäcks am Aufgabeort verlangen.
(2) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen können andere Bestimmungen betreffend das Ver­
fügungsrecht vorsehen, insbesondere die Änderung des Bestimmungsortes und allfällige damit 
zusammenhängende Kostenfolgen für den Reisenden.

Auslieferung
(1)
Das Reisegepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckscheins und gegen Zahlung der gegebenenfalls die 
Sendung belastenden Kosten ausgeliefert.
Der Beförderer ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, nachzuprüfen, ob der Inhaber des Gepäckscheins 
berechtigt ist, das Reisegepäck in Empfang zu nehmen.
(2) Der Auslieferung an den Inhaber des Gepäckscheins stehen gleich eine gemäß den am Bestim­
mungsort geltenden Vorschriften erfolgte
a) Übergabe des Reisegepäcks an die Zoll- oder Steuerverwaltung in deren Abfertigungs- oder 

Lagerräumen, wenn diese nicht unter der Obhut des Beförderers stehen,
b) Übergabe von lebenden Tieren an einen Dritten zur Verwahrung.

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22

Artikel 22  Auslieferung
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(3) Der Inhaber des Gepäckscheins kann am Bestimmungsort die Auslieferung des Reisegepäcks 
verlangen, sobald die vereinbarte und die gegebenenfalls zur Abfertigung durch die Zoll- oder 
sonstigen Verwaltungsbehörden erforderliche Zeit abgelaufen ist.
(4) Wird der Gepäckschein nicht zurückgegeben, so braucht der Beförderer das Reisegepäck nur 
demjenigen auszuliefern, der seine Berechtigung nachweist; bei unzureichendem Nachweis kann der 
Beförderer eine Sicherheitsleistung verlangen.
(5) Das Reisegepäck ist an dem Bestimmungsort auszuliefern, nach dem es abgefertigt worden ist.
(6) Der Inhaber des Gepäckscheins, dem das Reisegepäck nicht ausgeliefert wird, kann verlangen, 
dass ihm auf dem Gepäckschein Tag und Stunde bescheinigt werden, zu denen er die Auslieferung 
gemäß Absatz 3 verlangt hat.
(7) Leistet der Beförderer dem Verlangen des Berechtigten, das Reisegepäck in seiner Gegenwart 
nachzuprüfen, um einen von ihm behaupteten Schaden festzustellen, nicht Folge, so kann der 
Berechtigte die Annahme des Reisegepäcks verweigern.
(8) Im Übrigen erfolgt die Auslieferung des Reisegepäcks gemäß den am Bestimmungsort gel­
tenden Vorschriften.

Kapitel IV
Fahrzeuge

Beförderungsbedingungen
Die besonderen Bestimmungen über die Beförderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen Beför­
derungsbedingungen legen insbesondere die Bedingungen für die Annahme zur Beförderung, die 
Abfertigung, das Verladen und die Beförderung, das Entladen und die Auslieferung sowie die 
Verpflichtungen des Reisenden fest.

Beförderungsschein
(1) 1Die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung von Fahrzeugen sind in einem Beförderungsschein 
festzuhalten, der dem Reisenden auszuhändigen ist. 2Der Beförderungsschein kann Teil des Beförde­
rungsausweises des Reisenden sein.
(2) 1Die besonderen Bestimmungen über die Beförderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen Beför­
derungsbedingungen legen Form und Inhalt des Beförderungsscheins sowie die Sprache und die 
Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfüllen zu verwenden sind, fest. 2Artikel 7 Absatz 5 gilt 
entsprechend.
(3) In den Beförderungsschein sind mindestens einzutragen:
a) der Beförderer oder die Beförderer;
b) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt; dies kann durch die Abkürzung CIV geschehen;
c) jede andere Angabe, die notwendig ist, die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung der Fahr­

zeuge zu beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus dem Beförderungsvertrag 
geltend zu machen.

(4) Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Beförderungsscheins zu vergewissern, ob dieser 
seinen Angaben gemäß ausgestellt ist.

Anwendbares Recht
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Fahrzeuge die Bestimmungen des Kapitels 
III über die Beförderung von Reisegepäck.

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 25  Anwendbares Recht
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Titel IV Haftung des Beförderers
Kapitel I

Haftung bei Tötung und Verletzung von Reisenden

Haftungsgrund
(1) Der Beförderer haftet für den Schaden, der dadurch entsteht, dass der Reisende durch einen 
Unfall im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb während seines Aufenthaltes in den Eisenbahn­
wagen oder beim Ein- oder Aussteigen getötet, verletzt oder sonst in seiner körperlichen oder in 
seiner geistigen Gesundheit beeinträchtigt wird, unabhängig davon, welche Eisenbahninfrastruktur 
benutzt wird.
(2) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit,
a) wenn der Unfall durch außerhalb des Eisenbahnbetriebes liegende Umstände verursacht worden 

ist und der Beförderer diese Umstände trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen 
Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen nicht abwenden konnte;

b) soweit der Unfall auf ein Verschulden des Reisenden zurückzuführen ist;
c) wenn der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zurückzuführen ist und der Beförderer dieses Ver­

halten trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und dessen 
Folgen nicht abwenden konnte; ein anderes Unternehmen, das dieselbe Eisenbahninfrastruktur 
benutzt, gilt nicht als Dritter; Rückgriffsrechte bleiben unberührt.

(3) Ist der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zurückzuführen und ist der Beförderer gleichwohl 
von seiner Haftung nicht gemäß Absatz 2 Buchstabe c ganz befreit, so haftet er unter den Beschrän­
kungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften voll, unbeschadet eines etwaigen Rückgriffsrechtes 
gegen den Dritten.
(4) Eine etwaige Haftung des Beförderers in den in Absatz 1 nicht vorgesehenen Fällen wird durch 
diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nicht berührt.
(5) 1Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Beförderungsvertrages ist, von aufeinan­
derfolgenden Beförderern ausgeführt, so haftet bei Tötung und Verletzung von Reisenden derjenige 
Beförderer, der die Beförderungsleistung, bei der sich der Unfall ereignet hat, gemäß Beförderungs­
vertrag zu erbringen hatte. 2Wurde diese Beförderungsleistung nicht vom Beförderer, sondern von 
einem ausführenden Beförderer erbracht, haften beide als Gesamtschuldner nach diesen Einheitli­
chen Rechtsvorschriften.

Schadensersatz bei Tötung
(1) Bei Tötung des Reisenden umfasst der Schadensersatz:
a) die infolge des Todes des Reisenden entstandenen notwendigen Kosten, insbesondere für die 

Überführung und die Bestattung;
b) bei nicht sofortigem Eintritt des Todes den in Artikel 28 vorgesehenen Schadensersatz.
(2) 1Haben durch den Tod des Reisenden Personen, denen gegenüber er kraft Gesetzes unterhalts­
pflichtig war oder zukünftig unterhaltspflichtig geworden wäre, den Versorger verloren, so ist auch 
für diesen Verlust Ersatz zu leisten. 2Der Schadensersatzanspruch von Personen, denen der Reisende 
ohne gesetzliche Verpflichtung Unterhalt gewährt hat, richtet sich nach Landesrecht.

Schadensersatz bei Verletzung
Bei Verletzung oder sonstiger Beeinträchtigung der körperlichen oder der geistigen Gesundheit des 
Reisenden umfasst der Schadensersatz:
a) die notwendigen Kosten, insbesondere für Heilung und Pflege sowie für die Beförderung;
b) den Vermögensnachteil, den der Reisende durch gänzliche oder teilweise Arbeitsunfähigkeit oder 

durch eine Vermehrung seiner Bedürfnisse erleidet.

Ersatz anderer Personenschäden
Ob und inwieweit der Beförderer bei Personenschäden für andere als die in Artikel 27 und 28 vor­
gesehenen Schäden Ersatz zu leisten hat, richtet sich nach Landesrecht.

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 29  Ersatz anderer Personenschäden
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Form und Höhe des Schadensersatzes bei Tötung und Verletzung
(1) 1Der in Artikel 27 Absatz 2 und in Artikel 28 Buchstabe b vorgesehene Schadensersatz ist in Form 
eines Kapitalbetrages zu leisten. 2Ist jedoch nach Landesrecht die Zuerkennung einer Rente zulässig, 
so wird der Schadensersatz in dieser Form geleistet, wenn der verletzte Reisende oder die gemäß 
Artikel 27 Absatz 2 Anspruchsberechtigten die Zahlung einer Rente verlangen.
(2) 1Die Höhe des gemäß Absatz 1 zu leistenden Schadensersatzes richtet sich nach Landesrecht. 2Es 
gilt jedoch bei Anwendung dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften für jeden Reisenden eine Höchst­
grenze von 175 000 Rechnungseinheiten für den Kapitalbetrag oder eine diesem Betrag entsprechende 
Jahresrente, sofern das Landesrecht eine niedrigere Höchstgrenze vorsieht.

Andere Beförderungsmittel
(1) Die Bestimmungen über die Haftung bei Tötung und Verletzung von Reisenden sind, vorbehaltlich 
des Absatzes 2, nicht auf Schäden anzuwenden, die während einer Beförderung entstehen, die gemäß 
Beförderungsvertrag nicht auf der Schiene erfolgt.
(2) Werden jedoch Eisenbahnwagen auf einem Fährschiff befördert, so sind die Bestimmungen über 
die Haftung bei Tötung und Verletzung von Reisenden auf die durch Artikel 26 Absatz 1 und 
Artikel 33 Absatz 1 erfassten Schäden anzuwenden, die der Reisende durch Unfall im Zusammen­
hang mit dem Eisenbahnbetrieb während seines Aufenthaltes in diesen Wagen, beim Einsteigen in die 
Wagen oder beim Aussteigen aus den Wagen erleidet.
(3) Wenn der Eisenbahnbetrieb infolge außerordentlicher Umstände vorübergehend unterbrochen ist 
und die Reisenden mit einem anderen Beförderungsmittel befördert werden, haftet der Beförderer 
gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften.

Kapitel II
Haftung bei Nichteinhaltung des Fahrplans

Haftung bei Ausfall, Verspätung und Anschlussversäumnis
(1) 1Der Beförderer haftet dem Reisenden für den Schaden, der dadurch entsteht, dass die Reise wegen 
Ausfall, Verspätung oder Versäumnis des Anschlusses nicht am selben Tag fortgesetzt werden kann 
oder dass unter den gegebenen Umständen eine Fortsetzung am selben Tag nicht zumutbar ist. 2Der 
Schadensersatz umfasst die dem Reisenden im Zusammenhang mit der Übernachtung und mit der 
Benachrichtigung der ihn erwartenden Personen entstandenen angemessenen Kosten.
(2) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, wenn der Ausfall, die Verspätung oder das 
Anschlussversäumnis auf eine der folgenden Ursachen zurückzuführen ist:
a) außerhalb des Eisenbahnbetriebes liegende Umstände, die der Beförderer trotz Anwendung 

der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht 
abwenden konnte,

b) Verschulden des Reisenden oder
c) Verhalten eines Dritten, das der Beförderer trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen 

Sorgfalt nicht vermeiden und dessen Folgen er nicht abwenden konnte; ein anderes Unternehmen, 
das dieselbe Eisenbahninfrastruktur benutzt, gilt nicht als Dritter; Rückgriffsrechte bleiben unbe­
rührt.

(3) 1Ob und inwieweit der Beförderer für andere als die in Absatz 1 vorgesehenen Schäden Ersatz zu 
leisten hat, richtet sich nach Landesrecht. 2Artikel 44 bleibt unberührt.

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 32

Artikel 32  Haftung bei Ausfall, Verspätung und Anschlussversäumnis
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Kapitel III
Haftung für Handgepäck, Tiere, Reisegepäck und Fahrzeuge

Abschnitt 1  Handgepäck und Tiere

Haftung
(1) 1Bei Tötung und Verletzung von Reisenden haftet der Beförderer auch für den Schaden, der durch 
gänzlichen oder teilweisen Verlust oder durch Beschädigung von Sachen entsteht, die der Reisende an 
sich trägt oder als Handgepäck mit sich führt; dies gilt auch für Tiere, die der Reisende mit sich führt. 
2Artikel 26 findet entsprechende Anwendung.
(2) 1Im Übrigen haftet der Beförderer für Schäden wegen gänzlichen oder teilweisen Verlusts oder 
wegen Beschädigung von Sachen, Handgepäck oder Tieren, zu deren Beaufsichtigung der Reisende 
gemäß Artikel 15 verpflichtet ist, nur dann, wenn den Beförderer ein Verschulden trifft. 2Die übrigen 
Artikel des Titels IV, mit Ausnahme des Artikels 51, und der Titel VI finden in diesem Fall keine 
Anwendung.

Beschränkung des Schadensersatzes bei Verlust oder Beschädigung von Sachen
Haftet der Beförderer gemäß Artikel 33 Absatz 1, so hat er Schadensersatz bis zu einer Höchstgrenze 
von 1 400 Rechnungseinheiten für jeden Reisenden zu leisten.

Ausschluss der Haftung
Der Beförderer haftet dem Reisenden gegenüber nicht für den Schaden, der dadurch entsteht, 
dass der Reisende seinen Verpflichtungen gemäß den zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen 
Vorschriften nicht nachgekommen ist.

Abschnitt 2  Reisegepäck

Haftungsgrund
(1) Der Beförderer haftet für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweisen Verlust oder durch 
Beschädigung des Reisegepäcks in der Zeit von der Übernahme durch den Beförderer bis zur 
Auslieferung sowie durch verspätete Auslieferung entsteht.
(2) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder die 
verspätete Auslieferung durch ein Verschulden des Reisenden, eine nicht vom Beförderer verschuldete 
Anweisung des Reisenden, besondere Mängel des Reisegepäcks oder durch Umstände verursacht 
worden ist, welche der Beförderer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte.
(3) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust oder die Beschädigung aus der 
mit einer oder mehreren der folgenden Tatsachen verbundenen besonderen Gefahr entstanden ist:
a) Fehlen oder Mängel der Verpackung;
b) natürliche Beschaffenheit des Reisegepäcks;
c) Aufgabe von Gegenständen als Reisegepäck, die von der Beförderung ausgeschlossen sind.

Beweislast
(1) Der Beweis, dass der Verlust, die Beschädigung oder die verspätete Auslieferung durch eine der 
in Artikel 36 Absatz 2 erwähnten Tatsachen verursacht worden ist, obliegt dem Beförderer.
(2) 1Legt der Beförderer dar, dass der Verlust oder die Beschädigung nach den Umständen des Falles 
aus einer oder mehreren der in Artikel 36 Absatz 3 erwähnten besonderen Gefahren entstehen 
konnte, so wird vermutet, dass der Schaden daraus entstanden ist. 2Der Berechtigte hat jedoch das 
Recht, nachzuweisen, dass der Schaden nicht oder nicht ausschließlich aus einer dieser Gefahren ent­
standen ist.

Artikel 33

Artikel 34

Artikel 35
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Aufeinanderfolgende Beförderer
1Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Beförderungsvertrages ist, von mehreren 
aufeinanderfolgenden Beförderern durchgeführt, so tritt jeder Beförderer dadurch, dass er das 
Reisegepäck mit dem Gepäckschein oder das Fahrzeug mit dem Beförderungsschein übernimmt, 
hinsichtlich der Beförderung von Reisegepäck oder von Fahrzeugen in den Beförderungsvertrag nach 
Maßgabe des Gepäckscheins oder des Beförderungsscheins ein und übernimmt die sich daraus erge­
benden Verpflichtungen. 2In diesem Falle haftet jeder Beförderer für die Ausführung der Beförderung 
auf der ganzen Strecke bis zur Auslieferung.

Ausführender Beförderer
(1) Hat der Beförderer die Durchführung der Beförderung ganz oder teilweise einem ausführenden 
Beförderer übertragen, gleichviel, ob er aufgrund des Beförderungsvertrages dazu berechtigt war oder 
nicht, so bleibt der Beförderer dennoch für die gesamte Beförderung verantwortlich.
(2) 1Alle für die Haftung des Beförderers maßgeblichen Bestimmungen dieser Einheitlichen Rechts­
vorschriften gelten auch für die Haftung des ausführenden Beförderers für die von ihm durchgeführte 
Beförderung. 2Artikel 48 und Artikel 52 sind anzuwenden, wenn ein Anspruch gegen die Bediens­
teten und anderen Personen, deren sich der ausführende Beförderer bei der Durchführung der Beför­
derung bedient, geltend gemacht wird.
(3) 1Eine besondere Vereinbarung, wonach der Beförderer Verpflichtungen übernimmt, die ihm nicht 
durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auferlegt werden, oder auf Rechte verzichtet, die ihm 
durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gewährt werden, berührt den ausführenden Beförderer 
nur, wenn er dem ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. 2Unabhängig davon, ob der ausführende 
Beförderer eine solche Zustimmung erklärt hat, bleibt der Beförderer an die sich aus einer solchen 
besonderen Vereinbarung ergebenden Verpflichtungen oder Verzichtserklärungen gebunden.
(4) Wenn und soweit sowohl der Beförderer als auch der ausführende Beförderer haften, haften sie 
als Gesamtschuldner.
(5) Der Gesamtbetrag der Entschädigung, der von dem Beförderer, dem ausführenden Beförderer 
sowie ihren Bediensteten und anderen Personen, deren sie sich bei der Durchführung der Beförderung 
bedienen, erlangt werden kann, übersteigt nicht die in diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Höchstbeträge.
(6) Dieser Artikel lässt die Rechte des Beförderers und des ausführenden Beförderers, untereinander 
Rückgriff zu nehmen, unberührt.

Vermutung für den Verlust
(1) Der Berechtigte kann ein Gepäckstück ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, wenn es 
nicht binnen 14 Tagen, nachdem seine Auslieferung gemäß Artikel 22 Absatz 3 verlangt wurde, aus­
geliefert oder zu seiner Verfügung bereitgestellt worden ist.
(2) Wird ein für verloren gehaltenes Gepäckstück binnen einem Jahr nach dem Verlangen auf 
Auslieferung wieder aufgefunden, so hat der Beförderer den Berechtigten zu benachrichtigen, wenn 
seine Anschrift bekannt ist oder sich ermitteln lässt.
(3) 1Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nachricht gemäß Absatz 2 verlangen, 
dass ihm das Gepäckstück ausgeliefert wird. 2In diesem Fall hat er die Kosten für die Beförderung 
des Gepäckstückes vom Aufgabeort bis zum Ort zu zahlen, an dem das Gepäckstück ausgeliefert wird, 
und die erhaltene Entschädigung, gegebenenfalls abzüglich der in dieser Entschädigung enthaltenen 
Kosten, zurückzuzahlen. 3Er behält jedoch seine Ansprüche auf Entschädigung wegen verspäteter 
Auslieferung gemäß Artikel 43.
(4) Wird das wiederaufgefundene Gepäckstück nicht binnen der in Absatz 3 vorgesehenen Frist 
zurückverlangt oder wird es später als ein Jahr nach dem Verlangen auf Auslieferung wiederaufge­
funden, so verfügt der Beförderer darüber gemäß den am Ort, an dem sich das Gepäckstück befindet, 
geltenden Gesetzen und Vorschriften.

Artikel 38
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Entschädigung bei Verlust
(1)
Bei gänzlichem oder teilweisem Verlust des Reisegepäcks hat der Beförderer ohne weiteren Schadens­
ersatz zu zahlen:
a) wenn die Höhe des Schadens nachgewiesen ist, eine Entschädigung in dieser Höhe, die jedoch 80 

Rechnungseinheiten je fehlendes Kilogramm Bruttomasse oder 1 200 Rechnungseinheiten je 
Gepäckstück nicht übersteigt;

b) wenn die Höhe des Schadens nicht nachgewiesen ist, eine Pauschalentschädigung von 20 Rech­
nungseinheiten je fehlendes Kilogramm Bruttomasse oder von 300 Rechnungseinheiten je Gepäck­
stück.

Die Art der Entschädigung, je fehlendes Kilogramm oder je Gepäckstück, wird in den Allgemeinen 
Beförderungsbedingungen festgelegt.
(2) Der Beförderer hat außerdem Gepäckfracht und sonstige im Zusammenhang mit der Beförderung 
des verlorenen Gepäckstückes gezahlte Beträge sowie bereits entrichtete Zölle und Verbrauchsab­
gaben zu erstatten.

Entschädigung bei Beschädigung
(1) Bei Beschädigung des Reisegepäcks hat der Beförderer ohne weiteren Schadensersatz eine 
Entschädigung zu zahlen, die der Wertminderung des Reisegepäcks entspricht.
(2) Die Entschädigung übersteigt nicht,
a) wenn das gesamte Reisegepäck durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der bei 

gänzlichem Verlust zu zahlen wäre;
b) wenn nur ein Teil des Reisegepäcks durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der bei 

Verlust des entwerteten Teiles zu zahlen wäre.

Entschädigung bei verspäteter Auslieferung
(1)
Bei verspäteter Auslieferung des Reisegepäcks hat der Beförderer für je angefangene 24 Stunden seit 
dem Verlangen auf Auslieferung, höchstens aber für 14 Tage, zu zahlen:
a) wenn der Berechtigte nachweist, dass daraus ein Schaden, einschließlich einer Beschädigung, 

entstanden ist, eine Entschädigung in der Höhe des Schadens bis zu einem Höchstbetrag von 0,80 
Rechnungseinheiten je Kilogramm Bruttomasse oder von 14 Rechnungseinheiten je Stück des 
verspätet ausgelieferten Reisegepäcks;

b) wenn der Berechtigte nicht nachweist, dass daraus ein Schaden entstanden ist, eine Pauschalent­
schädigung von 0,14 Rechnungseinheiten je Kilogramm Bruttomasse oder von 2,80 Rechnungs­
einheiten je Stück des verspätet ausgelieferten Reisegepäcks.

Die Art der Entschädigung, je Kilogramm oder je Gepäckstück, wird in den Allgemeinen Beförde­
rungsbedingungen festgelegt.
(2) Bei gänzlichem Verlust des Reisegepäcks wird die Entschädigung gemäß Absatz 1 nicht neben der 
Entschädigung gemäß Artikel 41 geleistet.
(3) Bei teilweisem Verlust des Reisegepäcks wird die Entschädigung gemäß Absatz 1 für den nicht 
verlorenen Teil geleistet.
(4) Bei einer Beschädigung des Reisegepäcks, die nicht Folge der verspäteten Auslieferung ist, wird 
die Entschädigung gemäß Absatz 1 gegebenenfalls neben der Entschädigung gemäß Artikel 42 
geleistet.
(5) In keinem Fall ist die Entschädigung gemäß Absatz 1 zuzüglich der Entschädigungen gemäß 
Artikel 41 und 42 insgesamt höher als die Entschädigung bei gänzlichem Verlust des Reisegepäcks.

Artikel 41

Artikel 42

Artikel 43
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Abschnitt 3  Fahrzeuge

Entschädigung bei Verspätung
(1) Wird ein Fahrzeug aus einem vom Beförderer zu vertretenden Umstand verspätet verladen oder 
wird es verspätet ausgeliefert, so hat der Beförderer, wenn der Berechtigte nachweist, dass daraus 
ein Schaden entstanden ist, eine Entschädigung zu zahlen, deren Betrag den Beförderungspreis 
nicht übersteigt.
(2) 1Ergibt sich bei der Verladung aus einem vom Beförderer zu vertretenden Umstand eine Verspä­
tung und verzichtet der Berechtigte deshalb auf die Durchführung des Beförderungsvertrages, so 
wird ihm der Beförderungspreis erstattet. 2Weist er nach, dass aus dieser Verspätung ein Schaden ent­
standen ist, so kann er außerdem eine Entschädigung verlangen, deren Betrag den Beförderungspreis 
nicht übersteigt.

Entschädigung bei Verlust
1Bei gänzlichem oder teilweisem Verlust eines Fahrzeugs wird die dem Berechtigten für den nachge­
wiesenen Schaden zu zahlende Entschädigung nach dem Zeitwert des Fahrzeugs berechnet. 2Sie 
beträgt höchstens 8 000 Rechnungseinheiten. 3Ein Anhänger gilt mit oder ohne Ladung als ein selbst­
ständiges Fahrzeug.

Haftung hinsichtlich anderer Gegenstände
(1) 1Hinsichtlich der im Fahrzeug untergebrachten Gegenstände oder der Gegenstände, die sich in 
Behältnissen (z.B. Gepäckbehältern oder Skiboxen) befinden, die fest am Fahrzeug angebracht sind, 
haftet der Beförderer nur für Schäden, die auf sein Verschulden zurückzuführen sind. 2Die Gesam­
tentschädigung beträgt höchstens 1 400 Rechnungseinheiten.
(2) Für Gegenstände, die außen am Fahrzeug befestigt sind, einschließlich der Behältnisse gemäß 
Absatz 1, haftet der Beförderer nur, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden auf eine Handlung 
oder Unterlassung des Beförderers zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen 
Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher 
Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.

Anwendbares Recht
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für Fahrzeuge die Bestimmungen des 
Abschnitts 2 über die Haftung für Reisegepäck.

Kapitel IV
Gemeinsame Bestimmungen

Verlust des Rechtes auf Haftungsbeschränkung
Die in diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Haftungsbeschränkungen sowie die 
Bestimmungen des Landesrechtes, die den Schadensersatz auf einen festen Betrag begrenzen, finden 
keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden auf eine Handlung oder Unterlassung 
des Beförderers zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizu­
führen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit 
Wahrscheinlichkeit eintreten werde.

Umrechnung und Verzinsung
(1) Müssen bei der Berechnung der Entschädigung in ausländischer Währung ausgedrückte Beträge 
umgerechnet werden, so sind sie nach dem Kurs am Tag und am Ort der Zahlung der Entschädi­
gung umzurechnen.

Artikel 44
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(2) Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von fünf Prozent jährlich beanspru­
chen, und zwar vom Tag der Reklamation gemäß Artikel 55 oder, wenn keine Reklamation voran­
gegangen ist, vom Tag der Klageerhebung an.
(3) Für Entschädigungen gemäß Artikel 27 und 28 laufen jedoch die Zinsen erst von dem Tag an, an 
dem die für die Bemessung der Höhe der Entschädigung maßgebenden Umstände eingetreten sind, 
wenn dieser Tag später liegt als derjenige der Reklamation oder der Klageerhebung.
(4) Bei Reisegepäck können die Zinsen nur beansprucht werden, wenn die Entschädigung 16 
Rechnungseinheiten je Gepäckschein übersteigt.
(5) Legt der Berechtigte dem Beförderer bei Reisegepäck die zur abschließenden Behandlung der 
Reklamation erforderlichen Belege nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist vor, so ist 
der Lauf der Zinsen vom Ablauf dieser Frist an bis zur Übergabe dieser Belege gehemmt.

Haftung bei nuklearem Ereignis
Der Beförderer ist von der ihm gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften obliegenden Haftung 
befreit, wenn der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht worden ist und wenn gemäß den 
Gesetzen und Vorschriften eines Staates über die Haftung auf dem Gebiet der Kernenergie der Inhaber 
einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen Schaden haftet.

Personen, für die der Beförderer haftet
1Der Beförderer haftet für seine Bediensteten und für andere Personen, deren er sich bei der 
Durchführung der Beförderung bedient, soweit diese Bediensteten und anderen Personen in Ausübung 
ihrer Verrichtungen handeln. 2Die Betreiber der Eisenbahninfrastruktur, auf der die Beförderung 
erfolgt, gelten als Personen, deren sich der Beförderer bei der Durchführung der Beförderung bedient.

Sonstige Ansprüche
(1) In allen Fällen, auf die diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, kann gegen 
den Beförderer ein Anspruch auf Schadensersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur 
unter den Voraussetzungen und Beschränkungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften geltend 
gemacht werden.
(2) Das Gleiche gilt für Ansprüche gegen die Bediensteten und anderen Personen, für die der Beför­
derer gemäß Artikel 51 haftet.

Titel V Haftung des Reisenden

Besondere Haftungsgründe
1Der Reisende haftet dem Beförderer für jeden Schaden,
a) der dadurch entsteht, dass er seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist, die sich für 

ihn ergeben
1. aus den Artikeln 10, 14 und 20,
2. aus den besonderen Bestimmungen über die Beförderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen 

Beförderungsbedingungen oder
3. aus der Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID), oder

b) der durch Gegenstände oder Tiere verursacht wird, die er mitnimmt,
sofern er nicht beweist, dass der Schaden auf Umstände zurückzuführen ist, die er trotz Anwendung 
der von einem gewissenhaften Reisenden geforderten Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er 
nicht abwenden konnte. 2Diese Bestimmung berührt nicht die Haftung des Beförderers nach 
Artikel 26 und 33 Absatz 1.

Artikel 50
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Titel VI Geltendmachung von Ansprüchen

Feststellung eines teilweisen Verlustes oder einer Beschädigung
(1) Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschädigung eines unter der Obhut des Beförderers 
beförderten Gegenstandes (Reisegepäck, Fahrzeug) vom Beförderer entdeckt oder vermutet oder 
vom Berechtigten behauptet, so hat der Beförderer je nach Art des Schadens den Zustand des 
Gegenstandes und, soweit möglich, das Ausmaß und die Ursache des Schadens sowie den Zeitpunkt 
seines Entstehens unverzüglich und, wenn möglich, in Gegenwart des Berechtigten in einer Tatbe­
standsaufnahme festzuhalten.
(2) Dem Berechtigten ist eine Abschrift der Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhändigen.
(3) 1Erkennt der Berechtigte die Feststellungen in der Tatbestandsaufnahme nicht an, so kann er 
verlangen, dass der Zustand des Reisegepäcks oder des Fahrzeugs sowie die Ursache und der Betrag 
des Schadens von einem durch die Parteien des Beförderungsvertrages oder ein Gericht bestellten 
Sachverständigen festgestellt werden. 2Das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen und Vorschriften 
des Staates, in dem die Feststellung erfolgt.

Reklamationen
(1) 1Reklamationen betreffend die Haftung des Beförderers bei Tötung und Verletzung von Reisenden 
sind schriftlich an den Beförderer zu richten, gegen den Ansprüche gerichtlich geltend gemacht 
werden können. 2Im Falle einer Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrags war und von 
aufeinanderfolgenden Beförderern ausgeführt wurde, können Reklamationen auch an den ersten oder 
letzten Beförderer sowie an den Beförderer gerichtet werden, der im Staat des Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthaltes des Reisenden seine Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung 
oder Geschäftsstelle hat, durch die der Beförderungsvertrag geschlossen worden ist.
(2) Die anderen Reklamationen aus dem Beförderungsvertrag sind schriftlich an den in Artikel 56 
Absätze 2 und 3 genannten Beförderer zu richten.
(3) 1Die Belege, die der Berechtigte der Reklamation beigeben will, sind im Original oder in Abschrift, 
auf Verlangen des Beförderers in gehörig beglaubigter Form, vorzulegen. 2Bei der Regelung der 
Reklamation kann der Beförderer die Rückgabe des Beförderungsausweises, des Gepäckscheins und 
des Beförderungsscheins verlangen.

Beförderer, gegen die Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können
(1) Schadensersatzansprüche aufgrund der Haftung des Beförderers bei Tötung und Verletzung von 
Reisenden können nur gegen einen gemäß Artikel 26 Absatz 5 haftbaren Beförderer gerichtlich gel­
tend gemacht werden.
(2) Vorbehaltlich des Absatzes 4 können sonstige Ansprüche des Reisenden aufgrund des Beförde­
rungsvertrages nur gegen den ersten, den letzten oder denjenigen Beförderer geltend gemacht werden, 
der den Teil der Beförderung ausgeführt hat, in dessen Verlauf die den Anspruch begründende 
Tatsache eingetreten ist.
(3) Ist bei Beförderungen durch aufeinanderfolgende Beförderer der zur Auslieferung verpflichtete 
Beförderer mit seiner Zustimmung im Gepäckschein oder im Beförderungsschein eingetragen, können 
Ansprüche gemäß Absatz 2 auch dann gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden, wenn er das 
Gepäck nicht erhalten oder das Fahrzeug nicht übernommen hat.
(4) Ansprüche auf Erstattung von Beträgen, die aufgrund des Beförderungsvertrages gezahlt worden 
sind, können gegen den Beförderer gerichtlich geltend gemacht werden, der den Betrag erhoben hat, 
oder gegen den Beförderer, zu dessen Gunsten der Betrag erhoben worden ist.
(5) Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche auch gegen einen anderen als die 
in den Absätzen 2 und 4 genannten Beförderer geltend gemacht werden, wenn sich die Klage auf 
denselben Beförderungsvertrag gründet.
(6) Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auf den ausführenden Beförderer Anwendung 
finden, können die Ansprüche auch gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden.

Artikel 54
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(7) Hat der Kläger die Wahl unter mehreren Beförderern, so erlischt sein Wahlrecht, sobald die Klage 
gegen einen der Beförderer erhoben ist; dies gilt auch, wenn der Kläger die Wahl zwischen einem oder 
mehreren Beförderern und einem ausführenden Beförderer hat.

Erlöschen der Ansprüche bei Tötung und Verletzung
(1) 1Alle Ansprüche des Berechtigten aufgrund der Haftung des Beförderers bei Tötung und Verlet­
zung von Reisenden sind erloschen, wenn er den Unfall des Reisenden nicht spätestens zwölf Monate, 
nachdem er vom Schaden Kenntnis erlangt hat, einem der Beförderer anzeigt, bei denen die Rekla­
mation gemäß Artikel 55 Absatz 1 eingereicht werden kann. 2Zeigt der Berechtigte dem Beförderer 
den Unfall mündlich an, so hat dieser ihm über die mündliche Anzeige eine Bestätigung auszustellen.
(2) Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht, wenn
a) der Berechtigte innerhalb der in Absatz 1 vorgesehenen Frist eine Reklamation an einen der in 

Artikel 55 Absatz 1 genannten Beförderer gerichtet hat;
b) der haftbare Beförderer innerhalb der in Absatz 1 vorgesehenen Frist auf andere Weise vom Unfall 

des Reisenden Kenntnis erhalten hat;
c) infolge von Umständen, die dem Berechtigten nicht zuzurechnen sind, der Unfall nicht oder nicht 

rechtzeitig angezeigt worden ist;
d) der Berechtigte nachweist, dass der Unfall durch ein Verschulden des Beförderers verursacht 

worden ist.

Erlöschen der Ansprüche bei Beförderung von Reisegepäck
(1) Mit der Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten sind alle Ansprüche gegen den 
Beförderer aus dem Beförderungsvertrag bei teilweisem Verlust, Beschädigung oder verspäteter 
Auslieferung erloschen.
(2) Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht:
a) bei teilweisem Verlust oder bei Beschädigung, wenn

1. der Verlust oder die Beschädigung vor der Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten 
gemäß Artikel 54 festgestellt worden ist;

2. die Feststellung, die gemäß Artikel 54 hätte erfolgen müssen, nur durch Verschulden des 
Beförderers unterblieben ist;

b) bei äußerlich nicht erkennbarem Schaden, der erst nach der Annahme des Reisegepäcks durch den 
Berechtigten festgestellt worden ist, wenn er
1. die Feststellung gemäß Artikel 54 sofort nach der Entdeckung des Schadens und spätestens 

drei Tage nach der Annahme des Reisegepäcks verlangt und
2. außerdem beweist, dass der Schaden in der Zeit zwischen der Übernahme durch den Beförderer 

und der Auslieferung entstanden ist;
c) bei verspäteter Auslieferung, wenn der Berechtigte binnen 21 Tagen seine Rechte gegen einen der 

in Artikel 56 Absatz 3 genannten Beförderer geltend gemacht hat;
d) wenn der Berechtigte nachweist, dass der Schaden auf ein Verschulden des Beförderers zurückzu­

führen ist.

Verjährung
(1) Schadensersatzansprüche aufgrund der Haftung des Beförderers bei Tötung und Verletzung von 
Reisenden verjähren:
a) Ansprüche des Reisenden: in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall;
b) Ansprüche der anderen Berechtigten: in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Tod des 

Reisenden, spätestens aber in fünf Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall.
(2) 1Andere Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in einem Jahr. 2Die Verjährungsfrist 
beträgt jedoch zwei Jahre bei Ansprüchen wegen eines Schadens, der auf eine Handlung oder Unter­
lassung zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit 
eintreten werde.
(3)
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Die Verjährung gemäß Absatz 2 beginnt bei Ansprüchen
a) auf Entschädigung wegen gänzlichen Verlustes mit dem vierzehnten Tag nach Ablauf der Frist 

gemäß Artikel 22 Absatz 3;
b) auf Entschädigung wegen teilweisen Verlustes, Beschädigung oder verspäteter Auslieferung mit 

dem Tag der Auslieferung;
c) in allen anderen die Beförderung des Reisenden betreffenden Fällen mit dem Tag des Ablaufes der 

Geltungsdauer des Beförderungsausweises.
Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag ist in keinem Fall in der Frist inbegriffen.
(4) […]
(5) […]
(6) Im Übrigen gilt für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung Landesrecht.

Titel VII Beziehungen der Beförderer untereinander

Aufteilung des Beförderungspreises
(1) 1Jeder Beförderer hat den beteiligten Beförderern den ihnen zukommenden Anteil am Beförde­
rungspreis zu zahlen, den er erhoben hat oder hätte erheben müssen. 2Die Art und Weise der Zahlung 
wird durch Vereinbarungen zwischen den Beförderern geregelt.
(2) Artikel 6 Absatz 3, Artikel 16 Absatz 3 und Artikel 25 gelten auch für die Beziehungen zwischen 
aufeinanderfolgenden Beförderern.

Rückgriffsrecht
(1) Hat ein Beförderer gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften eine Entschädigung gezahlt, so 
steht ihm ein Rückgriffsrecht gegen die Beförderer, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, 
gemäß den folgenden Bestimmungen zu:
a) Der Beförderer, der den Schaden verursacht hat, haftet ausschließlich dafür;
b) haben mehrere Beförderer den Schaden verursacht, so haftet jeder für den von ihm verursachten 

Schaden; ist eine Zuordnung nicht möglich, so wird die Entschädigung unter den Beförderern 
gemäß Buchstabe c aufgeteilt;

c) kann nicht bewiesen werden, welcher der Beförderer den Schaden verursacht hat, wird die 
Entschädigung auf sämtliche Beförderer aufgeteilt, mit Ausnahme derjenigen, die beweisen, dass 
der Schaden nicht von ihnen verursacht worden ist; die Aufteilung erfolgt im Verhältnis der den 
Beförderern zustehenden Anteile am Beförderungspreis.

(2) Bei Zahlungsunfähigkeit eines dieser Beförderer wird der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht 
gezahlte Anteil unter allen anderen Beförderern, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, im 
Verhältnis des ihnen zustehenden Anteils am Beförderungspreis aufgeteilt.

Rückgriffsverfahren
(1) 1Ein Beförderer, gegen den gemäß Artikel 62 Rückgriff genommen wird, kann die Rechtmäßigkeit 
der durch den Rückgriff nehmenden Beförderer geleisteten Zahlung nicht bestreiten, wenn die Ent­
schädigung gerichtlich festgesetzt worden ist, nachdem dem erstgenannten Beförderer durch gehörige 
Streitverkündung die Möglichkeit gegeben war, dem Rechtsstreit beizutreten. 2Das Gericht der 
Hauptsache bestimmt die Fristen für die Streitverkündung und für den Beitritt.
(2) Der Rückgriff nehmende Beförderer hat sämtliche Beförderer, mit denen er sich nicht gütlich 
geeinigt hat, mit ein und derselben Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Rückgriffsrecht gegen 
die nicht belangten Beförderer.
(3) Das Gericht hat in ein und demselben Urteil über alle Rückgriffe, mit denen es befasst ist, 
zu entscheiden.
(4) Der Beförderer, der sein Rückgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch 
vor dem zuständigen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Beförderer seine 
Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch die der Beförde­
rungsvertrag geschlossen worden ist.

Artikel 61

Artikel 62

Artikel 63

Artikel 63  Rückgriffsverfahren
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(5) Ist die Klage gegen mehrere Beförderer zu erheben, so hat der klagende Beförderer die Wahl unter 
den gemäß Absatz 4 zuständigen Gerichten.
(6) Rückgriffsverfahren dürfen nicht in das Entschädigungsverfahren einbezogen werden, das der aus 
dem Beförderungsvertrag Berechtigte angestrengt hat.

Vereinbarungen über den Rückgriff
Den Beförderern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 61 
und 62 abweichen.

Von Eisenbahnunternehmen und/oder Fahrkartenverkäufern 
anzugebende Mindestinformationen

Teil I: Informationen vor Fahrtantritt
Allgemeine Vertragsbedingungen
Fahrpläne und Bedingungen der Fahrt mit der kürzesten Fahrtzeit
Fahrpläne und Bedingungen der Fahrt zum günstigsten Fahrpreis
Zugänglichkeit, Zugangsbedingungen und Verfügbarkeit von Einrichtungen für Personen mit Behin­
derungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität im Zug
Zugänglichkeit und Zugangsbedingungen für Fahrgäste, die Fahrräder mitführen
Verfügbarkeit von Sitzen in Raucher- und Nichtraucherzonen, erster und zweiter Klasse sowie Liege- 
und Schlafwagen
Aktivitäten, die voraussichtlich zu Störungen oder Verspätungen von Verkehrsdiensten führen
Verfügbarkeit von Dienstleistungen im Zug
Verfahren zur Anzeige des Gepäckverlusts
Beschwerdeverfahren

Teil II: Informationen während der Fahrt
Dienstleistungen im Zug
Nächster Haltebahnhof
Verspätungen
Wichtigste Anschlussverbindungen
Sicherheit

Mindestnormen für die Qualität der Dienste
Informationen und Fahrkarten
Pünktlichkeit der Verkehrsdienste, allgemeine Grundsätze für die Bewältigung von Betriebsstörungen
Zugausfälle
Sauberkeit des Fahrzeugmaterials und der Bahnhofseinrichtungen (Luftqualität in den Wagen, 
Hygiene der sanitären Einrichtungen usw.)
Befragung zur Kundenzufriedenheit
Beschwerdebearbeitung, Erstattungen und Ausgleichszahlungen bei Nichterfüllung der Dienstquali­
tätsnormen
Hilfeleistung für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität

Artikel 64

Anhang II

Anhang III

Anhang III  Mindestnormen für die Qualität der Dienste
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III. Verordnung (EU) 2021/782 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2021 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im 

Eisenbahnverkehr
(Neufassung)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(ABl. L 172 S. 1)
(Celex-Nr. 3 2021 R 0782)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 91 
Absatz 1,
auf Vorschlag der Europäischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses94,
nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren95,
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates96 ist in einigen 

Punkten zu ändern, damit die Fahrgäste besser geschützt werden und um die Zunahme des 
Schienenverkehrs zu fördern, insbesondere unter gebührender Berücksichtigung der Artikel 11, 
12 und 14 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). Angesichts 
dieser Änderungen und aus Gründen der Klarheit sollte die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 
daher neu gefasst werden.

(2) Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik ist es wichtig, die Nutzerrechte der Fahrgäste im 
Eisenbahnverkehr zu schützen und die Qualität und Effektivität der Schienenpersonenverkehrs­
dienste zu verbessern, um dazu beizutragen, den Verkehrsanteil der Eisenbahn im Vergleich zu 
anderen Verkehrsträgern zu erhöhen.

(3) Trotz beträchtlicher Fortschritte beim Schutz der Verbraucher in der Union sind noch weitere 
Verbesserungen zum Schutz der Rechte der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr nötig.

(4) Insbesondere da der Fahrgast im Eisenbahnverkehr die schwächere Partei eines Beförderungs­
vertrags ist, sollten die Rechte der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr geschützt werden.

(5) Durch die Gewährung der gleichen Rechte für Fahrgäste im Eisenbahnverkehr im internatio­
nalen Verkehr und im Inlandsverkehr sollen das Verbraucherschutzniveau in der Union erhöht, 
gleiche Ausgangsbedingungen für die Eisenbahnunternehmen sichergestellt und ein einheitliches 
Niveau der Fahrgastrechte garantiert werden. Die Fahrgäste sollten so ausführlich wie möglich 
über ihre Rechte informiert werden. Da es bei bestimmten modernen Fahrkartenformaten nicht 
möglich ist, Informationen darauf zu drucken, sollten die nach dieser Verordnung vorgeschrie­
benen Informationen auf anderem Wege zur Verfügung gestellt werden können.

(6) Schienenverkehrsdienste, die ausschließlich zu historischen oder touristischen Zwecken ange­
boten werden, dienen in der Regel nicht zur Deckung des normalen Beförderungsbedarfs. Solche 
Dienste sind üblicherweise vom übrigen Eisenbahnsystem der Union getrennt und verwenden 
Technik, die unter Umständen ihre Barrierefreiheit begrenzt. Mit Ausnahme einiger Bestim­
mungen, die in der gesamten Union für alle Schienenpersonenverkehrsdienste gelten sollten, 
sollten Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, für Schienenverkehrsdienste, die ausschließlich 
zu historischen oder touristischen Zwecken angeboten werden, Ausnahmen von der Anwendung 
der Bestimmungen dieser Verordnung zu gewähren.

94 Amtl. Anm.: ABl. C 197 vom 8.6.2018, S. 66.
95 Amtl. Anm.: Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. November 2018 (ABl. C 363 vom 

28.10.2020, S. 296) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 25. Januar 2021 (ABl. C 68 vom 
26.2.2021, S. 1). Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 29. April 2021 (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht).

96 Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 14).
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(7) Schienenpersonenverkehrsdienste des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs oder Regionalverkehrs 
unterscheiden sich ihrer Art nach von Schienenpersonenverkehrsdiensten des Fernverkehrs. 
Die Mitgliedstaaten sollten daher die Möglichkeit haben, solche Dienste von bestimmten Vor­
schriften der vorliegenden Verordnung über Fahrgastrechte auszunehmen. Solche Ausnahmen 
sollten sich jedoch nicht auf wesentliche Vorschriften erstrecken, insbesondere nicht auf die 
Bestimmungen über die nichtdiskriminierenden Bedingungen von Beförderungsverträgen, über 
das Recht, Bahnfahrkarten ohne unangemessene Schwierigkeiten zu kaufen, über die Haftung 
der Eisenbahnunternehmen in Bezug auf Fahrgäste und ihr Gepäck, über das Erfordernis, 
dass Eisenbahnunternehmen ausreichend versichert sein müssen, sowie das Erfordernis, dass 
geeignete Maßnahmen getroffen werden, um die persönliche Sicherheit von Fahrgästen in 
Bahnhöfen und Zügen zu gewährleisten. Regionalverkehrsdienste sind stärker in das übrige 
Eisenbahnsystem der Union integriert, und die betreffenden Fahrten sind länger. Daher sollte die 
Möglichkeit von Ausnahmen bei Schienenpersonenverkehrsdiensten des Regionalverkehrs noch 
stärker eingeschränkt werden. In Bezug auf Schienenpersonenverkehrsdienste des Regionalver­
kehrs sollten Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung, die Personen mit Behinde­
rungen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität die Nutzung von Schienenverkehrsdiensten 
erleichtern, schrittweise vollständig aufgehoben werden, und für die Bestimmungen dieser 
Verordnung, durch die die Nutzung von Fahrrädern unterstützt wird, sollten keine Ausnahmen 
gelten. Außerdem sollte die Möglichkeit, Schienenverkehrsdienste des Regionalverkehrs von 
bestimmten Verpflichtungen in Bezug auf das Angebot von Durchgangsfahrkarten und die 
Weiterreise mit geänderter Streckenführung auszunehmen, befristet sein.

(8) Es ist ein Ziel dieser Verordnung, die Schienenpersonenverkehrsdienste in der Union zu 
verbessern. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb die Möglichkeit haben, Ausnahmen für Dienste 
in Gebieten zu gewähren, bei denen ein erheblicher Teil des Dienstes außerhalb der Union 
betrieben wird.

(9) Zudem sollten, um einen reibungslosen Übergang von dem mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007 geschaffenen Rahmen zu dem mit der vorliegenden Verordnung geschaffenen 
Rahmen zu ermöglichen, frühere nationale Ausnahmen schrittweise aufgehoben werden, um 
die erforderliche Rechtssicherheit und Kontinuität sicherzustellen. Mitgliedstaaten, die derzeit 
Ausnahmen gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 gewähren, sollten 
inländische Schienenpersonenverkehrsdienste nur von solchen Bestimmungen dieser Verord­
nung ausnehmen dürfen, die eine erhebliche Anpassung erfordern, und in jedem Fall nur für 
einen begrenzten Zeitraum. Die Mitgliedstaaten sollten ferner die Möglichkeit haben, während 
eines Übergangszeitraums eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Weitergabe von Verkehrs- 
und Reiseinformationen zwischen Betreibern zu gewähren, jedoch nur in Fällen, in denen es für 
den Infrastrukturbetreiber nicht technisch durchführbar ist, Eisenbahnunternehmen, Fahrkar­
tenverkäufern, Reiseveranstaltern oder Bahnhofsbetreibern die Daten in Echtzeit zur Verfügung 
zu stellen. Eine Bewertung der technischen Durchführbarkeit sollte mindestens alle zwei Jahre 
erfolgen.

(10) Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission informieren, wenn sie Schienenpersonenverkehrs­
dienste von gewissen Bestimmungen dieser Verordnung ausnehmen. Im Rahmen dieser Mittei­
lung sollten die Mitgliedstaaten auch die Gründe für die Gewährung der Ausnahmen und die 
Maßnahmen erläutern, die ergriffen wurden oder geplant sind, um den Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung bei Ablauf der betreffenden Ausnahmen nachzukommen.

(11) Wenn für einen Bahnhof verschiedene Bahnhofsbetreiber zuständig sind, sollten die Mitglied­
staaten die Möglichkeit haben, die Stelle zu benennen, die für die in dieser Verordnung 
genannten Aufgaben verantwortlich ist.

(12) Durch den Zugang zu Reiseinformationen in Echtzeit, einschließlich Tarifen, wird der Zugang 
zu Bahnreisen für Neukunden verbessert, und ihnen steht eine größere Auswahl an Reisemög­
lichkeiten und Tarifen zur Verfügung. Eisenbahnunternehmen sollten anderen Eisenbahnunter­
nehmen, Fahrkartenverkäufern und Reiseveranstaltern, die ihre Dienste verkaufen, Zugang zu 
solchen Reiseinformationen gewähren sowie Buchungen und Stornierungen ermöglichen, um 
Bahnreisen zu erleichtern. Infrastrukturbetreiber sollten Echtzeitdaten über die Ankunft und 
die Abfahrt von Zügen an Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sowie Fahrkartenver­
käufer und Reiseveranstalter weitergeben, um Bahnreisen zu erleichtern.
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(13) Ausführlichere Anforderungen für die Bereitstellung von Reiseinformationen sind in den Tech­
nischen Spezifikationen für die Interoperabilität nach der Verordnung (EU) Nr. 454/2011 der 
Kommission97 festgelegt.

(14) Bei der Stärkung der Rechte der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollte das bereits bestehende 
internationale Regelwerk in Anhang A – Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über 
die internationale Eisenbahnbeförderung von Personen und Gepäck (CIV) – zum Überein­
kommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980, geändert 
durch das Protokoll vom 3. Juni 1999 betreffend die Änderung des Übereinkommens über den 
internationalen Eisenbahnverkehr (Protokoll 1999) zugrunde gelegt werden. Es ist jedoch wün­
schenswert, den Anwendungsbereich dieser Verordnung auszuweiten und nicht nur Fahrgäste 
im internationalen Eisenbahnverkehr, sondern auch die Fahrgäste im inländischen Eisenbahn­
verkehr zu schützen. Die Union trat dem COTIF am 23. Februar 2013 bei.

(15) Die Mitgliedstaaten sollten Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit des Fahrgasts 
oder des Niederlassungsorts des Eisenbahnunternehmens, Fahrkartenverkäufers oder Reise­
veranstalters innerhalb der Union verbieten. Sozialtarife und Maßnahmen, die die Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel attraktiver machen, sollten hingegen nicht verboten sein, sofern sie 
verhältnismäßig sind, und unabhängig von der Staatsangehörigkeit des Fahrgasts gelten. Eisen­
bahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter können ihre Geschäftspraktiken, 
einschließlich des Einsatzes von Sonderangeboten und der Förderung bestimmter Vertriebswege, 
nach eigenem Ermessen festlegen. Angesichts der Entwicklung von Online-Plattformen, die 
Fahrkarten zur Personenbeförderung verkaufen, sollten die Mitgliedstaaten besonders darauf 
achten, dass es im Rahmen des Zugriffs auf Online-Schnittstellen oder des Fahrkartenkaufs zu 
keiner Diskriminierung kommt. Darüber hinaus sollte unabhängig davon, wie eine bestimmte 
Art von Fahrkarte erworben wird, für den Fahrgast dasselbe Schutzniveau greifen.

(16) Die steigende Beliebtheit des Radfahrens in der gesamten Union wirkt sich auch auf die 
Mobilität und den Tourismus aus. Da im Rahmen der Verkehrsverlagerung zunehmend auf 
Eisenbahn und Fahrrad zurückgegriffen wird, nehmen die verkehrsbedingten Umweltauswir­
kungen ab. Deshalb sollten Eisenbahnunternehmen die Kombination von Radfahren und 
Reisen mit der Eisenbahn soweit möglich erleichtern. Insbesondere sollten sie bei Erwerb neuer 
Fahrzeuge oder umfangreicher Aufrüstung vorhandener Fahrzeuge eine angemessene Anzahl 
von Fahrradstellplätzen zur Verfügung stellen, sofern es sich nicht um den Erwerb oder die 
Aufrüstung von Speise-, Schlaf- oder Liegewagen handelt. Um negative Auswirkungen auf die 
Sicherheit der vorhandenen Fahrzeuge zu vermeiden, sollte diese Verpflichtung nur im Fall einer 
umfangreichen Aufrüstung gelten, die eine neue Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen erforderlich macht.

(17) Die für die Zusammensetzung des Zuges angemessene Anzahl von Fahrradstellplätzen sollte 
unter Berücksichtigung der Größe der Zugbildung, der Art des Dienstes und der Nachfrage 
nach Fahrradbeförderung festgelegt werden. Eisenbahnunternehmen sollten die Möglichkeit 
haben, nach Anhörung der Öffentlichkeit Pläne mit genauen Zahlen der Fahrradstellplätze für 
ihre Dienste zu erstellen. Wenn Eisenbahnunternehmen keine Pläne erstellen, sollte jedoch 
eine gesetzlich vorgeschriebene Zahl gelten. Diese gesetzlich vorgeschriebene Zahl sollte 
den Eisenbahnunternehmen auch als Richtwert bei der Erstellung ihrer Pläne dienen. Eine 
geringere als die gesetzlich vorgeschriebene Zahl sollte nur dann als angemessen gelten, 
wenn dies aufgrund besonderer Umstände gerechtfertigt ist – beispielsweise für Fahrten von 
Schienenverkehrsdiensten im Winter, wenn eindeutig keine oder nur eine geringe Nachfrage 
nach Fahrradbeförderung besteht. Außerdem ist die Nachfrage nach Fahrradbeförderung in 
einigen Mitgliedstaaten bei bestimmten Arten von Diensten besonders hoch. Daher sollten 
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, die angemessenen Mindestzahlen von Fahrradstell­
plätzen für bestimmte Arten von Diensten festzulegen. Diese Zahlen sollten Vorrang vor den 
in den Plänen der Eisenbahnunternehmen aufgeführten Zahlen haben. Der freie Verkehr von 
Schienenfahrzeugen innerhalb der Union sollte dadurch nicht behindert werden. Fahrgäste 
sollten über den für Fahrräder verfügbaren Platz informiert werden.

(18) Die Rechte und Pflichten in Bezug auf die Beförderung von Fahrrädern in Zügen sollten für 
Fahrräder gelten, die vor und nach der Eisenbahnfahrt sofort fahrbereit sind. Die Beförderung 

97 Amtl. Anm.: Verordnung (EU) Nr. 454/2011 der Kommission vom 5. Mai 2011 über die Technische Spezifi­
kation für die Interoperabilität (TSI) zum Teilsystem „Telematikanwendungen für den Personenverkehr“ des 
transeuropäischen Eisenbahnsystems (ABl. L 123 vom 12.5.2011, S. 11).
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von Fahrrädern in Verpackungen und Taschen fällt gegebenenfalls unter die für Gepäck 
geltenden Bestimmungen dieser Verordnung.

(19) Zu den Rechten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr gehört das Erhalten von Informationen 
über den Dienst sowohl vor als auch während der Fahrt. Eisenbahnunternehmen, Fahrkar­
tenverkäufer und Reiseveranstalter sollten vor Reisebeginn allgemeine Informationen über 
den Schienenverkehrsdienst bereitstellen. Die Informationen sollten in für Personen mit Behin­
derungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität barrierefrei zugänglichen Formaten 
bereitgestellt werden. Eisenbahnunternehmen und, soweit möglich, Fahrkartenverkäufer und 
Reiseveranstalter sollten dem Fahrgast während der Fahrt weitere nach dieser Verordnung 
vorgeschriebene Informationen zur Verfügung stellen. Wenn ein Bahnhofsbetreiber über solche 
Informationen verfügt, sollte er diese auch den Fahrgästen zur Verfügung stellen.

(20) Die Unternehmensgröße von Fahrkartenverkäufern variiert erheblich – von Kleinstunternehmen 
bis zu Großunternehmen – und einige Fahrkartenverkäufer bieten ihre Dienste außerdem 
ausschließlich offline oder ausschließlich online an. Die Verpflichtung, den Fahrgästen Reise­
informationen bereitzustellen, sollte daher in einem angemessenen Verhältnis zu den unter­
schiedlichen Unternehmensgrößen und damit den unterschiedlichen Möglichkeiten der Fahr­
kartenverkäufer stehen.

(21) Diese Verordnung sollte Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstalter oder Fahrkartenverkäufer 
nicht daran hindern, Fahrgästen günstigere als die in dieser Verordnung festgelegten Bedin­
gungen anzubieten. Diese Verordnung sollte jedoch nicht dazu führen, dass ein Eisenbahnun­
ternehmen an die günstigeren Vertragsbedingungen eines Reiseveranstalters oder Fahrkartenver­
käufers gebunden ist, es sei denn, das Eisenbahnunternehmen und der Reiseveranstalter oder 
Fahrkartenverkäufer haben eine andere Vereinbarung getroffen.

(22) Durchgangsfahrkarten ermöglichen nahtlose Fahrten für Fahrgäste; daher sollten angemessene 
Anstrengungen unternommen werden, solche Fahrkarten für Schienenpersonenverkehrsdienste 
des Fernverkehrs, Schienenpersonenverkehrsdienst des Stadt- und Vorortverkehrs und Schienen­
personenverkehrsdienst des Regionalverkehrs, unabhängig davon, ob es sich um internationale 
oder inländische Dienste handelt, einschließlich der von dieser Verordnung ausgenommenen 
Schienenpersonenverkehrsdienste, anzubieten. Bei der Berechnung der gesamten Verspätungs­
dauer, für die Entschädigungen verfügbar sind, sollten Verspätungen ausgenommen werden 
dürfen, die auf den Teilen der mit Schienenverkehrsdiensten verbundenen Fahrt aufgetreten sind, 
die nicht in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.

(23) Bei Verkehrsdiensten, die von demselben Eisenbahnunternehmen betrieben werden, sollte 
Fahrgästen im Eisenbahnverkehr das Umsteigen von einem Dienst zu einem anderen durch 
die Einführung einer Verpflichtung zur Bereitstellung von Durchgangsfahrkarten erleichtert 
werden, da keine gewerblichen Vereinbarungen zwischen Eisenbahnunternehmen notwendig 
sind. Die Verpflichtung zur Bereitstellung von Durchgangsfahrkarten sollte auch für Dienste 
gelten, die von Eisenbahnunternehmen betrieben werden, die demselben Eigentümer gehören 
oder hundertprozentige Tochtergesellschaften eines der Eisenbahnunternehmen sind, die Schie­
nenverkehrsdienste im Rahmen der Fahrt betreiben. Das Eisenbahnunternehmen sollte die 
Möglichkeit haben, auf einer Durchgangsfahrkarte die Abfahrtszeit für jeden Schienenverkehrs­
dienst, einschließlich Regionalverkehrsdienste, anzugeben, für den bzw. die die Durchgangsfahr­
karte gilt.

(24) Fahrgäste sollten klar darüber informiert werden, ob Fahrkarten, die von einem Eisenbahn­
unternehmen im Rahmen einer einzigen geschäftlichen Transaktion verkauft werden, als 
Durchgangsfahrkarte gelten. Wenn Fahrgäste nicht ordnungsgemäß informiert werden, sollte 
das Eisenbahnunternehmen so haften, als wären diese Fahrkarten Durchgangsfahrkarten.

(25) Das Angebot an Durchgangsfahrkarten sollte gefördert werden. Allerdings sind ordnungsge­
mäße Informationen über den Schienenverkehrsdienst auch dann von wesentlicher Bedeutung, 
wenn Fahrgäste ihre Fahrkarten bei einem Fahrkartenverkäufer oder einem Reiseveranstalter 
erwerben. Wenn die Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter getrennte Fahrkarten gebün­
delt verkaufen, sollten Fahrgäste eindeutig darüber informiert werden, dass diese Fahrkarten 
nicht das gleiche Schutzniveau wie Durchgangsfahrkarten bieten und nicht von dem oder den 
die Dienste erbringenden Eisenbahnunternehmen als Durchgangsfahrkarten ausgestellt wurden. 
Kommen Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter dieser Anforderung nicht nach, sollte ihre 
Haftung über der Rückerstattung der Fahrkarten hinausgehen.

(26) Wenn Durchgangsfahrkarten angeboten werden, müssen die Eisenbahnunternehmen Mindest­
anschlusszeiten, die zum Zeitpunkt der ursprünglichen Buchung realistisch und gültig sind, 
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sowie sonstige einschlägige Faktoren wie Größe und Lage der betreffenden Bahnhöfe und 
Bahnsteige berücksichtigen.

(27) Im Lichte des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen sowie um Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität Reisemöglichkeiten im Eisenbahnverkehr zu eröffnen, die denen anderer Bürger 
vergleichbar sind, sollten Regeln für die Nichtdiskriminierung dieser Personen und die ihnen zu 
leistende Hilfe während der Fahrt festgelegt werden. Personen mit Behinderungen und Personen 
mit eingeschränkter Mobilität haben die gleichen Rechte auf Freizügigkeit und Nichtdiskrimi­
nierung wie alle anderen Bürger. Unter anderem sollte besonders darauf geachtet werden, dass 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität Informationen über 
die Barrierefreiheit von Schienenverkehrsdiensten, über die Bedingungen für den Zugang zu den 
Fahrzeugen und über deren Ausstattung erhalten. Damit auch Fahrgäste mit eingeschränkter 
Sinneswahrnehmung bestmöglich über Verspätungen unterrichtet werden, sollten gegebenen­
falls akustische und optische Systeme genutzt werden. Personen mit Behinderungen sollten die 
Möglichkeit haben, Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen, wenn keine andere barriere­
freie Möglichkeit besteht, um im Voraus eine Fahrkarte zu kaufen. Jedoch sollte dieses Recht 
unter sicherheitsrelevanten Umständen oder bei Reservierungspflicht eingeschränkt werden 
können. Das Personal sollte in Bezug auf die Bedürfnisse von Personen mit Behinderungen und 
Personen mit eingeschränkter Mobilität – insbesondere bei der Hilfeleistung – entsprechend 
geschult werden. Um gleiche Reisebedingungen sicherzustellen, sollte den betreffenden Personen 
an Bahnhöfen und in Zügen Hilfe geleistet werden; wenn weder der Zug noch der Bahnhof mit 
geschultem Begleitpersonal ausgestattet ist, sollten alle zumutbaren Bemühungen unternommen 
werden, um diesen Personen die Fahrt mit dem Zug zu ermöglichen.

(28) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten aktiv mit Vertretungsorganisationen von 
Personen mit Behinderungen zusammenarbeiten, um die Barrierefreiheit von Verkehrsdiensten 
zu verbessern.

(29) Um Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität den Zugang zu 
Schienenpersonenverkehrsdiensten zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten Eisenbahnunter­
nehmen und Bahnhofsbetreiber dazu verpflichten können, zur Koordinierung der Bereitstellung 
von Informationen und Hilfeleistungen auf nationaler Ebene zentrale Anlaufstellen einzu­
richten.

(30) Um sicherzustellen, dass Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobi­
lität Hilfe geleistet wird, ist es aus praktischen Gründen nötig, dem Eisenbahnunternehmen, 
dem Bahnhofsbetreiber, dem Fahrkartenverkäufer oder dem Reiseveranstalter im Voraus zu 
melden, dass Hilfe benötigt wird. Diese Verordnung legt für solche Voranmeldungen zwar eine 
allgemeine Höchstfrist fest, doch freiwillige Vereinbarungen über kürzere Fristen sind für die 
Verbesserung der Mobilität von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität von großem Wert. Um zu gewährleisten, dass Informationen über solche verkürzten 
Fristen möglichst weite Verbreitung finden, muss die Kommission in ihren Bericht über die 
Umsetzung und die Ergebnisse dieser Verordnung auch Informationen zu den Entwicklungen 
bei Vereinbarungen über verkürzte Voranmeldefristen und zur Verbreitung der betreffenden 
Informationen aufnehmen.

(31) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten durch die Einhaltung der Richtlinie (EU) 
2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates98 und der Verordnung (EU) 
Nr. 1300/2014 der Kommission99 die Bedürfnisse von Personen mit Behinderungen und von 
Personen mit eingeschränkter Mobilität berücksichtigen. Wird in der vorliegenden Verordnung 
auf Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 Bezug genommen, so sollten diese Bestim­
mungen von den Mitgliedstaaten ab dem 28. Juni 2025 und im Einklang mit den Übergangs­
maßnahmen gemäß Artikel 32 der genannten Richtlinie angewendet werden. In Bezug auf 
Schienenpersonenverkehrsdienste ist der Anwendungsbereich dieser Bestimmungen in Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe c der genannten Richtlinie festgelegt.

98 Amtl. Anm.: Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 
über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen (ABl. L 151 vom 7.6.2019, 
S. 70).

99 Amtl. Anm.: Verordnung (EU) Nr. 1300/2014 der Kommission vom 18. November 2014 über die techni­
schen Spezifikationen für die Interoperabilität bezüglich der Zugänglichkeit des Eisenbahnsystems der 
Union für Menschen mit Behinderungen und Menschen mit eingeschränkter Mobilität (ABl. L 356 vom 
12.12.2014, S. 110).

165

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



(32) Bestimmte Tiere werden dafür ausgebildet, Personen mit Behinderungen so zu unterstützen, 
dass sie sich unabhängig fortbewegen können. Für eine solche Mobilität ist es von wesentlicher 
Bedeutung, dass diese Tiere in Zügen mitgenommen werden dürfen. Die allgemeinen Rechte 
und Verpflichtungen in Bezug auf Assistenzhunde sind in dieser Verordnung festgelegt. Die 
Mitgliedstaaten sollten jedoch die Möglichkeit haben, Versuche mit anderen Mobilitätsassis­
tenztieren durchzuführen und diese in ihren inländischen Schienenverkehrsdiensten an Bord von 
Zügen zuzulassen. Es ist wichtig, dass die Kommission die Entwicklung in diesem Bereich mit 
Blick auf künftige Arbeiten zu Mobilitätsassistenztieren verfolgt.

(33) Es ist wünschenswert, mit dieser Verordnung ein System für die Entschädigung von Fahrgästen 
bei Verspätungen zu schaffen, das sich auch auf Verspätungen erstreckt, die durch Zugausfall 
oder einen verpassten Anschluss bedingt sind. Bei Verspätungen von Schienenpersonenverkehrs­
diensten sollten die Eisenbahnunternehmen den Fahrgästen eine Entschädigung in Höhe eines 
prozentualen Anteils des Fahrpreises leisten.

(34) Eisenbahnunternehmen sollten die Pflicht haben, hinsichtlich ihrer Haftung gegenüber Fahr­
gästen im Eisenbahnverkehr bei Unfällen versichert zu sein oder über angemessene Bürgschaften 
zu verfügen.

(35) Die Stärkung der Rechte auf Entschädigung und Hilfeleistungen bei Verspätungen, verpassten 
Anschlüssen oder Zugausfällen sollte auf dem Markt für Schienenpersonenverkehrsdienste zu 
größeren Anreizen zum Nutzen der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr führen.

(36) Bei Verspätungen sollte den Fahrgästen die Fortsetzung der Fahrt ermöglicht werden, oder 
ihnen sollten Optionen für die Weiterreise mit geänderter Streckenführung unter vergleichbaren 
Beförderungsbedingungen angeboten werden. Dabei sollten die Bedürfnisse von Personen mit 
Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität berücksichtigt werden.

(37) Ein Eisenbahnunternehmen sollte jedoch nicht zur Zahlung einer Entschädigung verpflichtet 
sein, wenn es nachweisen kann, dass die Verspätung durch außergewöhnliche Umstände wie 
extreme Witterungsbedingungen oder große Naturkatastrophen, die den sicheren Betrieb des 
Verkehrsdienstes gefährdeten, verursacht wurde. Solche Ereignisse sollten im Unterschied zu 
normalen jahreszeitlich bedingten Witterungsbedingungen, wie Herbststürmen oder regelmäßig 
auftretenden städtischen Überflutungen aufgrund der Gezeiten oder der Schneeschmelze, außer­
gewöhnliche Naturkatastrophen darstellen. Darüber hinaus sollte ein Eisenbahnunternehmen 
nicht zur Zahlung einer Entschädigung verpflichtet sein, wenn es nachweisen kann, dass die 
Verspätung durch eine schwere Krise im Bereich der öffentlichen Gesundheit, wie beispiels­
weise eine Pandemie, verursacht wurde. Außerdem sollte das Eisenbahnunternehmen nicht 
verpflichtet sein, eine Entschädigung für eine Verspätung zu zahlen, die durch den Fahrgast oder 
durch bestimmte Handlungen von Dritten verursacht wurde. Eisenbahnunternehmen sollten 
nachweisen, dass sie weder derartige Ereignisse hätten vorhersehen oder vermeiden noch die 
Verspätung hätten verhindern können, selbst wenn alle zumutbaren Maßnahmen, einschließlich 
der geeigneten vorbeugenden Instandhaltung ihrer Fahrzeuge, ergriffen worden wären. Streiks 
des Personals des Eisenbahnunternehmens sowie Handlungen oder Unterlassungen anderer 
Eisenbahnbetreiber, die dieselbe Infrastruktur, denselben Infrastrukturbetreiber oder dieselben 
Bahnhofsbetreiber nutzen, sollten sich nicht auf die Haftung für Verspätungen auswirken. 
Die Umstände, unter denen Eisenbahnunternehmen nicht zur Zahlung einer Entschädigung 
verpflichtet sind, sollten objektiv gerechtfertigt sein. Wenn Eisenbahnunternehmen über eine 
Mitteilung oder Unterlage des Eisenbahninfrastrukturbetreibers, einer Behörde oder sonstigen 
von den Eisenbahnunternehmen unabhängigen Stelle verfügen, in der die Umstände angegeben 
sind, aufgrund deren das Eisenbahnunternehmen geltend macht, dass es von der Verpflichtung 
zur Zahlung einer Entschädigung befreit ist, sollten sie die Fahrgäste und gegebenenfalls die 
betreffenden Behörden über diese Mitteilungen oder Unterlagen in Kenntnis setzen.

(38) Eisenbahnunternehmen sollten zur Vereinfachung des Verfahrens ermutigt werden, mit dem 
Fahrgäste eine Entschädigung oder Rückerstattung beantragen können. Insbesondere sollten 
Mitgliedstaaten vorschreiben können, dass Eisenbahnunternehmen Anträge annehmen, die über 
bestimmte Kommunikationswege eingereicht werden, beispielsweise über Websites oder mobile 
Anwendungen, insoweit derartige Vorschriften diskriminierungsfrei sind.

(39) Um Fahrgästen die Beantragung einer Erstattung oder Entschädigung gemäß dieser Verordnung 
zu erleichtern, sollten für solche Anträge Formulare erstellt werden, die in der gesamten 
Union gelten. Fahrgäste sollten die Möglichkeit haben, ihre Anträge über ein solches Formular 
zu stellen.
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(40) In Zusammenarbeit mit den Infrastrukturbetreibern und Bahnhofsbetreibern sollten Eisenbahn­
unternehmen Notfallpläne aufstellen, um die Folgen größerer Störungen so gering wie möglich 
zu halten, indem sie festsitzende Fahrgäste angemessen informieren und betreuen.

(41) Es ist auch wünschenswert, für Unfallopfer und ihre Angehörigen kurzfristige finanzielle Härten 
unmittelbar nach dem Unfall zu mildern.

(42) Im Interesse der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollten im Einvernehmen mit den staatlichen 
Stellen geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um die persönliche Sicherheit der Fahrgäste in 
den Bahnhöfen und in den Zügen zu gewährleisten.

(43) Die Fahrgäste im Eisenbahnverkehr sollten die Möglichkeit haben, hinsichtlich der durch 
diese Verordnung begründeten Rechte und Pflichten bei jedem beteiligten Eisenbahnunter­
nehmen, bei den Betreibern bestimmter Bahnhöfe oder gegebenenfalls bei Fahrkartenverkäu­
fern und Reiseveranstaltern – je nach Zuständigkeitsbereich – eine Beschwerde einzureichen. 
Sie sollten Anspruch darauf haben, dass ihnen innerhalb einer angemessenen Frist eine Antwort 
erteilt wird.

(44) Damit Beschwerden effizient bearbeitet werden, sollten Eisenbahnunternehmen und Bahnhofs­
betreiber berechtigt sein, gemeinsame Kundendienstangebote und Beschwerdemechanismen 
einzurichten. Informationen über die Verfahren der Beschwerdebearbeitung sollten öffentlich 
und für alle Fahrgäste leicht zugänglich sein.

(45) Das Recht der Fahrgäste, bei einer nationalen Stelle Beschwerde einzureichen oder nach 
nationalem Recht Rechtsbehelf einzulegen, sollte von dieser Verordnung unberührt bleiben.

(46) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten Dienstqualitätsstandards für Schienen­
personenverkehrsdienste festlegen, anwenden und überwachen. Eisenbahnunternehmen sollten 
Informationen über ihre Dienstqualität auch öffentlich zugänglich machen.

(47) Zur Wahrung eines hohes Verbraucherschutzniveaus im Eisenbahnverkehr sollten die Mitglied­
staaten verpflichtet sein, nationale Durchsetzungsstellen zu benennen, die die Durchführung 
dieser Verordnung genau überwachen und für ihre Durchsetzung auf nationaler Ebene sorgen. 
Diese Stellen sollten in der Lage sein, vielfältige Durchsetzungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Die Fahrgäste sollten sich bei diesen Stellen über mutmaßliche Verstöße gegen diese Verord­
nung beschweren können. Um eine zufriedenstellende Bearbeitung solcher Beschwerden zu 
gewährleisten, sollten diese Stellen auch mit den nationalen Durchsetzungsstellen anderer 
Mitgliedstaaten zusammenarbeiten.

(48) Für Mitgliedstaaten, die über kein Eisenbahnsystem verfügen und auch in nächster Zukunft 
nicht über ein solches verfügen werden, wäre es eine unverhältnismäßige und zwecklose 
Belastung, wenn sie den nach dieser Verordnung geltenden Durchsetzungspflichten in Bezug 
auf Bahnhofsbetreiber und Infrastrukturbetreiber unterliegen würden. Dasselbe gilt auch für 
die Durchsetzungspflichten in Bezug auf Eisenbahnunternehmen, solange ein Mitgliedstaat 
kein Eisenbahnunternehmen zugelassen hat. Daher sollten diese Mitgliedstaaten von diesen 
Verpflichtungen ausgenommen werden.

(49) Die Verarbeitung personenbezogener Daten sollte im Einklang mit den Rechtsvorschriften der 
Union über den Schutz personenbezogener Daten, insbesondere mit der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates100, erfolgen.

(50) Die Mitgliedstaaten sollten für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen festlegen und 
die zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen treffen. Die Sanktionen, zu denen auch 
die Zahlung einer Entschädigung an die betreffende Person gehören könnte, sollten wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein.

(51) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Entwicklung der Eisenbahnen der Union und die 
Stärkung der Rechte von Fahrgästen im Eisenbahnverkehr, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend verwirklicht werden können und daher besser auf Unionsebene zu verwirklichen 
sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union 
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die 
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(52) Um ein hohes Schutzniveau für Fahrgäste zu gewährleisten, sollte der Kommission die Befugnis 
übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung des Anhangs I über die 
einheitlichen Rechtsvorschriften der CIV zu erlassen und den Mindestbetrag des bei Tod eines 

100 Amtl. Anm.: Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen mit Behinderungen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 
119 vom 4.5.2016, S. 1).
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Fahrgasts zu zahlenden Vorschusses anzupassen, um den Änderungen des EU-weiten harmoni­
sierten Verbraucherpreisindex Rechnung zu tragen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die 
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der 
Ebene von Sachverständigen, durchführt, die mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die in 
der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung101 nie­
dergelegt wurden. Um insbesondere für eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung 
delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europäische Parlament und der Rat alle Doku­
mente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstän­
digen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommis­
sion, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(53) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung sollten 
der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Ein­
klang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates102 

ausgeübt werden.
(54) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die insbesondere 

mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt worden sind, insbesondere 
in den Artikeln 21, 26, 38 und 47 in Bezug auf das Verbot jeglicher Diskriminierung, die 
Integration von Personen mit Behinderungen, die Sicherstellung eines hohen Verbraucherschutz­
niveaus und das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht. Bei 
der Anwendung dieser Verordnung müssen die Gerichte der Mitgliedstaaten diese Rechte und 
Grundsätze achten –

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Kapitel I
Allgemeine Bestimmungen

Gegenstand und Ziele
Damit die Fahrgäste wirksam geschützt sind und der Schienenverkehr gefördert wird, sind in dieser 
Verordnung Vorschriften für den Eisenbahnverkehr festgelegt, die Folgendes betreffen:
a) die Nichtdiskriminierung zwischen Fahrgästen hinsichtlich der Beförderungsbedingungen und der 

Bereitstellung von Fahrkarten;
b) die Haftung von Eisenbahnunternehmen und ihre Versicherungspflicht gegenüber den Fahrgästen 

und deren Gepäck;
c) die Rechte der Fahrgäste bei einem Unfall im Zusammenhang mit der Nutzung von Schienenver­

kehrsdiensten, der zum Tod, zur Verletzung oder zum Verlust oder zur Beschädigung von deren 
Gepäck führt;

d) die Rechte der Fahrgäste bei Störungen wie Ausfall oder Verspätung, einschließlich deren Entschä­
digungsansprüche;

e) präzise Mindestinformationen, auch in Bezug auf die Ausstellung von Fahrkarten, die Fahrgästen 
in einem barrierefreien Format und rechtzeitig bereitzustellen sind;

f) die Nichtdiskriminierung von und Hilfeleistungen für Personen mit Behinderungen und Personen 
mit eingeschränkter Mobilität;

g) die Festlegung und Überwachung von Dienstqualitätsnormen und das Risikomanagement für die 
persönliche Sicherheit der Fahrgäste;

h) die Bearbeitung von Beschwerden;
i) allgemeine Durchsetzungsvorschriften.

Artikel 1

101 Amtl. Anm.: ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
102 Amtl. Anm.: Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 

2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahr­
nehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, 
S. 13).

Artikel 1  Gegenstand und Ziele
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Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt unionsweit für internationale und inländische Eisenbahnfahrten und Schie­
nenverkehrsdienste, die von einem oder mehreren nach der Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates1 genehmigten Eisenbahnunternehmen erbracht werden.
(2) 1Die Mitgliedstaaten können Dienste, die ausschließlich zu historischen oder touristischen Zwe­
cken betrieben werden, vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausnehmen. 2Diese Ausnahme 
gilt nicht bezüglich der Artikel 13 und 14.
(3) 1Ausnahmen, die gemäß Artikel 2 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 vor dem 
6. Juni 2021 gewährt wurden, bleiben bis zum Ablauf dieser Ausnahmen gültig. 2Ausnahmen, die 
gemäß Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 vor dem 6. Juni 2021 gewährt wurden, 
bleiben bis zum 7. Juni 2023 gültig.
(4) Vor Ablauf einer inländischen Schienenpersonenverkehrsdiensten gemäß Artikel 2 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 gewährten Ausnahme können die Mitgliedstaaten die betreffenden 
inländischen Schienenpersonenverkehrsdienste für einen weiteren Zeitraum von höchstens fünf 
Jahren von der Anwendung der Artikel 15, 17 und 19, des Artikels 20 Absatz 2 Buchstaben a und b 
und des Artikels 30 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung ausnehmen.
(5) 1Bis zum 7. Juni 2030 können Mitgliedstaaten festlegen, dass Artikel 10 nicht zur Anwendung 
kommt, wenn es für einen Infrastrukturbetreiber nicht technisch durchführbar ist, Echtzeitdaten im 
Sinne von Artikel 10 Absatz 1 an Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufern, Reiseveranstaltern 
oder Bahnhofsbetreibern weiterzugeben. 2Die Mitgliedstaaten überprüfen mindestens alle zwei Jahre, 
inwieweit es technisch durchführbar ist, solche Daten weiterzugeben.
(6) Vorbehaltlich des Absatzes 8 können die Mitgliedstaaten die folgenden Dienste von der Anwen­
dung dieser Verordnung ausnehmen:
a) Schienenpersonenverkehrsdienste des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs und Regionalverkehrs,
b) internationale Schienenpersonenverkehrsdienste, bei denen ein erheblicher Teil, der mindestens 

einen fahrplanmäßigen Bahnhofshalt umfasst, außerhalb der Union betrieben wird.
(7) Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den gemäß den Absätzen 2, 4, 5 und 6 gewährten 
Ausnahmen in Kenntnis und legen die Gründe für diese Ausnahmen dar.
(8)
Gemäß Absatz 6 Buchstabe a gewährte Ausnahmen gelten nicht in Bezug auf die Artikel 5, 11, 13, 14, 
21, 22, 27 und 28.
Wenn diese Ausnahmen Schienenpersonenverkehrsdienste des Regionalverkehrs betreffen, gelten sie 
außerdem nicht in Bezug auf Artikel 6 und 12, Artikel 18 Absatz 3 und Kapitel V.
Ungeachtet des Unterabsatzes 2 des vorliegenden Absatzes können Schienenpersonenverkehrs­
diensten des Regionalverkehrs gewährte Ausnahmen von der Anwendung des Artikels 12 Absatz 1 
und des Artikels 18 Absatz 3 bis zum 7. Juni 2028 gelten.

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
1. „Eisenbahnunternehmen“ ein Eisenbahnunternehmen im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der 

Richtlinie 2012/34/EU;
2. „Infrastrukturbetreiber“ einen Infrastrukturbetreiber im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der 

Richtlinie 2012/34/EU;
3. „Bahnhofsbetreiber“ eine Stelle in einem Mitgliedstaat, der die Verantwortung für die Leitung 

eines oder mehrerer Bahnhöfe übertragen wurde und bei der es sich um den Infrastrukturbe­
treiber handeln kann;

4. „Reiseveranstalter“ einen Veranstalter oder Vermittler im Sinne des Artikels 3 Nummer 8 
beziehungsweise 9 der Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates1, 
der kein Eisenbahnunternehmen ist;

Artikel 2

Artikel 3

1 Amtl. Anm.: Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 
zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums (ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 32).

1 Amtl. Anm.: Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2015 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, zur Änderung der Verordnung (EG) 

Artikel 3  Begriffsbestimmungen
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5. „Fahrkartenverkäufer“ jeden Vermittler von Schienenverkehrsdiensten, der auf der Grundlage 
eines Vertrags oder einer anderen Vereinbarung zwischen dem Vermittler und einem oder 
mehreren Eisenbahnunternehmen Fahrkarten, einschließlich Durchgangsfahrkarten, verkauft;

6. „Beförderungsvertrag“ einen Vertrag über die entgeltliche oder unentgeltliche Eisenbahnbeför­
derung zwischen einem Eisenbahnunternehmen und einem Fahrgast über die Durchführung eines 
oder mehrerer Verkehrsdienste;

7. „Fahrkarte“ einen in beliebiger Form vorliegenden, gültigen Nachweis über den Abschluss 
eines Beförderungsvertrags;

8. „Buchung“ eine in Papierform oder elektronisch erteilte Beförderungsberechtigung aufgrund 
einer zuvor bestätigten personenbezogenen Beförderungsvereinbarung;

9. „Durchgangsfahrkarte“ eine Durchgangsfahrkarte im Sinne des Artikels 3 Nummer 35 der 
Richtlinie 2012/34/EU;

10. „Dienst“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, der zwischen Bahnhöfen nach einem Fahrplan 
betrieben wird, einschließlich Verkehrsdienste, die für eine Weiterreise mit geänderter Strecken­
führung angeboten werden;

11. „Fahrt“ die Beförderung eines Fahrgasts zwischen einem Abfahrtsbahnhof und einem Ankunfts­
bahnhof;

12. „inländischer Schienenpersonenverkehrsdienst“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, bei dem 
keine Grenze eines Mitgliedstaats überschritten wird;

13. „Schienenpersonenverkehrsdienst des Stadt- und Vorortverkehrs“ einen Schienenpersonenver­
kehrsdienst im Sinne des Artikels 3 Nummer 6 der Richtlinie 2012/34/EU;

14. „Schienenpersonenverkehrsdienst des Regionalverkehrs“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst 
im Sinne des Artikels 3 Nummer 7 der Richtlinie 2012/34/EU;

15. „Schienenpersonenverkehrsdienst des Fernverkehrs“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, bei 
dem es sich nicht um einen Schienenpersonenverkehrsdienst des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs 
oder Regionalverkehrs handelt;

16. „internationaler Schienenpersonenverkehrsdienst“ einen Schienenpersonenverkehrsdienst, der 
mindestens eine Grenze eines Mitgliedstaats überquert und dessen Hauptzweck die Beförderung 
von Fahrgästen zwischen Bahnhöfen in verschiedenen Mitgliedstaaten oder in einem Mitglied­
staat und einem Drittland ist;

17. „Verspätung“ die Zeitdifferenz zwischen der planmäßigen Ankunftszeit des Fahrgasts gemäß 
dem veröffentlichten Fahrplan und dem Zeitpunkt seiner tatsächlichen oder erwarteten Ankunft 
am Zielbahnhof;

18. „Ankunft“ den Zeitpunkt, zu dem die Türen des Zuges am Bahnsteig des Bestimmungsorts 
geöffnet werden und das Aussteigen gestattet wird;

19. „Zeitfahrkarte“ eine für eine unbegrenzte Anzahl von Fahrten gültige Fahrkarte, die es dem 
berechtigten Inhaber erlaubt, auf einer bestimmten Strecke oder in einem bestimmten Netz 
während eines festgelegten Zeitraums mit der Eisenbahn zu reisen;

20. „verpasster Anschluss“ die Situation, in der ein Fahrgast während einer in Form einer Durch­
gangsfahrkarte verkauften Eisenbahnfahrt einen oder mehrere Dienste infolge der Verspätung 
oder des Ausfalls eines oder mehrerer vorheriger Dienste oder der Abfahrt eines Dienstes vor der 
planmäßigen Abfahrtszeit verpasst;

21. „Person mit Behinderung“ und „Person mit eingeschränkter Mobilität“ jede Person mit einer 
dauerhaften oder vorübergehenden körperlichen, geistigen, intellektuellen Behinderung oder 
sensorischen Beeinträchtigung, die in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren der vollen, 
tatsächlichen und mit anderen Fahrgästen gleichberechtigten Benutzung von Beförderungsmit­
teln durch diese Person entgegenstehen kann, oder eine Person, die bei der Benutzung von 
Beförderungsmitteln aufgrund des Alters nur eingeschränkt mobil ist;

22. „Bahnhof“ eine Eisenbahnanlage, in der Schienenpersonenverkehrsdienste abfahren, halten oder 
enden können.

Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhe­
bung der Richtlinie 90/314/EWG des Rates (ABl. L 326 vom 11.12.2015, S. 1).
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Kapitel II
Beförderungsvertrag, Informationen und Fahrkarten

Beförderungsvertrag
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels unterliegen der Abschluss und die Ausführung eines 
Beförderungsvertrags sowie die Bereitstellung von Informationen und Fahrkarten den Bestimmungen 
in Anhang I Titel II und III.

Nichtdiskriminierende Vertragsbedingungen und Tarife
Unbeschadet etwaiger Sozialtarife bieten Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer und Reisever­
anstalter der allgemeinen Öffentlichkeit Vertragsbedingungen und Tarife ohne direkte oder indirekte 
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit des Fahrgasts oder des Niederlassungsorts des 
Eisenbahnunternehmens, Fahrkartenverkäufers oder Reiseveranstalters innerhalb der Union an.
Absatz 1 dieses Artikels gilt auch für Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkäufer, wenn sie 
Buchungen von Fahrgästen gemäß Artikel 11 akzeptieren.

Fahrräder
(1)
Vorbehaltlich der Einschränkungen gemäß Absatz 3 und gegebenenfalls gegen Zahlung eines zumut­
baren Entgelt haben Fahrgäste Anspruch auf Mitnahme von Fahrrädern im Zug.
Bei reservierungspflichtigen Zügen muss die Möglichkeit bestehen, eine Buchung für die Beförderung 
eines Fahrrads zu tätigen.
Hat ein Fahrgast eine Buchung für ein Fahrrad getätigt und wird die Beförderung des Fahrrads 
ohne berechtigten Grund verweigert, so hat der Fahrgast Anspruch auf Weiterreise mit geänderter 
Streckenführung oder eine Erstattung gemäß Artikel 18, eine Entschädigung gemäß Artikel 19 und 
Hilfeleistung gemäß Artikel 20 Absatz 2.
(2) 1Wenn im Zug für Fahrräder vorgesehene Stellplätze verfügbar sind, müssen die Fahrgäste ihre 
Fahrräder dort unterbringen. 2Wenn keine Fahrradstellplätze verfügbar sind, müssen die Fahrgäste 
ihre Fahrräder ständig beaufsichtigen und nach besten Kräften sicherstellen, dass anderen Fahrgästen 
durch ihre Fahrräder keine Verletzungen oder Schäden entstehen und dass Mobilitätshilfen, Gepäck 
oder der Bahnbetrieb nicht beeinträchtigt werden.
(3) 1Eisenbahnunternehmen können das Recht von Fahrgästen auf Mitnahme von Fahrrädern in 
Zügen aus Sicherheitsgründen oder aus betrieblichen Gründen einschränken, insbesondere aufgrund 
begrenzter Kapazität während der Hauptverkehrszeiten oder wenn dies aufgrund der eingesetzten 
Fahrzeuge nicht möglich ist. 2Eisenbahnunternehmen können die Beförderung von Fahrrädern auch 
nach Gewicht und Abmessungen der Fahrräder einschränken. 3Sie veröffentlichen ihre Bedingungen 
für die Beförderung von Fahrrädern einschließlich aktueller Informationen über die verfügbaren 
Kapazitäten auf ihren offiziellen Websites unter Verwendung der in der Verordnung (EU) 
Nr. 454/2011 genannten Telematikanwendungen.
(4) [noch nicht in Kraft]
(5)
Eisenbahnunternehmen können Pläne für die verstärkte und verbesserte Beförderung von Fahrrädern 
sowie für andere Lösungen zur Förderung der kombinierten Nutzung von Eisenbahn und Fahrrad 
aufstellen und diese Pläne auf dem neuesten Stand halten.
1Die zuständigen Behörden im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
des Europäischen Parlaments und des Rates1 können solche Pläne im Rahmen gemeinwirtschaftlicher 
Verträge aufstellen. 2Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass solche Pläne von diesen zustän­
digen Behörden oder von den in ihrem Hoheitsgebiet tätigen Eisenbahnunternehmen aufzustellen 
sind.

Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6

1 Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1).
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(6) 1Die in Absatz 5 genannten Pläne werden nach Anhörung der Öffentlichkeit und einschlägiger 
Vertretungsorganisationen aufgestellt. 2Sie werden auf der Website des Eisenbahnunternehmens bzw. 
der zuständigen Behörde veröffentlicht.

Ausschluss des Rechtsverzichts und der Rechtsbeschränkung
(1) 1Die Verpflichtungen gegenüber Fahrgästen gemäß dieser Verordnung dürfen – insbesondere 
durch abweichende oder einschränkende Bestimmungen im Beförderungsvertrag – nicht einge­
schränkt oder ausgeschlossen werden. 2Vertragsbedingungen, die direkt oder indirekt vorgeben, dass 
die Rechte gemäß dieser Verordnung aufgehoben oder eingeschränkt werden oder davon abgewichen 
wird, sind für die Fahrgäste nicht verbindlich.
(2) Die Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstalter oder Fahrkartenverkäufer können Vertragsbedin­
gungen anbieten, die für den Fahrgast günstiger sind als die in dieser Verordnung festgelegten Bedin­
gungen.

Verpflichtung, den Fahrgästen Informationen über die Einstellung von Diensten zur 
Verfügung zu stellen

Eisenbahnunternehmen oder gegebenenfalls die für einen gemeinwirtschaftlichen Vertrag zuständigen 
Behörden veröffentlichen Beschlüsse über die vorübergehende oder dauerhafte Einstellung von Schie­
nenverkehrsdiensten auf angemessenem Wege – auch in barrierefreien Formaten gemäß den Bestim­
mungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) 
Nr. 1300/2014 – vor deren Umsetzung.

Reiseinformationen
(1) Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstalter und Fahrkartenverkäufer, die für ein oder mehrere 
Eisenbahnunternehmen Beförderungsverträge anbieten, erteilen dem Fahrgast auf Anfrage mindes­
tens die in Anhang II Teil I genannten Informationen zu den Fahrten, für die das betreffende 
Eisenbahnunternehmen einen Beförderungsvertrag anbietet.
(2) 1Eisenbahnunternehmen und, soweit möglich, Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter erteilen 
dem Fahrgast während der Fahrt mindestens die in Anhang II Teil II genannten Informationen. 
2Wenn Bahnhofsbetreiber über solche Informationen verfügen, haben auch sie diese Informationen 
den Fahrgästen zur Verfügung zu stellen.
(3) 1Die Informationen nach den Absätzen 1 und 2 sind in der am besten geeigneten Form, nach 
Möglichkeit auf der Grundlage von Reiseinformationen in Echtzeit – auch unter Einsatz geeigneter 
Kommunikationstechnik –, zu erteilen. 2Dabei wird besonders darauf geachtet, dass diese Informa­
tionen gemäß den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnungen (EU) 
Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 barrierefrei sind.

Zugang zu Verkehrs- und Reiseinformationen
(1) Infrastrukturbetreiber geben Echtzeitdaten über die Ankunft und die Abfahrt von Zügen an 
Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer, Reiseveranstalter und Bahnhofsbetreiber weiter.
(2) Eisenbahnunternehmen gewähren anderen Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufern und 
Reiseveranstaltern, die ihre Dienste verkaufen, Zugang zu den in Anhang II Teile I und II genannten 
Mindestreiseinformationen sowie zu den Vorgängen in Buchungssystemen gemäß Anhang II Teil III.
(3)
1Die Weitergabe der Informationen und die Gewährung des Zugangs zu ihnen erfolgen in nichtdis­
kriminierender Weise und unverzüglich. 2Um kontinuierlichen Zugang zu den Informationen zu 
erhalten, genügt eine einmalige Antragstellung. 3Der Infrastrukturbetreiber und das Eisenbahnunter­
nehmen, die zur Bereitstellung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen verpflichtet sind, 
können verlangen, dass ein Vertrag oder eine andere Vereinbarung geschlossen wird, auf dessen bzw. 
deren Grundlage Informationen weitergegeben werden oder Zugang zu Informationen gewährt wird.
Durch die Geschäftsbedingungen eines Vertrages oder einer Vereinbarung über die Nutzung der 
Informationen darf weder die Möglichkeit ihrer Weiterverwendung unnötig eingeschränkt noch der 
Wettbewerb beschränkt werden.
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Eisenbahnunternehmen können von anderen Eisenbahnunternehmen, Reiseveranstaltern und Fahr­
kartenverkäufern eine faire, angemessene und verhältnismäßige finanzielle Entschädigung für die 
Kosten verlangen, die mit der Zugangsgewährung verbunden sind, und Infrastrukturbetreiber können 
eine Entschädigung gemäß den geltenden Vorschriften verlangen.
(4) Zur Weitergabe von Informationen und zur Gewährung des Zugangs zu ihnen werden geeignete 
technische Optionen wie Anwendungsprogrammierschnittstellen genutzt.
(5) Soweit die Bereitstellung der in den Absätzen 1 oder 2 genannten Informationen im Einklang 
mit anderen Rechtsakten der Union, insbesondere der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1926 der 
Kommission1, erfolgt, gelten die entsprechenden Verpflichtungen nach diesem Artikel als erfüllt.

Verfügbarkeit von Fahrkarten und Buchungen
(1) Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter bieten Fahrkarten und, 
soweit verfügbar, Durchgangsfahrkarten und Buchungen an.
(2)
Unbeschadet der Absätze 3 und 4 verkaufen Eisenbahnunternehmen Fahrgästen Fahrkarten entweder 
direkt oder über Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter auf mindestens einem der folgenden Ver­
triebswege:
a) an Fahrkartenschaltern, anderen Verkaufsstellen oder Fahrkartenautomaten;
b) über das Telefon, das Internet oder jede andere in weitem Umfang verfügbare Informations­

technik;
c) in den Zügen.
Die zuständigen Behörden im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
können vorschreiben, dass Eisenbahnunternehmen für im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Verträge 
geleistete Verkehrsdienste über mehr als einen Vertriebsweg Fahrkarten anbieten.
(3) Ist im Abfahrtsbahnhof kein Fahrkartenschalter oder Fahrkartenautomat vorhanden, so werden 
die Fahrgäste im Bahnhof unterrichtet über
a) die Möglichkeit, telefonisch, über das Internet oder im Zug eine Fahrkarte zu erwerben, und über 

die dafür geltenden Verfahren,
b) den nächsten Bahnhof oder sonstigen Ort, an dem Fahrkartenschalter oder Fahrkartenautomaten 

zur Verfügung stehen.
(4)
1Gibt es am Abfahrtsbahnhof keinen Fahrkartenschalter oder keinen barrierefreien Fahrkartenauto­
maten und keine andere barrierefreie Möglichkeit, eine Fahrkarte im Voraus zu kaufen, so wird 
Personen mit Behinderungen gestattet, Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen. 2Eisenbahnunter­
nehmen können dieses Recht aus vernünftigen Gründen der Sicherheit oder der Reservierungspflicht 
einschränken oder verweigern.
Ist kein Personal im Zug anwesend, beraten die Eisenbahnunternehmen Personen mit Behinderungen 
dazu, ob und informieren sie darüber, wie sie eine Fahrkarte kaufen können.
Die Mitgliedstaaten können Eisenbahnunternehmen gestatten vorzuschreiben, dass Personen mit 
Behinderungen gemäß den einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ihres 
Wohnsitzlandes als solche anerkannt sein müssen.
1Die Mitgliedstaaten können das in Unterabsatz 1 genannte Recht auf alle Fahrgäste ausweiten. 
2Machen Mitgliedstaaten von dieser Möglichkeit Gebrauch, so müssen sie die Kommission davon in 
Kenntnis setzen. 3Die Europäische Eisenbahnagentur veröffentlicht die Informationen zur Umsetzung 
der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 auf ihrer Website.

Durchgangsfahrkarten
(1)
1Wenn Schienenpersonenverkehrsdienste des Fernverkehrs oder Schienenpersonenverkehrsdienste des 
Regionalverkehrs von einem einzigen Eisenbahnunternehmen betrieben werden, bietet dieses Unter­
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1 Amtl. Anm.: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1926 der Kommission vom 31. Mai 2017 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Bereitstellung EU-weiter 
multimodaler Reiseinformationsdienste (ABl. L 272 vom 21.10.2017, S. 1).
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nehmen für diese Dienste Durchgangsfahrkarten an. 2Bei anderen Schienenpersonenverkehrsdiensten 
unternehmen Eisenbahnunternehmen alle zumutbaren Anstrengungen, um Durchgangsfahrkarten 
anzubieten, und arbeiten zu diesem Zweck zusammen.
Für die Zwecke von Unterabsatz 1 erstreckt sich der Ausdruck „ein einziges Eisenbahnunternehmen“ 
auch auf alle Eisenbahnunternehmen, die demselben Eigentümer gehören oder hundertprozentige 
Tochtergesellschaften eines der beteiligten Eisenbahnunternehmen sind.
(2) Bei Fahrten, die einen oder mehrere Anschlüsse umfassen, ist der Fahrgast vor dem Fahrkartenkauf 
darüber zu informieren, ob die Fahrkarte oder Fahrkarten als Durchgangsfahrkarte gilt bzw. gelten.
(3) Für Reisen mit einem oder mehreren Anschlüssen gilt bzw. gelten eine Fahrkarte oder mehrere 
Fahrkarten, die im Rahmen einer einzigen geschäftlichen Transaktion bei einem Eisenbahnunter­
nehmen erworben wird bzw. werden, als Durchgangsfahrkarte, und das Eisenbahnunternehmen 
haftet nach den Artikeln 18, 19 und 20, wenn der Fahrgast einen oder mehrere Anschlüsse verpasst.
(4)
Wenn eine Fahrkarte oder mehrere Fahrkarten im Rahmen einer einzigen geschäftlichen Transaktion 
erworben wird bzw. werden und der Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter die Fahrkarten auf 
eigene Initiative kombiniert hat, ist der Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter, der die Fahrkarte 
oder Fahrkarten verkauft hat, für die Erstattung des im Rahmen dieser Transaktion für die Fahrkarte 
oder Fahrkarten gezahlten Gesamtbetrags zuzüglich einer Entschädigung in Höhe von 75 % dieses 
Betrags haftbar, wenn der Fahrgast einen oder mehrere Anschlüsse verpasst.
Das in Unterabsatz 1 genannte Recht auf Erstattung und Entschädigung gilt unbeschadet geltender 
nationaler Rechtsvorschriften, die Fahrgästen weitergehenden Schadensersatz gewähren.
(5) Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Haftungsansprüche gelten nicht, wenn auf den Fahrkarten 
oder einer anderen Unterlage oder in einem elektronischen Format auf eine Weise, die dem Fahrgast 
die Wiedergabe dieser Information zur späteren Verwendung ermöglicht, angegeben ist, dass die 
Fahrkarten getrennte Beförderungsverträge darstellen, und der Fahrgast vor dem Kauf darüber 
informiert wurde.
(6) Die Beweislast dafür, dass dem Fahrgast die in diesem Artikel genannten Informationen erteilt 
wurden, liegt bei dem Eisenbahnunternehmen, dem Reiseveranstalter oder dem Fahrkartenverkäufer, 
das bzw. der die Fahrkarte oder Fahrkarten verkauft hat.
(7) 1Für die Bearbeitung von unter Absatz 4 fallenden Anfragen und möglichen Beschwerden 
der Fahrgäste sind die Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter zuständig. 2Die Zahlung der 
Erstattung und der Entschädigung gemäß Absatz 4 erfolgt binnen 30 Tagen nach Eingang des Antrags.

Kapitel III
Haftung von Eisenbahnunternehmen für Fahrgäste und deren Gepäck

Haftung für Fahrgäste und Gepäck
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels und unbeschadet geltender nationaler Rechtsvor­
schriften, die Fahrgästen weitergehenden Schadensersatz gewähren, ist die Haftung von Eisenbahnun­
ternehmen in Bezug auf Fahrgäste und deren Gepäck in Anhang I Titel IV Kapitel I, III und IV sowie 
Titel VI und Titel VII geregelt.

Versicherung und Haftungsdeckung
Ein Eisenbahnunternehmen muss im Einklang mit Artikel 22 der Richtlinie 2012/34/EU ausreichend 
versichert sein oder über angemessene Bürgschaften zu marktüblichen Konditionen verfügen, um die 
Haftpflicht zu decken.

Vorschuss
(1) Wird ein Fahrgast getötet oder verletzt, so zahlt das gemäß Anhang I Artikel 26 Absatz 5 haftende 
Eisenbahnunternehmen unverzüglich, spätestens jedoch 15 Tage nach der Feststellung der Identität 
der entschädigungsberechtigten natürlichen Person einen Vorschuss zur Deckung der unmittelbaren 
wirtschaftlichen Bedürfnisse, und zwar im Verhältnis zur Schwere des erlittenen Schadens.
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 beläuft sich dieser Vorschuss im Todesfall auf einen Betrag von min­
destens 21 000 EUR je Fahrgast.
(3) Der Vorschuss stellt keine Haftungsanerkennung dar und kann mit später auf der Grundlage dieser 
Verordnung gezahlten Beträgen verrechnet werden; er kann nur zurückgefordert werden, wenn der 
Schaden durch Vorsatz oder Fahrlässigkeit des Fahrgasts verursacht wurde, oder wenn die Person, die 
den Vorschuss erhalten hat, keinen Entschädigungsanspruch hatte.

Bestreiten der Haftung
Selbst wenn das Eisenbahnunternehmen bestreitet, für Personenschäden, die einem von ihm beför­
derten Fahrgast entstanden sind, zu haften, unternimmt es alle zumutbaren Bemühungen zur Unter­
stützung des Fahrgasts im Zusammenhang mit der Geltendmachung seiner Schadensersatzansprüche 
gegenüber Dritten.

Kapitel IV
Verspätungen, verpasste Anschlüsse und Zugausfälle

Haftung für Verspätungen, verpasste Anschlüsse und Zugausfälle
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels ist die Haftung der Eisenbahnunternehmen für 
Verspätungen, verpasste Anschlüsse und Zugausfälle in Anhang I Titel IV Kapitel II geregelt.

Erstattung oder Weiterreise mit geänderter Streckenführung
(1) Muss entweder bei der Abfahrt oder im Falle eines verpassten Anschlusses oder eines Zugausfalls 
vernünftigerweise davon ausgegangen werden, dass bei Ankunft am Zielort gemäß Beförderungsver­
trag die Verspätung 60 Minuten oder mehr betragen wird, so bietet das Eisenbahnunternehmen, das 
den verspäteten oder ausfallenden Dienst betreibt, dem Fahrgast unverzüglich an, sich für eine der 
folgenden Möglichkeiten zu entscheiden, und trifft die dazu notwendigen Vorkehrungen:
a) Erstattung des vollen Fahrpreises unter den Bedingungen, zu denen er entrichtet wurde, für den 

Teil oder die Teile der Fahrt, der bzw. die nicht durchgeführt wurde bzw. wurden, und für den 
Teil oder die Teile, der bzw. die bereits durchgeführt wurde bzw. wurden, wenn die Fahrt nach 
den ursprünglichen Reiseplänen des Fahrgasts sinnlos geworden ist, gegebenenfalls zusammen mit 
einer Rückfahrt zum ersten Ausgangspunkt bei nächster Gelegenheit;

b) Fortsetzung der Fahrt oder Weiterreise mit geänderter Streckenführung unter vergleichbaren 
Beförderungsbedingungen bis zum Zielort bei nächster Gelegenheit;

c) Fortsetzung der Fahrt oder Weiterreise mit geänderter Streckenführung unter vergleichbaren 
Beförderungsbedingungen bis zum Zielort zu einem späteren Zeitpunkt nach Wahl des Fahrgasts.

(2) 1Wenn für die Zwecke von Absatz 1 Buchstaben b und c eine vergleichbare geänderte Strecke von 
demselben Eisenbahnunternehmen betrieben wird oder ein anderes Unternehmen mit der Bedienung 
der geänderten Strecke beauftragt ist, entstehen dem Fahrgast dadurch keine zusätzlichen Kosten. 
2Diese Anforderung gilt auch, wenn die Weiterreise mit geänderter Streckenführung die Beförderung 
in einer höheren Klasse sowie die Benutzung alternativer Verkehrsmittel einschließt. 3Seitens der 
Eisenbahnunternehmen sind angemessene Bemühungen zu unternehmen, um zusätzliches Umsteigen 
zu vermeiden und sicherzustellen, dass Verlängerungen der Gesamtreisezeit möglichst kurz sind. 4Die 
Fahrgäste dürfen nur dann auf Verkehrsmittel in einer niedrigeren Klasse herabgestuft werden, wenn 
diese die einzige anderweitige Beförderungsmöglichkeit darstellen.
(3)
Unbeschadet des Absatzes 2 kann das Eisenbahnunternehmen sich auf Anfrage des Fahrgasts damit 
einverstanden erklären, dass der Fahrgast Verträge mit anderen Anbietern von Verkehrsdiensten 
schließt, die es ihm ermöglichen, den Zielort unter vergleichbaren Bedingungen zu erreichen; in 
diesem Fall erstatten das Eisenbahnunternehmen dem Fahrgast die ihm entstandenen Kosten.
1Wenn dem Fahrgast die verfügbaren Optionen für eine Weiterreise mit geänderter Streckenführung 
nicht binnen 100 Minuten nach der planmäßigen Abfahrtszeit des verspäteten oder ausgefallenen 
Verkehrsdienstes oder des verpassten Anschlusses mitgeteilt werden, ist der Fahrgast berechtigt, 
einen solchen Vertrag mit anderen Anbietern öffentlicher Verkehrsdienste mit der Eisenbahn, dem 
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Reisebus oder dem Bus zu schließen. 2Das Eisenbahnunternehmen erstattet dem Fahrgast die dadurch 
entstandenen notwendigen, angemessenen und zumutbaren Kosten.
Dieser Absatz berührt nicht die nationale Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die Fahrgästen 
günstigere Bedingungen für die Weiterreise mit geänderter Streckenführung gewähren.
(4) 1Erbringer von Verkehrsdiensten für die Weiterreise mit geänderter Streckenführung bieten Per­
sonen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität vergleichbare Unterstützung 
und einen vergleichbaren barrierefreien Zugang, wenn sie einen alternativen Verkehrsdienst anbieten. 
2Sie können Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität alternative 
Dienste anbieten, die ihren Bedürfnissen entsprechen und die sich von den anderen Fahrgästen 
angebotenen Diensten unterscheiden.
(5) 1Die Zahlung von Erstattungen nach Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 3 erfolgt binnen 30 
Tagen nach Eingang des Antrags. 2Die Mitgliedstaaten können Eisenbahnunternehmen zur Annahme 
solcher Anträge über bestimmte Kommunikationsmittel verpflichten, sofern die Verpflichtung keine 
Diskriminierung zur Folge hat. 3Die Erstattung kann in Form von Gutscheinen und/oder der 
Erbringung anderer Leistungen erfolgen, sofern die Bedingungen dieser Gutscheine und/oder Leis­
tungen flexibel sind, insbesondere bezüglich des Gültigkeitszeitraums und des Zielorts, und der 
Fahrgast sich damit einverstanden erklärt, diese Gutscheine und/oder Leistungen zu akzeptieren. 4Der 
Erstattungsbetrag darf nicht um Kosten der Finanztransaktion wie Gebühren, Telefonkosten oder 
Porti gekürzt werden.
(6) 1Die Kommission erlässt bis zum 7. Juni 2023 einen Durchführungsrechtsakt mit einem einheit­
lichen Formular für Anträge auf Erstattung gemäß dieser Verordnung. 2Dieses einheitliche Formular 
wird in einem für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität zugäng­
lichen Format erstellt. 3Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 38 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen.
(7) 1Fahrgäste haben das Recht, ihre Anträge unter Verwendung des in Absatz 6 genannten einheitli­
chen Formulars einzureichen. 2Eisenbahnunternehmen dürfen Anträge auf Erstattung nicht allein aus 
dem Grund ablehnen, dass der Fahrgast dieses Formular nicht verwendet hat. 3Ist ein Antrag nicht 
präzise genug, so ersucht das Eisenbahnunternehmen den Fahrgast um Klarstellung des Antrags und 
leistet ihm dabei Unterstützung.

Entschädigung
(1) 1Ohne das Recht auf Beförderung zu verlieren, hat ein Fahrgast bei Verspätungen Anspruch auf 
eine Entschädigung durch das Eisenbahnunternehmen, wenn er zwischen dem auf der Fahrkarte 
oder Durchgangsfahrkarte angegebenen Abfahrts- und Zielort eine Verspätung erleidet, für die keine 
Fahrpreiserstattung nach Artikel 18 erfolgt ist. 2Die Mindestentschädigung bei Verspätungen beträgt
a) 25 % des Preises der Fahrkarte bei einer Verspätung von 60 bis 119 Minuten;
b) 50 % des Preises der Fahrkarte ab einer Verspätung von 120 Minuten.
(2) 1Absatz 1 gilt auch für Fahrgäste, die eine Zeitfahrkarte besitzen. 2Wenn diesen Fahrgästen 
während der Gültigkeitsdauer ihrer Zeitfahrkarte wiederholt Verspätungen oder Zugausfälle wider­
fahren, haben sie Anspruch auf eine angemessene Entschädigung gemäß den Entschädigungsbedin­
gungen des Eisenbahnunternehmens. 3In den Entschädigungsbedingungen werden die Kriterien zur 
Bestimmung der Verspätung und für die Berechnung der Entschädigung festgelegt. 4Treten während 
der Gültigkeitsdauer der Zeitfahrkarte wiederholt Verspätungen von weniger als 60 Minuten auf, so 
können diese Verspätungen zusammengerechnet werden, und die Fahrgäste können dafür gemäß den 
Entschädigungsbedingungen des Eisenbahnunternehmens entschädigt werden.
(3) 1Unbeschadet des Absatzes 2 wird die Entschädigung für eine Verspätung im Verhältnis zu dem 
vollen Preis berechnet, den der Fahrgast für den verspäteten Verkehrsdienst tatsächlich entrichtet 
hat. 2Wurde der Beförderungsvertrag für eine Hin- und Rückfahrt abgeschlossen, so wird die 
Entschädigung für eine entweder auf der Hin- oder auf der Rückfahrt aufgetretene Verspätung auf der 
Grundlage des Fahrpreises berechnet, der auf der Fahrkarte für die betreffende Teilstrecke angegeben 
ist. 3Wenn der Fahrpreis für die Einzelstrecken der Reise nicht angegeben ist, wird die Entschädigung 
dafür auf der Grundlage des halben entrichteten Fahrpreises berechnet. 4In gleicher Weise wird der 
Preis für einen verspäteten Verkehrsdienst, der im Rahmen eines sonstigen Beförderungsvertrags, der 
den Fahrgast berechtigt, zwei oder mehr aufeinanderfolgende Teilstrecken zu fahren, anteilig zum 
vollen Preis berechnet.
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(4) Verspätungen, für die das Eisenbahnunternehmen nachweisen kann, dass sie außerhalb der Union 
eingetreten sind, werden bei der Berechnung der Verspätungsdauer nicht berücksichtigt.
(5) 1Die Kommission erlässt bis zum 7. Juni 2023 einen Durchführungsrechtsakt mit einem einheit­
lichen Formular für Anträge auf Entschädigung gemäß dieser Verordnung. 2Das einheitliche Formular 
wird in einem für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität zugäng­
lichen Format erstellt. 3Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 38 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen.
(6) 1Die Mitgliedstaaten können Eisenbahnunternehmen zur Annahme von Entschädigungsanträgen 
über bestimmte Kommunikationsmittel verpflichten, sofern die Verpflichtung keine Diskriminierung 
zur Folge hat. 2Die Fahrgäste sind berechtigt, ihre Anträge unter Verwendung des in Absatz 5 
genannten einheitlichen Formulars einzureichen. 3Eisenbahnunternehmen dürfen Anträge auf Ent­
schädigung nicht allein aus dem Grund ablehnen, dass der Fahrgast dieses Formular nicht verwendet 
hat. 4Ist ein Antrag nicht präzise genug, so ersucht das Eisenbahnunternehmen den Fahrgast um 
Klarstellung des Antrags und leistet ihm dabei Unterstützung.
(7) 1Die Zahlung der Entschädigung erfolgt innerhalb von einem Monat nach Einreichung des Antrags 
auf Entschädigung. 2Die Entschädigung kann in Form von Gutscheinen und/oder anderen Leistungen 
erfolgen, sofern deren Bedingungen flexibel sind, insbesondere bezüglich des Gültigkeitszeitraums 
und des Zielorts. 3Die Entschädigung erfolgt auf Wunsch des Fahrgasts in Form eines Geldbetrags.
(8) 1Der Entschädigungsbetrag darf nicht um Kosten der Finanztransaktion wie Gebühren, Telefon­
kosten oder Porti gekürzt werden. 2Die Eisenbahnunternehmen dürfen Mindestbeträge festlegen, 
unterhalb deren keine Entschädigungszahlungen vorgenommen werden. 3Dieser Mindestbetrag 
darf höchstens 4 EUR pro Fahrkarte betragen.
(9) Fahrgäste haben keinen Anspruch auf Entschädigung, wenn sie bereits vor dem Fahrkartenkauf 
über eine Verspätung informiert wurden oder wenn bei ihrer Ankunft am Zielort eine Verspätung 
aufgrund der Fortsetzung der Reise mit einem anderen Verkehrsdienst oder mit geänderter Strecken­
führung weniger als 60 Minuten beträgt.
(10)
Eisenbahnunternehmen sind nicht zur Zahlung einer Entschädigung verpflichtet, wenn sie nachweisen 
können, dass Verspätungen, verpasste Anschlüsse oder Zugausfälle als direkte Folge von oder in 
untrennbarem Zusammenhang mit folgenden Umständen aufgetreten sind:
a) außerhalb des Eisenbahnbetriebs liegende, außergewöhnliche Umstände wie extreme Witterungs­

bedingungen, große Naturkatastrophen oder schwere Krisen im Bereich der öffentlichen Gesund­
heit, die das Eisenbahnunternehmen trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt 
nicht vermeiden und deren Folgen es nicht abwenden konnte,

b) Verschulden des Fahrgasts oder
c) Verhalten eines Dritten wie Betreten der Gleise, Kabeldiebstahl, Notfälle im Zug, Strafverfol­

gungsmaßnahmen, Sabotage oder Terrorismus, das das Eisenbahnunternehmen trotz Anwen­
dung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und dessen Folgen es nicht 
abwenden konnte.

Streiks des Personals des Eisenbahnunternehmens, Handlungen oder Unterlassungen eines anderen 
Unternehmens, das dieselbe Eisenbahninfrastruktur nutzt, und Handlungen oder Unterlassungen der 
Infrastrukturbetreiber und Bahnhofsbetreiber fallen nicht unter die Ausnahme nach Unterabsatz 1 
Buchstabe c.

Hilfeleistung
(1) 1Bei einer Verspätung bei der Abfahrt oder der Ankunft oder einem Zugausfall sind die Fahrgäste 
durch das Eisenbahnunternehmen oder den Bahnhofsbetreiber über die Situation und die geschätzte 
Abfahrts- und Ankunftszeit des Verkehrsdienstes oder Ersatzverkehrsdienstes zu unterrichten, sobald 
diese Informationen zur Verfügung stehen. 2Wenn Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter über 
solche Informationen verfügen, müssen auch sie dem Fahrgast diese Informationen bereitstellen.
(2) Beläuft sich die Verspätung nach Absatz 1 auf 60 Minuten oder mehr oder im Falle eines Zugaus­
falls bietet das Eisenbahnunternehmen, das den verspäteten oder ausgefallenen Dienst durchführt, 
den Fahrgästen Folgendes kostenlos an:

Artikel 20

Artikel 20  Hilfeleistung

177

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



a) Mahlzeiten und Erfrischungen in angemessenem Verhältnis zur Wartezeit, sofern sie im Zug 
oder im Bahnhof verfügbar oder unter Berücksichtigung von Kriterien wie der Entfernung vom 
Lieferanten, der erforderlichen Lieferzeit und der Kosten vernünftigerweise lieferbar sind;

b) die Unterbringung in einem Hotel oder einer anderweitigen Unterkunft und die Beförderung 
zwischen dem Bahnhof und der Unterkunft in Fällen, in denen ein Aufenthalt von einer oder 
mehreren Nächten notwendig wird oder ein zusätzlicher Aufenthalt notwendig wird, sofern dies 
praktisch durchführbar ist. In Fällen, in denen ein solcher Aufenthalt aufgrund der in Artikel 19 
Absatz 10 genannten Umstände erforderlich wird, kann das Eisenbahnunternehmen die Dauer 
der Unterbringung auf höchstens drei Nächte begrenzen. Die Barrierefreiheitsanforderungen von 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität sowie die Bedürfnisse 
von Assistenzhunden sind nach Möglichkeit zu berücksichtigen;

c) ist der Zug auf der Strecke blockiert, die Beförderung vom Zug zum Bahnhof, zu einem alterna­
tiven Abfahrtsort oder zum Zielort des Verkehrsdienstes, sofern dies praktisch durchführbar ist.

(3) Ist der Verkehrsdienst unterbrochen und besteht überhaupt oder innerhalb einer vertretbaren Frist 
keine Möglichkeit zu seiner Fortsetzung, so bietet das Eisenbahnunternehmen so rasch wie möglich 
einen alternativen Verkehrsdienst für die Fahrgäste an und trifft die dazu notwendigen Vorkehrungen.
(4) 1Die Eisenbahnunternehmen informieren die betroffenen Fahrgäste darüber, wie sie eine Bestä­
tigung dafür beantragen, dass der Verkehrsdienst verspätet war, zum Verpassen eines Anschlusses 
geführt hat oder ausgefallen ist. 2Diese Bestätigung gilt auch in Verbindung mit den Bestimmungen 
des Artikels 19.
(5) Bei der Anwendung der Absätze 1 bis 4 richten die Eisenbahnunternehmen besonderes Augenmerk 
auf die Bedürfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität, 
sowie von etwaigen Begleitpersonen und Assistenzhunden.
(6) 1Wenn gemäß Artikel 13 a Absatz 3 der Richtlinie 2012/34/EU Notfallpläne aufgestellt werden, 
stimmen sich die Eisenbahnunternehmen mit dem Bahnhofsbetreiber und dem Infrastrukturbetreiber 
ab, um diese für den Fall größerer Störungen und großer Verspätungen, die dazu führen, dass eine 
beträchtliche Anzahl von Fahrgästen im Bahnhof festsitzt, vorzubereiten. 2In diesen Notfallplänen 
sind auch Anforderungen an den Zugang zu Warn- und Informationssystemen festgelegt.

Kapitel V
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität

Anspruch auf Beförderung
(1) 1Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber stellen unter aktiver Beteiligung von Vertre­
tungsorganisationen und gegebenenfalls von Vertretern von Personen mit Behinderungen und Per­
sonen mit eingeschränkter Mobilität nichtdiskriminierende Zugangsregeln für die Beförderung von 
Personen mit Behinderungen, einschließlich ihrer persönlichen Begleiter, die im Einklang mit den 
nationalen Gepflogenheiten als solche anerkannt sind, und Personen mit eingeschränkter Mobilität 
auf. 2Diese Regeln tragen den Vereinbarungen gemäß Nummer 4.4.3 des Anhangs der Verordnung 
(EU) Nr. 1300/2014 Rechnung, insbesondere in Bezug auf die Stelle, die für die Hilfeleistung für 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität zuständig ist.
(2) 1Buchungen und Fahrkarten werden für Personen mit Behinderungen und Personen mit einge­
schränkter Mobilität ohne Aufpreis angeboten. 2Ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer 
oder Reiseveranstalter darf sich nicht weigern, eine Buchung einer Person mit Behinderung oder 
Person mit eingeschränkter Mobilität zu akzeptieren oder ihr eine Fahrkarte auszustellen, oder 
verlangen, dass sie von einer anderen Person begleitet wird, es sei denn, dies ist unbedingt erforderlich, 
um den in Absatz 1 genannten Zugangsregeln nachzukommen.

Information von Personen mit Behinderungen und Personen mit 
eingeschränkter Mobilität

(1) Auf Anfrage informieren die Bahnhofsbetreiber, die Eisenbahnunternehmen, die Fahrkartenver­
käufer oder die Reiseveranstalter Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität – auch in barrierefreien Formaten gemäß den Bestimmungen der Verordnungen (EU) 
Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 und der Richtlinie (EU) 2019/882 – über die Zugänglichkeit 
des Bahnhofs und der zugehörigen Einrichtungen, über Schienenverkehrsdienste und die Bedingungen 
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für den Zugang zu den Fahrzeugen gemäß den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln und 
informieren die Personen mit Behinderungen oder die Personen mit eingeschränkter Mobilität über 
die Ausstattung der Fahrzeuge.
(2) 1Macht ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter von der Ausnah­
meregelung nach Artikel 21 Absatz 2 Gebrauch, so informiert es bzw. er die betroffene Person mit 
Behinderung oder Person mit eingeschränkter Mobilität auf Anfrage innerhalb von fünf Werktagen 
nach der Ablehnung einer Buchung oder der Ausstellung eines Fahrscheins oder der Auflage, von einer 
anderen Person begleitet zu werden, schriftlich über die entsprechenden Gründe. 2Das Eisenbahnun­
ternehmen, der Fahrkartenverkäufer oder der Reiseveranstalter bemüht sich nach besten Kräften, 
um der betreffenden Person unter Berücksichtigung ihres Bedarfs in Bezug auf Barrierefreiheit eine 
akzeptable Beförderungsalternative anzubieten.
(3) In Bahnhöfen, die nicht mit Personal ausgestattet sind, stellen Eisenbahnunternehmen und Bahn­
hofsbetreiber sicher, dass im Einklang mit den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln leicht 
verfügbare Informationen – auch in barrierefreien Formaten gemäß den Bestimmungen der Verord­
nungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014 und der Richtlinie (EU) 2019/882 – über die 
nächstgelegenen mit Personal ausgestatteten Bahnhöfe und über direkt verfügbare Hilfeleistungen für 
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität angezeigt werden.

Hilfeleistung an Bahnhöfen und im Zug
(1) Personen mit Behinderungen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität erhalten folgende Hil­
feleistung:
a) Der persönliche Begleiter, der im Einklang mit den nationalen Gepflogenheiten als solcher 

anerkannt ist, darf zu einem Sondertarif und gegebenenfalls kostenlos sowie – nach Möglichkeit 
– mit einem Sitzplatz neben der Person mit Behinderung reisen.

b) Schreibt ein Eisenbahnunternehmen gemäß Artikel 21 Absatz 2 vor, dass ein Fahrgast im 
Zug begleitet werden muss, so hat die Begleitperson Anspruch auf kostenlose Mitreise und 
– nach Möglichkeit – einen Sitzplatz neben der Person mit Behinderung oder Person mit einge­
schränkter Mobilität.

c) Sie dürfen von einem Assistenzhund gemäß den geltenden nationalen Rechtsvorschriften 
begleitet werden.

d) Wenn Züge nicht mit Personal ausgestattet sind und am Bahnhof geschultes Personal im Dienst ist, 
sorgen Bahnhofsbetreiber oder Eisenbahnunternehmen für kostenlose Hilfeleistungen beim Ein- 
und Aussteigen gemäß den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln.

e) Der Bahnhofsbetreiber oder das Eisenbahnunternehmen sorgt dafür, dass der Person bei Abfahrt, 
Umsteigen oder Ankunft in einem mit Personal ausgestatteten Bahnhof in einer Weise, die ihr 
ermöglicht, in den Zug einzusteigen, in den Anschlussverkehrsdienst, für den sie eine Fahrkarte 
hat, umzusteigen oder aus dem Zug auszusteigen, kostenlos Hilfe geleistet wird, sofern geschultes 
Personal im Dienst ist. Wurde der Hilfebedarf gemäß Artikel 24 Buchstabe a im Voraus gemeldet, 
so stellt der Bahnhofsbetreiber oder das Eisenbahnunternehmen sicher, dass die angeforderte 
Hilfeleistung erbracht wird.

f) An nicht mit Personal ausgestatteten Bahnhöfen sorgen Eisenbahnunternehmen für kostenlose 
Hilfeleistung im Zug und beim Ein- und Aussteigen, sofern geschultes Begleitpersonal im Zug ist.

g) Ist der Zug und der Bahnhof nicht mit geschultem Personal ausgestattet, so bemühen sich Bahn­
hofsbetreiber oder Eisenbahnunternehmen nach besten Kräften, Personen mit Behinderungen und 
Personen mit eingeschränkter Mobilität die Fahrt mit dem Zug zu ermöglichen.

h) Die Eisenbahnunternehmen unternehmen alle zumutbaren Bemühungen, um Personen mit Behin­
derungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität Zugang zu denselben Diensten im Zug 
wie anderen Fahrgästen zu gewähren, wenn sie diese Dienste nicht unabhängig und sicher 
nutzen können.

(2) Mit den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Regeln werden die Modalitäten für die Ausübung der 
in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Rechte festgelegt.

Voraussetzungen für das Erbringen von Hilfeleistungen
Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter arbeiten bei 
der kostenlosen Hilfeleistung für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter 
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Mobilität im Sinne der Artikel 21 und 23 durch Bereitstellung eines zentralen Meldesystems nach 
folgenden Vorgaben zusammen:
a) Die Hilfeleistung wird unter der Voraussetzung erbracht, dass der Hilfebedarf des Fahrgasts dem 

Eisenbahnunternehmen, dem Bahnhofsbetreiber, dem Fahrkartenverkäufer oder dem Reiseveran­
stalter, bei dem die Fahrkarte erworben wurde, oder gegebenenfalls der zentralen Anlaufstelle 
gemäß Buchstabe f spätestens 24 Stunden vor dem Zeitpunkt, zu dem die Hilfeleistung benö­
tigt wird, gemeldet wird. Eine einzige Meldung für eine Fahrt reicht aus. Solche Meldungen 
werden an alle an der Beförderung der Person beteiligten Eisenbahnunternehmen und Bahnhofs­
betreiber weitergeleitet.
Sie werden unabhängig vom verwendeten Kommunikationsmittel ohne zusätzliche Kosten entge­
gengenommen.
Im Falle einer Mehrfahrtenkarte oder Zeitfahrkarte ist eine einzige Meldung ausreichend, sofern 
geeignete Informationen über den Zeitplan für die nachfolgenden Fahrten vorgelegt werden und 
die Meldung in jedem Fall spätestens 24 Stunden vor dem Zeitpunkt, zu dem die Hilfeleistung 
zuerst benötigt wird, erfolgt. Der Fahrgast oder sein Vertreter unternimmt alle zumutbaren Bemü­
hungen, um eine Annullierung nachfolgender Fahrten mindestens zwölf Stunden im Voraus mit­
zuteilen.
Mitgliedstaaten können eine Verlängerung der in den Unterabsätzen 1, 2 und 3 genannten 24-
Stunden-Frist für Meldungen auf bis zu 36 Stunden genehmigen, jedoch nicht über den 30. Juni 
2026 hinaus. In diesen Fällen setzen die Mitgliedstaaten die Kommission von der Genehmigung 
sowie von den Maßnahmen in Kenntnis, die zur Verkürzung der Frist getroffen werden oder 
geplant sind.

b) Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkäufer oder Reiseveranstalter ergreifen 
alle erforderlichen Maßnahmen, um Meldungen entgegennehmen zu können. Wenn Fahrkarten­
verkäufer diese Meldungen nicht bearbeiten können, geben sie alternative Verkaufsstellen oder 
alternative Möglichkeiten für die Meldung an.

c) Ist keine Meldung nach Buchstabe a erfolgt, so bemühen sich das Eisenbahnunternehmen und 
der Bahnhofsbetreiber nach besten Kräften, die Hilfeleistung so zu erbringen, dass die Person mit 
Behinderung oder Person mit eingeschränkter Mobilität ihre Reise durchführen kann.

d) Unbeschadet Buchstabe f des vorliegenden Artikels benennt der Bahnhofsbetreiber oder eine 
andere befugte Person Stellen, bei denen Personen mit Behinderungen und Personen mit ein­
geschränkter Mobilität ihre Ankunft am Bahnhof ankündigen und Hilfeleistungen anfordern 
können. Die Zuständigkeiten für die Benennung solcher Stellen und die Bereitstellung entspre­
chender Informationen werden in den in Artikel 21 Absatz 1 genannten Zugangsregeln festgelegt.

e) Eine Hilfeleistung wird nur erbracht, wenn sich die Person mit Behinderung oder Person mit 
eingeschränkter Mobilität zu dem Zeitpunkt, der von dem die Hilfeleistung erbringenden Eisen­
bahnunternehmen oder Bahnhofsbetreiber festgelegt wurde, an dem festgelegten Ort einfindet. 
Der festgelegte Zeitpunkt darf höchstens 60 Minuten vor der fahrplanmäßigen Abfahrtzeit oder 
vor dem Zeitpunkt liegen, zu dem alle Fahrgäste ersucht werden, anwesend zu sein. Wenn 
kein Zeitpunkt festgelegt wurde, zu dem sich die Person mit Behinderung oder Person mit 
eingeschränkter Mobilität einfinden soll, hat sich diese Person spätestens 30 Minuten vor der 
fahrplanmäßigen Abfahrtzeit oder vor dem Zeitpunkt, zu dem alle Fahrgäste ersucht werden, 
anwesend zu sein, an dem festgelegten Ort einzufinden.

f) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass Bahnhofsbetreiber und Eisenbahnunternehmen 
in ihrem Hoheitsgebiet zusammenarbeiten, um zentrale Anlaufstellen für Personen mit Behinde­
rungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität einzurichten und zu betreiben. Die Bedin­
gungen für den Betrieb der zentralen Anlaufstelle werden in den Zugangsregeln gemäß Artikel 21 
Absatz 1 festgelegt. Die zentralen Anlaufstellen sind verpflichtet,
i) Anträge auf Hilfeleistung an Bahnhöfen entgegenzunehmen,
ii) einzelne Anträge auf Hilfeleistung an Bahnhofsbetreiber und Eisenbahnunternehmen weiter­

zuleiten und
iii) Informationen zur Barrierefreiheit bereitzustellen.

Entschädigung für Mobilitätshilfen, Hilfsmittel und Assistenzhunde
(1) 1Verursachen Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber den Verlust oder die Beschädigung 
von Mobilitätshilfen, einschließlich Rollstühlen, und Hilfsmitteln oder den Verlust oder die Verlet­
zung von Assistenzhunden, die von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter 
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Mobilität verwendet werden, so haften sie für diese Verluste, Beschädigungen oder Verletzungen und 
leisten dafür unverzüglich Schadensersatz. 2Dieser Schadenersatz umfasst:
a) die Kosten für den Ersatz oder die Reparatur von beschädigten Mobilitätshilfen oder Hilfsmitteln, 

die verloren gegangen oder beschädigt wurden;
b) die Wiederbeschaffungskosten oder Behandlungskosten eines Assistenzhundes, der verloren ging 

oder verletzt wurde;
c) angemessene Kosten für einen vorübergehenden Ersatz für Mobilitätshilfen, Hilfsmittel oder 

Assistenzhunde, wenn das Eisenbahnunternehmen oder der Bahnhofsbetreiber nicht gemäß 
Absatz 2 Ersatz zur Verfügung stellt.

(2) 1Bei Anwendung von Absatz 1 unternehmen Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber 
zügig alle zumutbaren Bemühungen, um den umgehend benötigten vorübergehenden Ersatz für 
Mobilitätshilfen oder Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. 2Der Person mit Behinderung oder Person 
mit eingeschränkter Mobilität wird gestattet, diese als vorübergehender Ersatz überlassenen Ausrüs­
tungen oder Hilfsmittel bis zur Auszahlung der in Absatz 1 genannten Entschädigung zu behalten.

Schulung des Personals
(1)
Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber stellen sicher, dass das gesamte Personal – einschließ­
lich des neu eingestellten Personals –, das im Rahmen seiner regulären Aufgaben Personen mit 
Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität direkte Hilfe leistet, in Bezug auf 
Behinderungen geschult wird, sodass das Personal weiß, wie den Bedürfnissen von Personen mit 
Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität entsprochen wird.
Sie führen außerdem Schulungen und regelmäßige Auffrischungskurse des gesamten an Bahnhöfen 
oder in Zügen beschäftigten Personals mit direktem Kontakt zum Reisepublikum durch, um dieses 
für die Bedürfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität 
zu sensibilisieren.
(2) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber können die Teilnahme von Beschäftigten mit 
Behinderungen an den Schulungen gemäß Absatz 1 genehmigen und die Teilnahme von Fahrgästen 
mit Behinderungen und Fahrgästen mit eingeschränkter Mobilität und/oder von Verbänden, die diese 
vertreten, an den Schulungen erwägen.

Kapitel VI
Sicherheit, Beschwerden und Dienstqualität

Persönliche Sicherheit der Fahrgäste
1Im Einvernehmen mit den staatlichen Stellen ergreifen das Eisenbahnunternehmen, der Infrastruk­
turbetreiber und der Bahnhofsbetreiber in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich geeignete Maß­
nahmen, um die persönliche Sicherheit der Fahrgäste in den Bahnhöfen und in den Zügen zu 
gewährleisten und Risikomanagement zu betreiben, und passen diese Maßnahmen an das von den 
staatlichen Stellen festgelegte Sicherheitsniveau an. 2Sie arbeiten zusammen und tauschen Informa­
tionen über bewährte Verfahren zur Verhinderung von Handlungen aus, die das Sicherheitsniveau 
beeinträchtigen können.

Beschwerden
(1) 1Jedes Eisenbahnunternehmen und jeder Betreiber eines Bahnhofs mit im Jahresdurchschnitt mehr 
als 10 000 Fahrgästen pro Tag richtet ein Verfahren zur Beschwerdebearbeitung im Zusammenhang 
mit den unter diese Verordnung fallenden Rechten und Pflichten in ihren jeweiligen Zuständigkeits­
bereichen ein. 2Sie machen unter den Fahrgästen weithin bekannt, wie diese mit ihrer Beschwerdestelle 
in Verbindung treten können und welche Sprachen ihre Arbeitssprachen sind. 3Dieses Verfahren gilt 
nicht für die Zwecke des Kapitels III.
(2) 1Fahrgäste können ihre Beschwerde mittels des in Absatz 1 genannten Verfahrens bei jedem 
Eisenbahnunternehmen oder Bahnhofsbetreiber – je nach Zuständigkeitsbereich – einreichen. 2Eine 
solche Beschwerde muss innerhalb von drei Monaten nach dem Vorfall, auf den sich die Beschwerde 
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bezieht, eingereicht werden. 3Der Adressat gibt innerhalb eines Monats nach Eingang der Beschwerde 
eine mit Gründen versehene Antwort oder teilt – in begründeten Fällen – dem Fahrgast mit, dass 
innerhalb eines Zeitraums von höchstens drei Monaten ab dem Tag des Eingangs der Beschwerde 
Antwort ergeht. 4Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber bewahren die zur Prüfung der 
Beschwerde erforderlichen Daten für die Dauer des gesamten Beschwerdeverfahrens einschließlich 
der Beschwerdeverfahren im Sinne der Artikel 33 und 34 auf und stellen sie den nationalen 
Durchsetzungsstellen auf Anfrage zur Verfügung.
(3) 1Die Einzelheiten des Beschwerdeverfahrens müssen öffentlich zugänglich sein, auch für Personen 
mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität. 2Diese Informationen sollten auf 
Antrag mindestens in der offiziellen Landessprache bzw. den offiziellen Landessprachen des Mitglied­
staats erhältlich sein, in dem das Eisenbahnunternehmen tätig ist.
(4) Das Eisenbahnunternehmen veröffentlicht in dem in Artikel 29 Absatz 2 genannten Bericht die 
Zahl und die Art der eingegangenen und der bearbeiteten Beschwerden, die Beantwortungsdauer und 
durchgeführte Abhilfemaßnahmen.

Dienstqualitätsnormen
(1) 1Die Eisenbahnunternehmen stellen Dienstqualitätsnormen auf und wenden ein Qualitätsma­
nagementsystem zur Aufrechterhaltung der Dienstqualität an. 2Die Dienstqualitätsnormen haben 
mindestens die in Anhang III aufgeführten Bereiche abzudecken.
(2) 1Eisenbahnunternehmen überwachen die eigene Leistung anhand der Dienstqualitätsnormen. 
2Bis zum 30. Juni 2023 und danach alle zwei Jahre veröffentlichen sie auf ihrer Website einen Bericht 
über ihre Dienstqualität. 3Diese Berichte werden auch über die Website der Eisenbahnagentur der 
Europäischen Union zugänglich gemacht.
(3) 1Die Bahnhofsbetreiber stellen Dienstqualitätsnormen auf der Grundlage der in Anhang III 
aufgeführten einschlägigen Bereiche auf. 2Sie überwachen ihre Leistung anhand dieser Normen und 
gewähren den nationalen Behörden auf Anfrage Zugang zu ihren Leistungsdaten.

Kapitel VII
Information und Durchsetzung

Information der Fahrgäste über ihre Rechte
(1) 1Beim Verkauf von Eisenbahnfahrkarten informieren Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, 
Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter die Fahrgäste über ihre aus dieser Verordnung erwach­
senden Rechte und Pflichten. 2Um dieser Informationspflicht nachzukommen, können sie eine 
Zusammenfassung der Bestimmungen dieser Verordnung verwenden, die die Kommission in allen 
Amtssprachen der Union erstellt und ihnen zur Verfügung stellt. 3Sie stellen diese Informationen 
entweder in Papierform oder in elektronischem Format oder in einer anderen Form – auch in barrie­
refreien Formaten gemäß den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnung (EU) 
Nr. 1300/2014– zur Verfügung. 4Sie geben an, wo solche Informationen im Fall von Zugausfällen, 
verpassten Anschlüssen oder großen Verspätungen erhältlich sind.
(2) Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber unterrichten die Fahrgäste im Bahnhof, im Zug 
und auf ihrer Website angemessen – auch in barrierefreien Formaten gemäß den Bestimmungen der 
Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnung (EU) Nr. 1300/2014 – über ihre aus dieser Verordnung 
erwachsenden Rechte und Pflichten und über die Kontaktdaten der gemäß Artikel 31 von den Mit­
gliedstaaten benannten Stelle oder Stellen.

Benennung nationaler Durchsetzungsstellen
(1) 1Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere für die Durchsetzung dieser Verordnung zustän­
dige Stellen. 2Jede dieser Stellen ergreift die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 
Rechte der Fahrgäste gewahrt werden.
(2) Jede Stelle ist in Aufbau, Finanzierung, Rechtsstruktur und Entscheidungsfindung von den 
Infrastrukturbetreibern, den Entgelt erhebenden Stellen, den Zuweisungsstellen und den Eisenbahn­
unternehmen unabhängig.

Artikel 29

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 31  Benennung nationaler Durchsetzungsstellen

182

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



(3) 1Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemäß diesem Artikel benannte Stelle oder 
benannten Stellen und ihre jeweiligen Zuständigkeiten mit. 2Die Kommission und die benannten 
Stellen veröffentlichen diese Informationen auf ihren Websites.
(4) Für Zypern oder Malta gelten die Durchsetzungspflichten, die in diesem Kapitel in Bezug auf 
Bahnhofsbetreiber und Infrastrukturbetreiber vorgesehen sind, nicht, solange in ihrem jeweiligen 
Hoheitsgebiet kein Eisenbahnsystem besteht, und in Bezug auf Eisenbahnunternehmen nicht, solange 
kein Eisenbahnunternehmen von einer von Zypern oder Malta gemäß Artikel 2 Absatz 1 benannten 
Genehmigungsbehörde zugelassen wurde.

Durchsetzungsaufgaben
(1) Die nationalen Durchsetzungsstellen überwachen die Einhaltung dieser Verordnung, einschließlich 
– soweit in dieser Verordnung auf sie Bezug genommen wird – der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 
und (EU) Nr. 1300/2014, genau und ergreifen die zur Wahrung der Fahrgastrechte erforderlichen 
Maßnahmen.
(2) 1Zum Zwecke des Absatzes 1 stellen Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber und Infrastruk­
turbetreiber, Fahrkartenverkäufer und Reiseveranstalter den nationalen Durchsetzungsstellen auf 
Anfrage unverzüglich und spätestens innerhalb eines Monats nach Eingang der Anfrage alle einschlä­
gigen Unterlagen und Informationen zur Verfügung. 2In komplizierten Fällen kann die nationale 
Durchsetzungsstelle diese Frist auf höchstens drei Monate nach Eingang der Anfrage verlängern. 
3Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben berücksichtigen die nationalen Durchsetzungsstellen auch 
die Informationen, die ihnen von der nach Artikel 33 zur Beschwerdebearbeitung benannten 
Stelle übermittelt werden, sofern es sich um eine andere Stelle handelt. 4Sie können auch über 
Durchsetzungsmaßnahmen aufgrund von Einzelbeschwerden, die von einer solchen Stelle übermittelt 
werden, entscheiden.
(3) 1Alle zwei Jahre veröffentlichen die nationalen Durchsetzungsstellen bis zum 30. Juni des fol­
genden Kalenderjahres Berichte mit Statistiken über ihre Tätigkeit, auch mit Angaben über verhängte 
Sanktionen. 2Diese Berichte werden auch über die Website der Eisenbahnagentur der Europäischen 
Union zugänglich gemacht.
(4) Die Eisenbahnunternehmen teilen der nationalen Durchsetzungsstelle bzw. den nationalen Durch­
setzungsstellen der Mitgliedstaaten, in denen Sie tätig sind, ihre Kontaktdaten mit.

Beschwerdebearbeitung durch die nationalen Durchsetzungsstellen und 
andere Stellen

(1) 1Unbeschadet der Rechte der Verbraucher, alternative Rechtsbehelfe gemäß der Richtlinie 
2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1 in Anspruch zu nehmen, kann der 
Fahrgast, nachdem er erfolglos Beschwerde nach Artikel 28 beim Eisenbahnunternehmen oder 
Bahnhofsbetreiber eingereicht hat, binnen drei Monaten nach Erhalt der Information, dass die 
ursprüngliche Beschwerde zurückgewiesen wird, Beschwerde bei der nationalen Durchsetzungsstelle 
oder bei jeder anderen nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels benannten Stelle einlegen. 2Wenn 
binnen drei Monaten nach Einreichung der ursprünglichen Beschwerde keine Antwort ergeht, hat 
der Fahrgast das Recht, bei der nationalen Durchsetzungsstelle oder bei jeder anderen nach Absatz 
2 benannten Stelle Beschwerde einzulegen. 3Bei Bedarf klärt diese Stelle den Beschwerdeführer über 
sein Recht auf, Beschwerde bei einer alternativen Streitbeilegungsstelle einzulegen, um individuellen 
Rechtsschutz zu erlangen.
(2) Jeder Fahrgast kann eine Beschwerde über einen mutmaßlichen Verstoß gegen diese Verordnung 
entweder bei der nationalen Durchsetzungsstelle oder bei jeder anderen von einem Mitgliedstaat zu 
diesem Zweck benannten Stelle einreichen.
(3)
1Die nationale Durchsetzungsstelle oder jede andere nach Absatz 2 benannte Stelle bestätigt den 
Eingang der Beschwerde innerhalb von zwei Wochen nach deren Empfang. 2Das Beschwerdeverfahren 
darf ab dem Zeitpunkt der Eröffnung der Beschwerdeakte höchstens drei Monate dauern. 3In 
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1 Amtl. Anm.: Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die 
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Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 63).
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komplizierten Fällen kann die Stelle diese Dauer auf sechs Monate verlängern. 4In diesem Fall 
unterrichtet sie die Fahrgäste über die Gründe der Verlängerung und die voraussichtlich benötigte Zeit 
bis zum Abschluss des Verfahrens. 5Nur Verfahren, die ein Gerichtsverfahren umfassen, dürfen länger 
als sechs Monate dauern. 6Ist die Stelle gleichzeitig auch eine alternative Streitbeilegungsstelle gemäß 
der Richtlinie 2013/11/EU, so gehen die in jener Richtlinie festgelegten Fristen vor.
Das Beschwerdeverfahren muss für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität barrierefrei zugänglich sein.
(4) Beschwerden von Fahrgästen über einen Vorfall, an dem ein Eisenbahnunternehmen beteiligt ist, 
werden von der nationalen Durchsetzungsstelle oder jeder anderen nach Absatz 2 benannten Stelle des 
Mitgliedstaats bearbeitet, der dem betreffenden Eisenbahnunternehmen die Genehmigung erteilt hat.
(5) Bezieht sich eine Beschwerde auf mutmaßliche Verstöße durch einen Bahnhofsbetreiber oder 
Infrastrukturbetreiber, so wird die Beschwerde von der nationalen Durchsetzungsstelle oder jeder 
anderen nach Absatz 2 benannten Stelle des Mitgliedstaats bearbeitet, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
Vorfall ereignet hat.
(6) Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 34 können die nationalen Durchsetzungsstellen von 
den Absätzen 4 oder 5 des vorliegenden Artikels oder von beiden Absätzen abweichen, wenn dies aus 
gerechtfertigten Gründen, insbesondere im Zusammenhang mit der Sprache oder dem Wohnsitz, im 
Interesse des Fahrgasts liegt.

Informationsaustausch und grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den 
nationalen Durchsetzungsstellen

(1) Werden unterschiedliche Stellen gemäß den Artikeln 31 und 33 benannt, so wird ein Berichterstat­
tungsmechanismus für den Informationsaustausch zwischen diesen Stellen gemäß der Verordnung 
(EU) 2016/679 eingerichtet, um den nationalen Durchsetzungsstellen die Wahrnehmung ihrer Auf­
sichts- und Durchsetzungsaufgaben zu erleichtern und damit die nach Artikel 33 benannte Beschwer­
destelle die Informationen einholen kann, die sie für die Prüfung von Einzelbeschwerden benötigt.
(2) 1Die nationalen Durchsetzungsstellen tauschen zu Koordinierungszwecken Informationen über 
ihre Arbeit und Entscheidungsgrundsätze und ‑praktiken aus. 2Die Kommission unterstützt sie bei 
dieser Aufgabe.
(3) 1In komplizierten Fällen, die z.B. mehrere Beschwerden oder mehrere Betreiber, grenzüber­
schreitende Fahrten oder Unfälle im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem, der dem 
Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, betreffen, und insbesondere wenn unklar ist, welche 
nationale Durchsetzungsstelle zuständig ist, oder wenn die Beilegung der Beschwerde so erleichtert 
oder beschleunigt werden könnte, arbeiten die nationalen Durchsetzungsstellen zusammen und 
bestimmen eine federführende Stelle, die als zentrale Anlaufstelle für Fahrgäste dient. 2Alle beteiligten 
nationalen Durchsetzungsstellen arbeiten zusammen, um die Beilegung der Beschwerde zu erleich­
tern, einschließlich durch Austausch von Informationen, Unterstützung bei der Übersetzung von 
Unterlagen und Übermittlung von Informationen über die Umstände der Vorfälle. 3Den Fahrgästen 
wird mitgeteilt, welche Stelle als federführende Stelle fungiert.

Kapitel VIII
Schlussbestimmungen

Sanktionen
(1) 1Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen fest und treffen 
die zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. 2Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnis­
mäßig und abschreckend sein. 3Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften und 
Maßnahmen mit und melden ihr spätere Änderungen unverzüglich.
(2) Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 34 untersucht die für die Zwecke des Artikels 
33 Absatz 4 oder 5 zuständige nationale Durchsetzungsstelle auf Ersuchen der nationalen Durchset­
zungsstelle, die die Beschwerde bearbeitet, den von dieser Stelle festgestellten Verstoß gegen diese 
Verordnung und verhängt erforderlichenfalls Sanktionen.
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Befugnisübertragung
Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 37 zur Änderung dieser Verordnung 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um
a) Anpassungen der in Artikel 15 Absatz 2 genannten Beträge vorzunehmen, um den Änderungen 

des von der Kommission (Eurostat) veröffentlichten EU-weiten harmonisierten Verbraucherpreis­
index mit Ausnahme von Energie und unverarbeiteten Lebensmitteln Rechnung zu tragen;

b) zur Berücksichtigung von Änderungen der einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über 
die internationale Eisenbahnbeförderung von Personen und Gepäck (CIV) in Anhang A des 
Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) Anhang I zu ändern.

Ausübung der Befugnisübertragung
(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel 
festgelegten Bedingungen übertragen.
(2) 1Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 36 wird der Kommission für einen 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem 6. Juni 2021 übertragen. 2Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. 3Die 
Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das 
Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei 
Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.
(3) 1Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 36 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. 2Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in 
diesem Beschluss angegebenen Befugnis. 3Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren 
Zeitpunkt wirksam. 4Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von 
dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt.
(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen 
Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Verein­
barung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung niedergelegten Grundsätzen.
(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem 
Europäischen Parlament und dem Rat.
(6) 1Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 36 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder 
das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung 
dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor 
Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, 
dass sie keine Einwände erheben werden. 2Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 
wird diese Frist um zwei Monate verlängert.

Ausschussverfahren
(1) 1Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 2Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im 
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Berichterstattung
Bis zum 7. Juni 2026 erstattet die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat über die 
Durchführung der Verordnung und deren Ergebnisse Bericht.
1Dem Bericht werden die gemäß dieser Verordnung erteilten Informationen zugrunde gelegt. 2Erfor­
derlichenfalls werden dem Bericht geeignete Vorschläge beigefügt.

Aufhebung
Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 wird mit Wirkung vom 7. Juni 2023 aufgehoben.
Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verord­
nung und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang IV zu lesen.
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Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europä­
ischen Union in Kraft.
Sie gilt ab dem 7. Juni 2023.
Artikel 6 Absatz 4 gilt jedoch ab dem 7. Juni 2025.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu Brüssel am 29. April 202

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Präsident Der Präsident
D.M. SASSOLI A.P. ZACARIAS

Auszug aus den Einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die 
internationale Eisenbahnbeförderung von Personen und Gepäck (CIV)

Anhang A zum Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 
1980, geändert durch das Protokoll vom 3. Juni 1999 betreffend die Änderung des Übereinkommens 
über den internationalen Eisenbahnverkehr

Titel I Allgemeine Bestimmungen

Begriffsbestimmungen
Für Zwecke dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften bezeichnet der Ausdruck
a) „Beförderer“ den vertraglichen Beförderer, mit dem der Reisende den Beförderungsvertrag 

gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften geschlossen hat, oder einen aufeinanderfolgenden 
Beförderer, der auf der Grundlage dieses Vertrags haftet;

b) „ausführender Beförderer“ einen Beförderer, der mit dem Reisenden den Beförderungsvertrag 
nicht geschlossen hat, dem aber der Beförderer gemäß Buchstabe a die Durchführung der 
Beförderung auf der Schiene ganz oder teilweise übertragen hat;

c) „Allgemeine Beförderungsbedingungen“ die in Form von Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
oder Tarifen in jedem Mitgliedstaat zu Recht bestehenden Bedingungen des Beförderers, die mit 
Abschluss des Beförderungsvertrages dessen Bestandteil geworden sind;

d) „Fahrzeug“ Kraftfahrzeuge oder Anhänger, die aus Anlass einer Personenbeförderung beför­
dert werden.

Titel II Abschluss und Ausführung des Beförderungsvertrages

Beförderungsvertrag
(1) Durch den Beförderungsvertrag wird der Beförderer verpflichtet, den Reisenden sowie gegebenen­
falls Reisegepäck und Fahrzeuge zum Bestimmungsort zu befördern und das Reisegepäck und die 
Fahrzeuge am Bestimmungsort auszuliefern.
(2) 1Der Beförderungsvertrag ist in einem oder mehreren Beförderungsausweisen festzuhalten, die 
dem Reisenden auszuhändigen sind. 2Unbeschadet des Artikels 9 berührt jedoch das Fehlen, die 
Mangelhaftigkeit oder der Verlust des Beförderungsausweises weder den Bestand noch die Gültigkeit 
des Vertrags, der weiterhin diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegt.
(3) Der Beförderungsausweis dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis für den Abschluss und 
den Inhalt des Beförderungsvertrages.

Beförderungsausweis
(1) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen bestimmen Form und Inhalt der Beförderungs­
ausweise sowie die Sprache und die Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfüllen zu ver­
wenden sind.

Artikel 41

Anhang I

Artikel 3

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 7  Beförderungsausweis
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(2) In den Beförderungsausweis sind mindestens einzutragen:
a) der Beförderer oder die Beförderer;
b) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt; dies kann durch die Abkürzung CIV geschehen;
c) jede andere Angabe, die notwendig ist, um Abschluss und Inhalt des Beförderungsvertrages zu 

beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus diesem Vertrag geltend zu machen.
(3) Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Beförderungsausweises zu vergewissern, ob 
dieser seinen Angaben gemäß ausgestellt ist.
(4) Der Beförderungsausweis ist übertragbar, wenn er nicht auf den Namen lautet und die Reise noch 
nicht angetreten ist.
(5) 1Der Beförderungsausweis kann auch in elektronischen Datenaufzeichnungen bestehen, die 
in lesbare Schriftzeichen umwandelbar sind. 2Die zur Aufzeichnung und Verarbeitung der Daten 
verwendeten Verfahren müssen, insbesondere hinsichtlich der Beweiskraft des verkörperten Beförde­
rungsausweises, funktional gleichwertig sein.

Zahlung und Erstattung des Beförderungspreises
(1) Soweit zwischen dem Reisenden und dem Beförderer nichts anderes vereinbart ist, ist der 
Beförderungspreis im Voraus zu zahlen.
(2) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen legen die Bedingungen fest, unter denen ein Beförde­
rungspreis zu erstatten ist.

Berechtigung zur Fahrt. Ausschluss von der Beförderung
(1) 1Der Reisende muss vom Beginn der Reise an mit einem gültigen Beförderungsausweis versehen 
sein und ihn bei der Prüfung der Beförderungsausweise vorzeigen. 2Die Allgemeinen Beförderungsbe­
dingungen können vorsehen,
a) dass ein Reisender, der keinen gültigen Beförderungsausweis vorzeigt, außer dem Beförderungs­

preis einen Zuschlag zu zahlen hat;
b) dass ein Reisender, der die sofortige Zahlung des Beförderungspreises oder des Zuschlages 

verweigert, von der Beförderung ausgeschlossen werden kann;
c) ob und unter welchen Bedingungen ein Zuschlag zu erstatten ist.
(2) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen können vorsehen, dass Reisende, die
a) eine Gefahr für die Sicherheit und Ordnung des Betriebes oder für die Sicherheit der Mitrei­

senden darstellen,
b) die Mitreisenden in unzumutbarer Weise belästigen,
von der Beförderung ausgeschlossen sind oder unterwegs davon ausgeschlossen werden können, 
und dass diese Personen keinen Anspruch auf Erstattung des Beförderungspreises und der Gepäck­
fracht haben.

Erfüllung verwaltungsbehördlicher Vorschriften
Der Reisende hat die zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften zu erfüllen.

Ausfall und Verspätung eines Zuges. Anschlussversäumnis
Der Beförderer hat gegebenenfalls den Ausfall des Zuges oder das Versäumnis des Anschlusses auf 
dem Beförderungsausweis zu bescheinigen.

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11
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Titel III Beförderung von Handgepäck, Tieren, Reisegepäck und Fahrzeugen
Kapitel I

Gemeinsame Bestimmungen

Zugelassene Gegenstände und Tiere
(1) 1Der Reisende darf leicht tragbare Gegenstände (Handgepäck) und lebende Tiere gemäß den 
Allgemeinen Beförderungsbedingungen mitnehmen. 2Der Reisende darf darüber hinaus sperrige 
Gegenstände gemäß den besonderen Bestimmungen in den Allgemeinen Beförderungsbedingungen 
mitnehmen. 3Gegenstände und Tiere, die andere Reisende behindern oder belästigen oder Schäden 
verursachen können, dürfen nicht mitgenommen werden.
(2) Der Reisende kann Gegenstände und Tiere gemäß den Allgemeinen Beförderungsbedingungen als 
Reisegepäck aufgeben.
(3) Der Beförderer kann aus Anlass einer Personenbeförderung Fahrzeuge gemäß den besonderen 
Bestimmungen in den Allgemeinen Beförderungsbedingungen zur Beförderung zulassen.
(4) Die Beförderung gefährlicher Güter als Handgepäck, Reisegepäck sowie in oder auf Fahrzeugen, 
die gemäß diesem Titel auf der Schiene befördert werden, ist nur gemäß der Ordnung für die 
internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) zugelassen.

Nachprüfung
(1) 1Der Beförderer ist berechtigt, bei begründeter Vermutung einer Nichtbeachtung der Beför­
derungsbedingungen nachzuprüfen, ob die beförderten Gegenstände (Handgepäck, Reisegepäck, 
Fahrzeuge einschließlich Ladung) und Tiere den Beförderungsbedingungen entsprechen, wenn es 
die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem die Nachprüfung stattfinden soll, nicht verbieten. 
2Der Reisende ist einzuladen, der Nachprüfung beizuwohnen. 3Erscheint er nicht oder ist er nicht zu 
erreichen, so hat der Beförderer zwei unabhängige Zeugen beizuziehen.
(2) Wird festgestellt, dass die Beförderungsbedingungen nicht beachtet wurden, so kann der Beför­
derer vom Reisenden die Zahlung der Kosten der Nachprüfung verlangen.

Erfüllung verwaltungsbehördlicher Vorschriften
1Bei der Beförderung von Gegenständen (Handgepäck, Reisegepäck, Fahrzeuge einschließlich 
Ladung) und Tieren aus Anlass seiner Beförderung hat der Reisende die zoll- oder sonstigen 
verwaltungsbehördlichen Vorschriften zu erfüllen. 2Er hat der Untersuchung dieser Gegenstände 
beizuwohnen, soweit die Gesetze und Vorschriften jedes Staates keine Ausnahme vorsehen.

Kapitel II
Handgepäck und Tiere

Beaufsichtigung
Das Handgepäck und mitgenommene Tiere sind vom Reisenden zu beaufsichtigen.

Kapitel III
Reisegepäck

Gepäckaufgabe
(1) Die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung von Reisegepäck sind in einem Gepäckschein 
festzuhalten, der dem Reisenden auszuhändigen ist.
(2) Unbeschadet des Artikels 22 berührt das Fehlen, die Mangelhaftigkeit oder der Verlust des 
Gepäckscheins weder den Bestand noch die Gültigkeit der Vereinbarungen über die Beförderung des 
Reisegepäcks, die weiterhin diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegen.

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 16  Gepäckaufgabe
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(3) Der Gepäckschein dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis für die Aufgabe des 
Reisegepäcks und die Bedingungen seiner Beförderung.
(4) Es wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass das Reisegepäck bei der Übernahme 
durch den Beförderer äußerlich in gutem Zustande war und dass die Anzahl und die Masse der 
Gepäckstücke mit den Angaben im Gepäckschein übereinstimmten.

Gepäckschein
(1) 1Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen legen Form und Inhalt des Gepäckscheins sowie die 
Sprache und die Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfüllen zu verwenden sind, fest. 2Artikel 
7 Absatz 5 gilt entsprechend.
(2) In den Gepäckschein sind mindestens einzutragen:
a) der Beförderer oder die Beförderer;
b) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt; dies kann durch die Abkürzung CIV geschehen;
c) jede andere Angabe, die notwendig ist, um die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung des Rei­

segepäcks zu beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus dem Beförderungsvertrag 
geltend zu machen.

(3) Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Gepäckscheins zu vergewissern, ob dieser seinen 
Angaben gemäß ausgestellt ist.

Abfertigung und Beförderung
(1) 1Soweit die Allgemeinen Beförderungsbedingungen keine Ausnahme vorsehen, wird Reisegepäck 
nur gegen Vorzeigen eines mindestens bis zum Bestimmungsort des Reisegepäcks gültigen Beförde­
rungsausweises abgefertigt. 2Im Übrigen erfolgt die Abfertigung des Reisegepäcks nach den am 
Aufgabeort geltenden Vorschriften.
(2) Lassen die Allgemeinen Beförderungsbedingungen die Annahme von Reisegepäck zur Beförde­
rung ohne Vorzeigen eines Beförderungsausweises zu, so gelten hinsichtlich des Reisegepäcks die 
Bestimmungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften über die Rechte und Pflichten des Reisenden 
sinngemäß für den Absender von Reisegepäck.
(3) Der Beförderer kann das Reisegepäck mit einem anderen Zug oder mit einem anderen Beförde­
rungsmittel und über einen anderen Weg befördern, als sie vom Reisenden benutzt werden.

Zahlung der Gepäckfracht
Ist zwischen dem Reisenden und dem Beförderer nichts anderes vereinbart, ist die Gepäckfracht bei 
der Aufgabe zu zahlen.

Kennzeichnung des Reisegepäcks
Der Reisende hat auf jedem Gepäckstück, an gut sichtbarer Stelle, haltbar und deutlich anzugeben:
a) seinen Namen und seine Anschrift,
b) den Bestimmungsort.

Verfügungsrecht über das Reisegepäck
(1) Wenn es die Umstände gestatten und keine zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vor­
schriften entgegenstehen, kann der Reisende gegen Rückgabe des Gepäckscheins und, wenn es die 
Allgemeinen Beförderungsbedingungen vorsehen, gegen Vorzeigen des Beförderungsausweises die 
Rückgabe des Gepäcks am Aufgabeort verlangen.
(2) Die Allgemeinen Beförderungsbedingungen können andere Bestimmungen betreffend das Ver­
fügungsrecht vorsehen, insbesondere die Änderung des Bestimmungsortes und allfällige damit 
zusammenhängende Kostenfolgen für den Reisenden.

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19
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Auslieferung
(1)
Das Reisegepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckscheins und gegen Zahlung der gegebenenfalls die 
Sendung belastenden Kosten ausgeliefert.
Der Beförderer ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, nachzuprüfen, ob der Inhaber des Gepäckscheins 
berechtigt ist, das Reisegepäck in Empfang zu nehmen.
(2) Der Auslieferung an den Inhaber des Gepäckscheins stehen gleich eine gemäß den am Bestim­
mungsort geltenden Vorschriften erfolgte
a) Übergabe des Reisegepäcks an die Zoll- oder Steuerverwaltung in deren Abfertigungs- oder 

Lagerräumen, wenn diese nicht unter der Obhut des Beförderers stehen,
b) Übergabe von lebenden Tieren an einen Dritten zur Verwahrung.
(3) Der Inhaber des Gepäckscheins kann am Bestimmungsort die Auslieferung des Reisegepäcks 
verlangen, sobald die vereinbarte und die gegebenenfalls zur Abfertigung durch die Zoll oder 
sonstigen Verwaltungsbehörden erforderliche Zeit abgelaufen ist.
(4) Wird der Gepäckschein nicht zurückgegeben, so braucht der Beförderer das Reisegepäck nur 
demjenigen auszuliefern, der seine Berechtigung nachweist; bei unzureichendem Nachweis kann der 
Beförderer eine Sicherheitsleistung verlangen.
(5) Das Reisegepäck ist an dem Bestimmungsort auszuliefern, nach dem es abgefertigt worden ist.
(6) Der Inhaber des Gepäckscheins, dem das Reisegepäck nicht ausgeliefert wird, kann verlangen, dass 
ihm auf dem Gepäckschein Tag und Stunde bescheinigt werden, zu denen er die Auslieferung gemäß 
Absatz 3 verlangt hat.
(7) Leistet der Beförderer dem Verlangen des Berechtigten, das Reisegepäck in seiner Gegenwart 
nachzuprüfen, um einen von ihm behaupteten Schaden festzustellen, nicht Folge, so kann der 
Berechtigte die Annahme des Reisegepäcks verweigern.
(8) Im Übrigen erfolgt die Auslieferung des Reisegepäcks gemäß den am Bestimmungsort gel­
tenden Vorschriften.

Kapitel IV
Fahrzeuge

Beförderungsbedingungen
Die besonderen Bestimmungen über die Beförderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen Beför­
derungsbedingungen legen insbesondere die Bedingungen für die Annahme zur Beförderung, die 
Abfertigung, das Verladen und die Beförderung, das Entladen und die Auslieferung sowie die 
Verpflichtungen des Reisenden fest.

Beförderungsschein
(1) 1Die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung von Fahrzeugen sind in einem Beförderungsschein 
festzuhalten, der dem Reisenden auszuhändigen ist. 2Der Beförderungsschein kann Teil des Beförde­
rungsausweises des Reisenden sein.
(2) 1Die besonderen Bestimmungen über die Beförderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen 
Beförderungsbedingungen legen Form und Inhalt des Beförderungsscheins sowie die Sprache und 
die Schriftzeichen, die beim Druck und beim Ausfüllen zu verwenden sind, fest. 2Artikel 7 Absatz 5 
gilt entsprechend.
(3) In den Beförderungsschein sind mindestens einzutragen:
a) der Beförderer oder die Beförderer;
b) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt; dies kann durch die Abkürzung CIV geschehen;
c) jede andere Angabe, die notwendig ist, um die vertraglichen Pflichten bei der Beförderung der 

Fahrzeuge zu beweisen, und die es dem Reisenden erlaubt, die Rechte aus dem Beförderungsver­
trag geltend zu machen.

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 24  Beförderungsschein
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(4) Der Reisende hat sich bei der Entgegennahme des Beförderungsscheins zu vergewissern, ob dieser 
seinen Angaben gemäß ausgestellt ist.

Anwendbares Recht
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Fahrzeuge die Bestimmungen des Kapitels 
III über die Beförderung von Reisegepäck.

Titel IV Haftung des Beförderers
Kapitel I

Haftung bei Tötung und Verletzung von Reisenden

Haftungsgrund
(1) Der Beförderer haftet für den Schaden, der dadurch entsteht, dass der Reisende durch einen 
Unfall im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb während seines Aufenthaltes in den Eisenbahn­
wagen oder beim Ein- oder Aussteigen getötet, verletzt oder sonst in seiner körperlichen oder in 
seiner geistigen Gesundheit beeinträchtigt wird, unabhängig davon, welche Eisenbahninfrastruktur 
benutzt wird.
(2) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit,
a) wenn der Unfall durch außerhalb des Eisenbahnbetriebes liegende Umstände verursacht worden 

ist und der Beförderer diese Umstände trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen 
Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen nicht abwenden konnte;

b) soweit der Unfall auf ein Verschulden des Reisenden zurückzuführen ist;
c) wenn der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zurückzuführen ist und der Beförderer dieses Ver­

halten trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und dessen 
Folgen nicht abwenden konnte; ein anderes Unternehmen, das dieselbe Eisenbahninfrastruktur 
benutzt, gilt nicht als Dritter; Rückgriffsrechte bleiben unberührt.

(3) Ist der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zurückzuführen und ist der Beförderer gleichwohl 
von seiner Haftung nicht gemäß Absatz 2 Buchstabe c ganz befreit, so haftet er unter den Beschrän­
kungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften voll, unbeschadet eines etwaigen Rückgriffsrechtes 
gegen den Dritten.
(4) Eine etwaige Haftung des Beförderers in den in Absatz 1 nicht vorgesehenen Fällen wird durch 
diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nicht berührt.
(5) 1Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Beförderungsvertrages ist, von aufeinan­
derfolgenden Beförderern ausgeführt, so haftet bei Tötung und Verletzung von Reisenden derjenige 
Beförderer, der die Beförderungsleistung, bei der sich der Unfall ereignet hat, gemäß Beförderungs­
vertrag zu erbringen hatte. 2Wurde diese Beförderungsleistung nicht vom Beförderer, sondern von 
einem ausführenden Beförderer erbracht, haften beide als Gesamtschuldner nach diesen Einheitli­
chen Rechtsvorschriften.

Schadensersatz bei Tötung
(1) Bei Tötung des Reisenden umfasst der Schadensersatz:
a) die infolge des Todes des Reisenden entstandenen notwendigen Kosten, insbesondere für die 

Überführung und die Bestattung;
b) bei nicht sofortigem Eintritt des Todes den in Artikel 28 vorgesehenen Schadensersatz.
(2) 1Haben durch den Tod des Reisenden Personen, denen gegenüber er kraft Gesetzes unterhalts­
pflichtig war oder zukünftig unterhaltspflichtig geworden wäre, den Versorger verloren, so ist auch 
für diesen Verlust Ersatz zu leisten. 2Der Schadensersatzanspruch von Personen, denen der Reisende 
ohne gesetzliche Verpflichtung Unterhalt gewährt hat, richtet sich nach Landesrecht.

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27
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Schadensersatz bei Verletzung
Bei Verletzung oder sonstiger Beeinträchtigung der körperlichen oder der geistigen Gesundheit des 
Reisenden umfasst der Schadensersatz:
a) die notwendigen Kosten, insbesondere für Heilung und Pflege sowie für die Beförderung;
b) den Vermögensnachteil, den der Reisende durch gänzliche oder teilweise Arbeitsunfähigkeit oder 

durch eine Vermehrung seiner Bedürfnisse erleidet.

Ersatz anderer Personenschäden
Ob und inwieweit der Beförderer bei Personenschäden für andere als die in Artikel 27 und 28 
vorgesehenen Schäden Ersatz zu leisten hat, richtet sich nach Landesrecht.

Form und Höhe des Schadensersatzes bei Tötung und Verletzung
(1) 1Der in Artikel 27 Absatz 2 und in Artikel 28 Buchstabe b vorgesehene Schadensersatz ist in Form 
eines Kapitalbetrages zu leisten. 2Ist jedoch nach Landesrecht die Zuerkennung einer Rente zulässig, 
so wird der Schadensersatz in dieser Form geleistet, wenn der verletzte Reisende oder die gemäß 
Artikel 27 Absatz 2 Anspruchsberechtigten die Zahlung einer Rente verlangen.
(2) 1Die Höhe des gemäß Absatz 1 zu leistenden Schadensersatzes richtet sich nach Landesrecht. 2Es 
gilt jedoch bei Anwendung dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften für jeden Reisenden eine Höchst­
grenze von 175 000 Rechnungseinheiten für den Kapitalbetrag oder eine diesem Betrag entsprechende 
Jahresrente, sofern das Landesrecht eine niedrigere Höchstgrenze vorsieht.

Andere Beförderungsmittel
(1) Die Bestimmungen über die Haftung bei Tötung und Verletzung von Reisenden sind, vorbehaltlich 
des Absatzes 2, nicht auf Schäden anzuwenden, die während einer Beförderung entstehen, die gemäß 
Beförderungsvertrag nicht auf der Schiene erfolgt.
(2) Werden jedoch Eisenbahnwagen auf einem Fährschiff befördert, so sind die Bestimmungen über 
die Haftung bei Tötung und Verletzung von Reisenden auf die durch Artikel 26 Absatz 1 und Artikel 
33 Absatz 1 erfassten Schäden anzuwenden, die der Reisende durch Unfall im Zusammenhang mit 
dem Eisenbahnbetrieb während seines Aufenthaltes in diesen Wagen, beim Einsteigen in die Wagen 
oder beim Aussteigen aus den Wagen erleidet.
(3) Wenn der Eisenbahnbetrieb infolge außerordentlicher Umstände vorübergehend unterbrochen ist 
und die Reisenden mit einem anderen Beförderungsmittel befördert werden, haftet der Beförderer 
gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften.

Kapitel II
Haftung bei Nichteinhaltung des Fahrplans

Haftung bei Ausfall, Verspätung und Anschlussversäumnis
(1) 1Der Beförderer haftet dem Reisenden für den Schaden, der dadurch entsteht, dass die Reise wegen 
Ausfall, Verspätung oder Versäumnis des Anschlusses nicht am selben Tag fortgesetzt werden kann 
oder dass unter den gegebenen Umständen eine Fortsetzung am selben Tag nicht zumutbar ist. 2Der 
Schadensersatz umfasst die dem Reisenden im Zusammenhang mit der Übernachtung und mit der 
Benachrichtigung der ihn erwartenden Personen entstandenen angemessenen Kosten.
(2) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, wenn der Ausfall, die Verspätung oder das 
Anschlussversäumnis auf eine der folgenden Ursachen zurückzuführen ist:
a) außerhalb des Eisenbahnbetriebes liegende Umstände, die der Beförderer trotz Anwendung 

der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht 
abwenden konnte,

b) Verschulden des Reisenden oder
c) Verhalten eines Dritten, das der Beförderer trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen 

Sorgfalt nicht vermeiden und dessen Folgen er nicht abwenden konnte; ein anderes Unternehmen, 
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das dieselbe Eisenbahninfrastruktur benutzt, gilt nicht als Dritter; Rückgriffsrechte bleiben unbe­
rührt.

(3) 1Ob und inwieweit der Beförderer für andere als die in Absatz 1 vorgesehenen Schäden Ersatz zu 
leisten hat, richtet sich nach Landesrecht. 2Artikel 44 bleibt unberührt.

Kapitel III
Haftung für Handgepäck, Tiere, Reisegepäck und Fahrzeuge

Abschnitt 1  Handgepäck und Tiere

Haftung
(1) 1Bei Tötung und Verletzung von Reisenden haftet der Beförderer auch für den Schaden, der durch 
gänzlichen oder teilweisen Verlust oder durch Beschädigung von Sachen entsteht, die der Reisende an 
sich trägt oder als Handgepäck mit sich führt; dies gilt auch für Tiere, die der Reisende mit sich führt. 
2Artikel 26 findet entsprechende Anwendung.
(2) 1Im Übrigen haftet der Beförderer für Schäden wegen gänzlichen oder teilweisen Verlusts oder 
wegen Beschädigung von Sachen, Handgepäck oder Tieren, zu deren Beaufsichtigung der Reisende 
gemäß Artikel 15 verpflichtet ist, nur dann, wenn den Beförderer ein Verschulden trifft. 2Die 
übrigen Artikel des Titels IV, mit Ausnahme des Artikels 51, und der Titel VI finden in diesem Fall 
keine Anwendung.

Beschränkung des Schadensersatzes bei Verlust oder Beschädigung von Sachen
Haftet der Beförderer gemäß Artikel 33 Absatz 1, so hat er Schadensersatz bis zu einer Höchstgrenze 
von 1 400 Rechnungseinheiten für jeden Reisenden zu leisten.

Ausschluss der Haftung
Der Beförderer haftet dem Reisenden gegenüber nicht für den Schaden, der dadurch entsteht, 
dass der Reisende seinen Verpflichtungen gemäß den zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen 
Vorschriften nicht nachgekommen ist.

Abschnitt 2  Reisegepäck

Haftungsgrund
(1) Der Beförderer haftet für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweisen Verlust oder durch 
Beschädigung des Reisegepäcks in der Zeit von der Übernahme durch den Beförderer bis zur 
Auslieferung sowie durch verspätete Auslieferung entsteht.
(2) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder die 
verspätete Auslieferung durch ein Verschulden des Reisenden, eine nicht vom Beförderer verschuldete 
Anweisung des Reisenden, besondere Mängel des Reisegepäcks oder durch Umstände verursacht 
worden ist, welche der Beförderer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte.
(3) Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust oder die Beschädigung aus der 
mit einer oder mehreren der folgenden Tatsachen verbundenen besonderen Gefahr entstanden ist:
a) Fehlen oder Mängel der Verpackung;
b) natürliche Beschaffenheit des Reisegepäcks;
c) Aufgabe von Gegenständen als Reisegepäck, die von der Beförderung ausgeschlossen sind.

Beweislast
(1) Der Beweis, dass der Verlust, die Beschädigung oder die verspätete Auslieferung durch eine der in 
Artikel 36 Absatz 2 erwähnten Tatsachen verursacht worden ist, obliegt dem Beförderer.
(2) 1Legt der Beförderer dar, dass der Verlust oder die Beschädigung nach den Umständen des 
Falles aus einer oder mehreren der in Artikel 36 Absatz 3 erwähnten besonderen Gefahren entstehen 
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Artikel 37
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konnte, so wird vermutet, dass der Schaden daraus entstanden ist. 2Der Berechtigte hat jedoch das 
Recht, nachzuweisen, dass der Schaden nicht oder nicht ausschließlich aus einer dieser Gefahren 
entstanden ist.

Aufeinanderfolgende Beförderer
1Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Beförderungsvertrages ist, von mehreren 
aufeinanderfolgenden Beförderern durchgeführt, so tritt jeder Beförderer dadurch, dass er das 
Reisegepäck mit dem Gepäckschein oder das Fahrzeug mit dem Beförderungsschein übernimmt, 
hinsichtlich der Beförderung von Reisegepäck oder von Fahrzeugen in den Beförderungsvertrag nach 
Maßgabe des Gepäckscheins oder des Beförderungsscheins ein und übernimmt die sich daraus erge­
benden Verpflichtungen. 2In diesem Falle haftet jeder Beförderer für die Ausführung der Beförderung 
auf der ganzen Strecke bis zur Auslieferung.

Ausführender Beförderer
(1) Hat der Beförderer die Durchführung der Beförderung ganz oder teilweise einem ausführenden 
Beförderer übertragen, gleichviel, ob er aufgrund des Beförderungsvertrages dazu berechtigt war oder 
nicht, so bleibt der Beförderer dennoch für die gesamte Beförderung verantwortlich.
(2) 1Alle für die Haftung des Beförderers maßgeblichen Bestimmungen dieser Einheitlichen Rechts­
vorschriften gelten auch für die Haftung des ausführenden Beförderers für die von ihm durchgeführte 
Beförderung. 2Artikel 48 und Artikel 52 sind anzuwenden, wenn ein Anspruch gegen die Bediensteten 
und anderen Personen, deren sich der ausführende Beförderer bei der Durchführung der Beförderung 
bedient, geltend gemacht wird.
(3) 1Eine besondere Vereinbarung, wonach der Beförderer Verpflichtungen übernimmt, die ihm nicht 
durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auferlegt werden, oder auf Rechte verzichtet, die ihm 
durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gewährt werden, berührt den ausführenden Beförderer 
nur, wenn er dem ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. 2Unabhängig davon, ob der ausführende 
Beförderer eine solche Zustimmung erklärt hat, bleibt der Beförderer an die sich aus einer solchen 
besonderen Vereinbarung ergebenden Verpflichtungen oder Verzichtserklärungen gebunden.
(4) Wenn und soweit sowohl der Beförderer als auch der ausführende Beförderer haften, haften sie 
als Gesamtschuldner.
(5) Der Gesamtbetrag der Entschädigung, der von dem Beförderer, dem ausführenden Beförderer 
sowie ihren Bediensteten und anderen Personen, deren sie sich bei der Durchführung der Beförderung 
bedienen, erlangt werden kann, übersteigt nicht die in diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Höchstbeträge.
(6) Dieser Artikel lässt die Rechte des Beförderers und des ausführenden Beförderers, untereinander 
Rückgriff zu nehmen, unberührt.

Vermutung für den Verlust
(1) Der Berechtigte kann ein Gepäckstück ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, wenn 
es nicht binnen 14 Tagen, nachdem seine Auslieferung gemäß Artikel 22 Absatz 3 verlangt wurde, 
ausgeliefert oder zu seiner Verfügung bereitgestellt worden ist.
(2) Wird ein für verloren gehaltenes Gepäckstück binnen einem Jahr nach dem Verlangen auf 
Auslieferung wieder aufgefunden, so hat der Beförderer den Berechtigten zu benachrichtigen, wenn 
seine Anschrift bekannt ist oder sich ermitteln lässt.
(3) 1Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nachricht gemäß Absatz 2 verlangen, 
dass ihm das Gepäckstück ausgeliefert wird. 2In diesem Fall hat er die Kosten für die Beförderung des 
Gepäckstückes vom Aufgabeort bis zum Ort zu zahlen, an dem das Gepäckstück ausgeliefert wird, 
und die erhaltene Entschädigung, gegebenenfalls abzüglich der in dieser Entschädigung enthaltenen 
Kosten, zurückzuzahlen. 3Er behält jedoch seine Ansprüche auf Entschädigung wegen verspäteter 
Auslieferung gemäß Artikel 43.
(4) Wird das wiederaufgefundene Gepäckstück nicht binnen der in Absatz 3 vorgesehenen Frist 
zurückverlangt oder wird es später als ein Jahr nach dem Verlangen auf Auslieferung wiederaufge­
funden, so verfügt der Beförderer darüber gemäß den am Ort, an dem sich das Gepäckstück befindet, 
geltenden Gesetzen und Vorschriften.

Artikel 38

Artikel 39

Artikel 40
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Entschädigung bei Verlust
(1)
Bei gänzlichem oder teilweisem Verlust des Reisegepäcks hat der Beförderer ohne weiteren Schadens­
ersatz zu zahlen:
a) wenn die Höhe des Schadens nachgewiesen ist, eine Entschädigung in dieser Höhe, die jedoch 80 

Rechnungseinheiten je fehlendes Kilogramm Bruttomasse oder 1 200 Rechnungseinheiten je 
Gepäckstück nicht übersteigt;

b) wenn die Höhe des Schadens nicht nachgewiesen ist, eine Pauschalentschädigung von 20 Rech­
nungseinheiten je fehlendes Kilogramm Bruttomasse oder von 300 Rechnungseinheiten je Gepäck­
stück.

Die Art der Entschädigung, je fehlendes Kilogramm oder je Gepäckstück, wird in den Allgemeinen 
Beförderungsbedingungen festgelegt.
(2) Der Beförderer hat außerdem Gepäckfracht und sonstige im Zusammenhang mit der Beförderung 
des verlorenen Gepäckstückes gezahlte Beträge sowie bereits entrichtete Zölle und Verbrauchsab­
gaben zu erstatten.

Entschädigung bei Beschädigung
(1) Bei Beschädigung des Reisegepäcks hat der Beförderer ohne weiteren Schadensersatz eine 
Entschädigung zu zahlen, die der Wertminderung des Reisegepäcks entspricht.
(2) Die Entschädigung übersteigt nicht,
a) wenn das gesamte Reisegepäck durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der bei 

gänzlichem Verlust zu zahlen wäre;
b) wenn nur ein Teil des Reisegepäcks durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der bei 

Verlust des entwerteten Teiles zu zahlen wäre.

Entschädigung bei verspäteter Auslieferung
(1)
Bei verspäteter Auslieferung des Reisegepäcks hat der Beförderer für je angefangene 24 Stunden seit 
dem Verlangen auf Auslieferung, höchstens aber für 14 Tage, zu zahlen:
a) wenn der Berechtigte nachweist, dass daraus ein Schaden, einschließlich einer Beschädigung, 

entstanden ist, eine Entschädigung in der Höhe des Schadens bis zu einem Höchstbetrag von 0,80 
Rechnungseinheiten je Kilogramm Bruttomasse oder von 14 Rechnungseinheiten je Stück des 
verspätet ausgelieferten Reisegepäcks;

b) wenn der Berechtigte nicht nachweist, dass daraus ein Schaden entstanden ist, eine Pauschalent­
schädigung von 0,14 Rechnungseinheiten je Kilogramm Bruttomasse oder von 2,80 Rechnungs­
einheiten je Stück des verspätet ausgelieferten Reisegepäcks.

Die Art der Entschädigung, je Kilogramm oder je Gepäckstück, wird in den Allgemeinen Beförde­
rungsbedingungen festgelegt.
(2) Bei gänzlichem Verlust des Reisegepäcks wird die Entschädigung gemäß Absatz 1 nicht neben der 
Entschädigung gemäß Artikel 41 geleistet.
(3) Bei teilweisem Verlust des Reisegepäcks wird die Entschädigung gemäß Absatz 1 für den nicht 
verlorenen Teil geleistet.
(4) Bei einer Beschädigung des Reisegepäcks, die nicht Folge der verspäteten Auslieferung ist, wird die 
Entschädigung gemäß Absatz 1 gegebenenfalls neben der Entschädigung gemäß Artikel 42 geleistet.
(5) In keinem Fall ist die Entschädigung gemäß Absatz 1 zuzüglich der Entschädigungen gemäß Artikel 
41 und 42 insgesamt höher als die Entschädigung bei gänzlichem Verlust des Reisegepäcks.

Abschnitt 3  Fahrzeuge

Entschädigung bei Verspätung
(1) Wird ein Fahrzeug aus einem vom Beförderer zu vertretenden Umstand verspätet verladen oder 
wird es verspätet ausgeliefert, so hat der Beförderer, wenn der Berechtigte nachweist, dass daraus 
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ein Schaden entstanden ist, eine Entschädigung zu zahlen, deren Betrag den Beförderungspreis 
nicht übersteigt.
(2) 1Ergibt sich bei der Verladung aus einem vom Beförderer zu vertretenden Umstand eine Verspä­
tung und verzichtet der Berechtigte deshalb auf die Durchführung des Beförderungsvertrages, so 
wird ihm der Beförderungspreis erstattet. 2Weist er nach, dass aus dieser Verspätung ein Schaden ent­
standen ist, so kann er außerdem eine Entschädigung verlangen, deren Betrag den Beförderungspreis 
nicht übersteigt.

Entschädigung bei Verlust
1Bei gänzlichem oder teilweisem Verlust eines Fahrzeugs wird die dem Berechtigten für den nachge­
wiesenen Schaden zu zahlende Entschädigung nach dem Zeitwert des Fahrzeugs berechnet. 2Sie 
beträgt höchstens 8 000 Rechnungseinheiten. 3Ein Anhänger gilt mit oder ohne Ladung als ein selbst­
ständiges Fahrzeug.

Haftung hinsichtlich anderer Gegenstände
(1) 1Hinsichtlich der im Fahrzeug untergebrachten Gegenstände oder der Gegenstände, die sich in 
Behältnissen (z.B. Gepäckbehältern oder Skiboxen) befinden, die fest am Fahrzeug angebracht sind, 
haftet der Beförderer nur für Schäden, die auf sein Verschulden zurückzuführen sind. 2Die Gesam­
tentschädigung beträgt höchstens 1 400 Rechnungseinheiten.
(2) Für Gegenstände, die außen am Fahrzeug befestigt sind, einschließlich der Behältnisse gemäß 
Absatz 1, haftet der Beförderer nur, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden auf eine Handlung 
oder Unterlassung des Beförderers zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen 
Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher 
Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.

Anwendbares Recht
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für Fahrzeuge die Bestimmungen des 
Abschnitts 2 über die Haftung für Reisegepäck.

Kapitel IV
Gemeinsame Bestimmungen

Verlust des Rechtes auf Haftungsbeschränkung
Die in diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Haftungsbeschränkungen sowie die 
Bestimmungen des Landesrechtes, die den Schadensersatz auf einen festen Betrag begrenzen, finden 
keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden auf eine Handlung oder Unterlassung 
des Beförderers zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizu­
führen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit 
Wahrscheinlichkeit eintreten werde.

Umrechnung und Verzinsung
(1) Müssen bei der Berechnung der Entschädigung in ausländischer Währung ausgedrückte Beträge 
umgerechnet werden, so sind sie nach dem Kurs am Tag und am Ort der Zahlung der Entschädi­
gung umzurechnen.
(2) Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von fünf Prozent jährlich bean­
spruchen, und zwar vom Tag der Reklamation gemäß Artikel 55 oder, wenn keine Reklamation 
vorangegangen ist, vom Tag der Klageerhebung an.
(3) Für Entschädigungen gemäß Artikel 27 und 28 laufen jedoch die Zinsen erst von dem Tag an, an 
dem die für die Bemessung der Höhe der Entschädigung maßgebenden Umstände eingetreten sind, 
wenn dieser Tag später liegt als derjenige der Reklamation oder der Klageerhebung.
(4) Bei Reisegepäck können die Zinsen nur beansprucht werden, wenn die Entschädigung 16 
Rechnungseinheiten je Gepäckschein übersteigt.
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(5) Legt der Berechtigte dem Beförderer bei Reisegepäck die zur abschließenden Behandlung der 
Reklamation erforderlichen Belege nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist vor, so ist 
der Lauf der Zinsen vom Ablauf dieser Frist an bis zur Übergabe dieser Belege gehemmt.

Haftung bei nuklearem Ereignis
Der Beförderer ist von der ihm gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften obliegenden Haftung 
befreit, wenn der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht worden ist und wenn gemäß den 
Gesetzen und Vorschriften eines Staates über die Haftung auf dem Gebiet der Kernenergie der Inhaber 
einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen Schaden haftet.

Personen, für die der Beförderer haftet
1Der Beförderer haftet für seine Bediensteten und für andere Personen, deren er sich bei der 
Durchführung der Beförderung bedient, soweit diese Bediensteten und anderen Personen in Ausübung 
ihrer Verrichtungen handeln. 2Die Betreiber der Eisenbahninfrastruktur, auf der die Beförderung 
erfolgt, gelten als Personen, deren sich der Beförderer bei der Durchführung der Beförderung bedient.

Sonstige Ansprüche
(1) In allen Fällen, auf die diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, kann gegen 
den Beförderer ein Anspruch auf Schadensersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur 
unter den Voraussetzungen und Beschränkungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften geltend 
gemacht werden.
(2) Das Gleiche gilt für Ansprüche gegen die Bediensteten und anderen Personen, für die der 
Beförderer gemäß Artikel 51 haftet.

Titel V Haftung des Reisenden

Besondere Haftungsgründe
1Der Reisende haftet dem Beförderer für jeden Schaden,
a) der dadurch entsteht, dass er seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist, die sich für 

ihn ergeben
1. aus den Artikeln 10, 14 und 20,
2. aus den besonderen Bestimmungen über die Beförderung von Fahrzeugen in den Allgemeinen 

Beförderungsbedingungen oder
3. aus der Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID), oder

b) der durch Gegenstände oder Tiere verursacht wird, die er mitnimmt,
sofern er nicht beweist, dass der Schaden auf Umstände zurückzuführen ist, die er trotz Anwendung 
der von einem gewissenhaften Reisenden geforderten Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er 
nicht abwenden konnte. 2Diese Bestimmung berührt nicht die Haftung des Beförderers nach Artikel 
26 und 33 Absatz 1.

Titel VI Geltendmachung von Ansprüchen

Feststellung eines teilweisen Verlustes oder einer Beschädigung
(1) Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschädigung eines unter der Obhut des Beförderers 
beförderten Gegenstandes (Reisegepäck, Fahrzeug) vom Beförderer entdeckt oder vermutet oder 
vom Berechtigten behauptet, so hat der Beförderer je nach Art des Schadens den Zustand des 
Gegenstandes und, soweit möglich, das Ausmaß und die Ursache des Schadens sowie den Zeitpunkt 
seines Entstehens unverzüglich und, wenn möglich, in Gegenwart des Berechtigten in einer Tatbe­
standsaufnahme festzuhalten.
(2) Dem Berechtigten ist eine Abschrift der Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhändigen.
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(3) 1Erkennt der Berechtigte die Feststellungen in der Tatbestandsaufnahme nicht an, so kann er 
verlangen, dass der Zustand des Reisegepäcks oder des Fahrzeugs sowie die Ursache und der Betrag 
des Schadens von einem durch die Parteien des Beförderungsvertrages oder ein Gericht bestellten 
Sachverständigen festgestellt werden. 2Das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen und Vorschriften 
des Staates, in dem die Feststellung erfolgt.

Reklamationen
(1) 1Reklamationen betreffend die Haftung des Beförderers bei Tötung und Verletzung von Reisenden 
sind schriftlich an den Beförderer zu richten, gegen den Ansprüche gerichtlich geltend gemacht 
werden können. 2Im Falle einer Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrags war und von 
aufeinanderfolgenden Beförderern ausgeführt wurde, können Reklamationen auch an den ersten oder 
letzten Beförderer sowie an den Beförderer gerichtet werden, der im Staat des Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthaltes des Reisenden seine Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung 
oder Geschäftsstelle hat, durch die der Beförderungsvertrag geschlossen worden ist.
(2) Die anderen Reklamationen aus dem Beförderungsvertrag sind schriftlich an den in Artikel 56 
Absätze 2 und 3 genannten Beförderer zu richten.
(3) 1Die Belege, die der Berechtigte der Reklamation beigeben will, sind im Original oder in Abschrift, 
auf Verlangen des Beförderers in gehörig beglaubigter Form, vorzulegen. 2Bei der Regelung der 
Reklamation kann der Beförderer die Rückgabe des Beförderungsausweises, des Gepäckscheins und 
des Beförderungsscheins verlangen.

Beförderer, gegen die Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können
(1) Schadensersatzansprüche aufgrund der Haftung des Beförderers bei Tötung und Verletzung von 
Reisenden können nur gegen einen gemäß Artikel 26 Absatz 5 haftbaren Beförderer gerichtlich 
geltend gemacht werden.
(2) Vorbehaltlich des Absatzes 4 können sonstige Ansprüche des Reisenden aufgrund des Beförde­
rungsvertrages nur gegen den ersten, den letzten oder denjenigen Beförderer geltend gemacht werden, 
der den Teil der Beförderung ausgeführt hat, in dessen Verlauf die den Anspruch begründende 
Tatsache eingetreten ist.
(3) Ist bei Beförderungen durch aufeinanderfolgende Beförderer der zur Auslieferung verpflichtete 
Beförderer mit seiner Zustimmung im Gepäckschein oder im Beförderungsschein eingetragen, können 
Ansprüche gemäß Absatz 2 auch dann gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden, wenn er das 
Gepäck nicht erhalten oder das Fahrzeug nicht übernommen hat.
(4) Ansprüche auf Erstattung von Beträgen, die aufgrund des Beförderungsvertrages gezahlt worden 
sind, können gegen den Beförderer gerichtlich geltend gemacht werden, der den Betrag erhoben hat, 
oder gegen den Beförderer, zu dessen Gunsten der Betrag erhoben worden ist.
(5) Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche auch gegen einen anderen als die 
in den Absätzen 2 und 4 genannten Beförderer geltend gemacht werden, wenn sich die Klage auf 
denselben Beförderungsvertrag gründet.
(6) Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auf den ausführenden Beförderer Anwendung 
finden, können die Ansprüche auch gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden.
(7) Hat der Kläger die Wahl unter mehreren Beförderern, so erlischt sein Wahlrecht, sobald die Klage 
gegen einen der Beförderer erhoben ist; dies gilt auch, wenn der Kläger die Wahl zwischen einem oder 
mehreren Beförderern und einem ausführenden Beförderer hat.

Erlöschen der Ansprüche bei Tötung und Verletzung
(1) 1Alle Ansprüche des Berechtigten aufgrund der Haftung des Beförderers bei Tötung und Verlet­
zung von Reisenden sind erloschen, wenn er den Unfall des Reisenden nicht spätestens zwölf Monate, 
nachdem er vom Schaden Kenntnis erlangt hat, einem der Beförderer anzeigt, bei denen die Reklama­
tion gemäß Artikel 55 Absatz 1 eingereicht werden kann. 2Zeigt der Berechtigte dem Beförderer den 
Unfall mündlich an, so hat dieser ihm über die mündliche Anzeige eine Bestätigung auszustellen.
(2) Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht, wenn
a) der Berechtigte innerhalb der in Absatz 1 vorgesehenen Frist eine Reklamation an einen der in 

Artikel 55 Absatz 1 genannten Beförderer gerichtet hat;
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b) der haftbare Beförderer innerhalb der in Absatz 1 vorgesehenen Frist auf andere Weise vom Unfall 
des Reisenden Kenntnis erhalten hat;

c) infolge von Umständen, die dem Berechtigten nicht zuzurechnen sind, der Unfall nicht oder nicht 
rechtzeitig angezeigt worden ist;

d) der Berechtigte nachweist, dass der Unfall durch ein Verschulden des Beförderers verursacht 
worden ist.

Erlöschen der Ansprüche bei Beförderung von Reisegepäck
(1) Mit der Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten sind alle Ansprüche gegen den 
Beförderer aus dem Beförderungsvertrag bei teilweisem Verlust, Beschädigung oder verspäteter 
Auslieferung erloschen.
(2) Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht:
a) bei teilweisem Verlust oder bei Beschädigung, wenn

1. der Verlust oder die Beschädigung vor der Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten 
gemäß Artikel 54 festgestellt worden ist;

2. die Feststellung, die gemäß Artikel 54 hätte erfolgen müssen, nur durch Verschulden des 
Beförderers unterblieben ist;

b) bei äußerlich nicht erkennbarem Schaden, der erst nach der Annahme des Reisegepäcks durch den 
Berechtigten festgestellt worden ist, wenn er
1. die Feststellung gemäß Artikel 54 sofort nach der Entdeckung des Schadens und spätestens drei 

Tage nach der Annahme des Reisegepäcks verlangt und
2. außerdem beweist, dass der Schaden in der Zeit zwischen der Übernahme durch den Beförderer 

und der Auslieferung entstanden ist;
c) bei verspäteter Auslieferung, wenn der Berechtigte binnen 21 Tagen seine Rechte gegen einen der 

in Artikel 56 Absatz 3 genannten Beförderer geltend gemacht hat;
d) wenn der Berechtigte nachweist, dass der Schaden auf ein Verschulden des Beförderers zurückzu­

führen ist.

Verjährung
(1) Schadensersatzansprüche aufgrund der Haftung des Beförderers bei Tötung und Verletzung von 
Reisenden verjähren:
a) Ansprüche des Reisenden: in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall;
b) Ansprüche der anderen Berechtigten: in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Tod des 

Reisenden, spätestens aber in fünf Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall.
(2) 1Andere Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in einem Jahr. 2Die Verjährungsfrist 
beträgt jedoch zwei Jahre bei Ansprüchen wegen eines Schadens, der auf eine Handlung oder Unter­
lassung zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit 
eintreten werde.
(3)
Die Verjährung gemäß Absatz 2 beginnt bei Ansprüchen
a) auf Entschädigung wegen gänzlichen Verlustes mit dem vierzehnten Tag nach Ablauf der Frist 

gemäß Artikel 22 Absatz 3;
b) auf Entschädigung wegen teilweisen Verlustes, Beschädigung oder verspäteter Auslieferung mit 

dem Tag der Auslieferung;
c) in allen anderen die Beförderung von Reisenden betreffenden Fällen mit dem Tag des Ablaufes der 

Geltungsdauer des Beförderungsausweises.
Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag ist in keinem Fall in der Frist inbegriffen.
(4) Im Übrigen gilt für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung Landesrecht.

Artikel 59

Artikel 60

Artikel 60  Verjährung
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Titel VII Beziehungen der Beförderer untereinander

Aufteilung des Beförderungspreises
(1) 1Jeder Beförderer hat den beteiligten Beförderern den ihnen zukommenden Anteil am Beförde­
rungspreis zu zahlen, den er erhoben hat oder hätte erheben müssen. 2Die Art und Weise der Zahlung 
wird durch Vereinbarungen zwischen den Beförderern geregelt.
(2) Artikel 6 Absatz 3, Artikel 16 Absatz 3 und Artikel 25 gelten auch für die Beziehungen zwischen 
aufeinanderfolgenden Beförderern.

Rückgriffsrecht
(1) Hat ein Beförderer gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften eine Entschädigung gezahlt, so 
steht ihm ein Rückgriffsrecht gegen die Beförderer, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, 
gemäß den folgenden Bestimmungen zu:
a) Der Beförderer, der den Schaden verursacht hat, haftet ausschließlich dafür;
b) haben mehrere Beförderer den Schaden verursacht, so haftet jeder für den von ihm verursachten 

Schaden; ist eine Zuordnung nicht möglich, so wird die Entschädigung unter den Beförderern 
gemäß Buchstabe c aufgeteilt;

c) kann nicht bewiesen werden, welcher der Beförderer den Schaden verursacht hat, wird die 
Entschädigung auf sämtliche Beförderer aufgeteilt, mit Ausnahme derjenigen, die beweisen, dass 
der Schaden nicht von ihnen verursacht worden ist; die Aufteilung erfolgt im Verhältnis der den 
Beförderern zustehenden Anteile am Beförderungspreis.

(2) Bei Zahlungsunfähigkeit eines dieser Beförderer wird der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht 
gezahlte Anteil unter allen anderen Beförderern, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, im 
Verhältnis des ihnen zustehenden Anteils am Beförderungspreis aufgeteilt.

Rückgriffsverfahren
(1) 1Ein Beförderer, gegen den gemäß Artikel 62 Rückgriff genommen wird, kann die Rechtmäßigkeit 
der durch den Rückgriff nehmenden Beförderer geleisteten Zahlung nicht bestreiten, wenn die 
Entschädigung gerichtlich festgesetzt worden ist, nachdem dem erstgenannten Beförderer durch 
gehörige Streitverkündung die Möglichkeit gegeben war, dem Rechtsstreit beizutreten. 2Das Gericht 
der Hauptsache bestimmt die Fristen für die Streitverkündung und für den Beitritt.
(2) Der Rückgriff nehmende Beförderer hat sämtliche Beförderer, mit denen er sich nicht gütlich 
geeinigt hat, mit ein und derselben Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Rückgriffsrecht gegen 
die nicht belangten Beförderer.
(3) Das Gericht hat in ein und demselben Urteil über alle Rückgriffe, mit denen es befasst ist, 
zu entscheiden.
(4) Der Beförderer, der sein Rückgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch 
vor dem zuständigen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Beförderer seine 
Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch die der Beförde­
rungsvertrag geschlossen worden ist.
(5) Ist die Klage gegen mehrere Beförderer zu erheben, so hat der klagende Beförderer die Wahl unter 
den gemäß Absatz 4 zuständigen Gerichten.
(6) Rückgriffsverfahren dürfen nicht in das Entschädigungsverfahren einbezogen werden, das der aus 
dem Beförderungsvertrag Berechtigte angestrengt hat.

Vereinbarungen über den Rückgriff
Den Beförderern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 61 
und 62 abweichen.

Artikel 61

Artikel 62

Artikel 63

Artikel 64

Artikel 64  Vereinbarungen über den Rückgriff
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Von Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkäufern 
anzugebende Mindestinformationen

Teil I: Informationen vor Fahrtantritt
Allgemeine Vertragsbedingungen
Fahrpläne und Bedingungen der Fahrt mit der kürzesten Fahrtzeit
Fahrpläne und Bedingungen für alle verfügbaren Fahrpreise unter Hervorhebung der Fahrt zum 
günstigsten Fahrpreis
Zugänglichkeit, Zugangsbedingungen und Verfügbarkeit von Einrichtungen für Personen mit Behin­
derungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität im Zug im Einklang mit den Bestimmungen 
der Richtlinie (EU) 2019/882 und der Verordnungen (EU) Nr. 454/2011 und (EU) Nr. 1300/2014
Verfügbarkeit von Stellplätzen und Zugangsbedingungen für Fahrräder
Verfügbarkeit von Sitzen in erster und zweiter Klasse sowie Liege- und Schlafwagen
Störungen und Verspätungen (geplant und in Echtzeit)
Verfügbarkeit von Bordeinrichtungen, einschließlich WLAN und Toiletten, sowie von Dienstleis­
tungen im Zug, einschließlich Hilfeleistungen für Fahrgäste durch das Personal
Informationen vor dem Kauf darüber, ob die Fahrkarte oder Fahrkarten als Durchgangsfahrkarte gilt 
bzw. gelten
Verfahren zur Anzeige des Gepäckverlusts
Beschwerdeverfahren

Teil II: Informationen während der Fahrt
Dienstleistungen im Zug und Bordeinrichtungen, einschließlich WLAN
Nächster Haltebahnhof
Störungen und Verspätungen (geplant und in Echtzeit)
Wichtigste Anschlussverbindungen
Sicherheit

Teil III: Vorgänge in Buchungssystemen
Anfragen bezüglich der Verfügbarkeit von Schienenverkehrsdiensten, einschließlich der gel­
tenden Tarife
Anfragen bezüglich der Buchung von Schienenverkehrsdiensten
Anfragen bezüglich der teilweisen oder vollständigen Stornierung einer Buchung

Mindestnormen für die Qualität der Dienste
Informationen und Fahrkarten
Pünktlichkeit der Verkehrsdienste, allgemeine Grundsätze für die Bewältigung von Betriebsstörungen
Verspätungen
i) Durchschnittliche Gesamtverspätung der Dienste als Prozentsatz nach Dienstart (Fern-, 

Regional-, Stadt-/Vorortverkehr);
ii) Prozentsatz der Verspätungen aufgrund von Umständen im Sinne von Artikel 19 Absatz 10;
iii) Prozentsatz der Dienste, die bei Abfahrt verspätet sind;
iv) Prozentsatz der Dienste, die bei Ankunft verspätet sind:

– Prozentsatz der Verspätungen unter 60 Minuten
– Prozentsatz der Verspätungen von 60 bis 119 Minuten
– Prozentsatz der Verspätungen von 120 Minuten und mehr

Zugausfälle
i) Zugausfälle als Prozentsatz nach Dienstart (internationaler Verkehr, inländischer Fern-, 

Regional-, Stadt-/Vorortverkehr)
ii) Zugausfälle aufgrund von Umständen im Sinne von Artikel 19 Absatz 10 als Prozentsatz nach 

Dienstart (internationaler Verkehr, inländischer Fern-, Regional-, Stadt-/Vorortverkehr)

Anhang II

Anhang III

Anhang III  Mindestnormen für die Qualität der Dienste
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Sauberkeit des Fahrzeugmaterials und der Bahnhofseinrichtungen (Luftqualität und Temperaturrege­
lung in den Wagen, Hygiene der sanitären Einrichtungen usw.)
Befragung zur Kundenzufriedenheit
Beschwerdebearbeitung, Erstattungen und Ausgleichszahlungen bei Nichterfüllung der Dienstquali­
tätsnormen
Hilfeleistungen für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität und 
Diskussionen über diese Hilfeleistungen mit Vertretungsorganisationen und gegebenenfalls Vertretern 
von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität

Entsprechungstabelle
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung
Artikel 1 Artikel 1
Artikel 1 Buchstabe a Artikel 1 Buchstabe a
Artikel 1 Buchstabe b Artikel 1 Buchstabe b
– Artikel 1 Buchstabe c
Artikel 1 Buchstabe c Artikel 1 Buchstabe d
– Artikel 1 Buchstabe e
Artikel 1 Buchstabe d Artikel 1 Buchstabe f
Artikel 1 Buchstabe e Artikel 1 Buchstabe g
– Artikel 1 Buchstabe h
Artikel 1 Buchstabe f Artikel 1 Buchstabe i
Artikel 2 Artikel 2
Artikel 2 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 1
Artikel 2 Absatz 2 –
Artikel 2 Absatz 3 –
Artikel 2 Absatz 4 –
Artikel 2 Absatz 5 Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe a, Absatz 8
Artikel 2 Absatz 6 Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe b
Artikel 2 Absatz 7 Artikel 2 Absatz 7
– Artikel 2 Absatz 2
– Artikel 2 Absatz 3
– Artikel 2 Absatz 4
– Artikel 2 Absatz 5
Artikel 3 Artikel 3
Artikel 3 Nummer 1 Artikel 3 Nummer 1
Artikel 3 Nummern 2 und 3 –
Artikel 3 Nummer 4 Artikel 3 Nummer 2
Artikel 3 Nummer 5 Artikel 3 Nummer 3
Artikel 3 Nummer 6 Artikel 3 Nummer 4
Artikel 3 Nummer 7 Artikel 3 Nummer 5
Artikel 3 Nummer 8 Artikel 3 Nummer 6
– Artikel 3 Nummer 7
Artikel 3 Nummer 9 Artikel 3 Nummer 8
Artikel 3 Nummer 10 Artikel 3 Nummer 9
– Artikel 3 Nummer 10
– Artikel 3 Nummer 11
Artikel 3 Nummer 11 Artikel 3 Nummer 12

Anhang IV

Anhang IV  Entsprechungstabelle
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Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung
– Artikel 3 Nummer 13
– Artikel 3 Nummer 14
– Artikel 3 Nummer 15
– Artikel 3 Nummer 16
Artikel 3 Nummer 12 Artikel 3 Nummer 17
– Artikel 3 Nummer 18
Artikel 3 Nummer 13 Artikel 3 Nummer 19
– Artikel 3 Nummer 20
Artikel 3 Nummer 15 Artikel 3 Nummer 21
– Artikel 3 Nummer 22
Artikel 4 Artikel 4
– Artikel 5
Artikel 5 Artikel 6
Artikel 6 Artikel 7
Artikel 7 Artikel 8
Artikel 8 Artikel 9
– Artikel 10
Artikel 9 Artikel 11
– Artikel 12
Artikel 11 Artikel 13
Artikel 12 Artikel 14
Artikel 13 Artikel 15
Artikel 14 Artikel 16
Artikel 15 Artikel 17
Artikel 16 Artikel 18
– Artikel 18 Absätze 2, 3, 4, 5, 6 und 7
Artikel 17 Absatz 1 Artikel 19 Absätze 1, 2, 3 und 4
– Artikel 19 Absätze 5 und 6
Artikel 17 Absatz 2 Artikel 19 Absatz 7
Artikel 17 Absatz 3 Artikel 19 Absatz 8
Artikel 17 Absatz 4 Artikel 19 Absatz 9
– Artikel 19 Absatz 10
Artikel 18 Artikel 20
– Artikel 20 Absatz 6
Artikel 19 Artikel 21
Artikel 20 Artikel 22
Artikel 21 Absatz 1 –
Artikel 21 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe g
Artikel 22 und 23 Artikel 23
Artikel 22 Absatz 2 –
Artikel 24 Artikel 24
Artikel 25 Artikel 25 Absätze 1, 2 und 3
– Artikel 26
Artikel 26 Artikel 27
Artikel 27 Artikel 28

Anhang IV  Entsprechungstabelle
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Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Diese Verordnung
– Artikel 28 Absatz 3
Artikel 27 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 4
Artikel 28 Artikel 29
Artikel 29 Artikel 30
Artikel 30 Artikel 31
– Artikel 32 und 33
Artikel 31 Artikel 34
– Artikel 34 Absätze 1 und 3
Artikel 32 Artikel 35
– Artikel 35 Absatz 2
Artikel 33 –
Artikel 34 Artikel 36
Artikel 35 Artikel 38
– Artikel 37
Artikel 36 Artikel 39
– Artikel 40
Artikel 37 Artikel 41
Anhang I Anhang I
Anhang II Anhang II
Anhang III Anhang III
– Anhang IV

Anhang IV  Entsprechungstabelle
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I. §§ 701-704 BGB (Haftung Gastwirt)
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, ber. S. 2909 
und 2003 I S. 738)

(FNA 400-2)
zuletzt geändert durch Art. 5 G zur Durchführung der EU-Verordnungen über 

grenzüberschreitende Zustellungen und grenzüberschreitende Beweisaufnahmen in Zivil- 
oder Handelssachen sowie zur Änd. sonstiger Vorschriften vom 24. Juni 2022 (BGBl. I 

S. 959)
– Auszug –

Titel 15 Einbringung von Sachen bei Gastwirten

Haftung des Gastwirts
(1) Ein Gastwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt, hat den Schaden zu 
ersetzen, der durch den Verlust, die Zerstörung oder die Beschädigung von Sachen entsteht, die ein im 
Betrieb dieses Gewerbes aufgenommener Gast eingebracht hat.
(2) 1Als eingebracht gelten
1. Sachen, welche in der Zeit, in der der Gast zur Beherbergung aufgenommen ist, in die Gastwirt­

schaft oder an einen von dem Gastwirt oder dessen Leuten angewiesenen oder von dem Gastwirt 
allgemein hierzu bestimmten Ort außerhalb der Gastwirtschaft gebracht oder sonst außerhalb der 
Gastwirtschaft von dem Gastwirt oder dessen Leuten in Obhut genommen sind,

2. Sachen, welche innerhalb einer angemessenen Frist vor oder nach der Zeit, in der der 
Gast zur Beherbergung aufgenommen war, von dem Gastwirt oder seinen Leuten in Obhut 
genommen sind.

2Im Falle einer Anweisung oder einer Übernahme der Obhut durch Leute des Gastwirts gilt dies jedoch 
nur, wenn sie dazu bestellt oder nach den Umständen als dazu bestellt anzusehen waren.
(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verlust, die Zerstörung oder die Beschädigung von dem 
Gast, einem Begleiter des Gastes oder einer Person, die der Gast bei sich aufgenommen hat, oder durch 
die Beschaffenheit der Sachen oder durch höhere Gewalt verursacht wird.
(4) Die Ersatzpflicht erstreckt sich nicht auf Fahrzeuge, auf Sachen, die in einem Fahrzeug belassen 
worden sind, und auf lebende Tiere.

Beschränkung der Haftung; Wertsachen
(1) Der Gastwirt haftet auf Grund des § 701 nur bis zu einem Betrag, der dem Hundertfachen des 
Beherbergungspreises für einen Tag entspricht, jedoch mindestens bis zu dem Betrag von 600 Euro 
und höchstens bis zu dem Betrag von 3 500 Euro; für Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten tritt an 
die Stelle von 3 500 Euro der Betrag von 800 Euro.
(2) Die Haftung des Gastwirts ist unbeschränkt,
1. wenn der Verlust, die Zerstörung oder die Beschädigung von ihm oder seinen Leuten ver­

schuldet ist,
2. wenn es sich um eingebrachte Sachen handelt, die er zur Aufbewahrung übernommen oder deren 

Übernahme zur Aufbewahrung er entgegen der Vorschrift des Absatzes 3 abgelehnt hat.
(3) 1Der Gastwirt ist verpflichtet, Geld, Wertpapiere, Kostbarkeiten und andere Wertsachen zur 
Aufbewahrung zu übernehmen, es sei denn, dass sie im Hinblick auf die Größe oder den Rang 
der Gastwirtschaft von übermäßigem Wert oder Umfang oder dass sie gefährlich sind. 2Er kann 
verlangen, dass sie in einem verschlossenen oder versiegelten Behältnis übergeben werden.

Erlass der Haftung
(1) 1Die Haftung des Gastwirts kann im Voraus nur erlassen werden, soweit sie den nach § 702 
Abs. 1 maßgeblichen Höchstbetrag übersteigt. 2Auch insoweit kann sie nicht erlassen werden für den 

§ 701

§ 702

§ 702 a
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Fall, dass der Verlust, die Zerstörung oder die Beschädigung von dem Gastwirt oder von Leuten des 
Gastwirts vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wird oder dass es sich um Sachen handelt, deren 
Übernahme zur Aufbewahrung der Gastwirt entgegen der Vorschrift des § 702 Abs. 3 abgelehnt hat.
(2) Der Erlass ist nur wirksam, wenn die Erklärung des Gastes schriftlich erteilt ist und wenn sie keine 
anderen Bestimmungen enthält.

Erlöschen des Schadensersatzanspruchs
1Der dem Gast auf Grund der §§ 701, 702 zustehende Anspruch erlischt, wenn nicht der Gast unver­
züglich, nachdem er von dem Verlust, der Zerstörung oder der Beschädigung Kenntnis erlangt hat, 
dem Gastwirt Anzeige macht. 2Dies gilt nicht, wenn die Sachen von dem Gastwirt zur Aufbewahrung 
übernommen waren oder wenn der Verlust, die Zerstörung oder die Beschädigung von ihm oder 
seinen Leuten verschuldet ist.

Pfandrecht des Gastwirts
1Der Gastwirt hat für seine Forderungen für Wohnung und andere dem Gast zur Befriedigung seiner 
Bedürfnisse gewährte Leistungen, mit Einschluss der Auslagen, ein Pfandrecht an den eingebrachten 
Sachen des Gastes. 2Die für das Pfandrecht des Vermieters geltenden Vorschriften des § 562 Abs. 1 
Satz 2 und der §§ 562 a bis 562 d finden entsprechende Anwendung.

§ 703

§ 704

§ 704  Pfandrecht des Gastwirts
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I. Allgemeiner Teil der Versicherungsbedingungen für die 
Reiseversicherung 2008 (AT-Reise 2008)
Musterbedingungen des GDV (Stand: Januar 2008)

Die nachstehenden Regelungen gelten für alle Reiseversicherungen des entsprechenden Ver­
tragszeitraumes.
Der jeweils abgeschlossene Versicherungsschutz ist in den jeweiligen besonderen Bestim­
mungen geregelt.

Versicherte Personen/Versicherungsnehmer
1.1
Versicherte Personen sind die im Versicherungsschein namentlich genannten Personen oder der im 
Versicherungsschein beschriebene Personenkreis.

1.2
Versicherungsnehmer ist der Vertragspartner des Versicherers.

Versicherte Reise/Geltungsbereich
2.1 bei der Versicherung für eine Reise
Versicherungsschutz besteht für die jeweils versicherte Reise/das versicherte Arrangement im verein­
barten Geltungsbereich.

2.2 bei der Jahresversicherung
2.2.1
Versicherungsschutz gilt für beliebig viele Reisen, die innerhalb eines Versicherungsjahres ange­
treten werden.

2.2.2
In der Reiserücktrittskostenversicherung besteht Versicherungsschutz, wenn die Reise während des 
versicherten Zeitraums gebucht wurde und der Versicherungsfall innerhalb der Laufzeit der Versiche­
rung eingetreten ist.

2.2.3
Versicherungsschutz besteht je versicherter Reise für _____*1 Tage.
Bei einer längeren Reisedauer besteht der Versicherungsschutz nur für die ersten _____ Tage.

2.2.4
Versicherungsschutz besteht für alle Reisen weltweit, sofern die Entfernung zwischen dem Wohnsitz 
des Versicherungsnehmers/der versicherten Person und dem Zielort mehr als _____ km beträgt. Wege 
von und zur Arbeitsstätte der versicherten Person gelten nicht als Reise.

2.2.5
Als eine Reise gelten alle Reisebausteine und Einzelreiseleistungen, die zeitlich und örtlich aufeinander 
abgestimmt genutzt werden. Die Reise wird mit Inanspruchnahme der ersten Teil-/Leistung insgesamt 
angetreten und endet mit der Nutzung der letzten Teil-/Leistung.

1

2

1 Amtl. Anm.: Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete 
Punkte zur individuellen Regelung des verwendenden VU.
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Prämie: Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung
3.1 bei der Versicherung für eine Reise
3.1.1
Die Prämie ist sofort nach Abschluss des Versicherungsvertrages fällig und bei Aushändigung des 
Versicherungsscheines zu bezahlen.

3.1.2
Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles noch nicht bezahlt, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat.

3.2 bei der Jahresversicherung
3.2.1 Erste Prämie
3.2.1.1
Die erste Prämie ist gegen Aushändigung des Versicherungsscheines zu bezahlen.
Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt als erste Prämie nur die erste Rate der 
ersten Jahresprämie.

3.2.1.2
Ist die erste Prämie bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. 
Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat.

3.2.1.3
Zahlt der Versicherungsnehmer die erste Prämie nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Prämie nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

3.2.2 Folgeprämie
3.2.2.1
Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig. Die Zahlung gilt als 
rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen 
Zeitpunkt erfolgt.

3.2.2.2
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf 
dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Fristablauf verbunden sind.

3.2.2.3
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs­
aufforderung nach Ziffer 3.2.2 darauf hingewiesen worden ist.

3.2.2.4
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann 
der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 3.2.2.2 darauf hingewiesen worden ist.

3
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Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den 
angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der 
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

Beginn und Ende des Versicherungsschutzes
4.1
In der Reiserücktrittskostenversicherung für eine Reise beginnt der Versicherungsschutz mit dem 
Abschluss des Versicherungsvertrages für die gebuchte Reise und endet mit dem Reiseantritt; in 
der Reiserücktrittskostenversicherung als Jahresversicherung beginnt der Versicherungsschutz mit 
Buchung der Reise, frühestens mit Vertragsbeginn.

4.2
In den übrigen Versicherungssparten

4.2.1
beginnt der Versicherungsschutz mit dem vereinbarten Zeitpunkt, frühestens mit dem Antritt der 
versicherten Reise und

4.2.2
endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt, spätestens jedoch mit Beendigung der versicherten Reise;

4.2.3
verlängert sich über den vereinbarten Zeitpunkt hinaus, wenn sich die planmäßige Beendigung der 
Reise aus Gründen verzögert, die die versicherte Person nicht zu vertreten hat.

Ausschlüsse
Nicht versichert sind die Gefahren*1

5.1
des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom 
Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein 
von Kriegswerkzeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben;

5.2
von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristischen oder politischen Gewalthandlungen, unab­
hängig von der Anzahl der daran beteiligten Personen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen;

5.3
der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Eingriffe von hoher Hand;

5.4
aus der Verwendung von chemischen, biologischen, biochemischen Substanzen oder elektromagneti­
schen Wellen als Waffen mit gemeingefährlicher Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf sonstige 
mitwirkende Ursachen;

5.5
der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strahlung;

5.6
von Pandemien.

4

5

1 Amtl. Anm.: Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete 
Punkte zur individuellen Regelung des verwendenden VU.
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Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
6.1
Der Versicherungsnehmer/die versicherte Person ist verpflichtet*1,

6.1.1
den Schaden möglichst gering zu halten und unnötige Kosten zu vermeiden;

6.1.2
den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, insbesondere
– das Schadenereignis und den Schadenumfang darzulegen,
– dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung über Ursache und Höhe ihrer Leistungspflicht 

zu gestatten,
– jede sachdienliche Auskunft wahrheitsgemäß zu erteilen,
– Originalbelege einzureichen und
– die behandelnden Ärzte von ihrer Schweigepflicht zu entbinden, soweit die Kenntnis der Daten für 

die Beurteilung der Leistungspflicht erforderlich ist.

6.2 Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzungen
6.2.1
Verletzt der Versicherungsnehmer/die versicherte Person vorsätzlich eine Obliegenheit, die er nach 
Eintritt des Versicherungsfalls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei.

6.2.2
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers/der versicherten 
Person entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer/die 
versicherte Person zu beweisen.

6.2.3
Außer im Falle der Arglist ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versiche­
rungsnehmer/die versicherte Person nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

6.2.4
Verletzt der Versicherungsnehmer/die versicherte Person eine nach Eintritt des Versicherungsfalles 
bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, so ist der Versicherer nur dann vollständig oder 
teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer/die versicherte Person durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Ansprüche gegen Dritte
7.1
Ersatzansprüche gegen Dritte gehen im gesetzlichen Umfang bis zur Höhe der geleisteten Zahlung auf 
den Versicherer über.

7.2
Sofern erforderlich, ist der Versicherungsnehmer/die versicherte Person verpflichtet, in diesem 
Umfang eine Abtretungserklärung gegenüber dem Versicherer abzugeben.

6

7

1 Amtl. Anm.: Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete 
Punkte zur individuellen Regelung des verwendenden VU.
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7.3
Der Versicherungsnehmer/die versicherte Person hat seinen/ihren Ersatzanspruch oder ein zur Siche­
rung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu 
wahren und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

7.4
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers/der versicherten Person gegen eine Person, 
mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nach 
Absatz 1 nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verur­
sacht.

Zahlung der Entschädigung
Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, wird die 
Entschädigung innerhalb von zwei Wochen ausgezahlt. Einen Monat nach Anzeige des Schadens kann 
als Abschlagszahlung der Betrag verlangt werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

Verjährung
9.1
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren gerechnet ab dem Ende des 
Jahres, in welchem der Anspruch entstanden ist und der Versicherungsnehmer/die versicherte Person 
von den Umständen zur Geltendmachung des Anspruchs Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit hätte Kenntnis erlangen können.

9.2
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt der 
Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung nicht mit.

Inländische Gerichtsstände/Anwendbares Recht
10.1
Gerichtsstand für Klagen gegen den Versicherer ist der Sitz des Versicherungsunternehmens oder der 
Wohnsitz des Versicherungsnehmers in Deutschland.

10.2
Soweit gesetzlich zulässig, gilt deutsches Recht.

Anzeigen und Willenserklärungen
11.1
Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers/der versicherten Person und des Versi­
cherers bedürfen der Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail), soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist.

11.2
Versicherungsvermittler sind zur Entgegennahme von Anzeigen und Willenserklärungen nicht bevoll­
mächtigt.

8

9

10

11
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II. Besondere Versicherungsbedingungen für die 
Reiserücktrittkostenversicherung 2008 (VB-Reiserücktritt 2008)

Musterbedingungen des GDV (Stand: April 2008)

Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. 
(GDV) zur fakultativen Verwendung. Abweichende Vereinbarungen sind möglich.

Gegenstand der Versicherung
Bei Nichtantritt der Reise erstattet der Versicherer bis zur Höhe der vertraglich vereinbarten Versiche­
rungssumme

1.1
die vertraglich geschuldeten Stornokosten aus dem versicherten Reisearrangement;

1.2
das bei der Buchung vereinbarte, dem Reisevermittler vertraglich geschuldete und in Rechnung 
gestellte Vermittlungsentgelt, sofern der Betrag bei der Höhe der vereinbarten Versicherungssumme 
berücksichtigt wurde. Übersteigt das Vermittlungsentgelt den allgemein üblichen und angemessenen 
Umfang, kann der Versicherer seine Leistung auf einen angemessenen Betrag herabsetzen. Nicht 
versichert sind Entgelte, die dem Reisevermittler erst infolge der Stornierung geschuldet werden.

Versicherte Ereignisse und Risikopersonen
2.1
Versicherungsschutz besteht, wenn die planmäßige Durchführung der Reise nicht zumutbar ist, weil 
die versicherte Person selbst oder eine Risikoperson während der Dauer des Versicherungsschutzes 
von einem der nachstehenden Ereignisse betroffen wird:
– Tod;
– schwere Unfallverletzung;
– unerwartete schwere Erkrankung;
– Impfunverträglichkeit;
– Schwangerschaft;
– Schaden am Eigentum der versicherten Person durch Feuer, Explosion, Elementarereignisse oder 

vorsätzliche Straftat eines Dritten, sofern der Schaden erheblich ist oder sofern die Anwesenheit 
der versicherten Person zur Aufklärung erforderlich ist;

– Verlust des Arbeitsplatzes der versicherten Person oder einer mitreisenden Risikoperson aufgrund 
einer unerwarteten betriebsbedingten Kündigung des Arbeitsplatzes durch den Arbeitgeber;

– unerwartete Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses durch die versicherte Person oder eine mitrei­
sende Risikoperson, sofern diese Person bei der Reisebuchung arbeitslos gemeldet war.

2.2
Risikopersonen sind neben der versicherten Person
– die Angehörigen der versicherten Person;
– diejenigen, die nicht mitreisende minderjährige oder pflegebedürftige Angehörige betreuen;
– diejenigen, die gemeinsam mit der versicherten Person eine Reise gebucht und versichert haben, 

und deren Angehörige*1.
Haben mehr als _____ Personen gemeinsam eine Reise gebucht, gelten nur die jeweiligen Angehö­
rigen und der Lebenspartner der versicherten Person und deren Betreuungsperson als Risikoper­
sonen.

Ausschlüsse
Kein Versicherungsschutz besteht

1

2

3

1 Amtl. Anm.: Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete 
Punkte zur individuellen Regelung des verwendenden VU.
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3.1
für Risiken, die in Ziffer 5 des Allgemeinen Teils der Versicherungsbedingungen für die Reiseversi­
cherung (AT-Reise) genannt werden;

3.2
für Ereignisse, mit denen zur Zeit der Buchung zu rechnen war;

3.3
sofern die Krankheit den Umständen nach als eine psychische Reaktion auf einen Terrorakt, innere 
Unruhen, Kriegsereignisse, ein Flugunglück oder eine Naturkatastrophe oder aufgrund der Befürch­
tung von Terrorakten, inneren Unruhen, Kriegsereignissen oder Naturkatastrophen aufgetreten ist;

3.4
bei Schub einer chronischen psychischen Erkrankung;

3.5
für Vermittlungsentgelte, die dem Reisevermittler aufgrund der Stornierung der Reise geschuldet 
werden, wie z.B. Bearbeitungsgebühren für eine Reisestornierung.

Besondere Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherungsnehmer/die versicherte Person/die Risikoperson ist verpflichtet,

4.1
die Reise unverzüglich nach Eintritt des versicherten Rücktrittsgrundes zu stornieren, um die Storno­
kosten möglichst gering zu halten;

4.2
den Versicherungsnachweis und die Buchungsunterlagen mit der Stornokosten-Rechnung dem 
Versicherer einzureichen; bei Stornierung eines Objekts eine Bestätigung des Vermieters über die 
Nichtweitervermietbarkeit des Objekts;

4.3
eine schwere Unfallverletzung, unerwartete schwere Erkrankung, Impfunverträglichkeit oder Schwan­
gerschaft durch ein ärztliches Attest mit Angabe von Diagnose und Behandlungsdaten nachzuweisen, 
psychische Erkrankungen durch Attest eines Facharztes für Psychiatrie;

4.4
bei Schaden am Eigentum geeignete Nachweise (z.B. Polizeiprotokoll) einzureichen;

4.5
bei Verlust des Arbeitsplatzes das Kündigungsschreiben mit Angabe des Kündigungsgrundes, bei 
Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses den Aufhebungsbescheid des Arbeitsamtes und eine Kopie des 
neuen Arbeitsvertrages als Nachweis für das neue Arbeitsverhältnis vorzulegen;

4.6
bei Tod eine Sterbeurkunde vorzulegen;

4.7
Nachweis des versicherten Ereignisses auf Verlangen des Versicherers

4.7.1
eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung einzureichen oder der Einholung einer Bestätigung des Arbeit­
gebers darüber zuzustimmen;

4
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4.7.2
der Einholung eines fachärztlichen Attestes durch den Versicherer über die Art und Schwere der 
Krankheit sowie die Unzumutbarkeit zur planmäßigen Durchführung der Reise zuzustimmen und 
dem Arzt die notwendige Untersuchung zu gestatten.

Rechtsfolgen bei Verletzungen von Obliegenheiten
Die Rechtsfolgen bei der Verletzung von Obliegenheiten ergeben sich aus dem Allgemeinen Teil der 
Versicherungsbedingungen für die Reiseversicherung (AT-Reise) Ziffer 6.2.

Selbstbehalt
Der Selbstbehalt beträgt je Versicherungsfall _____ % des erstattungsfähigen Schadens, mindestens 
jedoch € _____ je Person.

Versicherungswert und Unterversicherung
7.1
Die Versicherungssumme je versichertem Reisearrangement muss dem vollen vereinbarten Reisepreis 
einschließlich bei Buchung anfallender Vermittlungsentgelte (Versicherungswert) entsprechen. Kosten 
für darin nicht enthaltene Leistungen (z.B. für Zusatzprogramme) sind mitversichert, wenn sie bei der 
Höhe der Versicherungssumme berücksichtigt werden.

7.2
Ist die Versicherungssumme bei Eintritt des Versicherungsfalles niedriger als der Versicherungswert 
(Unterversicherung), haftet der Versicherer nur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme zum 
Versicherungswert abzüglich dem Selbstbehalt.

5

6

7
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III. Besondere Versicherungsbedingungen für die 
Reiseabbruchversicherung 2008/2021 (VB-Reiseabbruch 2008/2021)

Musterbedingungen des GDV112 (Stand: August 2021)

Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. 
(GDV) zur fakultativen Verwendung. Abweichende Vereinbarungen sind möglich.
Diese Musterbedingung regelt die Reiseabbruchversicherung. Der abgeschlossene Versicherungs­
schutz ergibt sich aus dem „Allgemeiner Teil der Versicherungsbedingungen für die Reiseversicherung 
2008/2021“ (AT-Reise 2008/2021), dieser Musterbedingung und den Erläuterungen auf Seite 3113.

Gegenstand der Versicherung
Der Versicherer leistet Entschädigung bei

1.1 nicht planmäßiger Beendigung der Reise aus versichertem Grund
für die Kosten der Rückreise entsprechend der ursprünglich gebuchten Art und Qualität, sofern die 
Rückreise mitgebucht und mitversichert worden ist;

1.2 nicht genutzten Reiseleistungen
bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme den anteiligen Reisepreis für nicht genutzte 
Reiseleistungen abzüglich der Rückreisekosten, sofern die Reise wegen eines versicherten Ereignisses 
vorzeitig abgebrochen wird;

1.3 verlängertem Aufenthalt
für die je Versicherungsfall nachgewiesenen zusätzlichen Kosten der Unterkunft des Versicherungs­
nehmers/der versicherten Person/Risikoperson nach Art und Klasse der gebuchten und versicherten 
Leistung bis zu € ……………, wenn für die versicherte Person die planmäßige Beendigung der 
Reise nicht zumutbar ist, weil eine mitreisende Risikoperson wegen schwerer Unfallverletzung oder 
unerwarteter schwerer Erkrankung nicht transportfähig ist und über den gebuchten Rückreisetermin 
hinaus in stationärer Behandlung bleiben muss.

Versicherte Ereignisse und Risikopersonen
2.1
Versicherungsschutz besteht, wenn die planmäßige Durchführung der Reise nicht zumutbar ist, weil 
der Versicherungsnehmer/die versicherte Person selbst oder eine Risikoperson während der Dauer des 
Versicherungsschutzes von einem der nachstehenden Ereignisse betroffen wird:
– Tod;
– schwere Unfallverletzung;
– unerwartete schwere Erkrankung (Erläuterungen siehe Seite 31)2;

1

2

112 In der jeweils aktuellen Fassung kostenlos abrufbar unter www.gdv.de.
113 Red. Anm.: Die Seitenzahl bezieht sich auf die PDF-Vorlage. Die Erläuterungen sind am Ende des Doku­

ments abgedruckt.
1 Red. Anm.: Die Seitenzahl bezieht sich auf die PDF-Vorlage. Die Erläuterungen sind am Ende des Doku­

ments abgedruckt.
2 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte 
zur individuellen Regelung des verwendenden VU.
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– Schaden am Eigentum der versicherten Person durch Feuer, Explosion, Elementarereignisse oder 
vorsätzliche Straftat eines Dritten, sofern der Schaden erheblich ist oder sofern die Anwesenheit 
der versicherten Person zur Aufklärung erforderlich ist;

2.2
Risikopersonen sind neben der versicherten Person
– die Angehörigen der versicherten Person;
– diejenigen, die nicht mitreisende minderjährige oder pflegebedürftige Angehörige betreuen;
– diejenigen, die gemeinsam mit der versicherten Person eine Reise gebucht und versichert haben, 

und deren Angehörige3.
Haben mehr als ……… Personen gemeinsam eine Reise gebucht, gelten nur die jeweiligen Angehö­
rigen und Lebenspartner der versicherten Person und deren Betreuungsperson als Risikopersonen.

Ausschlüsse1

Kein Versicherungsschutz besteht

3.1
für Risiken, die in Ziffer 5 des Allgemeinen Teils der Versicherungsbedingungen für die Reiseversiche­
rung (AT-Reise 2008/2021) genannt werden;

3.2
für Ereignisse, mit denen zur Zeit der Buchung zu rechnen war;

3.3
sofern die Krankheit den Umständen nach als eine psychische Reaktion auf einen Terrorakt, innere 
Unruhen, Kriegsereignisse, ein Flugunglück oder eine Naturkatastrophe oder aufgrund der Befürch­
tung von Terrorakten, inneren Unruhen, Kriegsereignissen oder Naturkatastrophen aufgetreten ist;

3.4
bei Schub einer chronischen psychischen Erkrankung.

Besondere Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherungsnehmer/die versicherte Person/Risikoperson ist verpflichtet,

4.1
die Rückreisekosten möglichst gering zu halten;

4.2
den Versicherungsnachweis und die Buchungsunterlagen sowie Rechungen beim Versicherer einzurei­
chen;

4.3
eine schwere Unfallverletzung, eine unerwartete schwere Erkrankung durch ein ärztliches Attest mit 
Angabe von Diagnose und Behandlungsdaten nachzuweisen, eine psychiatrische Erkrankungen durch 
Attest eines Facharztes für Psychiatrie;

3

4

3 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU.

1 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU.

4  Besondere Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls

222

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



4.4
bei Tod ist eine Sterbeurkunde vorzulegen;

4.5
bei Schaden am Eigentum geeignete Nachweise (z.B. Polizeiprotokoll) einzureichen;

4.6
bei Transportunfähigkeit infolge einer schweren Unfallverletzung oder einer unerwarteten schweren 
Erkrankung dem Versicherer das Recht einzuräumen, dies durch ein fachärztliches Gutachten 
überprüfen zu lassen.

Rechtsfolgen bei Verletzungen von Obliegenheiten
Die Rechtsfolgen ergeben sich aus dem Allgemeinen Teil der Versicherungsbedingungen für die 
Reiseversicherung (AT-Reise 2008/2021) Ziffer 6.2.

Selbstbehalt
Der Selbstbehalt beträgt je Versicherungsfall ……… % des erstattungsfähigen Schadens, mindestens 
jedoch € ……… je Person.

Versicherungswert und Unterversicherung
7.1
Die Versicherungssumme je versichertem Reisearrangement muss dem vollen vereinbarten Reisepreis 
einschließlich bei Buchung anfallender Vermittlungsentgelte (Versicherungswert) entsprechen. Kosten 
für darin nicht enthaltene Leistungen (z.B. für Zusatzprogramme) sind mitversichert, wenn sie bei der 
Höhe der Versicherungssumme berücksichtigt werden.

7.2
Ist die Versicherungssumme bei Eintritt des Versicherungsfalles niedriger als der Versicherungswert 
(Unterversicherung), erstattet der Versicherer den Schaden nur nach dem Verhältnis der Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert abzüglich dem Selbstbehalt.

Erläuterungen
Versicherungsschutz besteht unter anderem, wenn die planmäßige Durchführung der Reise aufgrund 
einer unerwarteten schweren Erkrankung nicht zumutbar ist.
Wir möchten, dass Sie Ihre Versicherung gut verstehen. Deshalb erläutern wir den Fachbegriff 
„unerwartete schwere Erkrankung“ und geben Ihnen Beispiele. Bitte beachten Sie, dass die Beispiele 
nicht abschließend sind.
„unerwartete schwere Erkrankung“1

Versichert ist die unerwartete schwere Erkrankung. Die Erkrankung muss „unerwartet“ und 
„schwer“ sein. Zunächst definieren wir das Kriterium „unerwartet“ und geben danach Beispiele für 
„schwere“ Erkrankungen.

Fall 1: Jedes erstmalige Auftreten einer Erkrankung nach Abschluss der Versicherung und nach 
Reisebuchung gilt als unerwartet.

Fall 2: Versichert ist ebenfalls das erneute Auftreten einer Erkrankung wenn in den letzten 
… Monaten vor Versicherungsabschluss oder bei bestehendem Versicherungsvertrag vor 
Buchung der Reise, für diese Erkrankung keine Behandlung durchgeführt worden ist.

5

6

7

1 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU.
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Fall 3: Sofern in den letzten … Jahr(en) vor Versicherungsabschluss oder bei bestehendem Ver­
sicherungsvertrag vor Buchung der Reise, für eine bestehende Erkrankung keine Behand­
lung durchgeführt worden ist, ist ebenfalls die unerwartete Verschlechterung dieser Erkran­
kung versichert.

Nicht als Behandlung zählen regelmäßig durchgeführte medizinische Untersuchungen um den 
Gesundheitszustand festzustellen. Die Untersuchungen werden nicht aufgrund eines konkreten 
Anlasses durchgeführt und dienen nicht der Behandlung der Erkrankung.
Beispiele für schwere Erkrankungen, die zu einer Unzumutbarkeit der Reise führen können 
(nicht abschließend):
– der behandelnde Arzt hat eine Reiseuntauglichkeit attestiert,
– die ärztlich attestierte gesundheitliche Beeinträchtigung ist so stark, dass der Versicherte aufgrund 

von Symptomen und Beschwerden der Erkrankung die geplante Hauptreiseleistung nicht wahr­
nehmen kann,

– wegen einer ärztlich attestierten Erkrankung einer Risikoperson die Anwesenheit der versicherten 
Person erforderlich ist.

Beispiele für eine „unerwartete schwere Erkrankung“ (nicht abschließend):
– Die versicherte Person schließt für eine gebuchte Reise eine Versicherung ab. Während der Reise 

erleidet sie erstmals einen Herzinfarkt.
– Bei der Mutter der versicherten Person wird nach Abschluss der Versicherung und nach Rei­

sebuchung eine Lungenentzündung während der Reise der versicherten Person diagnostiziert. 
Aufgrund der Erkrankung ist die Mutter auf Betreuung durch die versicherte Person angewiesen.

– Bei Versicherungsabschluss besteht eine Allergie bei der versicherten Person. In den letzten ………
…… Jahr(en) vor Versicherungsabschluss oder Reisebuchung ist für die Allergie keine Behandlung 
durchgeführt worden. Während der Reise kommt es zu einer starken allergischen Reaktion. Diese 
wurde vom Arzt attestiert. Wegen der Heftigkeit der allergischen Reaktion kann die versicherte 
Person die geplante Hauptreiseleistung nicht wahrnehmen und bricht die Reise vorzeitig ab.

Nicht alle denkbaren Fälle sind versichert. Beispiel bei dem keine „unerwartete schwere Erkrankung“ 
vorliegt (nicht abschließend):
– Die versicherte Person leidet unter einer Erkrankung, bei denen Schübe ein charakteristisches 

Merkmal des Verlaufs sind (z.B. Multiple Sklerose, Morbus Crohn). In den letzten …………
… Jahr(en) vor Versicherungsabschluss oder Reisebuchung wurde eine Behandlung für die 
bestehende Erkrankung durchgeführt. Daher ist diese Erkrankung nicht versichert.

Erläuterungen
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IV. Besondere Versicherungsbedingungen für die 
Reisegepäckversicherung 2008/2021 (VB-Reisegepäck 2008/2021)

Musterbedingungen des GDV119 (Stand: August 2021)

Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. 
(GDV) zur fakultativen Verwendung. Abweichende Vereinbarungen sind möglich.
Diese Musterbedingung regelt die Reisegepäckversicherung. Der abgeschlossene Versicherungsschutz 
ergibt sich aus dem „Allgemeiner Teil der Versicherungsbedingungen für die Reiseversicherung 
2008/2021“ (AT Reise 2008/2021) und dieser Musterbedingung.

Versicherte Sachen
Zum versicherten Reisegepäck zählen alle Sachen des persönlichen Reisebedarfs des Versicherungs­
nehmers/der versicherten Person, einschließlich Sportgeräte, Geschenke und Reiseandenken.

Gegenstand der Versicherung
2.1 Mitgeführtes Reisegepäck
Der Versicherer leistet Entschädigung, wenn mitgeführtes Reisegepäck während der Reise abhanden 
kommt oder beschädigt wird durch

2.1.11

Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Erpressung, vorsätzliche Sachbeschädigung;

2.1.22

Unfall eines Transportmittels;

2.1.33

Feuer, Explosion, und Elementarereignisse.

2.2 Aufgegebenes Reisegepäck
Der Versicherer leistet Entschädigung,

2.2.1
wenn aufgegebenes Reisegepäck abhanden kommt oder beschädigt wird, während es sich im 
Gewahrsam eines Beförderungsunternehmens, eines Beherbergungsbetriebes oder einer Gepäckauf­
bewahrung befindet;

2.2.2
wenn aufgegebenes Reisegepäck den Bestimmungsort nicht am selben Tag wie der Versicherungs­
nehmer/die versicherte Person erreicht. Ersetzt werden die nachgewiesen Aufwendungen zur Wieder­
erlangung des Gepäcks oder für notwendige Ersatzbeschaffungen zur Fortsetzung der Reise bis 
höchstens ……… Euro je Versicherungsnehmer/versicherter Person.

1

2

119 In der jeweils aktuellen Fassung kostenlos abrufbar unter www.gdv.de.
1 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte 
zur individuellen Regelung des verwendenden VU.

2 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte 
zur individuellen Regelung des verwendenden VU.

3 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte 
zur individuellen Regelung des verwendenden VU.
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Ausschlüsse und Einschränkungen
3.1 Nicht versichert sind1

3.1.1
Geld, Wertpapiere, Fahrkarten, Urkunden und Dokumente aller Art mit Ausnahme von amtlichen 
Ausweisen und Visa;

3.1.2
motorgetriebene Land-Luft und Wasserfahrzeuge samt Zubehör;

3.1.3
Brillen, Kontaktlinsen, Hörgeräte und Prothesen;

3.1.4
Vermögensfolgeschäden;

3.1.5
Video- und Fotoapparate als aufgegebenes Reisegepäck einschließlich Zubehör sowie Schmucksachen 
und Kostbarkeiten;

3.1.6
Sportgeräte, soweit sie sich im bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden.

3.1.7.1
für Schäden durch Vergessen, Liegen-, Hängen-, Stehenlassen oder Verlieren;

3.1.7.2
wenn die versicherte Person den Versicherungsfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Führt der Versi­
cherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen.

3.2 Einschränkungen des Versicherungsschutzes2

3.2.1
Als mitgeführtes Reisegepäck sind Video- und Fotoapparate einschließlich Zubehör sowie Schmuck­
sachen und Kostbarkeiten bis insgesamt …… % der Versicherungssumme versichert.
Schmucksachen und Kostbarkeiten sind nur dann versichert, wenn sie in einem ortsfesten, ver­
schlossenen Behältnis (z.B. Safe) eingeschlossen oder im persönlichen Gewahrsam sicher verwahrt 
mitgeführt werden;

3.2.2
EDV-Geräte und Software einschließlich des jeweiligen Zubehörs sind bis zu ……… %, höchstens bis 
zu ……… € versichert;

3.2.3
Sportgeräte einschließlich Zubehör sind jeweils bis zu …… %, höchstens bis zu …… € versichert, 
soweit sie sich nicht in bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden;

3

1 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU.

2 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU.
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3.2.4
Geschenke und Reiseandenken sind bis zu … % der Versicherungssumme versichert, höchstens bis zu 
… €;

3.2.5
Versicherungsschutz für Schäden am Reisegepäck während des Zeltens und Campings besteht nur auf 
offiziell eingerichteten Campingplätzen.

3.3 Reisegepäck im abgestellten Kraftfahrzeug
Versicherungsschutz bei Diebstahl von Reisegepäck während der versicherten Reise aus einem 
abgestellten Kraftfahrzeug und aus daran angebrachten, mit Verschluss gesicherten Behältnissen oder 
Dach- oder Heckträgern besteht nur, wenn das Kraftfahrzeug bzw. die Behältnisse oder die Dach- 
oder Heckträger durch Verschluss gesichert sind und der Schaden zwischen 6: 00 Uhr und 22: 00 
Uhr eintritt. Bei Fahrtunterbrechungen, die nicht länger als jeweils zwei Stunden dauern, besteht auch 
nachts Versicherungsschutz.

Höhe der Entschädigung
Im Versicherungsfall erstattet der Versicherer bis zur Höhe der Versicherungssumme für

4.1
abhanden gekommene oder zerstörte Sachen den Zeitwert. Der Zeitwert ist jener Betrag, der 
allgemein erforderlich ist, um neue Sachen gleicher Art und Güte anzuschaffen, abzüglich eines dem 
Zustand der versicherten Sache (Alter, Abnutzung, Gebrauch etc.) entsprechenden Betrages;

4.2
beschädigte Sachen die notwendigen Reparaturkosten und ggf. eine verbleibende Wertminderung, 
höchstens jedoch den Zeitwert;

4.3
Filme, Bild-, Ton- und Datenträger den Materialwert;

4.4
amtliche Ausweise und Visa die amtlichen Gebühren der Wiederbeschaffung.

Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
5.1
Der Versicherungsnehmer/die versicherte Person ist verpflichtet, Schäden durch strafbare Handlungen 
unverzüglich der nächstzuständigen oder nächsterreichbaren Polizeidienststelle unter Einreichung 
einer Liste aller in Verlust geratenen Sachen anzuzeigen und sich dies bestätigen zu lassen. Dem 
Versicherer ist hierüber eine Bescheinigung einzureichen.

5.2
Schäden an aufgegebenem Reisegepäck sind dem Beförderungsunternehmen, dem Beherbergungsbe­
trieb bzw. der Gepäckaufbewahrung unverzüglich zu melden. Äußerlich nicht erkennbare Schäden 
sind nach der Entdeckung unverzüglich und unter Einhaltung der jeweiligen Reklamationsfrist, 
spätestens innerhalb von … Tagen nach Aushändigung des Reisegepäckstücks, schriftlich anzuzeigen. 
Dem Versicherer sind entsprechende Bescheinigungen vorzulegen.

Rechtsfolgen bei Verletzungen von Obliegenheiten
Die Rechtsfolgen ergeben sich aus dem Allgemeinen Teil der Versicherungsbedingungen für die 
Reiseversicherung (AT-Reise 2008/2021) Ziffer 6.2.

4

5

6
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Selbstbehalt1

Der Selbstbehalt beträgt je Versicherungsfall … % des erstattungsfähigen Schadens, mindestens 
jedoch € … je Person.

Versicherungswert und Unterversicherung
8.1
Die Versicherungssumme muss dem vollen Zeitwert des versicherten Reisegepäcks entsprechen (Ver­
sicherungswert).

8.2
Ist die Versicherungssumme bei Eintritt des Versicherungsfalles niedriger als der Versicherungswert 
(Unterversicherung), erstattet der Versicherer den Schaden nur nach dem Verhältnis der Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert.

7

8

1 Amtl. Anm.:

Baukastensystem: Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU.

8  Versicherungswert und Unterversicherung
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I. §§ 1 bis 7 UWG
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2010 (BGBl. I S. 254)
(FNA 43-7)

zuletzt geändert durch Art. 20 G zur Durchführung der EU-Verordnungen über 
grenzüberschreitende Zustellungen und grenzüberschreitende Beweisaufnahmen in Zivil- 
oder Handelssachen sowie zur Änd. sonstiger Vorschriften vom 24. Juni 2022 (BGBl. I 

S. 959)
– Auszug –

Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

Zweck des Gesetzes; Anwendungsbereich
(1) 1Dieses Gesetz dient dem Schutz der Mitbewerber, der Verbraucher sowie der sonstigen Marktteil­
nehmer vor unlauteren geschäftlichen Handlungen. 2Es schützt zugleich das Interesse der Allgemein­
heit an einem unverfälschten Wettbewerb.
(2) Vorschriften zur Regelung besonderer Aspekte unlauterer geschäftlicher Handlungen gehen 
bei der Beurteilung, ob eine unlautere geschäftliche Handlung vorliegt, den Regelungen dieses 
Gesetzes vor.

Begriffsbestimmungen
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist
1. „geschäftliche Entscheidung“ jede Entscheidung eines Verbrauchers oder sonstigen Marktteil­

nehmers darüber, ob, wie und unter welchen Bedingungen er ein Geschäft abschließen, eine 
Zahlung leisten, eine Ware oder Dienstleistung behalten oder abgeben oder ein vertragliches 
Recht im Zusammenhang mit einer Ware oder Dienstleistung ausüben will, unabhängig davon, 
ob der Verbraucher oder sonstige Marktteilnehmer sich entschließt, tätig zu werden;

2. „geschäftliche Handlung“ jedes Verhalten einer Person zugunsten des eigenen oder eines 
fremden Unternehmens vor, bei oder nach einem Geschäftsabschluss, das mit der Förderung 
des Absatzes oder des Bezugs von Waren oder Dienstleistungen oder mit dem Abschluss oder 
der Durchführung eines Vertrags über Waren oder Dienstleistungen unmittelbar und objektiv 
zusammenhängt; als Waren gelten auch Grundstücke und digitale Inhalte, Dienstleistungen sind 
auch digitale Dienstleistungen, als Dienstleistungen gelten auch Rechte und Verpflichtungen;

3. „Marktteilnehmer“ neben Mitbewerber und Verbraucher auch jede weitere Person, die als 
Anbieter oder Nachfrager von Waren oder Dienstleistungen tätig ist;

4. „Mitbewerber“ jeder Unternehmer, der mit einem oder mehreren Unternehmern als Anbieter 
oder Nachfrager von Waren oder Dienstleistungen in einem konkreten Wettbewerbsver­
hältnis steht;

5. „Nachricht“ jede Information, die zwischen einer endlichen Zahl von Beteiligten über einen 
öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienst ausgetauscht oder weitergeleitet 
wird; nicht umfasst sind Informationen, die als Teil eines Rundfunkdienstes über ein elektro­
nisches Kommunikationsnetz an die Öffentlichkeit weitergeleitet werden, soweit diese Informa­
tionen nicht mit dem identifizierbaren Teilnehmer oder Nutzer, der sie erhält, in Verbindung 
gebracht werden können;

6. „Online-Marktplatz“ ein Dienst, der es Verbrauchern ermöglicht, durch die Verwendung von 
Software, die von einem Unternehmer oder in dessen Namen betrieben wird, einschließlich einer 
Website, eines Teils einer Website oder einer Anwendung, Fernabsatzverträge (§ 312 c des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs) mit anderen Unternehmern oder Verbrauchern abzuschließen;

7. „Ranking“ die von einem Unternehmer veranlasste relative Hervorhebung von Waren oder 
Dienstleistungen, unabhängig von den hierfür verwendeten technischen Mitteln;

§ 1

§ 2
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8. „Unternehmer“ jede natürliche oder juristische Person, die geschäftliche Handlungen im 
Rahmen ihrer gewerblichen, handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit vornimmt, und jede 
Person, die im Namen oder Auftrag einer solchen Person handelt;

9. „unternehmerische Sorgfalt“ der Standard an Fachkenntnissen und Sorgfalt, von dem billi­
gerweise angenommen werden kann, dass ein Unternehmer ihn in seinem Tätigkeitsbereich 
gegenüber Verbrauchern nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung der anständigen 
Marktgepflogenheiten einhält;

10. „Verhaltenskodex“ jede Vereinbarung oder Vorschrift über das Verhalten von Unternehmern, 
zu welchem diese sich in Bezug auf Wirtschaftszweige oder einzelne geschäftliche Handlungen 
verpflichtet haben, ohne dass sich solche Verpflichtungen aus Gesetzes- oder Verwaltungsvor­
schriften ergeben;

11. „wesentliche Beeinflussung des wirtschaftlichen Verhaltens des Verbrauchers“ die Vornahme 
einer geschäftlichen Handlung, um die Fähigkeit des Verbrauchers, eine informierte Entschei­
dung zu treffen, spürbar zu beeinträchtigen und damit den Verbraucher zu einer geschäftlichen 
Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte.

(2) Für den Verbraucherbegriff ist § 13 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anwendbar.

Verbot unlauterer geschäftlicher Handlungen
(1) Unlautere geschäftliche Handlungen sind unzulässig.
(2) Geschäftliche Handlungen, die sich an Verbraucher richten oder diese erreichen, sind unlauter, 
wenn sie nicht der unternehmerischen Sorgfalt entsprechen und dazu geeignet sind, das wirtschaftliche 
Verhalten des Verbrauchers wesentlich zu beeinflussen.
(3) Die im Anhang dieses Gesetzes aufgeführten geschäftlichen Handlungen gegenüber Verbrauchern 
sind stets unzulässig.
(4) 1Bei der Beurteilung von geschäftlichen Handlungen gegenüber Verbrauchern ist auf den durch­
schnittlichen Verbraucher oder, wenn sich die geschäftliche Handlung an eine bestimmte Gruppe von 
Verbrauchern wendet, auf ein durchschnittliches Mitglied dieser Gruppe abzustellen. 2Geschäftliche 
Handlungen, die für den Unternehmer vorhersehbar das wirtschaftliche Verhalten nur einer eindeutig 
identifizierbaren Gruppe von Verbrauchern wesentlich beeinflussen, die auf Grund von geistigen oder 
körperlichen Beeinträchtigungen, Alter oder Leichtgläubigkeit im Hinblick auf diese geschäftlichen 
Handlungen oder die diesen zugrunde liegenden Waren oder Dienstleistungen besonders schutzbe­
dürftig sind, sind aus der Sicht eines durchschnittlichen Mitglieds dieser Gruppe zu beurteilen.

Rechtsbruch
Unlauter handelt, wer einer gesetzlichen Vorschrift zuwiderhandelt, die auch dazu bestimmt ist, im 
Interesse der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu regeln, und der Verstoß geeignet ist, die Inter­
essen von Verbrauchern, sonstigen Marktteilnehmern oder Mitbewerbern spürbar zu beeinträchtigen.

Mitbewerberschutz
Unlauter handelt, wer
1. die Kennzeichen, Waren, Dienstleistungen, Tätigkeiten oder persönlichen oder geschäftlichen 

Verhältnisse eines Mitbewerbers herabsetzt oder verunglimpft;
2. über die Waren, Dienstleistungen oder das Unternehmen eines Mitbewerbers oder über den 

Unternehmer oder ein Mitglied der Unternehmensleitung Tatsachen behauptet oder verbreitet, 
die geeignet sind, den Betrieb des Unternehmens oder den Kredit des Unternehmers zu schädigen, 
sofern die Tatsachen nicht erweislich wahr sind; handelt es sich um vertrauliche Mitteilungen 
und hat der Mitteilende oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse, so 
ist die Handlung nur dann unlauter, wenn die Tatsachen der Wahrheit zuwider behauptet oder 
verbreitet wurden;

3. Waren oder Dienstleistungen anbietet, die eine Nachahmung der Waren oder Dienstleistungen 
eines Mitbewerbers sind, wenn er
a) eine vermeidbare Täuschung der Abnehmer über die betriebliche Herkunft herbeiführt,
b) die Wertschätzung der nachgeahmten Ware oder Dienstleistung unangemessen ausnutzt oder 

beeinträchtigt oder

§ 3

§ 3 a

§ 4
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c) die für die Nachahmung erforderlichen Kenntnisse oder Unterlagen unredlich erlangt hat;
4. Mitbewerber gezielt behindert.

Aggressive geschäftliche Handlungen
(1) 1Unlauter handelt, wer eine aggressive geschäftliche Handlung vornimmt, die geeignet ist, den 
Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, 
die dieser andernfalls nicht getroffen hätte. 2Eine geschäftliche Handlung ist aggressiv, wenn sie im 
konkreten Fall unter Berücksichtigung aller Umstände geeignet ist, die Entscheidungsfreiheit des 
Verbrauchers oder sonstigen Marktteilnehmers erheblich zu beeinträchtigen durch
1. Belästigung,
2. Nötigung einschließlich der Anwendung körperlicher Gewalt oder
3. unzulässige Beeinflussung.
3Eine unzulässige Beeinflussung liegt vor, wenn der Unternehmer eine Machtposition gegenüber dem 
Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zur Ausübung von Druck, auch ohne Anwendung oder 
Androhung von körperlicher Gewalt, in einer Weise ausnutzt, die die Fähigkeit des Verbrauchers oder 
sonstigen Marktteilnehmers zu einer informierten Entscheidung wesentlich einschränkt.
(2) 1Bei der Feststellung, ob eine geschäftliche Handlung aggressiv im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 ist, 
ist abzustellen auf
1. Zeitpunkt, Ort, Art oder Dauer der Handlung;
2. die Verwendung drohender oder beleidigender Formulierungen oder Verhaltensweisen;
3. die bewusste Ausnutzung von konkreten Unglückssituationen oder Umständen von solcher 

Schwere, dass sie das Urteilsvermögen des Verbrauchers oder sonstigen Marktteilnehmers 
beeinträchtigen, um dessen Entscheidung zu beeinflussen;

4. belastende oder unverhältnismäßige Hindernisse nichtvertraglicher Art, mit denen der Unter­
nehmer den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer an der Ausübung seiner vertraglichen 
Rechte zu hindern versucht, wozu auch das Recht gehört, den Vertrag zu kündigen oder zu einer 
anderen Ware oder Dienstleistung oder einem anderen Unternehmer zu wechseln;

5. Drohungen mit rechtlich unzulässigen Handlungen.
2Zu den Umständen, die nach Nummer 3 zu berücksichtigen sind, zählen insbesondere geistige und 
körperliche Beeinträchtigungen, das Alter, die geschäftliche Unerfahrenheit, die Leichtgläubigkeit, die 
Angst und die Zwangslage von Verbrauchern.

Irreführende geschäftliche Handlungen
(1) Unlauter handelt, wer eine irreführende geschäftliche Handlung vornimmt, die geeignet ist, den 
Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die 
er andernfalls nicht getroffen hätte.
(2) Eine geschäftliche Handlung ist irreführend, wenn sie unwahre Angaben enthält oder sonstige zur 
Täuschung geeignete Angaben über folgende Umstände enthält:
1. die wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung wie Verfügbarkeit, Art, Ausführung, 

Vorteile, Risiken, Zusammensetzung, Zubehör, Verfahren oder Zeitpunkt der Herstellung, Lie­
ferung oder Erbringung, Zwecktauglichkeit, Verwendungsmöglichkeit, Menge, Beschaffenheit, 
Kundendienst und Beschwerdeverfahren, geographische oder betriebliche Herkunft, von der 
Verwendung zu erwartende Ergebnisse oder die Ergebnisse oder wesentlichen Bestandteile von 
Tests der Waren oder Dienstleistungen;

2. den Anlass des Verkaufs wie das Vorhandensein eines besonderen Preisvorteils, den Preis oder die 
Art und Weise, in der er berechnet wird, oder die Bedingungen, unter denen die Ware geliefert 
oder die Dienstleistung erbracht wird;

3. die Person, Eigenschaften oder Rechte des Unternehmers wie Identität, Vermögen einschließlich 
der Rechte des geistigen Eigentums, den Umfang von Verpflichtungen, Befähigung, Status, 
Zulassung, Mitgliedschaften oder Beziehungen, Auszeichnungen oder Ehrungen, Beweggründe 
für die geschäftliche Handlung oder die Art des Vertriebs;

4. Aussagen oder Symbole, die im Zusammenhang mit direktem oder indirektem Sponsoring stehen 
oder sich auf eine Zulassung des Unternehmers oder der Waren oder Dienstleistungen beziehen;

5. die Notwendigkeit einer Leistung, eines Ersatzteils, eines Austauschs oder einer Reparatur;
6. die Einhaltung eines Verhaltenskodexes, auf den sich der Unternehmer verbindlich verpflichtet 

hat, wenn er auf diese Bindung hinweist, oder
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7. Rechte des Verbrauchers, insbesondere solche auf Grund von Garantieversprechen oder Gewähr­
leistungsrechte bei Leistungsstörungen.

(3) Eine geschäftliche Handlung ist auch irreführend, wenn
1. sie im Zusammenhang mit der Vermarktung von Waren oder Dienstleistungen einschließlich 

vergleichender Werbung eine Verwechslungsgefahr mit einer anderen Ware oder Dienstleistung 
oder mit der Marke oder einem anderen Kennzeichen eines Mitbewerbers hervorruft oder

2. mit ihr eine Ware in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union als identisch mit einer 
in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf dem Markt bereitgestellten Ware 
vermarktet wird, obwohl sich diese Waren in ihrer Zusammensetzung oder in ihren Merkmalen 
wesentlich voneinander unterscheiden, sofern dies nicht durch legitime und objektive Faktoren 
gerechtfertigt ist.

(4) Angaben im Sinne von Absatz 1 Satz 2 sind auch Angaben im Rahmen vergleichender Werbung 
sowie bildliche Darstellungen und sonstige Veranstaltungen, die darauf zielen und geeignet sind, 
solche Angaben zu ersetzen.
(5) 1Es wird vermutet, dass es irreführend ist, mit der Herabsetzung eines Preises zu werben, 
sofern der Preis nur für eine unangemessen kurze Zeit gefordert worden ist. 2Ist streitig, ob und in 
welchem Zeitraum der Preis gefordert worden ist, so trifft die Beweislast denjenigen, der mit der 
Preisherabsetzung geworben hat.

Irreführung durch Unterlassen
(1) Unlauter handelt auch, wer einen Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer irreführt, indem 
er ihm eine wesentliche Information vorenthält,
1. die der Verbraucher oder der sonstige Marktteilnehmer nach den jeweiligen Umständen benötigt, 

um eine informierte geschäftliche Entscheidung zu treffen, und
2. deren Vorenthalten dazu geeignet ist, den Verbraucher oder den sonstigen Marktteilnehmer zu 

einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte.
(2) Als Vorenthalten gilt auch
1. das Verheimlichen wesentlicher Informationen,
2. die Bereitstellung wesentlicher Informationen in unklarer, unverständlicher oder zweideutiger 

Weise sowie
3. die nicht rechtzeitige Bereitstellung wesentlicher Informationen.
(3) Bei der Beurteilung, ob wesentliche Informationen vorenthalten wurden, sind zu berücksichtigen:
1. räumliche oder zeitliche Beschränkungen durch das für die geschäftliche Handlung gewählte 

Kommunikationsmittel sowie
2. alle Maßnahmen des Unternehmers, um dem Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer 

die Informationen auf andere Weise als durch das für die geschäftliche Handlung gewählte 
Kommunikationsmittel zur Verfügung zu stellen.

(4) 1Unlauter handelt auch, wer den kommerziellen Zweck einer geschäftlichen Handlung nicht 
kenntlich macht, sofern sich dieser nicht unmittelbar aus den Umständen ergibt, und das Nichtkennt­
lichmachen geeignet ist, den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen 
Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte. 2Ein kommerzieller Zweck liegt 
bei einer Handlung zugunsten eines fremden Unternehmens nicht vor, wenn der Handelnde kein 
Entgelt oder keine ähnliche Gegenleistung für die Handlung von dem fremden Unternehmen erhält 
oder sich versprechen lässt. 3Der Erhalt oder das Versprechen einer Gegenleistung wird vermutet, es 
sei denn der Handelnde macht glaubhaft, dass er eine solche nicht erhalten hat.

Wesentliche Informationen
(1) Werden Waren oder Dienstleistungen unter Hinweis auf deren Merkmale und Preis in einer dem 
verwendeten Kommunikationsmittel angemessenen Weise so angeboten, dass ein durchschnittlicher 
Verbraucher das Geschäft abschließen kann, so gelten die folgenden Informationen als wesentlich im 
Sinne des § 5 a Absatz 1, sofern sie sich nicht unmittelbar aus den Umständen ergeben:
1. alle wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung in dem der Ware oder Dienstleistung 

und dem verwendeten Kommunikationsmittel angemessenen Umfang,
2. die Identität und Anschrift des Unternehmers, gegebenenfalls die Identität und Anschrift desje­

nigen Unternehmers, für den er handelt,
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3. der Gesamtpreis oder in Fällen, in denen ein solcher Preis auf Grund der Beschaffenheit der Ware 
oder Dienstleistung nicht im Voraus berechnet werden kann, die Art der Preisberechnung sowie 
gegebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Liefer- und Zustellkosten oder in Fällen, in denen diese 
Kosten nicht im Voraus berechnet werden können, die Tatsache, dass solche zusätzlichen Kosten 
anfallen können,

4. Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, soweit diese von den Erfordernissen unternehme­
rischer Sorgfalt abweichen,

5. das Bestehen des Rechts auf Rücktritt oder Widerruf und
6. bei Waren oder Dienstleistungen, die über einen Online-Marktplatz angeboten werden, die 

Information, ob es sich bei dem Anbieter der Waren oder Dienstleistungen nach dessen eigener 
Erklärung gegenüber dem Betreiber des Online-Marktplatzes um einen Unternehmer handelt.

(2) 1Bietet ein Unternehmer Verbrauchern die Möglichkeit, nach Waren oder Dienstleistungen 
zu suchen, die von verschiedenen Unternehmern oder von Verbrauchern angeboten werden, so 
gelten unabhängig davon, wo das Rechtsgeschäft abgeschlossen werden kann, folgende allgemeine 
Informationen als wesentlich:
1. die Hauptparameter zur Festlegung des Rankings der dem Verbraucher als Ergebnis seiner 

Suchanfrage präsentierten Waren oder Dienstleistungen sowie
2. die relative Gewichtung der Hauptparameter zur Festlegung des Rankings im Vergleich zu 

anderen Parametern.
2Die Informationen nach Satz 1 müssen von der Anzeige der Suchergebnisse aus unmittelbar und 
leicht zugänglich sein. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Betreiber von Online-Suchmaschinen im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 6 der Verordnung (EU) 2019/1150 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Juni 2019 zur Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer 
von Online-Vermittlungsdiensten (ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 57).
(3) Macht ein Unternehmer Bewertungen zugänglich, die Verbraucher im Hinblick auf Waren oder 
Dienstleistungen vorgenommen haben, so gelten als wesentlich Informationen darüber, ob und 
wie der Unternehmer sicherstellt, dass die veröffentlichten Bewertungen von solchen Verbrauchern 
stammen, die die Waren oder Dienstleistungen tatsächlich genutzt oder erworben haben.
(4) Als wesentlich im Sinne des § 5 a Absatz 1 gelten auch solche Informationen, die dem Verbraucher 
auf Grund unionsrechtlicher Verordnungen oder nach Rechtsvorschriften zur Umsetzung unions­
rechtlicher Richtlinien für kommerzielle Kommunikation einschließlich Werbung und Marketing 
nicht vorenthalten werden dürfen.

Verbotene Verletzung von Verbraucherinteressen durch unlautere 
geschäftliche Handlungen

(1) Die Verletzung von Verbraucherinteressen durch unlautere geschäftliche Handlungen ist verboten, 
wenn es sich um einen weitverbreiteten Verstoß gemäß Artikel 3 Nummer 3 der Verordnung (EU) 
2017/2394 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 über die Zusam­
menarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen 
Behörden und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 345 vom 27.12.2017, 
S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2019/771 (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 28; L 305 vom 
26.11.2019, S. 66) geändert worden ist, oder einen weitverbreiteten Verstoß mit Unions-Dimension 
gemäß Artikel 3 Nummer 4 der Verordnung (EU) 2017/2394 handelt.
(2) Eine Verletzung von Verbraucherinteressen durch unlautere geschäftliche Handlungen im Sinne 
des Absatzes 1 liegt vor, wenn
1. eine unlautere geschäftliche Handlung nach § 3 Absatz 3 in Verbindung mit den Nummern 1 

bis 31 des Anhangs vorgenommen wird,
2. eine aggressive geschäftliche Handlung nach § 4 a Absatz 1 Satz 1 vorgenommen wird,
3. eine irreführende geschäftliche Handlung nach § 5 Absatz 1 oder § 5 a Absatz 1 vorgenommen 

wird oder
4. eine unlautere geschäftliche Handlung nach § 3 Absatz 1 fortgesetzt vorgenommen wird, die 

durch eine vollziehbare Anordnung der zuständigen Behörde im Sinne des Artikels 3 Nummer 6 
der Verordnung (EU) 2017/2394 oder durch eine vollstreckbare Entscheidung eines Gerichts 
untersagt worden ist, sofern die Handlung nicht bereits von den Nummern 1 bis 3 erfasst ist.

(3) Eine Verletzung von Verbraucherinteressen durch unlautere geschäftliche Handlungen im Sinne 
des Absatzes 1 liegt auch vor, wenn
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1. eine geschäftliche Handlung die tatsächlichen Voraussetzungen eines der in Absatz 2 geregelten 
Fälle erfüllt und

2. auf die geschäftliche Handlung das nationale Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europä­
ischen Union anwendbar ist, welches eine Vorschrift enthält, die der jeweiligen in Absatz 2 
genannten Vorschrift entspricht.

Vergleichende Werbung
(1) Vergleichende Werbung ist jede Werbung, die unmittelbar oder mittelbar einen Mitbewerber oder 
die von einem Mitbewerber angebotenen Waren oder Dienstleistungen erkennbar macht.
(2) Unlauter handelt, wer vergleichend wirbt, wenn der Vergleich
1. sich nicht auf Waren oder Dienstleistungen für den gleichen Bedarf oder dieselbe Zweckbestim­

mung bezieht,
2. nicht objektiv auf eine oder mehrere wesentliche, relevante, nachprüfbare und typische Eigen­

schaften oder den Preis dieser Waren oder Dienstleistungen bezogen ist,
3. im geschäftlichen Verkehr zu einer Gefahr von Verwechslungen zwischen dem Werbenden und 

einem Mitbewerber oder zwischen den von diesen angebotenen Waren oder Dienstleistungen oder 
den von ihnen verwendeten Kennzeichen führt,

4. den Ruf des von einem Mitbewerber verwendeten Kennzeichens in unlauterer Weise ausnutzt 
oder beeinträchtigt,

5. die Waren, Dienstleistungen, Tätigkeiten oder persönlichen oder geschäftlichen Verhältnisse eines 
Mitbewerbers herabsetzt oder verunglimpft oder

6. eine Ware oder Dienstleistung als Imitation oder Nachahmung einer unter einem geschützten 
Kennzeichen vertriebenen Ware oder Dienstleistung darstellt.

Unzumutbare Belästigungen
(1) 1Eine geschäftliche Handlung, durch die ein Marktteilnehmer in unzumutbarer Weise belästigt 
wird, ist unzulässig. 2Dies gilt insbesondere für Werbung, obwohl erkennbar ist, dass der angespro­
chene Marktteilnehmer diese Werbung nicht wünscht.
(2) Eine unzumutbare Belästigung ist stets anzunehmen
1. bei Werbung mit einem Telefonanruf gegenüber einem Verbraucher ohne dessen vorherige 

ausdrückliche Einwilligung oder gegenüber einem sonstigen Marktteilnehmer ohne dessen 
zumindest mutmaßliche Einwilligung,

2. bei Werbung unter Verwendung einer automatischen Anrufmaschine, eines Faxgerätes oder 
elektronischer Post, ohne dass eine vorherige ausdrückliche Einwilligung des Adressaten vor­
liegt, oder

3. bei Werbung mit einer Nachricht,
a) bei der die Identität des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht übermittelt wird, 

verschleiert oder verheimlicht wird oder
b) bei der gegen § 6 Absatz 1 des Telemediengesetzes verstoßen wird oder in der der Empfänger 

aufgefordert wird, eine Website aufzurufen, die gegen diese Vorschrift verstößt, oder
c) bei der keine gültige Adresse vorhanden ist, an die der Empfänger eine Aufforderung zur 

Einstellung solcher Nachrichten richten kann, ohne dass hierfür andere als die Übermitt­
lungskosten nach den Basistarifen entstehen.

(3) Abweichend von Absatz 2 Nummer 2 ist eine unzumutbare Belästigung bei einer Werbung unter 
Verwendung elektronischer Post nicht anzunehmen, wenn
1. ein Unternehmer im Zusammenhang mit dem Verkauf einer Ware oder Dienstleistung von dem 

Kunden dessen elektronische Postadresse erhalten hat,
2. der Unternehmer die Adresse zur Direktwerbung für eigene ähnliche Waren oder Dienstleis­

tungen verwendet,
3. der Kunde der Verwendung nicht widersprochen hat und
4. der Kunde bei Erhebung der Adresse und bei jeder Verwendung klar und deutlich darauf 

hingewiesen wird, dass er der Verwendung jederzeit widersprechen kann, ohne dass hierfür 
andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen entstehen.
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II. §§ 1 bis 8 PAngV
Preisangabenverordnung (PAngV)
Vom 12. November 2021 (BGBl. I S. 4921)

(FNA 720-17-3)
– Auszug –

Abschnitt 1  Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich; Grundsatz
(1) Diese Verordnung regelt die Angabe von Preisen für Waren oder Leistungen von Unternehmern 
gegenüber Verbrauchern.
(2) Diese Verordnung gilt nicht für
1. Leistungen von Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts, soweit es sich nicht um Leistungen 

handelt, für die Benutzungsgebühren oder privatrechtliche Entgelte zu entrichten sind;
2. Waren und Leistungen, soweit für sie auf Grund von Rechtsvorschriften eine Werbung unter­

sagt ist;
3. mündliche Angebote, die ohne Angabe von Preisen abgegeben werden;
4. Warenangebote bei Versteigerungen.
(3) 1Wer zu Angaben nach dieser Verordnung verpflichtet ist, hat diese
1. dem Angebot oder der Werbung eindeutig zuzuordnen sowie
2. leicht erkennbar und deutlich lesbar oder sonst gut wahrnehmbar zu machen.
2Angaben über Preise müssen der allgemeinen Verkehrsauffassung und den Grundsätzen von Preis­
klarheit und Preiswahrheit entsprechen.

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bedeutet
1. „Arbeits- oder Mengenpreis“ den verbrauchsabhängigen Preis je Mengeneinheit einschließlich 

der Umsatzsteuer und aller besonderen Verbrauchssteuern für die leitungsgebundene Abgabe von 
Elektrizität, Gas, Fernwärme oder Wasser;

2. „Fertigpackung“ eine Verpackung im Sinne des § 42 Absatz 1 des Mess- und Eichgesetzes;
3. „Gesamtpreis“ den Preis, der einschließlich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile für 

eine Ware oder eine Leistung zu zahlen ist;
4. „Grundpreis“ den Preis je Mengeneinheit einer Ware einschließlich der Umsatzsteuer und 

sonstiger Preisbestandteile;
5. „lose Ware“ unverpackte Ware, die durch den Unternehmer in Anwesenheit der Verbraucher, 

durch die Verbraucher selbst oder auf deren Veranlassung abgemessen wird;
6. „offene Packung“ eine Verkaufseinheit im Sinne des § 42 Absatz 2 Nummer 1 des Mess- und 

Eichgesetzes;
7. „Selbstabfüllung“ die Abgabe von flüssiger loser Ware, die durch die Verbraucher selbst in die 

jeweilige Umverpackung abgefüllt wird;
8. „Unternehmer“ jede natürliche oder juristische Person im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 8 des 

Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 
2010 (BGBl. I S. 254), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 
S. 3504) geändert worden ist, in der am 28. Mai 2022 geltenden Fassung;

9. „Verbraucher“ jede natürliche Person im Sinne des § 13 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Abschnitt 2  Grundvorschriften

Pflicht zur Angabe des Gesamtpreises
(1) Wer als Unternehmer Verbrauchern Waren oder Leistungen anbietet oder als Anbieter von Waren 
oder Leistungen gegenüber Verbrauchern unter Angabe von Preisen wirbt, hat die Gesamtpreise anzu­
geben.
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(2) 1Soweit es der allgemeinen Verkehrsauffassung entspricht, sind auch die Verkaufs- oder Leistungs­
einheit und die Gütebezeichnung anzugeben, auf die sich die Preise beziehen. 2Auf die Bereitschaft, 
über den angegebenen Preis zu verhandeln, kann hingewiesen werden, soweit es der allgemeinen 
Verkehrsauffassung entspricht und Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen.
(3) Wird ein Preis aufgegliedert, ist der Gesamtpreis hervorzuheben.

Pflicht zur Angabe des Grundpreises
(1) 1Wer als Unternehmer Verbrauchern Waren in Fertigpackungen, offenen Packungen oder als 
Verkaufseinheiten ohne Umhüllung nach Gewicht, Volumen, Länge oder Fläche anbietet oder als 
Anbieter dieser Waren gegenüber Verbrauchern unter Angabe von Preisen wirbt, hat neben dem 
Gesamtpreis auch den Grundpreis unmissverständlich, klar erkennbar und gut lesbar anzugeben. 2Auf 
die Angabe des Grundpreises kann verzichtet werden, wenn dieser mit dem Gesamtpreis identisch ist.
(2) Wer als Unternehmer Verbrauchern lose Ware nach Gewicht, Volumen, Länge oder Fläche anbietet 
oder als Anbieter dieser Waren gegenüber Verbrauchern unter Angabe von Preisen wirbt, hat lediglich 
den Grundpreis anzugeben.
(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf
1. Waren, die über ein Nenngewicht oder Nennvolumen von weniger als 10 Gramm oder 10 

Milliliter verfügen;
2. Waren, die verschiedenartige Erzeugnisse enthalten, die nicht miteinander vermischt oder ver­

mengt sind;
3. Waren, die von kleinen Direktvermarktern, insbesondere Hofläden, Winzerbetrieben oder 

Imkern, sowie kleinen Einzelhandelsgeschäften, insbesondere Kiosken, mobilen Verkaufsstellen 
oder Ständen auf Märkten oder Volksfesten, angeboten werden, bei denen die Warenausgabe 
überwiegend im Wege der Bedienung erfolgt, es sei denn, dass das Warensortiment im Rahmen 
eines Vertriebssystems bezogen wird;

4. Waren, die im Rahmen einer Dienstleistung angeboten werden;
5. Waren, die in Getränke- und Verpflegungsautomaten angeboten werden;
6. Kau- und Schnupftabak mit einem Nenngewicht bis 25 Gramm;
7. kosmetische Mittel, die ausschließlich der Färbung oder Verschönerung der Haut, des Haares 

oder der Nägel dienen;
8. Parfüms und parfümierte Duftwässer, die mindestens 3 Volumenprozent Duftöl und mindestens 

70 Volumenprozent reinen Ethylalkohol enthalten.

Mengeneinheit für die Angabe des Grundpreises
(1) 1Die Mengeneinheit für den Grundpreis ist jeweils 1 Kilogramm, 1 Liter, 1 Kubikmeter, 1 Meter 
oder 1 Quadratmeter der Ware. 2Bei Waren, die üblicherweise in Mengen von 100 Liter und mehr, 
50 Kilogramm und mehr oder 100 Meter und mehr abgegeben werden, ist für den Grundpreis die 
Mengeneinheit zu verwenden, die der allgemeinen Verkehrsauffassung entspricht.
(2) Bei nach Gewicht oder nach Volumen angebotener loser Ware ist als Mengeneinheit für den 
Grundpreis entsprechend der allgemeinen Verkehrsauffassung entweder 1 Kilogramm oder 100 
Gramm oder 1 Liter oder 100 Milliliter zu verwenden.
(3) Bei zur Selbstabfüllung angebotener flüssiger loser Ware kann abweichend von der allgemeinen 
Verkehrsauffassung zusätzlich zum Grundpreis nach Absatz 2 der Grundpreis nach Gewicht ange­
geben werden.
(4) Bei Waren, bei denen das Abtropfgewicht anzugeben ist, ist der Grundpreis auf das angegebene 
Abtropfgewicht zu beziehen.
(5) 1Bei Haushaltswaschmitteln kann als Mengeneinheit für den Grundpreis eine übliche Anwendung 
verwendet werden. 2Dies gilt auch für Wasch- und Reinigungsmittel, sofern sie einzeln portioniert sind 
und die Zahl der Portionen zusätzlich zur Gesamtfüllmenge angegeben ist.

Preisangaben bei Fernabsatzverträgen
(1) Wer als Unternehmer Verbrauchern Waren oder Leistungen zum Abschluss eines Fernabsatzver­
trages anbietet, hat zusätzlich zu den nach § 3 Absatz 1 und 2 und § 4 Absatz 1 und 2 verlangten 
Angaben anzugeben,
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1. dass die für Waren oder Leistungen geforderten Preise die Umsatzsteuer und sonstige Preisbe­
standteile enthalten und

2. ob zusätzlich Fracht-, Liefer- oder Versandkosten oder sonstige Kosten anfallen.
(2) Fallen zusätzliche Fracht-, Liefer- oder Versandkosten oder sonstige Kosten an, so ist deren Höhe 
anzugeben, soweit diese Kosten vernünftigerweise im Voraus berechnet werden können.
(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf die in § 312 Absatz 2 Nummer 2, 3, 6, 9 und 10 
und Absatz 6 des Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten Verträge.

Rückerstattbare Sicherheit
1Wer neben dem Gesamtpreis für eine Ware oder Leistung eine rückerstattbare Sicherheit fordert, 
insbesondere einen Pfandbetrag, hat deren Höhe neben dem Gesamtpreis anzugeben und nicht in 
diesen einzubeziehen. 2Der für die rückerstattbare Sicherheit zu entrichtende Betrag hat bei der 
Berechnung des Grundpreises unberücksichtigt zu bleiben.

Preisangaben mit Änderungsvorbehalt; Reisepreisänderungen
(1) Die Angabe von Preisen mit einem Änderungsvorbehalt ist nur zulässig
1. bei Waren oder Leistungen, für die Liefer- oder Leistungsfristen von mehr als vier Monaten 

bestehen, soweit zugleich die voraussichtlichen Liefer- und Leistungsfristen angegeben 
werden, oder

2. bei Waren oder Leistungen, die im Rahmen von Dauerschuldverhältnissen erbracht werden.
(2) Der in der Werbung, auf der Webseite oder in Prospekten eines Reiseveranstalters angegebene 
Reisepreis darf nach Maßgabe des § 651 d Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des 
Artikels 250 § 1 Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche geändert werden.
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